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229. Sitzung 

Bonn, den 3. Juli 1980 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 
zum Treffen der sieben Staats- und Regie-
rungschefs in Venedig und zu den Gesprä-
chen des Bundeskanzlers und des Bundes-
ministers des Auswärtigen in Moskau 

Das Wort  hat der Herr Bundeskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe dem Bundestag bereits 
über das Treffen der Staats- und Regierungschefs 
der Europäischen Gemeinschaft in Venedig berich-
tet. Ich habe heute zu berichten über das Treffen der 
Regierungs- und Staatschefs der sieben führenden 
demokratischen Industriestaaten der ganzen Welt 
in Venedig und über die Gespräche, die Herr Gen-
scher und ich am Montag und Dienstag dieser Wo-
che in Moskau geführt haben. 

Die Gespräche in Venedig und die Gespräche in 
Moskau haben sich in einer weltpolitisch und auch 
weltwirtschaftlich außerordentlich schwierigen Si-
tuation als nützlich für den Frieden und als nützlich 
für unsere Sicherheit erwiesen. Bei der Venediger 
Konferenz am 22. und 23. Juni 1980 hatten diesmal 
weltpolitische Probleme ein größeres Gewicht als 
bei früheren Treffen dieser sieben Staats- und Re-
gierungschefs. Aber die weltwirtschaftlichen The-
men sind deswegen nicht in den Hintergrund ge-
drängt worden. Vielmehr haben wir unsere Haltung 
gegen Protektionismus im Welthandel, gegen Infla-
tionierung der Währungen bekräftigt Wir haben die 
Bedeutung der Sicherung eigener Energie- und Er-
nährungsgrundlagen der Entwicklungsländer her-
vorgehoben. Wir haben an die OPEC-Staaten sowie 
an die kommunistischen Staaten appelliert, sich ver-
antwortungsbewußt an der  Entwicklungshilfe  zu be-
teiligen. Wir haben für unsere eigenen Volkswirt-
schaften deutliche Akzente gesetzt, vor allem hin-
sichtlich dessen, was man — nicht ganz zutreffend, 
aber volkstümlich — Entkoppelung von Energie-
verbrauch und Wirtschaftswachstum nennt. Ich 
will es genauer ausdrücken: Der Verbrauch von 
Energie je einer Mark zusätzlichen Sozialprodukts 
soll herabgesetzt werden. Oder um es noch einmal 
anders auszudrücken: Das Verhältnis des Zuwach

-

ses von Energieverbrauch zum Zuwachs des Sozial-
produkts soll bis zum Jahr 1990 auf 0,6 herabgesetzt 
werden. Wir sind überzeugt, daß wir das in unserem 
Lande schaffen können. 

Ich unterstreiche, was Präsident Ca rter dazu in 
den Vereinigten Staaten unmittelbar nach seiner 
Rückkehr aus Venedig gesagt hat, nämlich: Wir 
brauchen mehr Wirtschaftswachstum mit weniger 
Energie. Wir müssen Energie sparen. Wir müssen 
die Olimporte verringern, um unsere Unabhängig-
keit zu stärken. 

Für uns, für die Bundesrepublik Deutschland be-
deutet das: Wir werden unsere Politik „weg vom Öl" 
konsequent fortsetzen. 

Die Treffen dieser sieben Industriestaaten, an de-
nen auch der Präsident der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaft teilnimmt, haben sich im 
Laufe der letzten fünf Jahre als eine nicht zu entbeh-
rende weltwirtschaftspolitische Clearing-Stelle er-
wiesen, auch wenn vielleicht nicht für jedermann 
unmittelbar sichtbar wird, wie notwendig und nütz-
lich dieser vertrauliche Meinungsaustausch ist. Ich 
möchte übrigens die Rolle Japans in diesem Kreis 
besonders hervorheben. 

Unter weltpolitischem Blickwinkel ergab sich in 
Venedig eine übereinstimmende Einschätzung der 
Lage nach der sowjetischen Invasion in Afghanistan 
und eine Bekräftigung der Entschlossenheit der 
Vereinigten Staaten von Amerika und ihrer euro-
päischen Verbündeten zur engen Zusammenarbeit 
in allen aktuell wichtigen internationalen Fragen. 
Ich habe in Venedig sowohl im Zwiegespräch mit 
Präsident Carter als auch im Kreis der sieben Staats- 
und Regierungschefs unsere Absichten für die Ge-
spräche in Moskau ausführlich erläutert. Herr Gen-
scher hat das wenige Tage später im NATO-Rat in 
Ankara ebenfalls getan. 

Wir haben die volle Unterstützung unserer 
Freunde und Partner erhalten. Wir hatten niemand 
um ein Mandat gebeten, weil wir für die Bundesre-
publik Deutschland nach Moskau gehen wollten, im 
Interesse unseres Landes, im Interesse von uns 
Deutschen, und das heißt ja: im Interesse des Frie-
dens. 



18584 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 229. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 3. Juli 1980 

Bundeskanzler Schmidt 
Ich wiederhole: Bevor wir nach Moskau fuhren, 

waren unsere Freunde und Pa rtner genau infor-
miert. Sie wußten, wir würden in Moskau im Rah-
men der in Venedig präzisierten gemeinsamen Po-
sition des Westens sprechen. Dies ist auch tatsäch-
lich geschehen. 

Vielleicht sollte ich hier noch eines nachtragen. 
Schon am Vorabend des Treffens in Venedig hatte 
es einen ausführlichen Gedankenaustausch zwi-
schen Präsident Ca rter, Außenminister Muskie, 
Herrn Genscher und mir gegeben. Präsident Ca rter 
und ich haben in diesem Gespräch, das den engen 
und stetigen deutsch-amerikanischen Konsulta-
tionsprozeß fortsetzte, völlige Einigkeit zur Sache 
festgestellt. Unmittelbar vor der Abreise nach Mos-
kau hatte ich außerdem Gelegenheit zu einem län-
geren persönlichen Gespräch mit dem niederländi-
schen Ministerpräsidenten, Herrn van Agt, der mich 
am letzten Sonntag in Hamburg besuchte. Abgese-
hen von der Erörterung bilateraler und europäischer 
Fragen, auf die ich im heutigen Zusammenhang 
nicht eingehe, fand dabei natürlich auch ein Mei-
nungsaustausch über den bevorstehenden Besuch in 
der Sowjetunion statt. Es bestätigte sich dabei er-
neut die Übereinstimmung unserer beiden Regie-
rungen in der Beurteilung der internationalen 
Lage. 

Nun zu den Moskauer Gesprächen, meine Da-
men und Herren. In meiner Regierungserklärung 
am 17. Januar dieses Jahres hatte ich auf die vor-
dringliche internationale Aufgabe hingewiesen, 
eine Ausweitung der Krisen zu verhindern und sie 
zu entschärfen. Ich habe damals hinzugefügt — ich 
zitiere —: 

Wir wissen dabei, daß die Bundesrepublik 
Deutschland keine Großmacht ist. Aber wir sind 
im Rahmen unserer Möglichkeiten — und die 
sind nicht klein — beteiligt ... 

Ebenfalls habe ich schon damals am 17. Januar 
hier von diesem Pult aus meine Bereitschaft erklärt, 
mit dem sowjetischen Generalsekretär zusammen-
zutreffen. 

Die Bundesregierung hat seitdem ihre klare poli-
tische Linie in zahlreichen internationalen Begeg-
nungen vertreten. Sie hat wesentlich dazu beigetra-
gen, daß seit etwa zwei Monaten der internationale 
Dialog wieder in Gang gekommen und die Phase 
der Sprachlosigkeit überwunden worden ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben in Beratungen, vor allem mit Frank-
reich — ich denke hier an meine Begegnung mit 
Präsident Giscard d'Estaing und an die deutsch-fran-
zösische Erklärung vom 5. Februar — und mit den 
Amerikanern — ich denke insbesondere an meine 
Gespräche mit Präsident Carter und die deutsch-
amerikanische Erklärung vom 5. März — unsere 
Vorstellungen über eine westliche Antwort auf Af-
ghanistan und eine Entschärfung der internatio-
nalen Krisen insgesamt entwickelt. Wir haben uns 
aktiv und beharrlich für die Wiederaufnahme des 
internationalen Gesprächs eingesetzt. 

Wir haben uns natürlich auch an den Ost-West-
Begegnungen beteiligt, die seit den Trauerfeierlich-

keiten für Präsident Tito in Belgrad und seit den Be-
gegnungen am Rande der Feierlichkeiten zum 25. 
Jahrestag des österreichischen Staatsvertrags in 
Wien Gott sei Dank langsam wieder in Gang gekom-
men sind. Ich selbst habe Anfang Mai in Belgrad so-
wohl mit Herrn Gierek als auch mit Herrn Honek-
ker gesprochen. Herr Genscher hat Mitte Mai in 
Wien mit Herrn Gromyko gesprochen. Herr Gro-
myko hat seinerseits do rt  mit seinem amerikani-
schen Kollegen Muskie gesprochen. 

Die Gespräche des französischen Staatspräsiden-
ten am 19. Mai in Warschau mit Generalsekretär 
Breschnew und mit dem ersten Sekretär Gierek — 
Gespräche, deren Bedeutung in unseren eigenen 
Gesprächen vorgestern in Moskau sehr deutlich 
wurde — waren ein wichtiger weiterer Schritt zur 
Wiederaufnahme der Kontakte zwischen den füh-
renden Staatsmännern des Westens und des Ostens, 
der Gespräche und Kontakte, die ja gerade in 
schwierigen Zeiten zur Krisenbeherrschung unum-
gänglich sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Unser Besuch in Moskau folgte also einer klaren 
gemeinsamen Linie. Die Bundesregierung hatte die 
Wiederaufnahme des internationalen Gesprächs 
seit Beginn des Jahres gefordert, und sie ist mit un-
serem Zutun verwirklicht worden. Deshalb haben 
Minister Genscher und ich die Einladung zu einer 
Reise nach Moskau angenommen, die die so-
wjetische Führung im Frühjahr erneut ausgespro-
chen hat. 

Der Zweck dieses Besuches ist erreicht. Es hat 
sich erwiesen, daß direkte Gespräche in einer Welt-
lage, die unverändert durch eine Reihe schwerer 
Krisen gekennzeichnet wird, nicht nur notwendig, 
sondern auch nützlich sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der wichtigste Zweck unseres Besuches war es, 
der sowjetischen Führung unmittelbar unsere Sicht 
der gegenwärtigen Weltlage und ihrer Ursachen na-
hezubringen, der sowjetischen Führung einen direk-
ten Eindruck unserer tiefen Sorge zu vermitteln und 
umgekehrt die sowjetischen Auffassungen genau 
kennenzulernen. Von vornherein war klar, daß es 
nicht um Verhandlungen im technischen Sinne mit 
dem Ziel konkreter Entscheidungen gehen konn-
te. 

Wir hatten zwei sehr intensive Begegnungen mit 
Generalsekretär Breschnew, mit Ministerpräsident 
Kossygin und Außenminister Gromyko. Auf meinen 
Wunsch kam es auch zu einem Gespräch mit Vertei-
digungsminister Ustinow und seinem Generalstabs-
chef Marschall Ogarkow. 

In unserem Meinungsaustausch über interna-
tionale Fragen habe ich der sowjetischen Führung 
erneut die Grundlagen unserer Außenpolitik erläu-
tert: die Einbindung unserer Politik in die Euro-
päische Gemeinschaft und in das westliche Bünd-
nis. Ich konnte dabei positiv Bezug nehmen auf die 
Äußerung von Herrn Gromyko gegenüber dem Kol-
legen Genscher in Wien, daß die Sowjetunion nicht 
die Absicht habe, einen Keil zwischen die Bundesre- 
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Bundeskanzler Schmidt 
publik und ihre europäischen und atlantischen 
Bündnispartner zu treiben. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich habe dies ausdrücklich als eine Bestätigung da-
für gewertet, daß die sowjetische Führung weiß, daß 
man uns von unseren westlichen Pa rtnern nicht 
trennen kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die sowjetischen Gesprächspartner sind sodann 
im Laufe der Begegnungen auf ihre bekannte Kritik 
an der Politik der Vereinigten Staaten von Amerika 
zurückgekommen. Wir haben dieser Darstellung 
mit Bestimmtheit widersprochen. 

Die Ursachen der Afghanistan-Krise und die Fol-
gerungen, die aus ihr zu ziehen sind, wurden von 
beiden Seiten mit großer Sachlichkeit und unter 
Verzicht auf diplomatisches Beiwerk dargelegt. 
Diese Diskussion war nicht einfach. Ich habe dabei 
ausdrücklich Bezug genommen auf Inhalte der 
deutsch-französischen Erklärung vom Februar, auf 
die Erklärungen der Neun, auf die Erklärungen des 
Siebenergipfels in Venedig und auf das Kommuni-
qué der Außenministerkonferenz der NATO in An-
kara aus der vorigen Woche. Die sowjetische Füh-
rung weiß: Wir sind der Ansicht, daß die Interven-
tion in Afghanistan beendet und das Gleichgewicht 
in jener Region wiederhergestellt werden muß. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es bedarf dazu eines vollständigen Abzugs der so-
wjetischen Truppen und der Gewährleistung des 
Selbstbestimmungsrechts. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Wir haben der sowjetischen Führung empfohlen, auf 
die Sondierungsinitiative der islamischen Staaten 
einzugehen, wie sie nach der zweiten Islamabad-
Konferenz in Gang gesetzt worden ist, weil diese 
dem Willen der großen Mehrheit der Staaten der 
Dritten Welt entspricht, die sich durch das so-
wjetische Vorgehen in Afghanistan direkt betroffen 
fühlen. 

Die sowjetische Seite hat darauf hingewiesen, sie 
habe einige Truppen aus Afghanistan abgezogen. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir haben dies als einen Schritt bezeichnet, der 
dann in die richtige Richtung geht, wenn ein solcher 
Rückzug der Beginn einer kontinuierlichen Bewe-
gung ist, die bis zum vollständigen Abzug fortgesetzt 
wird. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und bei einzel

-

nen Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir haben vorgetragen, daß man über einen zeitli-
chen Fahrplan für eine politische Lösung nachden-
ken muß. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Denkt 
mal schön! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 

CSU: Was ist das?) 

Die Meinungsunterschiede zwischen der Bundes-
regierung und der sowjetischen Führung in der Af-

ghanistan-Frage sind vorgestern nicht überbrückt 
worden. Wir sind aber davon überzeugt, daß in Mos-
kau klar erkannt wird, daß das Afghanistan-Pro-
blem politisch gelöst, einer politischen Lösung zu-
geführt werden muß. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir haben uns im Kommuniqué gemeinsam für eine 
politische Regelung ausgesprochen. Beide Seiten 
haben zum Ausdruck gebracht, daß eine solche Re-
gelung nicht auf die lange Bank geschoben werden 
darf, sondern schnellstmöglich erfolgen muß. Dies 
betrachte ich als einen kleinen Schritt auf einem 
Wege, von dem wir alle wissen, daß er überaus 
schwierig ist. Afghanistan ist ein Weltproblem. Die 
Bundesrepublik Deutschland kann zur Lösung die-
ses Problems nur beitragen; gefunden werden muß 
die Lösung von den unmittelbar Beteiligten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Mit großem Ernst haben wir auch unsere Meinun-
gen über die Geiselnahme in Teheran ausgetauscht. 
Generalsekretär Breschnew und Außenminister 
Gromyko haben ausdrücklich auf frühere Äußerun-
gen der sowjetischen Regierung Bezug genommen, 
in denen die Geiselnahme als völkerrechtswidrig 
angesprochen und verurteilt wurde. Wir haben zum 
Ausdruck gebracht, daß diese völkerrechtswidrige 
Handlungsweise beendet werden muß. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und bei einzel

-

nen Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ausführlich haben wir über die Fragen der Sicher-
heit und der Zusammenarbeit zwischen West und 
Ost gesprochen. Ich habe unterstrichen, daß militä-
risches Gleichgewicht eine unverzichtbare Voraus-
setzung für Zusammenarbeit und für Frieden in Eu-
ropa und in der Welt ist Die Bundesregierung setzt 
sich immer wieder dafür ein, daß dieses Gleichge-
wicht auf einem möglichst niedrigen Niveau er-
reicht wird. Deshalb wollen wir konkrete Ergebnisse 
in der Rüstungskontrolle, in der Rüstungsbegren-
zung ;  aber — und dies habe ich ebenso mit Nach-
druck betont — wie bisher wird die Bundesrepublik 
Deutschland auch in Zukunft im Rahmen des westli-
chen Bündnisses ihren Verteidigungsbeitrag zum 
militärischen Gleichgewicht in Europa leisten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zum militärischen Gleichgewicht in Europa 
möchte ich an dieser Stelle eine Bemerkung einfü-
gen, die nicht im Zusammenhang mit meinem Be-
richt über die Reise nach Moskau steht. Präsident 
Giscard d'Estaing hat in seiner Pressekonferenz am 
letzten Donnerstag, dem 26. Juni, eine Entscheidung 
bekanntgegeben, die aus meiner Sicht ebenso der 
Erhaltung des Gleichgewichts dient wie der NATO- 
Beschluß vom 12. Dezember 1979, der sogenannte 
Doppelbeschluß. Ich teile mit Präsident Giscard die 
Auffassung, daß militärisches Gleichgewicht eine 
unverzichtbare Bedingung für Zusammenarbeit und 
Sicherheit in Europa ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Unsere sowjetischen Gesprächspartner haben die 
grundlegende Bedeutung des SALT-II-Vertrages 
für die Begrenzung der strategischen Potentiale un- 
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terstrichen, aber auch deren Bedeutung für das ge-
samte Verhältnis zwischen Moskau und Washing-
ton. Die sowjetischen Gesprächspartner wissen 
ebenso wie unsere amerikanischen Freunde, daß wir 
nachdrücklich für die Ratifikation und für die In-
kraftsetzung von SALT II eintreten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe in Moskau auch darauf hingewiesen, daß 
Präsident Carter eindeutig an SALT II festhält Der 
amerikanische Präsident hatte mich gebeten, in die-
sem Zusammenhang der sowjetischen Führung zwei 
Fragen zu übermitteln. Dies ist geschehen. Herr 
Genscher hat inzwischen Herrn Ca rter die Antwor-
ten überbracht. 

Ein ausführlicher, sehr intensiver Gedankenaus-
tausch wurde über die nuklearen Mittelstrecken-
waffen, die eurostrategischen Waffen insgesamt 
geführt. Ich habe erneut unsere tiefe Besorgnis über 
das Anwachsen des sowjetischen Mittelstreckenpo-
tentials erläutert. Insbesondere der schnelle Zu-
wachs von SS-20-Raketen und Backfire-Bombern, so 
habe ich vorgetragen, berühre das Gleichgewicht in 
einem Bereich, der für uns in Europa ein strategi-
scher Bereich ist. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Es ist der sowjetischen Führung durch unsere Ge-
spräche mit Herrn Breschnew vor zwei Jahren im 
Mai 1978 hier in Bonn und später mit anderen Polit-
büromitgliedern bekannt gewesen, daß die Bundes-
republik und daß die anderen Partner des Atlanti-
schen Bündnisses dieser Entwicklung nicht tatenlos 
würden zusehen können. Demgemäß ist dann unter 
unserer maßgeblichen Beteiligung der ausgewogene 
Doppelbeschluß der NATO am 12. Dezember 1979 
gefaßt worden. 

 Ich habe weiter erläutert,  alle Bündnispartner 
seien entschlossen, sowohl die Nachrüstungsmaß-
nahmen für eine begrenzte Zahl amerikanischer 
Mittelstreckenwaffen zu unterstützen, als auch den 
Rüstungsbegrenzungsvorschlag systematisch zu 
verfolgen. Wir träten dafür ein, daß jetzt endlich ver-
handelt werde, ohne Vorbedingungen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die sowjetische Seite, sowohl Generalsekretär 
Breschnew als auch Verteidigungsminister Ustinow, 
beriefen sich darauf, daß eine Veränderung des 
Gleichgewichts nicht vorliege. Durch die Zuführung 
der SS 20 werde weder die Zahl der Raketen noch 
die Gesamtsprengkraft dieser Waffenkategorie er-
höht Ich habe dem die außerordentliche militäri-
sche Verbesserung der sowjetischen Kapazität 
durch die SS 20 entgegengehalten. Uns bedrohe be-
sonders die starke Erhöhung der Zahl der Spreng-
köpfe dieses Arsenals, die sich von 1970 bis 1980 
mehr als verdoppelt hat. 

Der Generalsekretär nahm zu den Möglichkeiten 
einer vertraglichen Begrenzung dieser Waffenkate-
gorie ausführlich Stellung. Er erklärte, die Sowjet-
union könne nicht bereit sein, Verhandlungen über 
SALT III zu beginnen, ehe sie Klarheit über das wei-
tere Schicksal von SALT II habe. Die Sowjetunion 
bleibe auch dabei, daß ihr Verhandlungsangebot  

vom 6. Oktober 1979 — das war die Rede, die der Ge-
neralsekretär in Ost-Berlin gehalten hatte — nur 
gelte, sofern die Ausführung des Dezember-Be-
schlusses der NATO ausgesetzt, suspendiert werde. 
Weiter, drittens: die Sowjetunion sei nicht bereit, 
einseitige Begrenzungen ihres Potentials zu akzep-
tieren, auch nicht für begrenzte Zeit. Die so-
wjetische Führung hat meinen entsprechenden in 
diesem Frühjahr öffentlich vorgetragenen Gedan-
ken als in ihren Augen und für sie — ich zitiere —
„ungerecht" abgelehnt. 

Jedoch hat — viertens — der Generalsekretär an 
dieser Stelle einen neuen, konstruktiven Vorschlag 
eingebracht. Die sowjetische Führung erklärte die 
Bereitschaft, mit den Vereinigten Staaten von Ame-
rika auch schon vor Ratifikation von SALT II in bi-
laterale Gespräche über die Begrenzung nu-
klearer Mittelstreckenwaffen einzutreten. In die-
sen Gesprächen müsse über beiderseitige Mittel-
streckenwaffen unter Berücksichtigung aller Fakto-
ren gesprochen werden, welche in diesem Bereich 
die strategische Situation beeinflußten. Und er hat 
klargemacht, daß dabei auch die sogenannten for-
ward based systems einbezogen werden sollen. Ich 
bitte um Entschuldigung für diesen international ge-
bräuchlichen Fachausdruck. Ich übersetze ihn: die-
jenigen der bisher schon in Europa stationierten 
amerikanischen Nuklearwaffen, welche die Sowjet-
union erreichen können. Er hat hinzugefügt, die sich 
aus solchen Gesprächen ergebenden Vereinbarun-
gen könnten nach seiner, des Generalsekretärs, Auf-
fassung allerdings erst in Kraft treten nach Ratifika-
tion und Inkrafttreten von SALT II. 

Ich habe an dieser Stelle darauf hingewiesen, daß 
die Bundesrepublik Deutschland als Nichtnuklear-
macht an solchen Gesprächen und Verhandlungen 
nicht beteiligt sein würde; aber natürlich habe sie 
ein hohes Interesse an solchen Gesprächen und 
Verhandlungen. Und aus diesem Interesse heraus 
erlaubte ich mir die Bemerkung, daß dann entspre-
chende sowjetische Waffen ebenfalls in die Gesprä-
che einbezogen werden müssen. 

Zugleich habe ich die Bedeutung dieses neuen so-
wjetischen Vorschlags gewürdigt und eine sofortige 
Weiterleitung an Präsident Carter angekündigt. Ich 
habe gesagt, ich sei gewiß, daß der Vorschlag sorg-
fältig geprüft werden würde; und Herr Genscher hat 
dann einen Tag später, gestern abend, persönlich 
den amerikanischen Präsidenten unterrichtet. 

Nach der Unterredung mit dem Präsidenten und 
mit Außenminister Muskie hat der letztere gestern 
abend vor der amerikanischen Presse gesagt, daß die 
sowjetischen Verhandlungsvorschläge in der Alli-
anz sorgfältig und in einem konstruktiven Geist ge-
prüft werden müßten. Ich füge hinzu: Dies ent-
spricht auch der Auffassung der Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Mir scheint wichtig, daß damit eine neue Situa-
tion geschaffen ist. Die Forderung, den NATO-Be-
schluß auszusetzen, steht dem Beginn von Gesprä- 
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dien über beiderseitige Begrenzung von Mittel-
streckenwaffen nicht länger im Wege. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Der normale Prozeß im Vorfeld von Verhandlungen 
ist jetzt in Gang gesetzt. Ein Vorschlag der Vereinig-
ten Staaten und ihrer Verbündeten an die Adresse 
der Sowjetunion ist von dieser mit einer Qualifika-
tion beantwortet worden. Ich halte dies noch nicht 
für einen Durchbruch; denn ein Erfolg solcher Ge-
spräche, die lange dauern werden, ist noch nicht ab-
zusehen. Wohl aber scheint mir die Chance eröffnet, 
einen ungebremsten Rüstungswettlauf auf diesem 
Feld zu vermeiden. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Ich will in diesem Zusammenhang ausdrücklich 
meinem Moskauer Gastgeber beipflichten. General-
sekretär Breschnew hatte ausgeführt, daß schon der 
Beginn solcher Gespräche der Stabilisierung der 
Weltlage dienen kann. Ich möchte hinzufügen, daß 
mich der große Ernst und die ausschließliche Sach-
lichkeit der sowjetischen Gesprächspartner an die-
ser Stelle besonders beeindruckt haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich fühle mich durch den sowjetischen Vorschlag 
in meiner Auffassung bestärkt: Gespräche zur Be-
grenzung atomarer Mittelstreckenwaffen sind nicht 
nur notwendig, sondern sie sind auch möglich. Si-
cherlich werden die Gespräche und die Verhandlun-
gen schwierig und langwierig sein. Es war deshalb 
richtig, daß wir beiden Teilen des Dezember-Be-
schlusses der NATO das gleiche Gewicht gegeben 
haben, der Nachrüstung und der Rüstungsbegren-
zung, und wir halten an beiden Teilen fest. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben mit der sowjetischen Führung auch 
ausführlich über die Fortsetzung des KSZE-Prozes-
ses gesprochen. Es heißt im Kommuniqué dazu, daß 
sich alle Teilnehmer darum bemühen sollten, zum 
Erfolg dieses Folgetreffens beizutragen, das in die-
sem Herbst in Madrid geplant ist. Wir haben deut-
lich gemacht, daß zu einem solchen Erfolg Ver-
trauen in die Politik aller Teilnehmer der Konferenz 
erforderlich ist. Die weitere Entwicklung der inter-
nationalen Lage steht also im Zusammenhang mit 
einem Erfolg des Madrid-Treffens. 

Beide Seiten haben ihr großes Interesse daran 
zum Ausdruck gebracht, daß die MBFR-Verhand-
lungen in Wien nach siebenjähriger Verhandlungs-
dauer endlich zu ersten konkreten Ergebnissen füh-
ren. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Genscher und ich haben die Bedeutung der 
Datenfrage hervorgehoben und auf den im Dezem-
ber eingebrachten Vorschlag der NATO für ein Zwi-
schenergebnis hingewiesen. 

Die sowjetische Seite hat zu verstehen gegeben, 
daß sie beabsichtigt, demnächst in Wien neue Vor-
schläge zu machen, die sich auf die Zahl der Streit-
kräfte der Vereinigten Staaten von Amerika und der 

Sowjetunion konzentrieren und die eine Verbesse-
rung der bisherigen Vorschläge darstellen sollen. 
Wir werden auch diese Vorschläge gemeinsam mit 
unseren Verbündeten zur gegebenen Zeit aufmerk-
sam prüfen. 

Neben diesem ausführlichen Gedankenaustausch 
über internationale Probleme haben wir natürlich 
mit der sowjetischen Seite auch über die Entwick-
lung der bilateralen Beziehungen gesprochen. Ei-
nigkeit bestand darüber, daß die zweiseitigen Ver-
träge und Abmachungen, insbesondere der Vertrag 
vom 12. August 1970 und die gemeinsame Erklärung 
vom 6. Mai 1978, weiterhin die Grundlage unserer 
zweiseitigen, unserer bilateralen Beziehungen bil-
den. Beide Seiten sprachen sich erneut für die 
strikte Einhaltung, die volle Anwendung des Vier-
mächteabkommens vom September 1971 aus, das 
zur Beruhigung der Lage um und in Berlin beigetra-
gen hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe unser Interesse an einem weiteren Aus-
bau der Beziehungen mit der Deutschen Demo-
kratischen Republik betont. Dabei habe ich darauf 
hingewiesen, daß eine Erleichterung und Erweite-
rung des Besucherverkehrs aus der DDR in die Bun-
desrepublik Deutschland der Entspannung zwi-
schen West und Ost zugute kommen würde. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe mich gegenüber der sowjetischen Füh-
rung weiter für die Sache jener Deutschen einge-
setzt, die aus der Sowjetunion in die Bundesrepublik 
Deutschland ausreisen möchten, und habe insbeson-
dere auf die vielfachen Wünsche nach Familienzu-
sammenführung hingewiesen. Die sowjetische 
Seite wird diese Anliegen wohlwollend prüfen. 

(Beifall bei der SDP und der FDP) 

Während unseres Aufenthalts, während unserer 
Verhandlungen in Moskau haben die beiderseitigen 
Botschafter das Durchführungsabkommen zu dem 
langfristigen Wirtschaftsabkommen vom 6. Mai 
1978 unterzeichnet. Wir setzen damit unsere Politik 
der Ausfüllung der bestehenden Verträge fo rt. Wir 
messen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit 
der Sowjetunion, die natürlich im beiderseitigen 
wirtschaftlichen Interesse unserer Länder liegt, ins-
besondere auch politische Bedeutung bei. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben übrigens die sowjetische Führung 
daran erinnert, daß wir uns wie bisher an die Verein-
barungen in OECD und COCOM halten werden. 

Wir haben mit der sowjetischen Führung auch un-
sere Auffassung zu den drängenden Fragen erörtert, 
welche die Verfünfzehnfachung des Ö lpreises ins-
besondere für jene Entwicklungsländer aufwirft, 
die nicht über heimische Ölquellen verfügen. Wir 
haben auf die Rolle hingewiesen, welche auch die in-
dustrialisierten Länder Osteuropas zur Bewältigung 
dieser Probleme leisten müssen. Die sowjetische 
Seite hat dies anerkannt. Sie werden finden, daß das 
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im gemeinsamen Kommuniqué zum Ausdruck ge-
bracht worden ist. 

Nach Auffassung beider Seiten kommt unserer 
Kooperation, der deutsch-sowjetischen Zusam-
menarbeit, im Energiebereich eine besondere Be-
deutung zu. Wir haben zugestimmt, daß in nächster 
Zeit Vorverhandlungen eines westeuropäischen 
Konsortiums mit den zuständigen sowjetischen Stel-
len über ein großes Erdgasprojekt geführt wer-
den. 

Ein Wort  zur Bewertung, meine Damen und Her-
ren. Wir haben in einer schwierigen internationalen 
Lage schwierige Gespräche geführt. In einigen wich-
tigen Fragen standen die Standpunkte unvereinbar 
nebeneinander. Sie finden das auch im Kommuni-

qué wieder. Ich habe jedoch keinen Zweifel, daß die 
sowjetische Seite die Standpunkte der Bundesregie-
rung, die in allen wesentlichen Fragen gemeinsame 
Standpunkte mit unseren Freunden und Partnern 
sind, jetzt besser verstanden hat. Generalsekretär 
Breschnew hat am Schluß der Gespräche ausdrück-
lich versichert, daß er auch in den Bereichen, in de-
nen wir unterschiedlicher Meinung waren, mit sei-
nen Kollegen im Politbüro das bedenken wolle, was 
wir vorgetragen haben. Auch wir werden die Auffas-
sung der anderen Seite weiterhin sorgfältig beden-
ken. 

Dies alles gehörte zum Zweck dieser Reise. Nach 
Herrn Genschers und meiner Überzeugung ist die-
ser Zweck voll erfüllt worden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Darüber hinaus haben wir in einigen Fragen, ins-
besondere bei dem schwierigen Problem der nu-
klearen Mittelstreckenwaffen, Erkenntnisse und 
Hinweise erhalten, welche Ansätze für neue Lösun-
gen bilden können. Wir haben auch auf anderen Fel-
dern der sowjetischen Darlegungen mit großer Auf-
merksamkeit zugehört. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Wir werden die sowjetischen Darlegungen mit un-
seren Freunden und unseren Verbündeten sorgfäl-
tig und im Detail erwägen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die internationale Lage, insbesondere die West-
Ost-Beziehungen, bleiben schwierig, meine Damen 
und Herren. Den Beitrag, den die Bundesregierung 
jetzt zur Lösung der bestehenden Krisen einbringen 
konnte und mußte, hat sie tatsächlich geleistet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Haltung der Bundesregierung in den Konsulta-
tionen mit unseren Verbündeten und in den Gesprä-
chen in Moskau entsprach präzise den Grundlinien 
unserer Außenpolitik, wie ich sie immer wieder 
dargelegt habe. Unsere Politik ist realistisch. Sie ist 
unmißverständlich und deshalb für andere auch be-
rechenbar. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Unsere Politik ist auf Frieden und Sicherheit und auf 
die Wahrung der Interessen aller Deutschen gerich-
tet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich darf wörtlich wiederholen, was ich am Montag 
in Moskau gegenüber unseren sowjetischen Gastge-
bern gesagt habe: Die drei tragenden Elemente un-
serer Politik sind erstens die feste Einbindung der 
Bundesrepublik Deutschland in das Atlantische 
Bündnis und in die Europäische Gemeinschaft im 
Wissen um die Gemeinsamkeit der Grundwerte und 
Interessen mit den Vereinigten Staaten von Ame-
rika und den anderen Verbündeten, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

zweitens die Politik der Zusammenarbeit und der 
Entspannung gegenüber unseren östlichen Nach-
barn, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

drittens die Politik der gleichberechtigten Pa rtner-
schaft mit den Staaten der Dritten Welt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich will auch wiederholen, was ich im Mai 1978 
vor den Vereinten Nationen über internationale 
Krisenbeherrschung gesagt habe, nämlich: Sie er-
fordere den politischen Willen, erstens Provokatio-
nen zu vermeiden, zweitens den anderen unsere 
eigenen Entscheidungsmöglichkeiten, unsere 
eigenen Optionen unmißverständlich zu erklären, 
drittens gefährliche Situationen durch Kompromiß-
bereitschaft zu entschärfen und viertens den Betei-
ligten die Wahrung ihres Gesichts zu ermögli-
chen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese Darlegungen haben damals — das ist zwei 
Jahre her —, lange vor Afghanistan, als theoreti-
sches Konzept in der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen allgemeine Zustimmung gefunden. 
Seit Ausbruch der Krisen um Iran und um Afghani-
stan gilt es, ein solches Konzept tatsächlich in die 
Praxis der Staaten umzusetzen. 

(Beifall bei der  SPD und der FDP) 

Und dies tut die Bundesregierung — nicht mit 
großen Worten, sondern durch besonnenes Han-
deln. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Unsere Sicherheit und der Friede werden nicht 
durch große Reden gewahrt, sondern nur durch be-
harrliche Kärrnerarbeit. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD 
und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort  hat der Minister-
präsident des Freistaates Bayern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD und der FDP) 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Der Herr Bundeskanzler hat am Ende seiner 
Ausführungen die subjektive Feststellung getroffen, 
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daß in seinen Augen und in den Augen des Herrn 
Außenministers der Zweck der Reise erreicht wor-
den sei. Ich kann mir auch schwer vorstellen — 
obendrein angesichts der Vorgeschichte dieser Rei-
se —, daß ihm eine umgekehrte Feststellung mög-
lich gewesen wäre. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Es wird aber viele denkende, der Geschichte und 
der Zeitgeschichte bewußte Bürgerinnen und Bür-
ger in unserem Land, in den Ländern unserer Bünd-
nispartner und in anderen Ländern geben, die mit 
dieser Feststellung nicht übereinstimmen. 

Es ist allerdings schwer, den Zweck der Reise zu 
definieren. Denn ursprünglich wurde der Zweck der 
Reise damit begründet, daß man wieder in den Dia-
log eintreten wolle, daß man der Sowjetunion den 
Abzug ihrer Truppen aus Afghanistan abringen wol-
le, daß man in der Frage des Rüstungsgleichge-
wichts, in der Frage der Mittelstreckenraketen 
durch die eigenen Vorschläge sowjetisches Entge-
genkommen, den Beginn der Problemlösung errei-
chen werde. Von all dem ist nur noch übrig geblie-
ben, daß es gut gewesen sei, miteinander geredet zu 
haben. 

(Wehner [SPD]: Alles ist eingehalten wor

-

den, Herr Ministerpräsident!) 

— Miteinander geredet zu haben. — Denn von Ver-
handlungen kann man in dem Zusammenhang nicht 
reden. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Das hat auch 
niemand!) 

Nachdem ich nun diese Erklärung gehört habe, 
wundert es mich, warum wir am Dienstagabend 
diese geheimnisvollen Andeutungen über sensatio-
nelle Vorschläge der sowjetischen Seite im Zusam-
menhang mit den Mittelstreckenraketen vernom-
men haben, Vorschläge, die so geheim seien, daß 
man sie erst den Bundesgenossen durch den Son-
derkurier Hans-Dietrich Genscher mitteilen müsse, 
bevor man sie der staunenden Öffentlichkeit über-
geben dürfe. Nach dem, was wir jetzt gehört haben, 
was das sowjetische Gegenangebot zu dem Morato-
riumsvorschlag des Bundeskanzlers war, kann ich 
nur feststellen: Man braucht kein Fachmann zu sein, 
um zu sagen: Das ist doch ein alter Hut. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Warten Sie auf die Antwort Amerikas!) 

— Herr Kollege Wehner sagt, ich solle auf die Ant-
wort Amerikas warten. Nun, es ist im Bündnis nicht 
üblich, daß man Mitteilungen eines Bündnispart-
ners nach einer Reise, die gerade von den Amerika-
nern und ihrer politischen Führung am allerwenig-
sten begrüßt worden ist, 

(Zurufe von der SPD) 

etwa abwertend beurteilt. Ich habe noch nie interna-
tionale Anregungen gehört, bei denen nicht das 
Echo war, sie seien konstruktiv und nützlich, man 
werde sie mit der gebotenen Sorgfalt prüfen. Das ge-
hört doch alles zu dem Zeremoniell der Sinngebung 

des Sinnlosen, aber nicht zu ernsthaften politischen 
Auseinandersetzungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Wehner [SPD]) 

— Herr Wehner, es wäre gut, wenn Sie mich ausre-
den lassen würden. Denn gerade Sie haben zur Ver-
giftung der Atmosphäre in diesem Zusammenhang 
Ihren dauernden Anteil beigetragen. — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn der Bundeskanzler damit sagen wollte, daß 
kein unmittelbarer Schaden eingetreten sei, dann 
würde ich ihm recht geben. Aber es geht nicht nur 
um die auf der Oberfläche erkennbaren unmittelba-
ren Schäden, es geht auch um die langfristige psy-
chologische, politische Wirkung solcher Vorgänge. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Regierungserklärung war ebenso dürftig wie 
die Behandlung der darin angedeuteten Probleme 
oberflächlich. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Ich wundere mich, warum man nicht in der Lage 
war, uns den Inhalt dieser Regierungserklärung we-
nigstens eine Stunde vorher zur Verfügung zu stel-
len. Gestern haben wir gehört, es fänden noch lau-
fend Konsultationen mit den Verbündeten statt, 
heute morgen um 8 Uhr sei noch eine Besprechung, 
in der letzte Hand an die Regierungserklärung an-
gelegt werden würde. Es ist für den Arbeitsstil und 
das gegenseitige Vertrauen in diesem Kabinett 
kennzeichnend, daß diese Platitüden, diese Gemein-
plätze, diese Oberflächlichkeiten in einer besonde-
ren Kabinettsitzung heute morgen um 8 Uhr den 
darob also verwunderten Kabinettsmitgliedern mit-
geteilt werden müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD]: Schwätzer!) 

Wenn der Bundeskanzler feststellt, daß besonne-
nes Handeln notwendig sei — wer würde dem wi-
dersprechen? Aber haben nicht auch Chamberlain 
und Daladier seinerzeit für sich besonnenes Han-
deln in Anspruch genommen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte die Rolle Helmut Schmidts in Moskau 
nicht mit der Chamberlains und Daladiers in Mün-
chen unmittelbar vergleichen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich gebrauche nicht falsche historische Vergleiche 
wie etwa den, daß wir uns im Jahre 1980 in einer 
Lage wie 1914 kurz vor dem Ausbruch des Ersten 
Weltkrieges befinden würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber besonnenes Handeln soll doch nur andeuten, 
daß hier einer, der nach meiner Meinung leider von 
den Problemen weniger versteht, als wir ihm ur-
sprünglich zugetraut oder von ihm erwartet hatten, 
als einziges noch eine Maxime von sich geben kann, 
die er zur Hervorhebung seiner Grundhaltung ge-
genüber der CDU/CSU besonders unterstreichen 
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wollte, er, der besonnen handelnde Staatsmann, und 
daneben die stürmischen Hitzköpfe, die mit den gro

-

ßen Redensarten, 

(Lachen bei der SPD) 

— ja, ja, ich kenne das alles —, diejenigen, von deren 
Äußerungen man „die Schnauze voll" habe, um ihn 
wörtlich zu zitieren usw. Ich darf nur sagen, Herr 
Bundeskanzler, ich spreche Ihnen nicht den Willen 
zur Besonnenheit ab, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD]: Hört! Hört! — Lachen bei der SPD 

und der FDP) 

aber den Instinkt, in der richtigen Stunde zu verste-
hen, welche Handlungsweise der Begriff „Besonnen-
heit" erfordern würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich nur am Rande sagen: Ich habe im 
Laufe der letzten Jahre und Monate mit der mir 
eigenen Vergessens- und Bewunderungskapazität 
aus Ihrem Munde gehört, welche Elemente die 
Grundlagen Ihrer Friedenspolitik seien: einmal die 
Mitarbeit im Bündnis, dann eine funktionsfähige 
Bundeswehr und dann auch die Bereitschaft zur Rü-
stungskontrolle, zur Rüstungsbegrenzung und zu 
Abrüstungsverhandlungen. Ich habe — bei der Wie-
dergabe von einem Tonband — im Wortlaut gehört, 
daß Sie an der Formulierung des Soldatengesetzes 
persönlich entscheidend mitgewirkt hätten. Sie soll-
ten doch auch einmal so bescheiden sein, zuzuge-
ben, daß seinerzeit Ihr in namentlicher Abstimmung 
gegebenes Nein zum Einbau einer Wehrverfassung 
in das Grundgesetz, Ihr in namentlicher Abstim-
mung abgegebenes Nein zum Eintritt der Bundesre-
publik Deutschland in die Atlantische Allianz kein 
Ausdruck der Besonnenheit, sondern parteipoliti-
scher Blindheit waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie darauf hinweisen, daß Sie an der For-
mulierung des Soldatengesetzes mitgewirkt haben, 
dann sollten Sie auch sagen, daß Sie dieses Gesetz 
damals gemeinsam mit Ihrer Fraktion abgelehnt ha-
ben und daß Sie Ihre Ablehnung damit begründet 
haben, daß man dem Wettrüsten auf deutschem Bo-
den nicht Vorschub leisten dürfe. Das sind genau 
dieselben Argumente, mit denen Sie heute eine in 
der Anlage verfehlte, im Ergebnis undurchsichtige 
und in der langfristigen Auswirkung gefährliche 
Reise als Akt der Besonnenheit auszugeben sich be-
mühen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist nur auffallend, daß Sie um so interessanter 
darüber reden, um so geheimnisvollere Andeu-
tungen machen, je weniger Sie recht haben in der 
Sache. Nicht die Vergangenheit oder die Zukunft 
muß man an der Geschichte studieren, sagt ein chi-
nesisches Sprichwort; dies ist richtig. 

(Lachen bei der SPD und der FDP) 

— Das ist richtig, auch wenn Ihnen die Quelle nicht 
paßt. — Der Berg gebar eine Maus, aber der Westen 

wird die politischen Alimente auf die Dauer bezah-
len. 

(Heiterkeit) 

Lassen Sie mich im Zusammenhang mit dieser 
Reise einen Vergleich anstellen. Es gibt zwei Reisen 
eines jeweiligen deutschen Bundeskanzlers nach 
Moskau, die besondere Aufmerksamkeit erweckt 
haben, die weltweite Beachtung gefunden haben 
und die mit besonderer Sorgfalt verfolgt worden 
sind. Das eine war die unter den damaligen Umstän-
den sensationelle Reise Konrad Adenauers nach 
Moskau im Jahre 1955, das andere die des heutigen 
Bundeskanzlers Schmidt im Jahre 1980. Die Reise 
Adenauers kann man — ich möchte nur einen Satz 
darüber sagen — als notwendig und richtig bezeich-
nen. Er hatte die Einbindung in den Westen gegen 
den erbitterten Widerstand der Sozialdemokrati-
schen Partei mit seiner parlamentarischen Mehrheit 
durchgesetzt, den Eintritt der Bundesrepublik 
Deutschland in die NATO. Dann kam die zielstrebi-
ge, behutsame, vorsichtige Regelung der Beziehun-
gen zu Moskau. Behutsam, besonnen, vorsichtig und 
zielstrebig — Ergebnis: Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen, Freilassung der Kriegsgefangenen. 

Die Reise Adenauers war genauso notwendig und 
nützlich, wie die Reise Schmidts überflüssig und ge-
fährlich war. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Pfui-Ruf von 
der SPD) 

— Es ist bezeichnend, daß Sie auf intellektuelle Be-
wertungen nur die Ausdrücke entweder blinden 
Beifalls oder gehässiger persönlicher Angriffe ha-
ben, aber mehr dazu nicht beizutragen vermögen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn die Reise Schmidts im Jahre 1980 erfolgte 
auf dem Hintergrund einer gefährdeten Allianz, im 
Alleingang und ohne Mandat der Bündnispartner. 

(Zuruf von der SPD: Unsinn!) 

Wenn ich hier über diese Reise nach Konzeption, 
Vorgeschichte, Hintergrund, Dramaturgie und Zeit-
punkt ein kritisches Urteil mir erlaube, dann nicht 
zuletzt deshalb, weil die Wahl des Zeitpunkts die-
ser Reise genauso instinktlos war wie der Besuch 
des gleichen Politikers ein Jahr nach dem Ein-
marsch der Warschauer-Pakt-Truppen in Prag am 
21. August 1969. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damals dauerte es ein Jahr; in der Zwischenzeit ge-
nügt ein halbes Jahr zwischen dem Einmarsch der 
russischen Truppen in Afghanistan mit seinen bru-
talen Folgewirkungen des Völkermordes in ganzen 
Bereichen bis zur Dramaturgie dieser Reise und ih-
rem dürftigen Ergebnis. 

Eine Weltkrise ist die Szene, in der diese Reise 
stattgefunden hat. Die Weltkrise hat nicht wie eine 
Krise stattgefunden, die durch Einwirkung höherer 
Umstände, von Menschengewalt nicht zu verhin-
dern, ausgelöst wird, die Weltkrise ist nicht eine 
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Weltkrise, sondern ein Akt brutaler sowjetischer 
Machtpolitik, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: So ist es!) 

eine Ausdehnung sowjetischer Machtkontrolle bei 
Gleichschaltung des innenpolitischen Systems in ei-
nem Land, von dem zu behaupten, es sei eine Bedro-
hung der Sowjetunion gewesen, eine Beleidigung 
der Welt und der Zeitgeschichte darstellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen uns doch nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß sich das Bündnis bei der Reise Adenauers 
im Zustand der Festigung, des Fortschritts und der 
vollen Funktionsfähigkeit befand, daß sich das 
Bündnis in diesem Jahre — und nicht ohne maßge-
bende Schuld europäischer Staatsmänner, an der 
Spitze Helmut Schmidt; 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

wenn ich mir diesen Ausdruck als Funktionsbe-
zeichnung hier erlauben darf — in einem Zustand 
befindet, der von neutraler Seite als „zerfallende Al-
lianz" bezeichnet wird. Die Frage ist nicht, ob man 
verbale Bekenntnisse zu Allianzen ablegt, ob man 
betont, man stehe zu dem Bündnis, man habe Ver-
trauen zu den Bündnispartnern, man sei bereit, die 
eigenen Bündnisverpflichtungen zu erfüllen, man 
lehne es mit Entrüstung ab, irgendwelche Unsolida-
rität zu zeigen. Das ist doch nicht das Entscheiden-
de. Kein Bündnis ist stärker als das Vertrauen der 
Bundesgenossen zueinander und die psychologi-
sche und politische Bereitschaft, alle Lasten, Konse-
quenzen aus diesem Bündnis, nicht nur seine Vor-
teile in Anspruch zu nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und da sieht es leider anders aus. 

Niemand wird dem langjährigen Korresponden-
ten der „Neuen Zürcher Zeitung" dem heutigen 
Chefredakteur Fred Luchsinger, absprechen, daß er 
ein scharfsinniger analytischer Beobachter, ein 
scharfsinniger Prognostiker und ein zuverlässiger 
Bewerter ist. Ich sage das auch im Wissen darum, 
wie oft seine kritischen Urteile uns oder mir persön-
lich gegolten haben. Aber das ist nicht das Thema. Er 
schrieb am 25./26. Mai 1980 unter der Überschrift 
„Zerfallende Allianz": 

Das Bild vom Zustand der freien Welt ist im 
letzten Vierteljahrhundert noch nie so düster 
gewesen, wie es sich zurzeit präsentiert. Die eu-
ropäisch-amerikanische Solidarität, die Grund-
lage und Voraussetzung der gemeinsamen Si-
cherheit und politischen Handlungsfähigkeit, 
zeigt in kritischer Situation tiefe Risse. 

Es gibt einen persönlichen Freund bzw. Anhänger 
des Herrn Bundeskanzlers, den jetzigen Leiter des 
Londoner Instituts für strategische Studien, Chri-
stoph Bertram. Er hat jüngst im „U.S. News & World 
Report" die Moskau-Reise des Kanzlers einen zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt schweren taktischen Feh-
ler genannt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zur Besonnenheit gehört auch die Fähigkeit, eigene 
Wünsche, parteipolitische Opportunitäten und per-
sönliche Ambitionen kritisch unter Kontrolle halten 
zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es war zu erwarten, daß alle regierungsamtlichen 
Kosmetiker Tag und Nacht tätig sein würden, um 
aus dieser Reise einen Erfolg zu machen. Aber das 
hält kritischer Beurteilung nicht stand. Die Reise 
war mindestens verfrüht, solange Moskau noch 
nicht das geringste ehrliche Signal zur Bereinigung 
des Afghanistan-Konflikts gegeben hat 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Naivität, sich von diesem sogenannten teilwei-
sen Truppenabzug gewissermaßen einen Auftakt für 
die Fortsetzung des löblichen Handelns bis zur Frei-
gabe zu versprechen, ist selbst für einen Fanatiker 
falsch verstandener Entspannungspolitik eine intel-
lektuell unzulässige und, wenn er in amtlicher Funk-
tion ist, für die Öffentlichkeit gefährliche Fehllei-
stung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Herr Bundeskanzler sollte doch wenigstens 
das nachlesen, was mit seiner Erlaubnis — die Infor-
mationen sind ja eh recht spärlich, die wir erhalten 
— von einer für die Auswertung solcher Dinge zu-
ständigen Stelle des Bundes als Brosamen selbst den 
Oppositionspolitikern zur Verfügung gestellt wird. 
Dann würde er diesem Bericht entnehmen, daß es 
sich hier um den Austausch für den Einsatz in dieser 
Gegend unbrauchbarer, verschlissener und im übri-
gen für die Erfüllung des Kampfauftrages nicht aus-
reichender Einheiten gehandelt habe und daß diese 
Einheiten selbstverständlich durch andere Einhei-
ten ersetzt würden. Wer glaubt, daß die Sowjetunion 
von Afghanistan her bedroht worden und daß sie 
deshalb gezwungen gewesen sei einzumarschieren, 
um den Einmarsch und das Vordringen ausländi-
scher Agenteneinheiten oder — hier sind die USA 
und China gemeint — ausländischer Kampfeinhei-
ten aufzuhalten, der glaubt allerdings auch das mit 
dem Teilabzug. 

Wir wissen doch, daß man in einer gefährlichen 
und häßlichen Zeit deutscher Geschichte einmal 
Wert darauf gelegt hat, militärische Stärke zu simu-
lieren statt militärische Stärke in Abrede zu stellen. 
Das war damals beim Einmarsch der deutschen 
Wehrmacht im Rheinland 1936, als Hitler dieselben 
Truppenteile dreimal — z. B. — in Heidelberg, ein-
marschieren ließ, um vorzutäuschen, über welche 
militärische Stärke er verfüge. Die Sowjetunion ist 
weiser. Sie macht genau das Gegenteil. Aber daß 
Diktaturen mit totaler Beherrschung der Medien, 
mit totaler Beherrschung des Informationsstromes 
in der Lage sind, Truppen scheinbar abzuziehen, um 
hernach bei Nacht — notfalls auf dem Luftweg — 
wieder ein Mehr an geeigneten Truppen hereinzu-
bringen, sollte doch erwachsene Männer nicht ver-
anlassen, einen solchen Unsinn als Beginn einer Lö-
sung des Afghanistan-Problems darzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 



18592 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 229. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 3. Juli 1980 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern) 
Die Reise schwächte auch den Widerstandswillen 

und die Geschlossenheit des Westens allein durch 
ihre Tatsache, durch ihren Zeitpunkt und durch das 
Vorpreschen eines Allianzpartners, dem diese Rolle 
nicht zugefallen wäre und der sie auch nicht hätte 
beanspruchen dürfen. 

Die Reise ermutigt Moskau auch, die erreichten 
Positionsgewinne zu behaupten. Notfalls wird die 
abendliche Lachstunde im Kreml verlängert. 

Viertens. Die Moratoriumsangebote Helmut 
Schmidts hinsichtlich der Verwirklichung des 
Nachrüstungsbeschlusses sind doch in Moskau 
trotz ihrer Schwäche und ihrer einseitigen Bevorzu-
gung der sowjetischen Position auf nackte Ableh-
nung gestoßen — eine vorläufige Bewertung. Man 
kann doch auch nicht an solchen Urteilen vorbeige-
hen, wie sie etwa so eine ausgewogene Wochenzei-
tung wie der „Economist" vom 28. Juni 1980 veröf-
fentlicht hat: Es sei unwahrscheinlich, daß Präsident 
Carter von Helmut Schmidt überzeugt worden sei, 
seine Plauderei mit Helmut Schmidt auf dem Gipfel 
von Venedig habe die Atmosphäre bereinigt, aber 
nicht die fundamentalen Meinungsverschiedenhei-
ten beseitigt Es heißt: „Der Präsident denkt, daß die 
Deutschen zu weich seien in ihren Verhandlungen 
mit den Russen, und der Kanzler fährt fo rt  zu glau-
ben, daß des Präsidenten Unberechenbarkeit eine 
Drohung sei für das, was von der Détente" — also 
von der Entspannung — „noch übriggeblieben sei." 

In der Weltmeinung hat sich doch der Begriff der 
„fundamental difference of opinion" zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Bundesrepublik 
Deutschland festgesetzt. Und wer hat diesen Begriff 
von der Differenz der Interessen in die Welt gesetzt, 
mit gefährlichen Argumenten begründet? — Das 
war Helmut Schmidt und niemand anders! 

Ich denke daran, daß Helmut Schmidt auf seiner 
Amerika-Reise davon gesprochen hat, daß es in 
Deutschland 16 Millionen Geiseln gebe, auf die man 
Rücksicht nehmen müsse. Abgesehen davon, daß es 
17 Millionen Einwohner der DDR sind, ist dazu zu 
sagen — ich habe das hier schon einmal erwähnt —: 
Das sind nicht 17 Millionen Geiseln, sondern das 
sind 17 Millionen Ankläger, daß der Geist von Hel-
sinki die Machtpraxis des Kommunismus noch nicht 
erfaßt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Ministerpräsident, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Brandt? 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Bitte 
sehr. 

Brandt (SPD): Herr Ministerpräsident, da ich den 
Eihdruck habe, daß Sie beim Sammeln der anderen 
Zitate noch nicht die Meldungen dieser Nacht ha-
ben zur Kenntnis nehmen können, 

(Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß [Bayern]: 
Ich muß Sie leider enttäuschen; ich habe sie 

gelesen!) 

frage ich Sie: Sind Sie geneigt, den Hause zuzuge

-

ben, daß der amerikanische Außenminister über den 
Präsidenten wörtlich gesagt hat — Sie können Eng

-

lisch so gut wie ich, nehme ich an — „He wanted the 
foreign minister to express to the chancellor his ap-
preciation for the way in which he had represented 
Western interests", d. h., der Präsident wünscht, daß 
der Außenminister dem Kanzler seine — des Präsi-
denten — Wertschätzung zum Ausdruck bringt für 
die Art, in der er westliche Interessen vertreten 
habe? 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP 
-Dr. Marx [CDU/CSU]: Wie sie sich jetzt 
freuen! Früher haben sie alle über Ca rter 

gemault!) 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Herr 
Kollege Brandt, vielleicht waren Sie gerade abwe-
send, um sich die Zitate zu besorgen. Ich bin schon 
zu- Beginn meiner Rede auf die Kommentare des 
Präsidenten und des Außenministers eingegangen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich würde gern auf Ihre englische Feststellungen 
eine lateinische Antwort geben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie besteht nur aus fünf Worten: o misericordia, o 
sancta simplicitas! In dieser Lage und sicherlich in 
Würdigung der Tischrede Helmut Schmidts, die al-
lerdings dem sowjetischen Volk durch Zensur nicht 
zur Kenntnis gebracht worden ist, blieb doch gar 
nichts anderes übrig, als zu dieser Reise, die der 
amerikanische Präsident nicht gewollt, für die er 
kein Mandat erteilt und die er wie seine Berater 
sehr skeptisch beurteilt hat —  

(Widerspruch bei der SPD) 

— Sie sind schon so desorientiert, daß Sie nicht ein-
mal mehr dann zustimmen, wenn ich das wiederho-
le, was Ihr Kanzler Helmut Schmidt in Venedig 
selbst über seine Reise gesagt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich darf wiederholen: Sicherlich hat man da oder 
dort im westlichen Ausland, in den Vereinigten 
Staaten von Amerika Schlimmeres befürchtet. Man 
hatte sich auf Schlimmeres eingestellt. Das ist nicht 
eingetreten. Aber der Zweck einer Reise liegt doch 
nicht darin, daß das Schlimmere nicht eingetreten 
ist. Die Vorschläge, die er mitgebracht hat — ich 
werde auf sie noch zu sprechen kommen —, sind in 
Amerika doch seit langer Zeit bekannt. Sie sind die 
bekannten Tricks, mit denen in Abrüstungsverhand-
lungen nicht zusammengehörende Teile zu einem 
solchen Verhandlungspaket verknüpft werden sol-
len, daß das sowjetische Ziel, nämlich die Erhaltung 
und Sicherung der strategischen Überlegenheit 
auch im europäischen Gebiet, dadurch international 
kodifiziert werden soll. Aber darauf komme ich noch 
zu sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Ministerpräsident, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Brandt? 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Bitte 
sehr. 
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Brandt (SPD): Herr Ministerpräsident, sind Sie ge-
neigt, folgende erweiterte Stellungnahme des ame-
rikanischen Außenministers zur Kenntnis zu neh-
men, die lautet: Außenminister Muskie erklärte 
weiter, Carter habe Genscher beauftragt, dem Bun-
deskanzler seinen Dank und seine Bewunderung 
auszudrücken. Carter habe Genscher versichert, er 
habe die Gespräche Schmidts in Moskau verfolgt; 
der Bundeskanzler habe mit Entschlossenheit und 
Klarheit den Standpunkt der Alliierten zu Afghani-
stan dargelegt."? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Wer 
die Gesetze internationaler Ausdrucksweise 
kennt, 

(Lachen bei der SPD und der FDP) 

wer zweitens die schwierige Lage Ca rters in seinem 
für ihn auch ungeheuer unsicheren Wahlkampf 
kennt, 

(Lachen bei der SPD und der FDP) 

der weiß doch, was von solchen Äußerungen zu hal-
ten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man soll sich doch weder von Harmoniebekundun-
gen in Kommuniqués noch von Übereinstimmungs-
erklärungen beim Gipfeltreffen von Staatsmännern 
noch durch solche selbstverständliche Akte interna-
tionaler Gefälligkeitssprache von dem ablenken las-
sen, was hier in der Substanz vor sich gegangen 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Das Schlimme ist doch, daß Sie als Regierungspartei 
in Ihrer wahlkampfpolitischen Besessenheit nicht 
einmal mehr die intellektuelle Fähigkeit haben, sol-
che Dinge so kritisch zu werten, wie es die Lage er-
fordert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist ja Naivität in chemischer Reinkultur, auch 
wenn sie aus dem Munde eines ehemaligen Bundes-
kanzlers vorgetragen worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Sicherlich hat auch Time" in einem A rtikel, der 
von der „Neuen Zürcher Zeitung" als Kapuzinerpre-
digt bezeichnet worden ist, die Problematik genau 
getroffen. Es heißt do rt : 

Washington ist sicherlich zu Unrecht voller 
Verdacht wegen der Mittelstreckenraketenan-
gelegenheit, aber die westeuropäische Politik 
seit Afghanistan war ausgerichtet darauf, die 
Sowjets zu beruhigen und in manchen amerika-
nischen Augen auch Appeasement-Politik, Be-
schwichtigungs-, Beruhigungs- und Anpas-
sungspolitik zu treiben. Die letzte Frage dar-
über hat nichts damit zu tun, was die Europäer 
den Amerikanern schulden 

— so heißt es dort, das ist auch richtig —  

— darüber sollte man gar nicht reden —, son-
dern was Europa sich selber schuldet. 

Genau in diese Diktion gehörte auch das jammer-
volle Tauziehen, dieser jammervolle, erbärmliche 
Schleiertanz wegen des Ja oder Nein zur Teilnahme 
an den Olympischen Spielen. Ich habe mich immer 
genau wie Kollege Helmut Kohl dagegen ausgespro-
chen, daß wir uns hier hinter den Amerikanern ver-
stecken oder verkriechen, von einem Akt der Soli-
darität oder der Freundschaft reden. Wir müssen 
unsere eigene moralische Wertordnung haben. Wer 
von Menschenrechten spricht und sich in dieser 
Weise gegenüber der Teilnahme in Moskau äußert 
oder verhält, der beweist, daß er einen gespaltenen 
Moralkodex hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es heißt dort weiter: 

Die Frage ist, ob diese Politik im wohlverstan-
denen langfristigen Interesse Europas ist. 

Und es heißt dort: 

Nein, das ist sie sicherlich nicht. 

Was Sie getan haben, liegt nicht im wohlverstande-
nen langfristigen Interesse Europas, es liegt in wahl-
politischen Vorteilen, und es liegt in kurzfristigen 
Pseudogewinnen, die Sie erzielen wollten, aber 
nicht in langfristigen Vorteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen : Herr Ministerpräsident, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Wehner? 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Ich 
muß mich dann mit den Zwischenfragen so lange be-
fassen, daß ich meine Redezeit nicht einhalten kann, 
aber bitte sehr. 

(Zurufe von der SPD) 

Präsident Stücklen: Sie ist unbegrenzt. 

Wehner (SPD): Herr Ministerpräsident, ich will Ih-
nen Ihre Redezeit nicht kürzen ;  nur veranlaßt mich 
Ihr Ausdruck „Moralkodex", Sie an etwas zu erin-
nern und das mit einer Frage zu verbinden. Sie ha-
ben als Bundesminister am 24. Februar 1955 wört-
lich erklärt: 

Der Kurswert der deutschen Politik wird ... bei 
Freund und Feind nicht nach Lautstärke und 
Schärfe der Opposition, auch nicht nach dem 
moralpolitischen Gehalt ihrer jeweiligen Argu-
mente bemessen, sondern ausschließlich nach 
der Nüchternheit, Zuverlässigkeit, Entschlos-
senheit und Stabilität der Politik der Bundesre-
gierung und des Bundestages. 

Gilt das, Herr Ministerpräsident, nach wie vor? 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Beifall bei der CDU/CSU) 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Ich 
darf Ihnen oder Ihrem Zitatenjäger sehr dankbar 
sein, Herr Kollege Wehner. Was Sie gesagt haben, 
gilt nicht nur, sondern ist auch die klassische Venir- 
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teilung der Verhaltensweise und Politik Helmut 
Schmidts. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD und der FDP) 

Aber Sie rechnen anscheinend schon mit Gedächt-
nisschwäche oder mit Kurzlebigkeit des Erinne-
rungsvermögens, denn gerade im Jahre 1955 haben 
Sie und Ihre Freunde in all Ihren Reden und in all 
Ihren Abstimmungen mit „moralischen" Argumen-
ten die Grundlagen dessen verhindern oder zerstö-
ren wollen, was Sie heute als unentbehrlich für un-
sere Sicherheit, für Freiheit und Frieden in An-
spruch nehmen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Ministerpräsident, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Brandt? 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Herr 
Präsident, ich bitte um Verständnis, aber ich möchte 
jetzt weiterreden. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich verweigere doch eine Antwort nicht deshalb, 
weil ich glaubte, ihr nicht gewachsen zu sein! 

(Lachen bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Er wollte nach dem Thema „Moral" 

fragen!) 

Aber es sollte schon ernstgenommen werden, 
wenn es in der gleichen Publikation heißt: 

Wenn diese Politik in ihrer Richtung so weiter-
geht, dann mag in Amerika eine Stimmung auf-
kommen „to hell with  them",  in die Hölle mit ih-
nen. Ein amerikanischer Isolationismus, lange 
ruhend, mag in der Tat eines Tages wieder an 
die Oberfläche kommen. Es gibt bereits Zei-
chen, daß diese Entwicklung begonnen hat. 

Sicherlich hat man die Reise mit mehr Skepsis 
verbunden, als die Grenzen der Redemöglichkeiten 
Helmut Schmidts es angezeigt erscheinen ließen. 
Aber auch der Sicherheitsberater Präsident Ca rters 
sagte zu dieser Reise: 

Weder will Schmidt ernsthaft die Afghanistan-
Nachwehen noch einen echten Rüstungsaus-
gleich zwischen den beiden Militärblöcken im 
Kreml diskutieren. Schmidts Überzeugung, daß 
die Entspannung teilbar ist, scheint definitiv zu 
sein — trotz unseres Appells. Was Schmidt will, 
ist die Herbeiführung eines für uns imaginären 
Ausgleiches zwischen Europa und der Sowjet-
union. 

Hier liegt des Pudels Kern. Es geht nicht — sei es in 
der Frage Afghanistan, sei es in der Frage des Rü-
stungsgleichgewichts — um den Ausgleich zwi-
schen Europa und der Sowjetunion; es geht hier 
um den Ausgleich zwischen den beiden Groß-
mächten, und es geht darum, daß die Sicherheitsin-
teressen des durch den Atlantik von Amerika ge-
trennten europäischen Teils der NATO nicht abge

-

koppelt werden. Genau darum und um nichts ande-
res geht es! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie wissen ja auch, daß sich Ihr und unser gemeinsa-
mer alter Freund Henry Kissinger in den letzten 
Wochen und Monaten dazu immer kritischer geäu-
ßert  hat. 

Nun haben Sie ja bekundet, Herr Genscher habe 
bereits in Wien von Herrn Gromyko erfahren, man 
denke nicht daran, die Europäer von den Amerika-
nern zu trennen. Meine Damen und Herren, kann 
man sich vorstellen, daß der russische Außenmini-
ster das Gegenteil gesagt hätte? Kann man sich vor-
stellen, daß er unter Sprache die wirkliche Aus-
drucksform seiner Meinungen oder seiner Absich-
ten versteht? Wer solchen Bekundungen Glauben 
schenkt, beweist eine Naivität und Simplizität des 
Urteils, die um so gefährlicher wird, je höher die 
Machtposition und der Rang dessen ist, der diese 
naiven Denkstrukturen sich zu eigen gemacht hat 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben am 31. Januar einen Brief an Beschnew 
geschrieben. Ich weiß nicht wie, aber gestern bei 
Verfolgung des Fernsehprogramms habe ich festge-
stellt, daß diese Briefe, die uns bisher vorenthalten 
worden sind, die als Staatsgeheimnis behandelt wor-
den sind, nunmehr sowohl in der Fernsehsendung 
im Auszug geboten worden sind wie offensichtlich 
auch einigen Agenturen zur Verfügung stehen. Ich 
kenne also jetzt den Text des Briefes, den Sie an Ge-
neralsekretär Breschnew geschrieben haben. 

Von diesem Brief verlange ich nicht, Herr Bundes-
kanzler, daß Sie, obwohl die afghanischen Ereignisse 
fünf Wochen vorher begonnen hatten und der bru-
tale Ablauf noch im vollen Gange war — im übrigen 
ja auch heute noch ist —, etwa hier die Gesetze der 
internationalen Sprache hätten verletzen und mit 
der bei diesem Anlaß gebotenen, entsprechenden 
moralischen Entrüstung hätten formulieren sollen. 
Das verlange ich nicht. Sie haben Ihre Grüße und 
Ihre guten Wünsche wiederholt, die Ihr Botschafter 
schon überbracht hatte. Das gehört zum internatio-
nalen Kodex. Sie haben davon gesprochen, daß die 
Bürger unseres Landes eine zuverlässige und vor-
aussehbare Politik auf der Grundlage der Prinzipien, 
die in der Charta der Vereinten Nationen niederge-
legt sind und die auch in der Schlußakte von Hel-
sinki Bekräftigung gefunden haben, erwarten. Sie 
haben davon gesprochen, daß unsere Menschen mit 
einem Gefühl der Sorge und tiefen Betroffenheit in 
das Neue Jahr und in das neue Jahrzehnt hineinge-
hen. — Damit haben Sie recht, auch wenn man das 
Jahr 1980 nicht mit 1914, sondern eher mit 1936 oder 
1938 vergleichen sollte, sofern man überhaupt ver-
gleicht — Sie haben von der Beunruhigung und Be-
troffenheit geschrieben, die darüber bestehe, daß 
„nunmehr durch das Vorgehen Ihres Landes in 
Afghanistan ein internationaler Krisenherd ge-
schaffen worden ist". Ich gebe Ihnen bei dieser Be-
wertung recht Man könnte sie auch schärfer defi-
nieren. Aber in einem Brief an den ersten Mann der 
großen Macht des anderen Lagers ist diese Sprache 
sicherlich im internationalen Verkehr richtig. 
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Viel aufschlußreicher ist die Antwort des Herrn 

Breschnew. Ich enthalte mich einer Kommentie-
rung. Ich bitte Sie nur, den Text, der jetzt den Agen-
turen offensichtlich vorliegt, selbst zu bewe rten. 
Breschnew sagt in seiner Antwortbotschaft auf den 
Brief vom 31. Januar — sie ist im März gekom-
men —, daß 

unsere Ansichten zur gegenwärtigen Lage in 
vielerlei Hinsicht auseinandergehen. Ich hatte 
schon wiederholt Veranlassung, 

— schreibt er — 

mich zu den wahren Gründen, die gegenwärtig 
die internationale Lage erschweren, und den 
Störungen zu äußern, die im Funktionieren der 
Entspannungsmechanismen aufgetreten sind. 
Sie wissen ja selbst, daß sie keineswegs mit den 
Ereignissen in Afghanistan, sondern sehr viel 
früher begonnen haben, als die Linie der ameri-
kanischen Regierung und der NATO-Verbün-
deten der USA, die auf eine Forcierung des 
Wettrüstens und die Sicherung der militäri-
schen Überlegenheit der USA in der Welt ge-
richtet ist, sowie das Bestreben Washingtons, 
internationale Probleme von der Position der 
Stärke aus zu lösen, immer klarer zutage traten. 
Diese Wende kam bereits hinreichend im Be-
schluß der NATO über die Stationierung neuer 
amerikanischer, auf die UdSSR und ihre Ver-
bündeten gerichteten Raketen in Westeuropa 
zum Ausdruck. Gerade eine dera rtige Politik 

— so schreibt Breschnew — 

untergräbt das internationale Vertrauen, ruft 
bei den Menschen Unsicherheit hinsichtlich 
der nächsten Zukunft hervor und führt zu einer 
erheblichen Verschlechterung der Lage in der 
Welt. Was Afghanistan anlangt, 

— dieses Kapitel ist wohl das Kernkapitel dieses 
Briefes  — 

so  haben wir schon mehrmals sowohl auf diplo-
matischem Wege als auch öffentlich den Regie-
rungen vieler Staaten, auch der Bundesrepublik 
Deutschland, erläutert, daß die Entsendung un-
serer Truppenkontingente dorthin auf wieder-
holtes Ersuchen der afghanischen Regierung 
hin erfolgte, die um Hilfe bei der Abwehr der 
von außen geführten Anschläge auf die Freiheit 
und Unabhängigkeit des afghanischen Volkes 
gebeten hat, und nachdem die Amerikaner be-
gonnen hatten, ihre Seestreitkräfte in der Nähe 
der südlichen Grenzen unseres Landes zu kon-
zentrieren. Uns bewegt also die Sorge um die 
eigene Sicherheit und die Sicherheit des mit 
uns befreundeten Afghanistans und sonst 
nichts. Wenn dies die Politiker einiger Länder 
nicht einsehen oder so tun, als ob sie das nicht 
einsähen, so ist das ihre Schuld. Unser Vorge-
hen bedroht keinen einzigen Staat dieser Re-
gion und noch viel weniger Länder, die Tau-
sende von Kilometern dort  entfernt sind. Ein 
reines Phantasieprodukt ist auch das Gerede 
von dem Bestreben der Sowjetunion, an das 
warme Meer, an den Indischen Ozean, vorzusto-

ßen und die Verbindungswege abzuriegeln, 

über die das 01 in die USA und nach West-
europa gelangt. Der tatsächliche Sinn all dieser 
Verleumdungen und der in den USA entfachten 
antisowjetischen Hysterie besteht, wie nun völ-
lig klar ist, darin, in den Ländern des Nahen und 
Mittleren Ostens etwas fester Fuß zu fassen, 
und zwar nicht nur in wirtschaftlicher, sondern 
auch in militärischer Hinsicht. Aufhorchen las-
sen muß auch der Umstand, daß man in den 
USA offensichtlich beschlossen hat, auch Pe-
king in die Durchführung der eigenen Pläne 
und Absichten einzubeziehen. Ich glaube auch, 
von Bonn ist das unschwer festzustellen: Die ge-
fährliche Neigung der gegenwärtigen Führung 
der Volksrepublik China zu militärischen Aben-
teuern und die allgemeine aggressive Ausrich-
tung ihrer Politik sind hinreichend bekannt. 
Sie 

— an den Bundeskanzler gerichtet — 

selbst haben ja auch wiederholt darauf aufmerk-
sam gemacht. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Die zerstörischen Grundsätze, die gegenwärtig 
die Linie der USA in den internationalen Ange-
legenheiten bestimmen, bedrohen auch die 
Lage in Europa mit verhängnisvollen Konse-
quenzen. Der NATO-Beschluß vom Dezember, 

(Wehner [SPD]: Immer noch Breschnew, 
ja?) 

— das müßten Sie doch gleich an der Sprache erken-
nen, Herr Wehner — 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Er kann es ja auch 

in russisch vorlesen!) 

bei dessen Zustandekommen die Bundesrepu-
blik Deutschland eine aktive Rolle spielte, hat 
die Lage in Europa spürbar erschwert und auch 
unsere bilateralen Beziehungen ernsthaft bela-
stet. Würde sich die Bundesrepublik Deutsch-
land den verschiedenen Sanktionen und Boy-
kotten anschließen, zu denen die USA ihre 
NATO-Verbündeten gegenwärtig verstärkt zu 
bewegen versuchen, so würde das die Lage nur 
weiter erschweren. Wir möchten nicht anneh-
men, daß Sie auf diese Bahn abrutschen. 

Und es heißt dann am Ende des nächsten Absat-
zes: 

Es ist logischer, an all das jetzt zu denken, als 
später Verlorenem nachzutrauern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, so ein 
von mir in Auszügen — sonst hätte ich länger verle-
sen müssen — zitierter Antwortbrief des Herrn Bre-
schnew an den Bundeskanzler. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Was hat 
denn der Bundeskanzler geantwortet?) 

Und das vor dem Hintergrund eines UN-Beschlus-
ses, bei dem eine überwältigende Mehrheit der Ver-
einten Nationen, und zwar 104 Staaten, 

(Wehner [SPD]: Sehr richtig!) 
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gegen 18 Staaten bei einigen Stimmenthaltungen 
und Nichtteilnahmen den brutalen Einfall in Afgha-
nistan als das bezeichnet hat, als was er nach den 
Tatsachen, nach allen Wertmaßstäben auch nur bei 
einem Mindestmaß an Ehrlichkeit zu bezeichnen 
ist. 

Interessant ist allerdings, wer gegen den Beschluß 
gestimmt hat: Äthiopien, Afghanistan, Angola, Bje-
lorußland, Bulgarien, DDR, Grenada, Jemen-Süd, 
Kuba, Laos, Mongolei, Mozambique, Polen, Sowjet-
union, Tschechoslowakei, Ukraine, Ungarn und 
Vietnam. Hier zeigt sich schon im Abstimmungsver-
halten der ganze sowjetische Machtgürtel, der trotz 
der Entspannungsbeteuerungen, trotz Helsinki, 
trotz aller bilateralen und multilateralen Erklärun-
gen in den 70er Jahren unter Mißbrauch dieser Ent-
spannungspolitik quer von Norden nach Süden, 
durch Asien, durch Mittelasien, durch den Mittleren 
Osten und hinein nach Afrika bis an die Grenzen 
Südafrikas angelegt worden ist. 

Aber, Herr Bundeskanzler, ich würde es an Ihrer 
Stelle als eine Beleidigung empfinden, wenn ein auf 
gleicher Ebene stehender — wenn man das bei Ih-
nen überhaupt unterstellen darf — 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

und  ranggleicher Chef eines anderen Staates es 
wagt, Ihnen diese Einheitslüge über den sowje-
tischen Einmarsch in Afghanistan als ernsthaftes 
Argument anzubieten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich hoffe, Herr Bundeskanzler, Sie haben diesen 
Brief dem amerikanischen Präsidenten gezeigt Er 
wird allerdings nicht überrascht sein; denn die in 
diesem Brief verwendeten Fehldarstellungen, Miß-
deutungen und absichtlichen Unwahrheiten sind 
schon aus den ganzen sowjetischen Erklärungen zu 
den Vorgängen in Afghanistan längst bekannt. 

Bei Afghanistan geht es nicht darum, einen un-
überlegten Streich, den die Sowjetführung vielleicht 
aus irgendwelchen Motiven der Unbeherrschtheit 
und der Unkontrolliertheit unternommen hat, jetzt 
wieder unter Wahrung des Gesichtes aller Beteilig-
ten in Ordnung zu bringen. Wer nicht weiß, daß die 
sowjetische Expansion nach Afghanistan, abgese-
hen von den mit ihr verbundenen Scheußlichkeiten, 
Brutalitäten und Grausamkeiten, der Anwendung 
moderner Massenvernichtungsmittel wie Napalm-
bomben gegen Bergstämme, ein logischer konse-
quenter, organischer Schritt der sowjetischen 
Machtpolitik unter Ausnutzung der Lage in Tehe-
ran, unter Ausnutzung des Weihnachtsfriedens der 
Welt war, der sollte allerdings besser im Sandkasten 
spielen, als sich mit strategischen Fragen zu befas-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Folgendes möchte ich in das Gedächtnis zurück-
rufen; ich sage  es nur in Stichworten. Mit Afghani-
stan hat die Sowjetunion ein strategisches Schlüs-
selland unter ihrer militärischen Kontrolle, das es 
bereits zur Zeit Alexanders des Großen war. Im 19. 
Jahrhundert hat sich dieses Schlüsselland bei dem 
Ringen der Engländer und der Russen wieder als  

solches erwiesen. Es ist außerdem nicht bedeutsam, 
ob die Russen eines Tages Truppen abziehen, son-
dern es ist wesentlich, daß die islamisch eingestellte 
Bevölkerung, die in der Mehrheit ist, bis dahin nicht 
ausgerottet und eine Kirchhofsruhe a la Pax Sowie

-
tica in diesem Lande erzwungen worden ist. Das ist 
das Entscheidende. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Entscheidende ist nicht, daß die Sowjetunion so 
lange bombt und zermalmt, bis ihr Marionettensy-
stem keinen innenpolitischen Widerstand mehr hat. 
Schließlich hatte auch Hitler seine Truppen aus ver-
schiedenen Ländern zum Teil wieder abgezogen, 
wenn der Auftrag der Eroberung und der Gleich-
schaltung mit dem NS-System erfüllt war. Das sagt 
nichts. Entscheidend ist, daß die Substanz des afgha-
nischen Volkes, die Vielfalt der Stämme, die Frei-
heit dieses Volkes, die Freiheit der islamischen Kul-
tur, die Freiheit des islamischen Menschenbildes in 
Afghanistan auch in Zukunft gewahrt bleiben und 
daß die Bevölkerung eine Möglichkeit hat, eine Re-
gierung zu bestimmen, die ihren Wünschen ent-
spricht, die von ihr getragen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Darum habe ich mich jüngst auch gegen alle fau-
len Versuche geäußert, unter der Freigabe Afghani-
stans etwa die Blockfreiheit des Landes — auch 
Kuba ist blockfrei — mit strategischer militärischer 
Kontrolle der Sowjetunion zu verstehen. Das wäre 
nicht Freiheit, das wäre nicht Neutralität, das wäre 
nicht Unabhängigkeit. Wenn hier von der Einmi-
schung ausländischer Kräfte die Rede ist, worum 
handelt es sich denn? Seit langer Zeit betreibt die 
Sowjetunion eine systematische Machtverlagerung, 
Machtvorverschiebung in Richtung Afghanistan. So 
hat die Zusammenarbeit schon mit der Monarchie 
begonnen. Die Monarchie ist nicht ohne sowjetische 
Hilfe, nicht ohne Einfluß des KGB gestürzt worden. 
Dann kamen diese Figuren wie Abu Daud. Er war 
nicht zuverlässig genug, ist gestürzt worden, hatte 
auch Widerstand in den eigenen Reihen. Dasselbe 
bei Taraki, der von Amin gestürzt worden ist. Amin 
konnte sich nicht mehr halten, wurde dann von den 
Sowjets gestürzt und in ihrem Auftrag ermordet. 
Jetzt folgte Karmal. Das sind doch keine Regierun-
gen, die vom Willen des afghanischen Volkes getra-
gen sind und die gegen ausländische Interventionen 
verteidigt werden müssen. Was hier als ausländi-
sche Intervention ausgegeben wird, ist doch nichts 
anderes als der Freiheitskampf der afghanischen 
Bergstämme, die zum Teil von außen humanitäre 
und auch waffentechnische Hilfe erhalten haben. 
Das ist der wirkliche Vorgang. 

Ich habe auch nicht vergessen — hier ist der Mo-
ralkatalog der gleiche geblieben —, daß seinerzeit 
auch auf finnischem Boden eine Exilregierung zur 
Rechtfertigung des Winterkrieges 1939/40 gegen 
Finnland errichtet worden ist. Man sollte noch 
heute den „Völkischen Beobachter" aus jener Zeit le-
sen, mit welcher Besorgnis, mit welcher leiden-
schaftlichen Anteilnahme die Goebbels-Publizisten 
damals die Bedrohung der Sowjetunion durch Finn-
land nachgewiesen, die Unerträglichkeit der militä-
rischen Situation für die Sowjetunion herausgestellt 
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und volles Verständnis für den Verteidigungskampf 
des sowjetischen Volkes, des sowjetischen Staates 
gegen die imperialistischen Finnen unterstrichen 
haben. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das alles gehört zu dem Katalog, den man sich — da-
für braucht man nicht so lange wie ich in der Politik 
zu sein — schon an den Schuhsohlen abgelaufen 
hat. 

Natürlich bedeutet der Einmarsch in Afghanistan, 
daß die sowjetischen Truppen 50 % der Grenze des 
Iran umstellt haben, d. h. jederzeit Aserbeidschan 
nehmen können — ein altes Ziel; das geht zurück 
auf das Jahr 1946, als sie es wieder räumen mußten 
— und auch Belutschistan unter ihre Kontrolle brin-
gen können und daß sie jederzeit und schneller im 
Iran sind, als es die Amerikaner jemals sein könnten, 
die im Gegensatz zur Sowjetunion gar nicht dorthin 
wollen. Das bedeutet die Einschüchterung Paid

-

stans, bedeutet die Warnung an die Volksrepublik 
China, bedeutet wachsenden Einfluß auf Indien, be-
deutet, 500 km nahe an das warme Meer, an den In-
dischen Ozean, gekommen zu sein. 

Was meint eigentlich Herr Breschnew, wenn er 
sagt, daß die amerikanischen Flotteneinheiten — es 
gibt sicherlich auch französische — in der Straße 
von Hormuz eine Konzentration von Seestreitkräf-
ten an der Südgrenze der Sowjetunion darstellten? 
Eine eigenartige geographische Vorstellung davon, 
wo die Grenze der Sowjetunion in der Zukunft lie-
gen könnte! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Zug zum warmen Meer, zur arabischen Halb-
insel, der Sprung über das Horn von Afrika nach 
Äthiopien, Angola und Mozambique! Diese Vor-
gänge in den 70er Jahren von uns und nicht zuletzt 
von mir hier von diesem Platz aus unzählige Male in 
Form beschwörender Warnungen vorgetragen, wur-
den seinerzeit mit demselben Gelächter, demselben 
Hohngeschrei, demselben Spott beantwortet. 

Jetzt sind wir im nächsten Kapitel. Aber offenbar 
wollen der Bundeskanzler und seine Gefolgschaft 
immer noch nicht erkennen, worum es geht. Das be-
ste Zeugnis dafür ist die Regierungserklärung von 
heute morgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Jetzt kommt's erst!) 

— Herr Wehner, ich möchte Ihnen doch noch ein-
mal die Ehre einer Antwort geben. Wer wie Sie die 
sowjetische Rüstung als eindeutig defensiv gekenn-
zeichnet hat, wer wie Sie um Verständnis für das 
Vorgehen der Sowjets in Afghanistan, um Verständ-
nis für die sowjetischen Sicherheitsnotwendigkei-
ten in der Vergangenheit fast täglich den Mund voll 
genommen hat, sollte ihn wenigstens hier halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Das war nun sehr parlamentarisch!) 

Ich habe hier von dieser Stelle aus zweimal nicht mit 
der plumpen Eindeutigkeit, mit der Sie die so-
wjetische Rüstung als defensiv — — 

(Brandt  [SPD]: Herr Präsident, wer ist hier 
Bundestagsabgeordneter?) 

— Es geht hier nicht darum, was jemand als Bundes-
tagsabgeordneter in der Öffentlichkeit sagt; denn da 
sind wir alle als Bürger gleich, ob MdB, MdL oder 
Ministerpräsident. — Aber wer mit derselben plum-
pen Eindeutigkeit wie Sie die sowjetische Rüstung 
als defensiv bezeichnet hat, 

(Liedtke [SPD]: Das paßt zu Ihnen!) 

muß sich auch gefallen lassen, zu hören, daß ich sie 
weder als defensiv noch als aggressiv bezeichnet 
habe. 

(Wehner [SPD]: Hört! Hört! Das zu hören 
macht mich nachdenklich!) 

— Sie haben doch sonst eine so gute Kenntnis, einen 
so vorbildlichen Zettelkatalog. Warum verdrängen 
Sie denn aus Ihrem Bewußtsein das, was nicht in Ihr 
Klischee paßt? 

Ich habe unzählige Male und zweimal hier im 
Bundestag gesagt: Die sowjetische Rüstung ist nach 
drei Kriterien zu beurteilen. Das erste Kriterium 
sind die augenblicklichen Absichten der sowje-
tischen Führung. Hier habe ich hinzugefügt: Sie lau-
fen nicht auf einen dritten Weltkrieg hinaus. Wie 
lange diese Absichten bestehenbleiben, ist eine Fra-
ge, die nicht zuletzt von uns beantwortet wird. Je 
stärker und glaubwürdiger das Bündnis ist, desto 
länger wird die Friedlichkeit der Absichten bis zur 
Ewigkeit erhalten bleiben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Das zweite Kriterium, von dem ich gesprochen 
habe, ist das sowjetische Potential. Ich will hier 
keine Zeit mehr darauf verwenden, es im einzelnen 
zu schildern, sondern nur sagen: Es ist in den 70er 
Jahren so ausgebaut worden, daß es zu sämtlichen 
militärischen Optionen die erforderlichen Instru-
mente zur Verfügung stellt, gleichgültig wo, gleich-
gültig wann, gleichgültig in welchem Umfang. 

Das dritte Kriterium sind die langfristigen strate-
gischen Ziele der Sowjetunion. Hier habe ich aus 
meiner Meinung nie ein Hehl gemacht. Ich tadle die 
Sowjetunion deshalb gar nicht. Es ist einfach eine 
Tatsachenfeststellung, daß die langfristigen strategi-
schen Ziele eine Mischung von weltrevolutionärer 
Zielsetzung mit russischem Imperialismus traditio-
neller Bedeutung sind. So sind ja auch das Ausgrei-
fen  in Afrika, der Export  revolutionärer Ideologien, 
die Entwicklungshilfe in Form von Bewaffnung zur 
Entfesselung von Bürgerkriegen oder sogenannten 
Befreiungskriegen zu verstehen. Daher auch der mi-
litärische Aufbau im Südjemen. Daher die zuneh-
mende Einschüchterung sowohl Pakistans als auch 
Indiens und auch der arabischen Länder, vor allem 
auf der arabischen Halbinsel. Und daher auch der 
Sprung bis an die Südgrenze Afghanistans! 
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Wer das nicht sieht, hat eigentlich die moralische 

Berechtigung verloren, in einem Parlament mit 
Ernsthaftigkeit mitreden zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Ministerpräsident, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordne-
ten Dr. Hamm-Brücher? 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Ich 
möchte meine Rede zu Ende führen. 

(Franke [CDU/CSU]: Sie soll auf die Regie

-

rungsbank! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Denn die Taktik geht ja nur dahin, durch eine Reihe 
von scheinbaren Zwischenfragen — es sind ja gar 
keine echten — den Duktus der Rede der Öffent-
lichkeit unverständlich zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist doch unverkennbar, daß mit dem Vormarsch 
an die Südgrenze Afghanistans auch die Stabilität 
vor allem der monarchistisch-feudalistischen Re-
gime auf der arabischen Halbinsel erschüttert wer-
den soll. Daß sie zugleich die Erdölhauptproduzen-
ten und -lieferanten sind, fügt sich sicher in das Bild. 
Dazu gehört der Machtgürtel, der heute von der 
Nordgrenze Afghanistans bis zur Südgrenze Afrikas 
reicht. Dazu gehört die Festsetzung in den Positio-
nen: Angola, Mozambique und Athiopien. Dazu ge-
hört  die bewußte Einschüchterung der Blockfreien. 
Dazu gehört das erkennbare Bestreben, die strategi-
sche Kontrolle über die Fördergebiete von Energie 
und die Gewinnungsgebiete von Rohstoffen, von de-
nen die Europäer abhängen, zu erlangen. Und dazu 
gehört zum Schluß die Forderung einer geostrategi-
schen oder geopolitischen Neuverteilung der 
Welt. 

Das sind die zwölf Punkte. Darüber hätte man in 
Moskau — sicher mit der gebotenen Höflichkeit 
und Vorsicht, aber auch mit der gebotenen Deutlich-
keit — sprechen müssen, und nicht über die „Panne' 
Afghanistan. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Einer Ihrer Gesprächspartner, Herr Bundeskanz-
ler, Herr Dimitri Ustinow, sowjetischer Kriegsmini-
ster oder Verteidigungsminister, hat vor kurzem ge-
sagt: „Der Sowjetunion als einem sozialistischen 
Land sind Eroberungsgelüste fremd." — Die Sprache 
ist eben hier nicht der Ausdruck der wirklichen Ab-
sichten, sondern die Sprache ist nach ihrer dialekti-
schen Verwendung der Ausdruck des Gegenteils 
von dem, was man in Wirklichkeit betreibt. Es war ja 
Gromyko, der sagte: Nicht der Einmarsch in Afgha-
nistan bedroht den Weltfrieden, wohl aber der Ra-
ketenbeschluß der NATO für Europa. 

Darum sollte man doch eigentlich zwischen 
den poltisch verantwortlichen Kräften dieses Lan-
des zu einer nüchternen Analyse des Begriffs und 
der Realität Entspannungspolitik" kommen. Man 
kann doch nicht mit dieser Grobschlächtigkeit die 
einen als Gegner der Entspannung und damit als 

Gegner des Friedens und eines friedlichen Zusam-
menlebens bewußt diffamieren 

(Ey [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

— nicht zuletzt für wahlpolitische Zwecke — und 
sich selbst dann diese kunststoffgefertigten Frie-
densflügel anheften, um als Engel der Unwirklich-
keit dann über der Landschaft der Wirklichkeit 
schweben zu dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Entspannung ist nicht das Ende des Konflikts, 
sondern Mittel der Austragung. Entspannung ist ein 
Grundsatz für uns, aber kein Dogma; ist eine realisti-
sche Zielsetzung, kein blinder Wahn; ist ein Mittel 
zum Zweck, kein Selbstzweck. Sie ist Staatsraison 
für uns und nicht Psychotherapie zur Unterschei-
dung — Qualifizierung und Disqualifizierung — der 
Menschheit. 

Herr Schmidt meint offensichtlich, sie sei teilbar, 
aber nicht unterbrechbar. Denken Sie einmal dar-
über nach, ob es nicht besser wäre, sie für unteilbar, 
aber zeitweilig durch Maßnahmen der anderen 
Seite leider unterbrechbar zu halten. Darüber sollte 
man nachdenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Entspannung sollte sein: Abbau grundlegender 
Gegensätze, Herausstellung gemeinsamer Interes-
sen und Gefahren, Gleichgewicht der Kräfte, Eini-
gung in Einzelfragen, Abbau der Militärpotentiale 
und des militärischen Denkens. Entspannung kann 
nie einseitig wirksam sein. Man soll auch begreifen, 
daß Koexistenz und Entspannung, Abrüstung, Rü-
stungsbegrenzung und Rüstungskontrolle für die 
Sowjetunion psychologische Waffen zur Einschüch-
terung der anderen Seite, zur Lähmung des strategi-
schen Gegners und zur systematischen Einengung 
seines Handlungsspielraums bedeuten. 

(Ey [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wenn man das weiß, kann man Entspannungspo-
litik betreiben. Dann wird man nicht mehr auf ein 
Dogma oder eine schillernde Leuchtschrift herein-
fallen, sondern Entspannungspolitik als eine bitter 
notwendige, aber leider nur innerhalb enger Gren-
zen mögliche Realität betrachten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man wird begreifen, daß sie nicht von einer Seite 
diktiert werden kann. Man wird begreifen, daß sie 
Verteidigungsbereitschaft und Gleichgewicht der 
Kräfte voraussetzt. Man wird begreifen, daß sie un-
teilbar sein muß. Jede momentane Willensschwäche 
— der Westen hat sie in den 70er Jahren gezeigt — 
begünstigt die Hegemonietendenzen der anderen 
Seite. 

Wir sollten begreifen, daß die Sowjetunion zwar 
sicherlich keinen eiskalten Machteroberungsplan 
mit festem Kalender hat — bis zum Jahre 1980 muß 
das erreicht sein, bis 1985 das nächste Ziel, bis 1990 
das übernächste Ziel —, 

(Wehner [SPD]: Hört! Hört!) 

aber sie hat ihre globale, säkulare Strategie und 
nutzt jede sich bietende Gelegenheit an ihrer Peri- 
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pherie oder über die Peripherie hinaus aus, wo die 
Willensschwäche des Gegners, die Verwirrung im 
Bündnis, die Uneinigkeit im Bündnis der Atlanti-
schen Allianz es ihr ermöglicht, den nächsten 
Schritt in der großen globalen, säkularen Strategie 
zu unternehmen. Das war bisher noch immer der 
Fall. 

Die Regierungsparteien ab 1969 glaubten, daß die 
Risikoscheu der Sowjetunion gewachsen sei. Afgha-
nistan hat leider das Gegenteil bewiesen. Daß das 
Gegenteil geworden ist, daran ist auch der Westen 
nicht unschuldig. Er hat gemeint, die Sowjetunion 
sei zum kooperativen Krisenmanagement mit 
Selbstzurückhaltung bereit, und hat deshalb auch an 
eine evolutionäre Reform des Sowjetsystems ge-
glaubt. Meine Damen und Herren, Entspannungspo-
litik ist nur möglich, wenn man weiß, daß die Sowjet-
union jede Gelegenheit benutzt — vielleicht auch 
aus innenpolitischen Gründen —, die Flucht nach 
vorn zu ergreifen, daß sie internationale Krisen zur 
Erlangung von Kontrollen über Energie und Roh-
stoffe sowie geostrategischer Vorteile herbeiführt 
oder ausnutzt. 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie nicht hören wol-
len, daß Zeitpunkt und politische Umgebung, Hin-
tergrund und Dramaturgie Ihrer Reise falsch waren 
— daran ändert auch das Zwangskompliment des 
amerikanischen Präsidenten nichts —, dann sollten 
Sie einmal ernsthaft darüber nachdenken, was not-
wendig wäre. Notwendig wäre gewesen, bevor maß-
gebende politische Führer aus dem Bündnisbereich 
in Moskau antreten, im Westen zu einer überein-
stimmenden Lagebeurteilung zu gelangen. Es gibt 
doch nicht den geringsten Zweifel daran, daß Präsi-
dent Carter und Sie in der Lagebeurteilung — abge-
sehen von Oberflächlichkeiten, Gemeinplätzen und 
Selbstverständlichkeiten — eben nicht übereinstim-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es mag zwar sein, daß Sie in der Lagebeurteilung mit 
dem französischen Staatspräsidenten verbal über-
einstimmen, aber ich habe keine Zeit, um auf die Dif-
ferenzen, die Unterschiede in dem Zusammenhang 
hinzuweisen. 

Jede Reise sollte die Bekundung gemeinsamer In-
teressen und nicht der Differenzierung der Interes-
sen voraussetzen. Was hat denn Ihr Hinweis für ei-
nen Sinn, daß die russischen Panzer 50 Kilometer 
vor Hamburg stehen? Die werden doch nicht durch 
Ihre Reise nach Moskau aufgehalten, sondern sie 
werden aufgehalten, weil die nukleare Garantie, die 
militärische Sicherheitsgarantie der Amerikaner so-
wohl für Berlin, wo sie nur einen Kilometer weg 
sind, als auch für Hamburg, wo sie 50 Kilometer weg 
sind, das entscheidende Hindernis darstellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine solche Reise müßte als Hintergrund die politi-
sche Solidarität, die volle Solidarität der Bündnis-
partner haben und nicht mit Ausreden behaftete, 
ausweichende Verständniserklärungen oder Ent-
schuldigungsklimmzüge, daß es ja doch nicht so 
sei. 

Der Westen braucht ein politisches Gesamtkon-
zept. Wenn Sie die Rolle der Bundesrepublik darin 
so hoch ansetzen — ich würde sie etwas niedriger 
ansetzen, aber Sie können sie, gemäß Ihren Vorstel-
lungen von Ihrer eigenen Bedeutung, ruhig einmal 
sehr hoch ansetzen —, dann sollten Sie diese ihre 
Bedeutung für die Herstellung eines politischen Ge-
samtkonzepts des Westens 

(Dr. Ehmke [SPD]: Das macht er doch!) 

und nicht für einen Alleingang nach Moskau benut-
zen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist unbedingt notwendig, der Führung der So-
wjetunion den Grenznutzen ihrer außenpolitischen 
Machtentfaltung rechtzeitig klarzumachen, und 
Afghanistan bedeutet einen Grenznutzen. Daß die-
ser Grenznutzen — oder, besser gesagt: dieses 
Grenzrisiko — von Ihnen in Moskau überhaupt 
nicht erwähnt worden ist, daß Sie vielmehr den Teil-
abzug begrüßt und von einem Fahrplan des restli-
chen Abzugs gesprochen haben, beweist, daß Sie in 
einer gespenstischen Irrealität zu den wirklichen 
weltpolitischen Machtvorgängen und ihren Ver-
schiebungstendenzen stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was waren denn Ihre Motive? Sicherlich Rettung 
der Entspannungspolitik, denn diese Koalition und 
die von ihr getragenen Regierungen, auch die Ihre, 
Herr Brandt, haben doch nicht zuletzt auch ihre 
wahlpolitischen Erfolge von einer Popularisierung 
einer falsch verstandenen, irreführenden und zu ge-
fährlichen Selbsttäuschungen verleitenden Ent-
spannungspolitik abhängig gemacht. Sie haben sich 
davon so abhängig gemacht, daß Sie heute Ihr politi-
sches Schicksal damit verbinden. 

Haben Sie vielleicht nicht gelesen oder gehört, 
was Radio Moskau am 29. Juni 1980 in russischer 
Sprache 

(Lachen bei der SPD) 

als Erklärung verbreitet hat? Ich darf mich darauf 
verlassen, daß die amtlichen Übersetzungen richtig 
sind. Ich zitiere wörtlich: 

(Liedtke [SPD]: Auf russisch bitte!) 

Die Westdeutschen haben einen zu hohen Preis 
für die Entspannung und die guten Beziehun-
gen mit den östlichen Nachbarn bezahlt, um von 
der Suche nach Wegen zur Lösung der kompli-
zierten politischen Probleme abzulassen. 

Eine höchst interessante enthüllende Feststellung: 
Die Westdeutschen haben einen so hohen Preis be-
zahlt, daß sie jetzt — damit sind die Regierungen 
Brandt /Schmidt gemeint — wegen der Höhe des be-
zahlten Preises gar nicht mehr von der gemeinsa-
men Suche nach Wegen zur Lösung der komplizier-
ten politischen Probleme ablassen können. Das 
heißt: Die Geister, die ich rief, werd  ich nicht mehr 
los. Aus den Geleisen, die Sie gelegt haben, kommen 
Sie nicht mehr heraus. Darüber sollten Sie nachden-
ken, statt uns zu beschimpfen! Sie sollten auch die 
Kräfte der Opposition benutzen, um Ihren Forde-
rungen beim Kampf um deutsche oder westliche In- 
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teressen mehr Nachdruck zu verleihen, als das Ge-
genteil zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nicht umsonst hat die sowjetische Seite — „Iswe-
stija", „Prawda" und andere — darauf hingewiesen, 
daß sich der politische Spielraum des Westens mit 
dieser Entspannungspolitik erheblich verengt habe, 
und sie hat weiter darauf hingewiesen, daß man das, 
was in den 70er Jahren zu so großen Fortschritten 
geführt habe, in den 80er Jahren ausbauen müsse. 
Was kann denn damit wohl gemeint sein? 

Ein Motiv Ihrer Reise war auch die Beschwichti-
gung der Parteilinken in Ihren eigenen Reihen. Sie 
mögen gegenüber Präsident Carter als ehrenwerter, 
seriöser und vor allen Dingen als forsch-formulie-
rungsfähiger Partner dastehen; es wäre viel wichti-
ger, daß Sie diese endlose Se rie antiamerikanischer 
Hetzreden, antiamerikanischer Propagandareden 
gegen die NATO, daß Sie hier diese schleichende, 
allmählich schon virulent-offenkundig gewordene 
Schürung einer antiamerikanischen Psychose 

(Dr. Ehmke [SPD]: Der Kandidat!) 

in Ihren eigenen Reihen, in Ihrer Moskau-Fraktion, 
die nicht nur von den Jungen dargestellt wird, end-
lich einmal beenden. Das wäre wichtig. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Es genügt nicht, Herr Bundeskanzler, wenn Sie in 
einer Sitzung des Außenpolitischen Ausschusses sa-
gen, es sei bestürzend, auf die Landkarte zu sehen 
und die Ausdehnung des sowjetischen Einflusses in 
den letzten 20 Jahren zu be trachten. Dabei gehe es 
nicht um die unmittelbaren Aktionen Moskaus, son-
dem auch um die Einsetzung von Hilfstruppen, wie 
Kubaner, Vietnamesen; zu nennen sei Angola, Mo-
zambique, das Horn von Afrika mit Äthiopien, Süd

-

Jemen, Vietnam, Kambodscha, Laos. Das haben Sie 
am 15. April 1980 geäußert. Ja, das brauchen Sie 
doch nicht im Außenpolitischen Ausschuß des 
Deutschen Bundestages zu sagen; wenn Sie schon 
nach Moskau fahren, hätten Sie es do rt  sagen und 
begründen müssen, warum wir besorgt sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Maßgebende Parteifreunde von Ihnen haben von 
dem Zorn gesprochen, den Sie gegen die Amerika-
ner hätten, weil Präsident Carter die Bundesregie-
rung gezwungen habe, an den Olympischen Spielen 
in Moskau nicht teilzunehmen. Warum treten Sie 
denn dem nicht entgegen? Was ist denn geschehen 
bei dem Treffen der Jungsozialisten und der soge-
nannten Freien Demokratischen Jugend, der kommu-
nistischen Staatsjugend, das vor kurzem hier auf dem 
Boden der Bundesrepublik stattgefunden hat? Was ist 
denn hier geschehen? Die Zeit hinde rt  mich daran, 
hier die interessanten Einzelheiten zu bieten. 

(Wehner [SPD]: Wie schade!) 

Dort  hat man Literatur ausgetauscht; der anderen 
Seite hat man Anti-Strauß-Bücher gegeben, und da-
für hat man SED-Propaganda-Literatur entgegenge-
nommen. Wenn ich an die 50er und 60er Jahre den-
ke, in denen wir wahrlich heftig miteinander gefoch-
ten haben, frage ich mich doch: Wohin ist denn diese 

SPD gekommen? Wohin ist denn die politische Ju-
gend der SPD gekommen, in der doch heute eine 
Sympathieabstimmung — hie Washington, dort 

 Moskau — mit einem haushohen Sieg für Moskau 
ausgehen würde? Das ist doch die Wirklichkeit! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Beim Bundeskongreß der Jungsozialisten in Han-

nover trat eine holländische Delegation auf. 
(Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage) 
Die holländischen jungen Genossen haben eine Er-
klärung abgegeben, mit frenetischem, lang anhalten-
dem Beifall begrüßt: 

(Dr. Ehmke [SPD]: „Frenetisch" gibt es doch 
nur bei Ihnen!) 

Die jungen Sozialisten in der PvdA freuen sich, 
auf dem Kongreß der Jungsozialisten der SPD 
anwesend zu sein. In eurem Kampfe für die In-
teressen der Arbeiter und lernenden Jugend, 
gegen Atomkraftwerke, gegen Aufrüstung und 
gegen die rechtsreaktionäre Politik der SPD 

— ich wiederhole es: „gegen die rechtsreaktionäre 
Politik der SPD" — 

könnt ihr euch auf unsere solidarische Unter-
stützung verlassen. Wir sind froh, daß ihr heute 
nach Gorleben fahrt. Die holländischen Genos-
sen werden mitfahren. Wir glauben, daß für un-
sere Verbände in der Zukunft der Kampf gegen 
das Wettrüsten eine der wichtigsten Aufgaben 
sein wird. Der Beschluß des Exekutivkomitees 
der Jungsozialisten der Welt ruft ihre Mitglie-
der auf, sich anzustrengen, die NATO sofort zu 
verlassen, gemeinsam zu kämpfen gegen Mit-
telstreckenraketen, Neutronenbombe und die 
NATO im allgemeinen. 

Das ist der Geist, der heute bei der Parteijugend, den 
Jungsozialisten, vorherrscht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [SPD]) 
Wer ihn vertritt, wird mit lautstarkem, minutenlan-
gem, lebhaftem, frenetischem Beifall willkommen 
geheißen. Hier, Herr Bundeskanzler, sollten Sie ein-
mal Mut zeigen. Hier sollten Sie antreten. Hier soll-
ten Sie das verfechten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Ministerpräsident, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Leber? 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Weil 
es der Kollege Leber ist. 

Leber (SPD): Herr Ministerpräsident, ich habe mit 
großem Interesse Ihren Blick über die weltpoliti-
schen Zusammenhänge gehört 

(Zuruf von der CDU/CSU: Frage!) 
— Ich frage ja. 

Ich frage Sie, Herr Ministerpräsident: Würden Sie 
dem Hohen Hause und der deutschen Öffentlich-
keit, die hier zuhört, auch im Anschluß an das, was 
Sie eben dargeboten haben, noch einen Be richt über 
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den Zweck und die Erfolge Ihrer Reise nach Ägyp-
ten anfügen? Das würde mich sehr interessieren. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das würde ich gern 
tun! Tun Sie das!) 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Ich 
wäre sehr gerne bereit, über die Erkenntnisse und 
Ergebnisse meiner Reisen, sowohl nach Israel wie 
nach Ägypten, zu berichten, aber ich fürchte, daß 
dieses mit dem Thema, das heute zur Diskussion 
steht, nicht vereinbart werden kann. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Aber die 
Jungsozialisten! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Ich bin aber gerne bereit dazu. 

Ich war — wenn ich das mit einem Satz andeuten 
darf, Herr Kollege Leber, weil wir ja nicht auseinan-
der sind, entgegen dem, was Sie vielleicht jetzt bei 
Ihrer Frage im Hintergrund gemeint haben — von 
Anfang an, und das hat sich bestärkt durch die Rei-
sen nach Jerusalem und nach Kairo, ein Anhänger 
der Camp-David-Lösung, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Richtig!) 

weil ich, auch wenn es noch erhebliche Zeit dauern 
wird, bis das Ziel erreicht wird, einen anderen Weg 
für nicht realistisch halte. Allerdings bestehen in 
der Interpretation dessen, was unter Camp-David-
Rahmenvertrag gemeint ist, zwischen Jerusalem 
und zwischen Kairo erhebliche Meinungsverschie-
denheiten. Zum anderen wird man wohl sowohl die 
Wahlen in den USA wie die Wahlen in Israel abwar-
ten — das ist auch die ägyptische Meinung, wenn 
ich sie richtig verstanden habe —, bevor der nächste 
Schritt, der Durchbruch zum Ziele, erfolgen kann. 

In meiner Gegenwart hat Präsident Sadat von „sei-
nem Freunde Menachem Begin" gesprochen. Auch 
wenn er einen Standpunkt vertrete, den er nicht bil-
ligen könne, nenne er sich weiterhin seinen Freund 
und bezeichne ihn als seinen Freund. Er hat weiter-
hin erklärt: Zwischen Ägypten und Israel wird es nie 
mehr einen Krieg geben, aber wir werden mit allem 
Nachdruck darum kämpfen, daß Selbstverwaltungs-
recht und volle Autonomie für dieses Gebiet ge-
währleistet werden. Aber — und hier stehen die bei-
den Standpunkte nicht unversöhnlich, jedoch noch 
getrennt einander gegenüber, Herr Kollege Leber — 
das Gebiet westlich des Jordans darf nicht Bestand-
teil des israelischen Staatsgebietes werden. Es darf 
aber auch nicht militärisches Aufmarschgebiet ge-
gen Israel werden. Deshalb muß man einen Weg fin-
den, bei dem Selbstverwaltung und Autonomie nicht 
einschließen eine Militärhoheit mit voller Bewaff-
nung, die sich dann gegen den westlichen Nachbar-
staat richtet. So viel kann ich hier sagen. Es gibt dar-
über noch weitergehende Andeutungen auf beiden 
Seiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gerade 
auch Sie, Herr Kollege Brandt, haben doch durch 
eine Reihe von Äußerungen den Amerikanern Lek-
tionen und Lehren erteilt. Ich habe in einer Münch-
ner Zeitung gelesen — Zitat von Ihnen —: 

Wir können doch bei allem Respekt vor dem 
Cowboy in Texas, 

— vermutlich haben Sie Texas mit Georgia ver-
wechselt — 

der  seine Probleme hat, nicht erwarten, daß er 
die Probleme des geteilten Deutschland, die 
Frage der menschlichen Beziehungen, die Frage 
Berlins, der Zufahrtswege genauso beachtet, 
wie wir es tun. 

So der SPD-Chef in einem Interview laut „tz" vom 
25. April 1980. Oder wenn ein Mitglied Ihrer Frak-
tion erklärt „Carter kann ruhig Präsident bleiben, 
sonst muß Helmut Schmidt einen neuen anler-
nen", 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

so sind alle diese Ausdrucksweisen nicht geeignet, 
die so oft bekundete Freundschaft etwa zu verstär-
ken, das Vertrauen zu erhalten oder es wiederherzu-
stellen. 

(Vor s i t z: Vizepräsident Dr. von Weiz-
säcker) 

Schließlich darf ich auch noch darauf hinweisen, 
daß die Vorgeschichte dieser Reise ihre merkwürdi-
gen Hintergründe hat Warum ist gerade der deut-
sche Bundeskanzler ausgesucht worden? Etwa we-
gen der besonderen Wertschätzung, die die Sowjet-
union der Bundesrepublik Deutschland entgegen-
bringt? 

(Dr. Ehmke [SPD]: Verschwörung!) 

— Auch keine Verschwörung. Ich denke doch nicht 
so konspirativ, wie Sie es tun. Sie sind doch der Pro-
totyp des Konspirateurs. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bundeskanzler ist deshalb ausgesucht wor-
den, weil man glaubte, daß die Regierung des westli-
chen Teils einer gespaltenen Nation, die für ernst-
hafte Beschlüsse auf dem Gebiet der Verteidigung ja 
die Unterstützung der Opposition braucht — ange-
sichts der wachsenden Stärke des Moskau-Flügels 
in Ihren eigenen Reihen sind Sie dazu gar nicht in 
der Lage —, nicht einmal mehr die Kraft hat, unab-
hängig operieren zu können. 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Unverschämt!) 

— Wie war es denn bei Ihnen mit der Türkei-Ab-
stimmung? 

(Frau Traupe [SPD]: Das ist doch kein Mos-
kau-Flügel!) 

Wenn wir dagegen gestimmt hätten, wäre diese 
wichtige Aktion im Sinne der gemeinsamen Sicher-
heit des Westens in diesem Hause abgelehnt wor-
den. Sie brauchen doch unsere Unterstützung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Da hat man Sie falsch unterrichtet, Herr 

Ministerpräsident) 

— Ja, wie immer. Sie sind allein richtig unterrichtet, 
Herr Wehner. Ich weiß das sehr zu schätzen. Sie ha-
ben dafür auch die nötige Ausbildung bekommen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 
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Welche Rolle hat denn die Mission des Herrn 

Selbmann gespielt? Welche Rolle hat denn eine Pas-
sage in der Essener und der Hamburger Rede des 
Herrn Bundeskanzlers gespielt? 

(Dr. Ehmke [SPD]: Ich sage doch: Verschwö

-
rung!) 

Diese Passage war entweder ein Signal an die 
Adresse Moskaus — das dann aber an eine andere 
Frequenz verwiesen hat — oder sie war barer Un-
sinn bzw. reine Überflüssigkeit 

(Dr. Ehmke [SPD]: Oder?) 

Was heißt es denn, wenn der Herr Bundeskanzler in 
diesen beiden Reden ein Moratorium dahin gehend 
angeboten hat, die Westmächte und die Sowjet-
union sollten für eine bestimmte Zahl von Jahren 
auf die Stationierung weiterer Mittelstreckenra-
keten verzichten? Sie haben es dann auf drei Jahre 
eingeschränkt, nachdem Sie in der Öffentlichkeit 
gestellt worden sind. Auch Ihre heftige Reaktion ge-
gen einen Leitartikel in der „Frankfu rter Allgemei-
nen Zeitung" spricht dafür, daß Sie ein ganz schlech-
tes Gewissen hatten; sonst hätten Sie den Halbsatz 
nicht so tragisch ernst genommen. Ihn hat nicht ein-
mal der Verfasser so ernst genommen, wie Sie das 
getan haben. Was heißt denn das: Sie sollten für eine 
bestimmte Zahl von Jahren — drei Jahre — auf die 
Aufstellung weiterer Mittelstreckenraketen ver-
zichten? 

Das heißt doch, daß der Westen in diesen drei 
Jahren auf europäischem Boden überhaupt keine 
Mittelstreckenraketen aufstellen kann, weil er mit 
ihrer Produktion jetzt erst begonnen hat  Der We-
sten kann es also gar nicht tun. Das würde auf der 
anderen Seite bedeuten, daß der Osten die seinen 
behält — er behält sie sowieso —, daß er aber in die-
ser Zeit keine weiteren aufstellt. 

Sie haben ja in Moskau gemerkt, daß dieses Signal 
mit ziemlich rüder Hand vom Tisch gefegt worden 
ist. Das war auch zu erwarten. Sie haben das hier 
auch zum Ausdruck gebracht. Aber warum haben 
Sie sich dann in einem Fernsehinterview in Moskau 
in der bekannten Weise geäußert? Die Fragestel-
lung hieß: 

Sie hatten für Ihren seinerzeitigen Vorschlag, 
für drei Jahre beiderseitig auf die Stationierung 
von Mittelstreckenraketen zu verzichten, nicht 
nur Kritik im eigenen Land, sondern auch aus 
Moskau gehört. Ist diese Kritik bei Ihren Ge-
sprächen wiederholt worden, und, wenn ja, kön-
nen Sie diese Kritik entkräften? 

Antwort: 

Sie ist auch von sowjetischer Seite gestern und 
heute wiederholt worden. Die sowjetische Seite 
hat gesagt, dann müßten ja nur wir etwas aufge-
ben, aber der Westen nicht Also warum sollen 
wir uns darauf einlassen? Ich 

— Helmut Schmidt — 

füge persönlich die Fußnote hinzu, daß ich das 
für eine zutreffende Betrachtungsweise halte, 
allerdings nicht erst seit gestern und heute, son-
dern bereits seit dem April. 

Sie haben in Ihrer Essener und Hamburger Rede 
von einem Moratorium gesprochen, bei dem für den 
Westen die Produktionstermine den Ablauf zwangs-
weise voraussetzen und bei dem der Osten gar nicht 
daran denkt, in der Zwischenzeit auf die Aufstellung 
weiterer Mittelstreckenraketen zu verzichten. 

Sie waren schon im Ap ril, als Sie das gesagt haben, 
so gescheit zu wissen, daß der Osten, daß Moskau 
darauf nicht eingehen werde. Sie sagten, Sie hätten 
volles Verständnis für diese Bewe rtung Ihres Vor-
schlags durch Moskau. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Herr Bundeskanzler, ist das eine staatsmännische 
Leistung? Sie haben in geheimnisvollen Andeu-
tungen von dem gesprochen, was Sie der Öffentlich-
keit nicht mitteilen konnten, was Sie zuerst den Ver-
bündeten mitteilen und zur Kenntnis bringen müß-
ten. Wir haben erwartet, daß nun im Bundestag eine 
sensationelle, zumindest eine aufsehenerregende, 
zumindest eine gewichtige Mitteilung über Ihre in-
ternen Gespräche zu diesem Gebiet erfolgen wür-
de. 

Herr Bundeskanzler, was Sie vorgeschlagen ha-
ben, das können Sie doch selbst als, wie ich anneh-
me, Kenner der Tatsachen und Zusammenhänge 
nicht ernst nehmen. Wenn die Sowjetunion jetzt 
vorschlägt, die sogenannten — ich wiederhole die-
sen Begriff und bitte ebenso wie Sie um Verzeihung 
— forward based systems einzubeziehen, frage ich: 
Was sind denn diese forward based systems? — Das 
sind wenige Phantoms, die bei der 6. Flotte statio-
niert sind und im äußersten Falle das Randgebiet 
der Sowjetunion bei guter Wetterlage, d. h. bei Rük-
kenwind erreichen könnten. Das sind einige F-111, 
die eine Reichweite bis in die westlichen Regionen 
der Sowjetunion hinein haben. Ferner rechnen die 
Sowjets Pershing I mit einer Reichweite von 900 km 
dazu. Das reicht in keinem Falle, um auch nur bis an 
die Grenze der Sowjetunion zu kommen. 

Ferner wird offensichtlich auf die Poseidon, eine 
U-Boot-Rakete Bezug genommen. Die Eigenart der 
U-Boot-Raketen ist es doch gerade, daß sie wegen 
ihrer geringeren Treffgenauigkeit keine Punktziele 
bekämpfen können und deshalb nur in einem Krieg 
Verwendung finden könnten, der als einzigen Sinn 
die totale Zerstörung haben könnte. Diese Waffen 
sind nur gegen area targets, gegen Flächenziele wie 
große Städte oder wie Industriekomplexe, anwend-
bar. 

Hier muß aber hinzugefügt werden, daß diese 
Waffensysteme bereits auch im Westen zur Erhal-
tung des Gleichgewichts — ohne Aufstellung der 
SS 20 — eingerechnet worden sind und daß sich 
durch die Aufstellung der SS 20 die Gewichte ein-
deutig verschoben haben. Meine kritische Äuße-
rung über Ihr Moratorium hängt damit zusammen 
— aber nicht einmal darauf sind die Russen einzuge-
hen bereit —, daß ich meine: Angenommen, es käme 
zu einem Moratorium, angenommen, die Russen 
würden anbieten „Was wir haben, behalten wir, aber 
wir produzieren nicht mehr weiter, und ihr stellt 
ein", dann würde das bedeuten, daß der Osten 200 
Raketen mit Vierfachsprengköpfen, Reichweite 
5 000 km, jede mit präziser punktgenauer Treffähig- 
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keit, hätte und damit über eine Entfernung von 5 000 
km hinweg jeden Quadratmeter des westeuropäi-
schen Bodens erreichen und zerstören könnte. 

Man stelle sich vor: 800 Ziele werden mit je einem 
Sprengkopf von der sechs- bis siebenfachen Wir-
kung der Hiroshima-Bombe angegriffen. Das wäre 
das Ende der europäischen Kultur, das Ende ihrer 
Zivilisation, das Ende der Menschheit in diesem Teil 
der Welt 

Gerade um der Situation der Erpressung durch 
diese Einseitigkeit zu entgehen und die Amerika-
ner in einer Situation zu halten, ihre nukleare Ga-
rantie aufrechterhalten zu können, ist doch der 
Nachrüstungsbeschluß erfolgt. Was Sie hier anbie-
ten, Herr Bundeskanzler — wenn Sie hier die volle 
Wahrheit gesagt haben, wenn Sie alles aus dem Sack 
gelassen haben —, sind doch Erkenntnisse, die 
schon vor fünf Jahren als längst sichergestelltes In-
formationsgut bei uns vorhanden waren. Das ist 
doch nichts Neues. Das ist doch nur der Versuch der 
Sowjetunion, ihre Mittelstreckenraketenüberlegen-
heit durch die Einbeziehung von Waffensystemen 
auf der anderen Seite, die hier gar nicht dazugehö-
ren und im gleichen Zusammenhang gar nicht ge-
nannt werden dürfen, auch in Zukunft mit westli-
cher Genehmigung erhalten und weiter ausbauen zu 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich gebe zu, auch wenn Sie mit dem Moratorium 
heimgekommen wären, hätte ich gesagt: Das ist 
nicht annehmbar; denn 200 Raketensysteme mit 800 
Sprengköpfen und auf westlicher Seite dafür nichts 
bei einem Stopp auf beiden Seiten — das löst das 
Problem nicht mehr. Aber was Sie hier heimge-
bracht haben, ist noch schlimmer als das, was in Ih-
rem Moratorium an Mißbrauch und an Gefahren 
enthalten war. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. 

(Wehner [SPD]: Bravo!) 

Mit dieser Reise sind große Erwarten verbunden 
worden. Sie sind dann zu kleinen Erwartungen zu-
rückgestuft worden. Ihr Bericht heute bestätigt die 
Meinung, daß keine Erwartungen mit dieser Reise 
verbunden werden durften. Man soll hier bloß nicht 
mit so gängigen Formulierungen, deren Richtigkeit 
niemand bestreitet, die aber nur der Vernebelung 
der Geister und der Verwischung der Wahrheit die-
nen, wie dieser anfangen: Es ist besser zu reden, statt 
zu schießen. Wenn Sie nicht nach Moskau gegangen 
wären, wäre in den nächsten 100 Jahren aus dem 
Grunde in Europa auch nicht geschossen worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben in den vergangenen Monaten viel an Psy-
chodramaturgie aufgebaut, so als ob es in Europa um 
Krieg oder um Frieden ginge. 

(Zurufe von der SPD) 

Es gibt in Europa nicht mehr die Alternative „Krieg 
oder Frieden", es gibt in Europa nur die Alternative: 
Erhaltung oder totale Zerstörung aller beteiligten 
Mächte, ihrer biologischen, ihrer kulturellen und ih- 

rer technischen Substanz. Keine Führung der So-
wjetunion wird sich jemals auf diese Alternative ein-
lassen. Deshalb dürfen wir uns nicht, von dieser fal-
schen Alternative geblendet, dazu verleiten lassen, 
die Vorgänge an der Flanke der Europäer und an der 
Flanke der NATO, im Südatlantik, im Mittleren 
Osten, im Indischen Ozean, in Afghanistan und den 
stürmischen Ausbau der sowjetischen Offensivrü-
stung hinzunehmen, weil wir sagen: Dialog, dann ist 
alles in Ordnung. In Europa gibt es die Alternative 
„Krieg oder Frieden" nicht. In Europa geht es um et-
was ganz anderes, geht es darum, die Bündnisge-
meinschaft so zu erhalten, daß sie insgesamt ihre 
weltweite Funktion, auch wenn sie auf ihr geogra-
phisches Interessengebiet begrenzt ist, aufrechter-
halten kann. Dem haben Sie einen Bärendienst er-
wiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei Ihrer Reise ging es doch nicht darum, den 
Frieden zu erhalten oder den Frieden zu verspielen, 
zwischen den Großmächten als unabhängiger 
Schiedsrichter zu vermitteln. Auch wenn Sie größer 
wären: Das Spielfeld, das hier gegeben ist, können 
Sie mit Ihren Stiefeln nicht auslaufen, um als 
Schiedsrichter zu fungieren. Sie haben auch keine 
Lösung in der Sache herbeigeführt und konnten 
auch keine herbeiführen. Mit dem Beg riff deutsche 
Sonderinteressen" wäre ich im übrigen sehr, sehr 
vorsichtig, denn wenn unsere amerikanischen Ver-
bündeten an ihre Sonderinteressen denken, werden 
wir merken, wie wenig wir in der Lage sind, unsere 
Sonderinteressen überhaupt noch in minimaler 
Weise wahrzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In diesem Zusammenhang darf ich auch hier in al-
ler Öffentlichkeit und Deutlichkeit unsere Empö-
rung, unseren Abscheu und unsere Verachtung da-
für zum Ausdruck bringen, daß Sie im Wahlkampf 
den Begriff „Frieden" mit der SPD und unterschwel-
lig den Begriff „Krieg" mit der CDU/CSU in Verbin-
dung bringen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sollten schon im Interesse der minimalen Ge-
meinsamkeiten, die auch in einem Wahljahr erfor-
derlich sind, 

(Dr. Ehmke [SPD]: „Freiheit statt Sozialis-
mus"! — Zuruf von der SPD: Wer zerstört 
die denn? — Gegenruf des Abg. Dr. Marx 
[CDU/CSU] — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

darauf verzichten, diese Inserate „Wir wollen nie 
wieder Krieg" aufzugeben und hier Schindluder mit 
dem Leid der Vergangenheit und Schindluder mit 
der Angst vor der Zukunft zu treiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihre Äußerungen, die Union sei nicht friedensfä-
hig, sind eine Disqualifikation 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Bösartig ist das!) 
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nur für Sie und diejenigen, die sich diesen Spruch zu 
eigen machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Alle Elemente einer auf Frieden in Freiheit gerich-
teten Sicherheitspolitik sind — gegen auch Ihren 
persönlichen Widerstand — von CDU und CSU und 
auch von mir persönlich als einem Mitarbeiter Kon-
rad Adenauers in jenen Jahren erst herbeigeführt 
worden! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Sowjetunion kann als Ergebnis dieses Tref-
fens erstens verzeichnen: Durchbrechung ihrer 
durch ihr brutales Verhalten in Afghanistan zu-
stande gekommenen Isolation von der Völkerge-
meinschaft. Diese Isolation haben Sie — genau wie 
am 21. August 1969 — durchbrochen. 

Sie kann zweitens ihre Afghanistan-Politik mit 
offener oder stillschweigender Zustimmung ver-
schiedener Partner des Bündnisses fortsetzen. 

(Unruhe bei der SPD und der FDP — 
Schulte  [Unna] [SPD]: Sind Sie wahnsinnig 
geworden? — Zuruf yon der FDP: Empö

-

rend!) 

— Ja, meine Damen und Herren, sie kann sie fortset-
zen! Während wir hier heute beisammen sind, wird 
doch in Afghanistan laufend geschossen, noch zur 
Stunde, jeden Tag! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was nützen denn verbale Erklärungen? Jeden Tag 
werden moderne Massenvernichtungstechniken zu 
Zwecken terroristischer Einschüchterung ange-
wandt, jeden Tag — auch heute, auch gestern, auch 
morgen — werden Menschen ums Leben gebracht. 
Gerade dieses Treffen der Staatsmänner vermittelt 
doch das Bild, als ob der Westen Afghanistan nicht 
mehr ernst nehmen würde. 

(Frau Traupe [SPD]: Das ist doch unglaub

-

lich! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Wir kennen doch das Ritual: Zuerst erfolgt ein em

-

pörender Überfall, dann schreit die Welt voller Em

-

pörung auf, dann kommt der Ruf nach Sanktionen, 

(Zuruf von der SPD: Lügen!) 

dann kommt die Warnung vor der Überreaktion, 
dann kommt der Verzicht auf die Sanktionen, dann 
kommt der Übergang zur Tagesordnung, und dann 
kommt die Entschuldigung bei Moskau dafür, daß 
man jemals überhaupt an so etwas gedacht hat. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Sie Schwätzer!) 

Das ist doch das Ritual, wie wir es des öfteren erlebt 
haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Sowjetunion hat mit diesem ihrem scheinba-
ren Rüstungsverhandlungsangebot einen erfolg-
reichen Angriff gegen den Nachrüstungsbeschluß 
der NATO begonnen. Sie kann ihre „Entspannungs-
politik" fortsetzen, als ob nichts geschehen wäre. Sie 
kann daraus ableiten, daß sie in der Zukunft dann, 
wenn die Umstände es erlauben, freie Hand für wei-
tere Aktionen hat. Sie kann verzeichnen, daß das 

Mißtrauen zwischen den USA und der Bundesrepu-
blik Deutschland — mit der drohenden Gefahr nicht 
nur der Verwirrung, sondern auch der Abkoppelung 
gewisser Teile innerhalb der NATO — durch ihre 
Politik nunmehr erreicht worden ist. Hier nützen 
doch auch die schönen Erklärungen nichts. 

Sicherlich hat sie mit der sichtbaren Hervorhe-
bung ebenfalls eine Unterstützung für meinen Ge-
genkandidaten, für Sie, Herr Helmut Schmidt, im 
Auge gehabt. Zuerst versetzt man das Volk — Stich-
wort  „1914" — in Kriegsangst, dann besorgt man sich 
eine Einladung nach Moskau, dann gibt man vor, 
dort  den Frieden erhalten zu wollen, und dann 
kommt man heim, zwar mit nichts, aber mit dem 
Vermerk, gesprochen zu haben. 

(Zurufe von der SPD) 

Wer glaubt, daß das keine Rolle spielt, sollte ein-
mal das nachlesen, was bei Kissinger in seinen Me-
moiren über die Jahre 1968 bis 1973 auf Seite 1218 
steht. 

(Wehner [SPD]: 1218, sagen Sie? — Heiter- 
keit bei der SPD und der FDP) 

— Jawohl, Seite 1218. Sie tun sich dann leichter, 
wenn Sie die Fundstelle suchen. — Ich zitiere Kis-
singer mit zwei Sätzen: 

Das einzige andere bemerkenswerte Ereignis 
war, daß Breschnew und Gromyko uns 

— damit meint er Nixon und sich — 

baten, dabei behilflich zu sein, daß die Ostver-
träge bald zur Abstimmung vor dem Bonner 
Bundestag kämen und ratifiziert würden. Sie 
wollten, daß wir Brandt halfen, die bevorstehen-
den Landtagswahlen zu gewinnen, als hätten 
wir die Möglichkeit dazu gehabt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Es gibt auch noch andere Bekundungen dieser A rt. 
Daß hier ein dezidiertes Interesse daran bestand, 
seinerzeit Herrn Brandt als Kanzler zu behalten, 
und jetzt daran besteht, die Bundestagswahl gegen 
einen Erfolg der Union vorzubeeinflussen, steht für 
mich — wie für jeden, der nicht blind ist — außer je-
dem Zweifel. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei Ab-
geordneten der SPD) 

Die Sowjetunion kann eine weitere Verengung 
des politischen Spielraums des Westens und der 
Bundesrepublik Deutschland registrieren. Sie kann 
die Spaltung der politischen Kräfte in der Bundesre-
publik Deutschland ebenfalls auf ihr Pluskonto ver-
buchen. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Sie kann sich bei Ihnen 
bedanken! 

Schließlich ist das sicherlich der Auftakt, ja, die Or-
ganisation eines Wallfahrerwettbewerbs der west-
europäischen Politiker nach Moskau gewesen. Auch 
deshalb schon hätte es nicht sein dürfen. 

(Wehner [SPD]: Weiterlesen!) 

Ich darf zusammenfassen. — Herr Kollege Weh-
ner, ich tue Ihnen den Gefallen, natürlich. — Er- 
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stens. Der Zeitpunkt der Reise war verfehlt. Was 
sich Helmut Schmidt ursprünglich als Ziele gesetzt 
hatte, ist nicht erreicht worden, ich gebe zu, konnte 
auch nicht erreicht werden. Kein deutscher Bundes-
kanzler — er mag heißen, wie er will — kann in 
Moskau erreichen, daß die sowjetische Afghanistan-
Politik, die ihre großen historischen, säkularen und 
globalen Hintergründe hat, auf Grund deutscher In-
terventionen geändert wird. Der Hut war Ihnen zu 
groß. Die Stiefel, die Sie sich angezogen haben, wa-
ren zu groß. Sie sind nicht geeignet, zwischen den 
Großmächten zu vermitteln. Kein deutscher Kanzler 
kann das. 

(Zurufe von der SPD) 

Aber aus einer Reihe von Gründen haben Sie sich 
als Schiedsrichter auf dieses Spielfeld begeben. 

Zweitens ist festzustellen, daß Sie keine Ihrer Ab-
sichten verwirklichen konnten. Es ist auch festzu-
stellen, daß in humanitären Fragen nur unver-
bindliche Erklärungen — wieder einmal, zum so-
undsovielten Male — erreicht worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie, Herr Bundeskanzler, im Kommuniqué 
Ihre Unterschrift unter die Berufung auf die Ver-
träge von 1970 setzen, auf die KSZE-Schlußakte und 
auf die gemeinsame Erklärung von 1978 — Sie ken-
nen den Text, ich brauche ihn nicht zu verlesen —, 
dann haben Sie damit, mit dieser Beschwörung die-
ser Abmachungen und Verträge — — 

(Liedtke [SPD]: Bitte, verlesen Sie es!) 

— Ja, wenn Sie es wollen. 

(Zurufe und Lachen bei der SPD) 

Es heißt in dem Vertrag von  1970: 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken betrach-
ten es als wichtigstes Ziel ihrer Politik, den 
internationalen Frieden aufrechtzuerhalten .. . 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

... sie ... übernehmen die Verpflichtung, sich in 
Fragen, die ... die internationale Sicherheit be-
rühren, ... der Drohung mit Gewalt oder der 
Anwendung von Gewalt zu enthalten. 

(Liedtke [SPD]: Es geht noch weiter!) 

— Ja, was geschah denn in Afghanistan? Und dann 
unterschreiben Sie, Herr Schmidt, ein Kommuniqué, 
in dem die Sowjetunion sich darauf beruft, daß Text 
und Geist dieser Verträge eingehalten werden müs-
sen. Dagegen haben wir ja nichts. Aber wo bleibt die 
Klarstellung, daß Geist und Text dieser Verträge in 
einem schreienden, flagranten, hohnvollen, zyni-
schen Widerspruch zur Wirklichkeit des politi-
schen Handelns stehen? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe viele Male auch in diesem Hause zum 
Ausdruck gebracht: Unsere Sorge gilt nicht dem 
Umstand, daß durch einen militärischen Überf all auf 
Europa etwa die Bundesrepublik Deutschland ihre 
Sicherheit, ihre Freiheit oder gar ihre kulturell-zivi-
lisatorische Substanz verliert Ich habe oft zum Aus-

druck gebracht: Unsere Sorge gilt nicht einem revo-
lutionären Akte, der durch Überhandnehmen links-
radikaler, kommunistischer, moskauorientierter 
Kräfte unsere Gesellschaftsordnung, ihr Freiheits-
ideal, ihre Rechtsordnung zerstören würde. Nein, 
unsere Sorge gilt einem langfristigen, über Jahr-
zehnte angelegten psychologisch-politischen Pro-
zeß, in dem die Aushöhlung der NATO, die Abkop-
pelung der Europäer von ihrer Hauptschutzmacht, 
den Amerikanern, psychologisch vorbereitet und 
politisch unterstützt wird und sich zum Schluß in ei-
ner Erosion, in einem Kollaps des Systems bemerk-
bar machen wird. Das kann Jahre — das ist zu 
kurz —, das kann Jahrzehnte dauern. 

Ich . habe nicht vergessen, daß vor allem Politiker 
der SPD uns im Wahlkampf 1969 Verleumdung vor-
geworfen haben, wenn wir ihnen die Absicht unter-
stellt hatten, daß sie im Falle eines Wahlerfolges die 
DDR anerkennen würden. Was 20 Jahre lang un-
möglich, ja undenkbar erschien, was gemeinsames 
Gut aller politischen Kräfte dieses Hauses war, ist 
nach kurzfristigen Gesprächen mit italienischen 
Kommunisten, mit Kontakten nach der anderen 
Seite hin unter brüsker — brüsker! — Beiseiteschie-
bung der CDU und der CSU damals in die politische 
Wirklichkeit umgesetzt worden. 

Hier geht es nicht um Verzeihen — das tun wir — 
oder nicht, hier geht es um Vergessen oder nicht 
Nur ein Tor könnte vergessen, was in dem Jahr 1949 
gemeinsam gelobt und im Jahre 1969 einseitig auf-
gegeben worden ist 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Erstens. Die Sowjetunion hat einen Prozeß in 
Gang gesetzt, dessen erstes Ziel es ist, den Nachrü-
stungsbeschluß der NATO zu Fall  zu bringen — 
aus Gründen, die wir alle kennen oder kennen soll-
ten. 

Zweitens. Die Sowjetunion hat das Ziel, damit mit-
telfristig die Sicherheitsinteressen der Westeuro-
päer von denen der Amerikaner aus technischen, 
militärischen und strategischen Gründen abzukop-
peln. 

Ihre Politik hat drittens das Ziel, selbst bei Auf-
rechterhaltung der Formalitäten eines Bündnisses 
dieses Bündnis seiner Wirksamkeit zu entkleiden 
und den Prozeß der psychologischen und politi-
schen Neutralisierung Westeuropas einzuleiten. 
Durch innere Aushöhlung sind schon mehr Bünd-
nisse zugrunde gegangen als durch äußere Aufhe-
bung. Das ist die Sorge, die wir uns auch heute über 
den Zustand der NATO, über die Zukunft der westli-
chen Gemeinschaft und über die Möglichkeit, Frie-
den und Freiheit zu erhalten, machen. Sie, Herr Bun-
deskanzler, sollten sich ein Zitat Bismarcks an die 
Wand schreiben: 

Über die Fehler, welche in der auswärtigen Poli-
tik begangen werden, wird sich die öffentliche 
Meinung in der Regel erst klar, wenn sie auf die 
Geschichte eines Menschenalters zurückzu-
blicken imstande ist Es mag 50 Jahre dauern, 
bis politische Mißgriffe offenkundig werden 
und ihre letzten Konsequenzen tragen. Aber 
schließlich legt die Geschichte die Rechnung 
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für jeden Fehler vor. Sie ist dabei peinlicher als 
unsere preußische Oberrechnungskammer. 
Dann erst wird man in der Öffentlichkeit den 
Bruchpunkt sehen, von dem das Unheil seinen 
Ausgang nahm. 

(Wehner [SPD]: Aber Sie wissen das schon 
vorher!) 

Es wäre Ihre Aufgabe gewesen, Herr Bundeskanzler, 
diesen Bruchpunkt aufzuheben und die Weichen in 
der Richtung unserer gemeinsamen Vergangenheit 
und der Notwendigkeiten einer gemeinsamen Zu-
kunft zu stellen. Das ist leider aus kurzsichtigen, aus 
sehr opportunistischen und auf den Wahlkampf ab-
gestellten Gründen unterblieben. Darum: gezählt 
und gewogen, aber in Moskau als zu leicht befun-
den! 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU — Einige Abgeordnete der 
CDU/CSU erheben sich — Zurufe von der 

SPD: Hoch! Hoch! — Zugabe!) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Bundesminister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! 
Meine Herren! Das Thema unserer heutigen Aus-
sprache ist die Regierungserklärung zum Treffen 
der sieben Staats- und Regierungschefs in Venedig 
und zu den Gesprächen des Bundeskanzlers und des 
Bundesministers des Auswärtigen in Moskau. Ich 
will es mir versagen, auf die Polemik des Herrn Mi-
nisterpräsidenten des Freistaates Bayern einzuge-
hen. 

(Wehner [SPD]: Das lohnt sich auch nicht!) 

Aber ich würde Sie bitten, Herr Ministerpräsident, 
dann, wenn Sie Gelegenheit nehmen, noch einmal 
ans Rednerpult zu gehen, uns wenigstens zu sagen, 
welche unserer Partner im westlichen Bündnis Sie 
gemeint haben, als Sie sagten, die Sowjetunion 
könnte auf deren stillschweigende oder offene Zu-
stimmung für die Intervention in Afghanistan rech-
nen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Hier darf nichts im Zwielicht bleiben. 

Meine Damen und Herren, das Thema muß eine 
Bewertung der Ergebnisse der Zusammenkunft in 
Venedig, der Ergebnisse des Besuchs in Moskau und 
der Beiträge der Bundesrepublik Deutschland zur 
Sicherung des Gleichgewichts in Europa, zur Kon-
fliktlösung überall in der Welt, zur Verstärkung der 
Bindungen im geteilten Deutschland und zur Über-
windung der schwerwiegenden Krise in Afghani-
stan, die in der weiter andauernden Besetzung des 
Landes durch sowjetische Truppen besteht, sein. 
Dazu reicht es nicht aus, Kritik an der Bundesregie-
rung zu üben, und es reicht auch nicht aus, in bezug 
auf Afghanistan zu sagen, das Bündnis müsse einig 
sein und die CDU regieren, dann wären die Russen 
nicht in Afghanistan einmarschiert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das ist eine unzulässige Verharmlosung der Her-
ausforderung, vor der der Westen und die Völker 
der Dritten Welt stehen. 

Der Bundeskanzler hat über den Besuch in Mos-
kau berichtet, der nach gründlichsten Vorbereitun-
gen mit allen unseren Partnern durchgeführt wurde. 
Ich hatte gestern Gelegenheit, in Paris den französi-
schen Außenminister und danach den amerikani-
schen Präsidenten und die amerikanische Regie-
rung zu unterrichten. Es kam uns darauf an, die 
französische Regierung ebenso schnell und umfas-
send zu informieren, wie sie es nach der Begegnung 
des französischen Staatspräsidenten mit der sowje-
tischen Führung in Warschau getan hatte, und es 
ging uns darum, der amerikanischen Regierung un-
mittelbar die Antworten auf Fragen zu übermitteln, 
um deren Klärung der amerikanische Präsident den 
Bundeskanzler gebeten hatte. Schon daraus wird 
deutlich, daß die amerikanische Regierung nicht ge-
gen den Besuch in Moskau war, sondern daß sie sich 
selbst einen Nutzen von der Durchführung dieses 
Besuches versprochen hat 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der amerikanische Präsident hat am Abschluß 
des gestrigen Gesprächs festgestellt, die amerikani-
sche Nation habe die Reise nach Moskau mit gro-
ßem Interesse verfolgt Wie er, der amerikanische 
Präsident, schon in Venedig vorher erklärt habe, sei 
dieser Besuch in Moskau ein guter und ein kon-
struktiver Schritt Angesichts dieser Erklärung ist es 
unhaltbar zu behaupten, die Bundesregierung habe 
einen Alleingang gegen den Willen oder gegen das 
Mißtrauen ihrer Partner durchgeführt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der amerikanische Präsident hat dann hinzugefügt, 
der Bundeskanzlerhabe in Moskau nicht nur die Sa-
che der Bundesrepublik Deutschland, sondern auch 
die Sache der Vereinigten Staaten und die Sache der 
anderen Alliierten hervorragend vertreten. Er, der 
Präsident, schätze die Festigkeit und Klarheit der in 
Moskau eingenommenen Haltung hoch ein, er 
drücke dafür seine Bewunderung und Anerkennung 
aus. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir waren uns mit der amerikanischen Regierung 
darin einig, daß die sowjetische Reaktion auf den 
Verhandlungsvorschlag des westlichen Bündnis-
ses über nukleare Mittelstreckensysteme in Europa 
in der Allianz sorgfältig und in konstruktivem Geist 
geprüft werden müsse. Damit wird deutlich, daß sich 
weder die Bundesregierung noch die amerikanische 
Regierung zu dem vorschnellen und voreiligen Ur-
teil verleiten lassen, dieser sowjetische Vorschlag 
habe das Ziel, den Nachrüstungsbeschluß der 
NATO zu unterminieren. Im Gegenteil zeigt sich 
hier, daß sich die Festigkeit der Haltung, die die 
Bundesregierung von Anfang an eingenommen hat, 
nämlich für den Nachrüstungsbeschluß und eben-
falls mit Nachdruck für Verhandlungen einzutreten, 
auszahlt, indem sich jetzt die andere Seite zu Ver-
handlungen bereitfindet. 

Deshalb ist es notwendig, sachlich, sorgfältig und 
konstruktiv zu prüfen, welche Möglichkeiten sich 
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aus dieser sowjetischen Reaktion auf unsere Vor-
schläge für die Rüstungskontrolle in Europa erge-
ben. Wir haben von Anfang an beides ernst gemeint, 
Nachrüstung und Verhandlungen. Auch die Ver-
handlungen sind für uns gleichwertiger Bestandteil 
des gemeinsamen Beschlusses des Bündnisses. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das Interesse unserer westlichen Pa rtner an dem 
Ergebnis dieser Reise wird auch darin deutlich, daß 
heute nachmittag, innerhalb von 24 Stunden einbe-
rufen, auf Anregung des Herrn Außenministers 
Thorn in Luxemburg eine Zusammenkunft der euro-
päischen Außenminister stattfindet. 

Ich möchte besonders hervorheben, daß sich die 
politische Zusammenarbeit zwischen den Mitglieds-
staaten der Europäischen Gemeinschaft und Ja-
pan — das ist in Venedig sowohl beim Europäischen 
Rat wie bei der Siebenerkonferenz deutlich gewor-
den — in letzter Zeit in einer erfreulichen Weise 
weiter vertieft hat. Der dichte Rhythmus der Kon-
sultation mit unseren Verbündeten und unseren 
Partnern spiegelt das Maß der gemeinsamen Inter-
essen und die Entschlossenheit gemeinsamen Han-
delns der westlichen Staatengemeinschaft wider. 

Der Bundeskanzler hat in Moskau außer den Fra-
gen, um deren Aufwerfung der amerikanische Präsi-
dent ihn gebeten hatte, auch einem Wunsch der 
Außenminister der ASEAN-Staaten entsprochen, 
die nämlich in der vergangenen Woche in Kuala 
Lumpur zu einer Konferenz zusammengetreten wa-
ren und die den Bundeskanzler gebeten hatten, die 
große Sorge dieser Staatengruppe über die kritische 
Lage an der kambodschanisch-thailändischen 
Grenze und in Kambodscha selbst vorzutragen. 

Sie können damit erkennen, meine Damen und 
Herren, daß diese Reise in ihrer Bedeutung, in ihren 
Möglichkeiten, in ihrem Nutzen nicht nur von der 
eigenen Regierung, nicht nur von den Partnern in 
der Europäischen Gemeinschaft und im westlichen 
Bündnis gesehen wurde, sondern daß ebenfalls eine 
so wichtige und uns politisch so sehr verbundene 
Staatengruppe wie die ASEAN-Staaten Wert darauf 
legte, daß wir diese Reise nutzen, um ihre Sorgen 
und Probleme der sowjetischen Führung nahezu

-

bringen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich denke, daß deshalb eine objektive Bewe rtung 
der Reise und ihrer Ergebnisse angebracht wäre. 

Ich glaube auch, es wäre angemessen gewesen, 
daß sich die Vertreter der Opposition zu der Rede 
äußern, die der Bundeskanzler in Moskau gehalten 
hat. Ich hoffe, daß das in der Debatte noch gesche-
hen wird. Es ist eine Rede, die in umfassendem 
Sinne nicht nur die Position der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern auch die Position unserer 
westlichen Partner zum Ausdruck gebracht hat, eine 
Rede, deren Gedanken und Vorstellungen in den 
vertraulichen Gesprächen vertieft worden sind. Es 
wäre ein wesentlicher Schritt für ein sachliches Ge-
spräch im Deutschen Bundestag, wenn die Opposi-
tion hier sagen würde, ob es in dieser Rede des Bun-
deskanzlers, die er in Moskau gehalten hat, Punkte  

gibt, mit denen sie einverstanden ist, und ob es 
Punkte gibt, mit denen sie nicht einverstanden ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dann wollen wir daran den Besuch messen. Das 
kann dann Grundlage einer konstruktiven Debatte 
werden, die mehr ist als nur polemische Kritik im 
Vorfeld eines Wahlkampfes. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir betrachten diesen 
Besuch in Moskau als notwendig und nützlich. Er 
war notwendig, weil es die Entwicklung der interna-
tionalen Lage gebietet, auf das Handeln der Welt-
macht, von der diese Entwicklung wesentlich ab-
hängt, auch durch das direkte Gespräch Einfluß zu 
nehmen. Ich habe mit großem Interesse und Befrie-
digung festgestellt, daß der neue amerikanische 
Außenminister unmittelbar nach seiner Amtsein-
führung seine Anwesenheit in Wien dazu genutzt 
hat, ebenfalls mit Herrn Gromyko zusammenzutref-
fen und ihm dort  die gemeinsamen Positionen des 
Bündnisses vorzutragen, und das doch wahrlich 
nicht in der Absicht, die sowjetische Inte rvention in 
Afghanistan zu verharmlosen, sondern um die Auf-
fassungen des westlichen Bündnisses mit Klarheit 
und Offenheit zum Ausdruck zu bringen. 

Das gleiche gilt für die Begegnung des französi-
schen Präsidenten mit der sowjetischen Führung. 

Nützlich war der Besuch und konnte er sein, weil 
wir auf der festen Basis sorgfältig abgestimmter Po-
sitionen des Westens reden und handeln konnten. 

Das westliche Bündnis hat nach den Treffen der 
Neun und der Sieben in Venedig seine Konzeption 
in Ankara bei der Tagung der NATO-Außenmini-
ster in großer Ausführlichkeit und Deutlichkeit dar-
gelegt Ich möchte hier die Ausführungen des Mini-
sterrats zu Afghanistan, zu den Fragen der Rü-
stungskontrolle und der Abrüstung, hier besonders 
zu den Mittelstreckenwaffen, und schließlich zu 
dem bevorstehenden KSZE-Folgetreffen in Mad rid 
sowie zu Deutschland und Berlin hervorheben. Die 
Minister des Bündnisses haben in Ankara ihre Be-
reitschaft wiederholt, für eine Verbesserung des 
Ost-West-Verhältnisses zu arbeiten und die Ge-
sprächskontakte zwischen Ost und West aufrecht-
zuerhalten, um ihre Auffassungen klarzumachen, 
um Mißverständnisse zu vermeiden, um eine Lö-
sung der derzeitigen Krise zu erleichtern und die 
konstruktive Zusammenarbeit zu fördern, soweit die 
Umstände das erlauben. Das ist der Originaltext des 
gemeinsamen Kommuniqués der NATO. Nach die-
sen Zielen, die wir dort  gemeinsam mit unseren Ver-
bündeten formuliert haben, haben wir in Moskau ge-
handelt. Das bedeutet: Wir haben in Übereinstim-
mung mit ihnen gehandelt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die sowjetische Führung war sich angesichts der 
klaren, festen und für die sowjetische Führung wie 
für alle anderen Staaten der Welt berechenbaren 
Haltung der Bundesrepublik Deutschland bewußt, 
daß wir wahrlich nicht nach Moskau kommen wür-
den, um uns vom Bündnis trennen zu lassen. Wir 
fanden dort  unsere Auffassung bestätigt, daß die So- 
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wjetunion aus eigenem Interesse den Beziehungen 
zu den Vereinigten Staaten von Amerika entschei-
dende Bedeutung für die künftige Entwicklung in 
der Welt beimißt. 

Man sucht in Moskau — zu Unrecht, wie wir wis-
sen; wir haben uns bemüht, hier aufklärend zu wir-
ken — die Verantwortung für die Verschlechterung 
der Beziehungen in Washington; man erwartet des-
halb auch die Initiative zu einer Verbesserung von 
Washington. Wir haben tiefe Bitterkeit über die Stö-
rungen der Beziehungen der Sowjetunion zur ande-
ren Weltmacht gespürt Dabei fällt es den Verant-
wortlichen in Moskau noch schwer, das als Folge 
eigenen, sowjetischen Verhaltens zu begreifen. Hier 
ist es notwendig, diesen Vorgang der Einsicht in die 
Wirkungen sowjetischen Verhaltens auf das Ost-
West-Verhältnis durch klare Sprache in Moskau 
und auch durch den unmittelbaren und persönli-
chen Kontakt zu stärken. 

Unsere Gesprächspartner haben sich davon über-
zeugen können, daß die westliche Einheit in all den 
Fragen, die uns bewegen, unerschütterlich ist.  Der 
Verlauf des Besuchs hat gezeigt, daß man auf unsere 
Stimme Wert legt, weil man weiß, daß diese Bundes-
republik Deutschland im westlichen Bündnis, wie 
alle Entscheidungen in der ganzen Zeit unserer Mit-
gliedschaft im Bündnis zeigen, ein fester und bere-
chenbarer Faktor westlicher Solidarität, westlicher 
Verteidigungsentschlossenheit und westlicher Ver-
handlungsbereitschaft ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

In der Afghanistanfrage hat die Sowjetunion er-
wartungsgemäß keine Änderung ihrer Haltung zu 
erkennen gegeben. Ich denke, es war nicht redlich, 
dem Bundeskanzler zu unterstellen, daß er hier et-
was anderes gesagt habe oder daß er den Rückzug 
der sowjetischen Truppen, der angekündigt wurde, 
als Fortschritt begrüßt habe. 

(Zuruf des Abg. von der Heydt Freiherr von 
Massenbach [CDU/CSU]) 

Vielleicht darf ich doch aus der Rede zitieren, die er 
soeben hier gehalten hat: 

Wir haben dies 

— nämlich den Abzug von Truppen — 

als einen Schritt bezeichnet, der dann in die 
richtige Richtung geht, wenn ein solcher Rück-
zug der Beginn einer kontinuierlichen Bewe-
gung ist, die bis zum vollständigen Abzug fort

-gesetzt wird. 

Das ist doch die Forderung: Die Frage durch voll-
ständigen Abzug zu lösen! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir haben vorgetragen, 

— hat der Bundeskanzler hinzugefügt — 

daß man über einen zeitlichen Fahrplan für eine 
politische Lösung nachdenken müsse. 

Es gibt keinen Zweifel in der westlichen Position: 
Wir werden uns mit vollendeten Tatsachen nicht ab-
finden; es wird keine Gewöhnung an Afghanistan 
geben. 

Wir haben in Moskau die Bemühungen der Nach-
barstaaten Afghanistans, d. h. des Irans und Paki

-

stans, deren Außenminister sich in der von der Isla-
mischen Konferenz in Islamabad zusammen mit 
dem Generalsekretär dieser Konferenz eingesetzten 
Kommission um Lösungsansätze bemühen, nach-
drücklich unterstützt. Eine beständige Fortsetzung 
dieser Bemühungen wird nach unserem Eindruck 
sehr wohl Wirkung zeigen können. 

Es bestätigt sich in der Haltung der Islamischen 
Konferenz, daß der Konflikt, der durch die so-
wjetische Besetzung Afghanistans offenbar wird, 
eben nicht nur ein West-Ost-Problem, sondern in 
ganz erheblichem Maße ein Ost-Süd-Problem dar-
stellt. Deshalb ist es so notwendig, daß wir unsere 
Haltung zu den Zielen und Vorstellungen der Isla-
mischen Konferenz hier unmißverständlich, unter-
stützend deutlich machen. 

In der Frage der Mittelstreckenwaffen hat das 
NATO-Kommuniqué von Ankara die Sowjetunion 
noch einmal aufgefordert, über die amerikanischen 
Angebote unverzüglich und positiv zu verhandeln 
und vor der Ratifizierung von SALT II mit einem 
vorbereitenden Meinungsaustausch ohne jede Vor-
bedingung zu beginnen. Die Reaktion der sowje-
tischen Führung auf diese Verhandlungsvor-
schläge des Westens, die Reaktion, die der Bundes-
kanzler hier dargelegt hat, zeigt, daß dieser Appell 
eine auch öffentliche und politische Wirkung hat, 
auf die die Sowjetunion glaubte eingehen zu müs-
sen. Deshalb werden wir diese Reaktion — zusam-
men mit allen Partnern im westlichen Bündnis — 
sorgfältig und in konstruktivem Geist prüfen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, es liegt in der Logik 
der westlichen Politik, auf der einen Seite das für die 
eigene Sicherheit und Verteidigung Notwendige zu 
tun und auf der anderen Seite keine Chance zu ver-
säumen, durch Verhandlungen zu einem Gleichge-
wicht auf einem möglichst niedrigen Niveau der Rü-
stungen zu kommen. Besondere Bedeutung wird ge-
rade nach Afghanistan den Bemühungen zukom-
men, militärisch bedeutsame vertrauensbildende 
Maßnahmen zu entwickeln, die auf dem ganzen eu-
ropäischen Kontinent Anwendung finden. „Auf dem 
ganzen europäischen Kontinent" bedeutet: ein-
schließlich des europäischen Teils der Sowjet-
union. 

Hier haben wir — zusammen mit unseren Bünd-
nispartnern — in Ankara zum Ausdruck gebracht, 
daß der geographische Geltungsbereich der Maß-
nahmen für uns eine zentrale Bedeutung für die 
Einsetzung dieser europäischen Abrüstungskonfe-
renz anläßlich des Treffens in Madrid hat. Diesem 
Konzept liegt die Erkenntnis zugrunde, daß Erfolge 
bei Rüstungsbegrenzung und Abrüstung Vertrauen 
voraussetzen, daß also Transparenz und Berechen-
barkeit der Militärpotentiale beider Seiten die 
Grundlage sind, auf der erfolgreiche Rüstungskon-
trollverhandlungen erst möglich werden. Der auf 
ganz Europa bezogene Anwendungsbereich ist not-
wendig, wenn diese Rüstungskontrollverhandlun-
gen ihr Ziel erreichen sollen, nämlich die Herstel-
lung militärischer Stabilität in Europa, d. h. die Her- 
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stellung eines Zustandes, bei dem keine Seite 
Furcht vor der Möglichkeit eines Überraschungsan-
griffs zu haben braucht. Das ist doch nach Afghani-
stan noch dringlicher geworden! 

Wir sind uns bewußt, daß es noch großer Anstren-
gungen bedürfen wird, um diesen Anwendungsbe-
reich durchzusetzen. Aber die Sowjetunion, der wir 
unsere Vorstellungen in Moskau dargelegt haben, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Was 
hat sie gesagt?) 

könnte ein positives Zeichen setzen, wenn sie einer 
Einigung in dieser wichtigen Frage nicht entgegen-
stehen würde. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
Meine Damen und Herren, hier ist es notwendig, 
daß der — wie ich hoffe: ganze — Deutsche Bundes-
tag die Bundesregierung bei einem solchen kon-
struktiven Vorschlag zur Vertrauensbildung und da-
mit für mehr Sicherheit im hochgerüsteten Europa 
unterstützt 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Dr. Marx? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Bitte 
sehr. 

Dr. Marx (CDU/CSU): Herr Bundesminister, da 
dieses Haus die Regierung sicher unterstützt, wenn 
konstruktive Vorschläge gemacht werden, ist die 
Voraussetzung dafür aber, daß Sie uns die Antwort 
von Herrn Breschnew auf diese Vorschläge hier 
auch mitteilen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege Marx, ich habe Ihnen erklärt, daß die Bun-
desregierung die Auffassung des Bündnisses, so wie 
das in Ankara veröffentlicht worden ist, dargelegt 
hat Die Tatsache, daß ich die Möglichkeit einer Ei-
nigung nicht ausgeschlossen habe, mag Ihnen auf 
der einen Seite zeigen, daß es nicht zu einem end-
gültigen Ergebnis gekommen ist, daß ich aber auf 
der anderen Seite das Zustandekommen einer euro-
päischen Abrüstungskonferenz mit diesem Gel-
tungsbereich vertrauensbildender Maßnahmen 
nicht ausschließe. Nur: Wir werden das nur dann er-
reichen, wenn wir die kommenden Monate für bila-
terale Konsultationen auch mit den osteuropäischen 
Staaten nutzen, um auf diese Weise die Madrider 
Konferenz vorzubereiten. Ich bitte, es dann nicht als 
eine stillschweigende Duldung der Intervention in 
Afghanistan auszulegen, wenn es weitere Zusam-
mentreffen mit anderen politischen Verantwortli-
chen Osteuropas geben wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Gestatten Sie 
eine weitere Frage des Herrn Abgeordneten 
Marx? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Bitte 
sehr. 

Dr. Marx (CDU/CSU): Herr Bundesminister, wür-
den  Sie uns dann mehr als diese Andeutung ma-
chen, auf was sich Ihre Vermutung gründet, daß es 
weitergehen kann, daß die sowjetische Seite positiv 
auf die Vorschläge eingeht? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Auch wenn hier heute ein Briefwechsel verlesen 
worden ist, den die Bundesregierung nicht veröf-
fentlicht hat, möchte ich den vertraulichen Charak-
ter von Gesprächen durch Wiedergabe der Haltung 
der anderen Seite nicht brechen. Aber ich bin gern 
bereit, Herr Abgeordneter, Ihre Frage im Auswärti-
gen Ausschuß zu beantworten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Marx [CDU/CSU]: Sie wissen, daß der Aus-

schuß nicht mehr zusammentritt!) 
— Herr Abgeordneter, auch wenn die Parlamentsar-
beit zu Ende geht, werden wir sicher eine Möglich-
keit einer sachlichen Unterrichtung über diesen Teil 
der Gespräche finden können. 

Meine Damen und Herren, das Bündnis hat in An-
kara seine Haltung in der Deutschland- und Berlin

-

Frage erneut bekräftigt und die ruhige Lage in Ber-
lin sowie den Abschluß der innerdeutschen Verein-
barungen vom 30. April 1980 gewürdigt Diese Erklä-
rung unserer Verbündeten ist gerade im gegenwär-
tigen Zeitpunkt besonders wertvoll. Sie beweist 
nämlich den gemeinsamen Standort der Bundesre-
publik Deutschland, der Drei Mächte und der übri-
gen Verbündeten zu unseren nationalen Anliegen, 
und sie unterstreicht damit, daß unsere nationalen 
Interessen nicht in Widerspruch stehen zu unserer 
Mitgliedschaft im westlichen Bündnis, sondern daß 
hier eine Interessenparallelität vorhanden ist Das, 
meine Damen und Herren, sollte für uns eine wich-
tige Ermutigung sein, in unserer Vertragspolitik 
weiterzugehen. 

Ich denke, die Tatsache, daß unsere Pa rtner den 
Grundlagenvertrag mit der DDR als einen wichtigen 
Beitrag zur Verbesserung der Lage in Europa gewür-
digt haben, sollte auch manchem Kritiker dieses 
Grundlagenvertrages bei uns Anlaß sein, seine Mei-
nung zu dieser Frage noch einmal zu überdenken. 

Wir sind uns alle bewußt, daß eine Friedensstra-
tegie für die 80er Jahre sich nicht darauf beschrän-
ken darf, den Frieden nur im Ost-West-Bereich zu 
sichern. Friedenspolitik in unserer Welt bedeutet, 
darauf hinzuwirken, daß Konflikte in der Dritten 
Welt friedlich gelöst werden können. Friedenspoli-
tik bedeutet heute, auch mit aller Kraft dazu beizu-
tragen, daß wir Hunger und Not in der Dritten Welt 
überwinden und daß wir den Entwicklungsländern 
Hilfe bei der Herbeiführung ihrer Stabilität und 
menschenwürdiger Lebensverhältnisse geben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
Und Friedenspolitik bedeutet schließlich auch, daß 
das, was wir tun können, geschieht, um den West-
Ost-Konflikt aus der Dritten Welt herauszuhalten. 

(Erneuter Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Hier greifen West-Ost-Politik und Nord-Süd-Poli-
tik ineinander. Es ist entscheidend für die weitere 
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Entwicklung des Ost-West-Verhältnisses, daß 
Grundsätze der Entspannung in allen Regionen der 
Welt Anwendung finden, und das heißt, daß das 
Prinzip der Unteilbarkeit der Entspannung ver-
wirklicht wird. Daß dies gelingt, ist jedoch umge-
kehrt zugleich die Voraussetzung dafür, daß eine 
eigenständige Entwicklung der Dritten Welt in Frie-
den und Stabilität möglich ist. Von außen geschürte 
und genährte, künstlich auf die Dritte Welt übertra-
gene Konflikte sind ein entscheidendes Hindernis 
für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung in 
diesen Ländern. 

Unsere Dritte-Welt-Politik hat als Grundlage die 
Achtung und Unterstützung der Unabhängigkeit 
und der Selbstbestimmung der Länder der Dritten 
Welt. Wir wollen keine Einflußzonen errichten. Wir 
wollen in die Dritte Welt nicht unsere eigenen wirt-
schaftlichen und politischen Ordnungsvorstellun-
gen exportieren. Wir wollen ein Verhältnis gleich-
berechtigter Partnerschaft mit den Staaten der Drit-
ten Welt herstellen 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

und respektieren, daß sie ihre eigene Ordnung nach 
ihren Vorstellungen gestalten. Dabei wissen wir, 
daß allein dieser Politik die Zukunft gehört 

Meine Damen und Herren, während politisches 
und ideologisches Vorherrschaftsstreben zuneh-
mend in Gegensatz zu den Interessen der Dritten 
Welt gerät, erwachsen uns aus unserem Bekenntnis 
zur Unabhängigkeit und Pluralität neue Möglichkei-
ten der Zusammenarbeit 

Das gilt auch für das Verhältnis des Westens zu 
den blockfreien Staaten, ein Verhältnis, das eine 
neue und positive Entwicklungsstufe erreicht hat 
Dieses Verhältnis war bis in die 70er Jahre hinein 
durch den Entkolonisierungsprozeß belastet Es 
wäre weiter belastet, wenn wir Ratschlägen folgten, 
die man gelegentlich auch hier über unser Verhält-
nis zu bestimmten Gruppierungen und Staaten in 
der Dritten Welt, vor allen Dingen in Af rika, hört 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Prozeß der Entkolonisierung ist weitgehend 
abgeschlossen. Im Vordergrund steht für die Länder 
der Dritten Welt heute ihr Ziel, ihre Unabhängig-
keit zu behaupten, ihre politische und wirtschaftli-
che Gleichberechtigung in den internationalen Be-
ziehungen zu verwirklichen. Dieses Ziel können wir 
aus guten Gründen, aus Überzeugung und nicht Op-
portunismus bejahen, weil es unseren eigenen Über-
zeugungen und Idealen entspricht Deshalb stehen 
wir hier auf der Seite des Fortschritts. Diese Politik 
ist ein Teil auch unserer Strategie weltweiter Frie-
denssicherung. 

Letztlich können Weltfrieden, Frieden und wirt-
schaftlicher Wohlstand für das eigene Land nur ge-
sichert werden, wenn es gelingt, für alle Staaten eine 
Ordnung gleichberechtigter Zusammenarbeit auf-
zubauen. Die Sowjetunion wird sich fragen müssen, 
ob nicht, langfristig be trachtet, für sie die Teilnahme 
an einer solchen Politik gleichberechtigter Zusam-

menarbeit auch mehr Vorteile bringt als ihr gegen-
wärtiges Verhalten in der Dritten Welt, 

(Zustimmung bei der SPD) 

wie es z. B. in der Intervention in Afghanistan zum 
Ausdruck kommt 

Heute ist entscheidend für eine Menschheit, die 
bis zum Jahre 2 000 auf 6 Milliarden Menschen an-
wachsen wird, Nahrung und Arbeitsplätze zu schaf-
fen, bruchlos den Übergang vom Zeitalter des Öls in 
ein Zeitalter anderer, zum Teil neuartiger Energie-
formen zu bewältigen und nicht zuletzt die ökologi-
schen Lebensbedingungen auf unserem klein ge-
wordenen Planeten zu bewahren. Das ist eine gewal-
tige Herausforderung, der wir uns stellen müssen. 
Wir werden in unserem politischen Verhalten auch 
daran gemessen werden, ob wir hier unseren Beitrag 
zur Stabilität, zum sozialen Fortschritt und zur Ge-
rechtigkeit in der Dritten Welt leisten. 

Deshalb muß eine solche Aussprache, die sich mit 
schwerwiegenden Problemen unserer Zeit, mit gro

-ßen Herausforderungen befaßt, auch Antwort darauf 
geben, wie jeder einzelne von uns zu diesen Heraus-
forderungen steht, welchen Beitrag nach Auffassung 
der verschiedenen Seiten dieses Hauses die Bundes-
republik Deutschland leisten kann zu einer Frie-
densstrategie, die darauf beruht, daß wir hier in Eu-
ropa als Partner der Europäischen Gemeinschaft un-
seren Beitrag zur Stabilität des demokratischen und 
freiheitlichen Westeuropa leisten, daß wir unseren 
Beitrag leisten im westlichen Bündnis für unsere Si-
cherheit, aber auch für den Abbau von Spannungen 
zwischen West und Ost, daß wir unseren Beitrag lei-
sten zur Sicherheit, zur Stabilität, zur Unabhängig-
keit der Staaten der Dritten Welt, die gerade ange-
sichts eines Vorgangs wie der Intervention in 
Afghanistan mit Erwartung auf die Haltung, die Ent-
schlossenheit und die Einigkeit des westlichen 
Bündnisses sehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dazu ist mehr notwendig als nur Verdächtigung und 
Polemik. 

Der Besuch des Bundeskanzlers in Moskau, un-
sere Reise dorthin, ist verschiedenen Maßstäben un-
terworfen worden. Nichts wäre selbstgerechter, als 
wenn die Bundesregierung für die Bewertung des 
Versuches einen von ihr selbst gesetzten Maßstab 
anwenden würde. 

Herr Kollege Kohl hat in einem Interview mit der 
„Bild-Zeitung" am 14. Juni 1980 das folgende er-
klärt: 

Maßstab einer solchen Reise ist, daß dabei et-
was für den Frieden herauskommt Unsere we-
sentlichen Forderungen sind: 

1. Der Bundeskanzler muß nachdrücklich den 
Rückzug der Sowjets aus Afghanistan verlan-
gen. 

Ich glaube, wer die Tischrede des Bundeskanzlers 
gelesen hat, wird ihm bestätigen müssen, daß 
Punkt 1 dieser Forderungen mindestens erfüllt ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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2. Die Zahlen bei der Familienzusammenfüh-
rung sind stark rückläufig. Die Sowjetunion 
muß wieder mehr Menschen zu ihren Verwand-
ten in die Bundesrepublik Deutschland ausrei-
sen lassen. 

Eine Forderung, die wir uns in vollem Umfange zu 
eigen gemacht haben. Nun wollen wir die Entwick-
lung der nächsten Monate abwarten, ob diese Forde-
rung in Moskau mit Erfolg hat vertreten werden 
können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

3. Die Sowjetunion muß bereit sein, über ihre 
Aufrüstung mit Mittelstreckenraketen zu reden 
und ihr bisheriges Nein zu den Verhandlungs-
vorschlägen der NATO aufzugeben. 

Also bitte, dann nehmen wir doch jetzt den Vor-
schlag der anderen Seite, ihre Reaktion auf und prü-
fen in konstruktiver Weise, ob das eine Antwort ist, 
wie sie hier verlangt wird, oder nicht 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

4. Die Sowjetunion muß bei den Wiener Ver-
handlungen ihren Widerstand gegen den Trup-
penabbau in Europa aufgeben. 

Der Bundeskanzler hat mitgeteilt, daß die Sowjets 
für die Wiener Verhandlungen einen neuen Vor-
schlag angekündigt haben. Wollen wir ihn dann 
auch bitte gemeinsam bewe rten. 

Ich denke, daß sich das Ergebnis der Reise, ge-
messen an diesen Forderungen, sehen lassen 
kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir haben mit Befriedigung festgestellt, daß die 
öffentliche Meinung der Welt die in der Rede des 
Bundeskanzlers abgegebenen Erklärungen durch-
weg positiv aufgenommen hat Wir haben mit Be-
friedigung festgestellt, daß der amerikanische Präsi-
dent, das Staatsoberhaupt unseres wichtigsten Ver-
bündeten, unsere Reise und ihre Ergebnisse positiv 
beurteilt hat. Wir stellen uns heute in dieser Aus-
sprache mit Zuversicht dem Urteil des Deutschen 
Bundestages und der deutschen Öffentlichkeit 

Ich danke Ihnen. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
der Abgeordnete Dr. Jaeger. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Noch ein 
CSU-Mann!) 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Moskau-Reise des Bundes-
kanzlers wurde vom bayerischen Ministerpräsiden-
ten in einer gründlichen Rede ausführlich gewür-
digt. 

(Zuruf von der SPD: Er hat nichts gesagt!) 

Ich habe nicht die Absicht, auf ihre Einzelheiten 
nochmals einzugehen; denn das würde von dem be

-scheidenen Ergebnis dieser Reise doch zuviel Auf-
hebens machen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ich möchte diese Reise vielmehr in den Zusammen-
hang der Probleme der deutschen Außenpolitik 
stellen und mich dem wichtigsten Teil der ungelö-
sten Probleme dieser unserer Politik zuwenden. Die 
grundsätzlichen Probleme bleiben unverändert Die 
zwischen dem Westen und der Sowjetunion, zwi-
schen Deutschland und der Sowjetunion offenen 
Fragen blieben, wie zu erwarten, ungelöst 

Wenn ich die Ziele der deutschen Außenpolitik 
betrachte, so sollten wir uns, glaube ich, in diesem 
Hause einig sein: So wichtig viele andere Ziele sein 
mögen: die Wiedervereinigung unseres Vaterlan-
des, die Einigung Europas oder die uns noch lange 
belastenden Probleme der Entwicklungspolitik, das 
wichtigste, bedeutsamste, erste Ziel der deutschen 
Außenpolitik ist, dafür zu sorgen, daß wir in der Bun-
desrepublik einschließlich Berlin weiterhin in Si-
cherheit, Freiheit und Frieden leben können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Um das zu sichern, ist die Bundesrepublik 
Deutschland vor 25 Jahren dem Atlantischen 
Bündnis beigetreten, das dafür zu sorgen hat, daß 
die russische Dampfwalze, die Osteuropa, das östli-
che Mitteleuropa und unser Vaterland, soweit es 
östlich der Elbe liegt, überrollt hat, aufgehalten wird 
und nicht wieder zu rollen anfängt 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser Friedensbeitrag des Eintritts in die NATO 
und der Aufstellung unserer Bundeswehr ist gegen 
die Stimmen der Sozialdemokraten erfolgt, ist er-
folgt auf Grund der auch heute noch bestehenden 
Erkenntnis, daß unsere Sicherheit in erster Linie 
durch Verteidigungsbereitschaft in einem umfas-
senden Bündnis sichergestellt ist. 

Seit 1967, seit dem Signal von Reykjavik, hat das 
westliche Bündnis und hat die Bundesregierung 
auch die Entspannung als eine Möglichkeit der Si-
cherung unserer Existenz in ihr Programm aufge-
nommen. Niemand in diesem Hause bestreitet, daß 
Entspannung als Zwischenziel auf dem Weg zu ei-
nem Frieden, der ein Werk der Gerechtigkeit sein 
muß, bejaht wird und richtig ist 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Aber Entspannung heißt doch, wie oft genug in 
diesem Hause von der CDU/CSU erklärt wurde, 
Spannungsmomente abbauen, darunter auch das 
Spannungsmoment — nicht das wichtigste Span-
nungsmoment — der Rüstung. Aber es heißt natür-
lich nicht, daß man bereits davon ausgeht, Entspan-
nung sei eingetreten. 

Im übrigen ist eine nach Osten gerichtete Frie-
denspolitik nicht erst im Jahre 1969 begonnen wor-
den, sondern schon von Konrad Adenauer mit der 
Aufnahme der diplomatischen Beziehungen mit der 
Sowjetunion, fortgesetzt von Ludwig Erhard in der 
bekannten Friedensnote, die realisiert zu werden 
begann unter Kurt Georg Kiesinger, dem man leider 
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nicht die Gelegenheit gab, in Ruhe diese Politik fo rt

-zuführen, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Man ist ihm in den 
Rücken gefallen!) 

denn in den letzten 11 Jahren hat man sie ja überha-
stet. 

Statt Schritt für Schritt vorwärts zu gehen, Lei-
stung gegen Leistung zu setzen, sich an den römi-
schen Grundsatz des do ut des zu halten — ich gebe 
nur etwas, wenn mir etwas gegeben wird —, hat man 
die Politik auf Illusionen aufgebaut und getan, als 
sei das Ziel der Entspannung schon erreicht 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: So ist es!) 

Statt sich an Fakten zu orientieren — wie der Rü-
stung der Sowjetunion —, hat man sich von Stim-
mungen treiben lassen. Man hat eine wünschens-
werte Zukunft für wirkliche Gegenwart gehalten, 
Ziele zu Tatsachen erklärt, Hoffnungen als Wirk-
lichkeit ausgegeben und Illusionen für Realitäten 
gehalten. 

Dann ist man durch Kabul endlich aufgewacht 
und hat gesehen, daß man sich in einem Wolken-
kuckucksheim bewegt, und nun will man nicht zuge-
ben, daß diese Politik falsch war. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man will die Wirklichkeit des Scheiterns einer so-
zialistischen Entspannungspolitik nicht zugeben 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Man kommt 
vom Irrtum nicht mehr los!) 

und will zu diesem Zweck das Luftschloß der soziali-
stischen Entspannungspolitik unter Denkmalschutz 
stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Eine gute Formel!) 

Man hat eben die Furcht, das Gesicht zu verlieren 
und demgemäß Wahlen zu verlieren. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn Entspan-
nungspolitik Erfolg haben soll — und das wünscht 
die Fraktion der Christlich Demokratischen und der 
Christlich-Sozialen Union genauso wie die übrigen 
Fraktionen des Hauses —, dann darf man keine Poli-
tik des Als-ob betreiben und Wunschbild und Reali-
tät verwechseln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann braucht man jenen langen Atem, der Egon 
Bahr bei seinen Verhandlungen im Osten gefehlt 
hat Dann darf man über Hoffnungen nicht die Ge-
fahren vergessen und muß sich daran erinnern, daß 
Entspannung niemals Anpassung und schon gar 
nicht Unterwerfung heißen darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Erfordernisse unserer Verteidigung sind ein-
zig an der Bedrohung, die im Osten steht, zu messen. 
Es ist eben Wirklichkeit: Nie war das militärische 
Potential des Warschauer Pakts größer als heute. 
Zum Beweis biete ich Ihnen die Weißbücher an, die 
sozialdemokratische Verteidigungsminister diesem 
Hohen Hause vorgelegt haben. 

Das sowjetische Verteidigungsbudget ist in den 
letzten Jahren um 25 % gewachsen. Die Satellitenar-
meen sind modernisiert. Die Sowjets haben nicht 
nur auf dem Gebiet der atomaren Langstreckenra-
keten nachgerüstet, wo sie in der Hinterhand waren, 
sondern sogar konventionell weiter aufgerüstet, ob-
wohl sie doch die größte konventionelle Streitmacht 
der Erde haben, und dazu haben sie noch ihre eu-
rostrategischen Atomwaffen eingeführt. Die Rote 
Flotte ist zur zweitstärksten Flotte der Welt gewor-
den, einsatzfähig auf allen Meeren, obwohl, wie ich 
schon einmal gesagt habe, ein Küstenschutz an der 
Ostsee genügen würde, weil im übrigen die Sowjet-
union nur vom Lande und nicht vom Meere aus an-
gegriffen werden kann. 

Angesichts dieser Situation ist und bleibt es mir 
unverständlich, wenn Herr Kollege Wehner — ich 
glaube, es war in St Ingbert — erklärt hat, die Sta-
tionierung nuklearer Waffen in der Bundesrepu-
blik heize die Atmosphäre a i. Wer hat sie denn zu-
erst angeheizt mit atomaren Mittelstreckenrake-
ten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und wenn Herr Wehner dann sagt: „Wettrüsten ist 
ein Teufelskreis, und wir sind nicht des Teufels" — 
meine Damen und Herren, ich weiß nicht so genau, 
wen er mit „wir" gemeint hat, aber wer es auch im-
mer gewesen sein mag, wahrscheinlich die Sozialde-
mokratische Partei, ich kann darauf nur mit Goethe 
antworten: „Den Teufel spürt das Völkchen nie, und 
wenn er es am Kragen hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will Ihnen auch sagen, wo er es am Kragen hat 
Wettrüsten ist falsch, ist bedauernswert, ist 
schlimm, aber noch viel schlimmer ist es, wenn der 
eine aufrüstet und der andere rüstet ab oder rüstet 
zuwenig, rüstet nicht genau in dem Maße, wie es der 
andere tut, denn dann wird der, der aufrüstet, binnen 
kurzem Sieger sein über denjenigen, der es nicht 
tut 

Aber Herr Wehner meint ja, die sowjetische Rü-
stung sei defensiv. Was ist das eigentlich für eine 
politische Philosophie, bei der westliche Waffen die 
Entspannung gefährden, östliche Waffen das aber 
offensichtlich nach seiner Meinung nicht tun? 
Meine Damen und Herren, die aggressive Motiva-
tion der Rüstung des Warschauer Paktes kann 
doch gar nicht übersehen werden. Das muß nicht 
den Einsatz dieser Waffen zum Krieg bedeuten — es 
kann sie bedeuten, es muß sie nicht bedeuten —, 
aber es bedeutet auf jeden Fall den Einsatz dieser 
Waffen zur politischen Erpressung. 

Was will denn die Sowjetunion? Mag ihr Außen-
minister dem Herrn Bundeskanzler auch die wah-
ren Ziele nicht dargelegt haben; die Sowjetunion 
will aus der Bundesrepublik Deutschland heute ein 
Schweden machen, morgen ein Finnland und über-
morgen eine zweite DDR oder einen Teil der DDR 
Der erste Schritt schon, das Schweden, ein souverä-
ner Staat außerhalb der Bündnisse, wäre der Anfang 
des Verfalls des Bündnisses und des Verlustes unse-
rer Freiheit 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Ob wir nun annehmen müssen, daß die Sowjet-

union diese Waffen zum militärischen oder zum di-
plomatischen Gebrauch hat, wir müssen in der Bun-
desrepublik Deutschland mit unseren Verbündeten 
dagegen gewappnet sein, sowohl gegen die Bedro-
hung als auch gegen den politischen Druck. 

Ich halte es für ganz falsch, wenn man von einem 
guten Willen beim Gegner ausgeht und ihn zur 
Grundlage der Politik macht. Das haben die West-
mächte schon gegenüber Adolf Hitler getan, und sie 
haben diese Leichtfertigkeit schwer bereut. Es wäre 
töricht, sich auf die angeblich guten Absichten der 
Sowjetunion zu verlassen und die Möglichkeit ei-
nes Wechsels an der Spitze dieses Staates zu über-
sehen. Meine Damen und Herren, ich bitte Sie zu 
überlegen: Es hat schon einmal einen sozusagen 
pausbäckigen Friedensengel gegeben, der jedenfalls 
in gutem Ruf stand, wenn auch zu Unrecht — ich 
meine Chruschtschow —, der über Nacht abgelöst 
wurde. Kein westlicher Nachrichtendienst hatte es 
vorher gemeldet. Man sagt, Chruschtschow selbst 
habe am Morgen seiner Ablösung nicht gewußt, daß 
er am Abend nicht mehr im Amte sei. Das zeigt 
doch, wie rasch in totalitären Staaten Führungs-
wechsel vor sich gehen können. Wir sollten das be-
sonders in einem Augenblick beachten, in dem eine 
überalterte Generation an der Spitze der Sowjet-
union steht. Es wäre also leichtfertig, allein auf die 
Friedensliebe sterblicher Menschen zu bauen und 
das System, dem sie dienen, zu ignorieren 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

und seine Machtmittel und ihren möglichen Miß-
brauch zu übersehen. 

Auch ich halte Herrn Breschnew für einen Staats-
mann, auch ich nehme an, daß er f riedliebend ist, 
denn Clausewitz hat schon gesagt: „Der Eroberer 
liebt den Frieden. Ob Breschnew außerdem noch 
bereit ist, keinen Druck auf uns auszuüben, be-
zweifle ich, aber selbst wenn er es wäre: Verteidi-
gungspolitik kann nicht am guten Willen eines 
Partners und am Klima von Gesprächen gemessen 
werden, sie muß sich allein am Machtpotential des 
möglichen Gegners orientieren, über das morgen 
oder übermorgen ein anderer verfügen kann als der, 
der heute an der Spitze steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer diese Tatsache leugnet, mag noch so edle Mo-
tive haben, objektiv übt er eine Begünstigung der 
Sowjetunion und ihrer Politik aus. Verzicht auf an-
gemessene militärische Stärke des Bündnisses 
heute wäre Verzicht auf unsere Freiheit morgen. 

Meine Damen und Herren, wenn Verteidigungs-
politik die unerläßliche Grundlage jeder Entspan-
nungsdiplomatie ist, um die Chance möglichst groß 
und das Risiko möglichst klein zu halten, ist diese 
Entspannung eben nur auf dem festen Boden der 
Gemeinsamkeit des Bündnisses und der notwendi-
gen Stärke möglich. Entspannung ist nicht die Her-
rin der Sicherheit und nicht deren Konkurrentin, 
sondern ihre Dienerin. 

Sehe ich nun aber Entspannung einmal von der 
anderen Seite, so weiß ich, wie Herr Stalin gegen Eu-

ropa vorgegangen ist. Seine Nachfolger aber haben 
die Politik der friedlichen Koexistenz, die Politik der 
Entspannung betrieben. Wie sie sich das Verhältnis 
ihres Begriffs der Entspannung zu dem des Krieges 
denken, hat der sowjetische Marschall Schaposchni-
kow klar ausgesprochen, indem er sagte: „Der Krieg 
ist die höchste Form und der wichtigste Teil der Po-
litik. Der vorausgehende und der nachfolgende 
Friede ist die Fortsetzung des Machtkampfes mit 
anderen Mitteln." — Das ist die Umkehrung des 
Clausewitz-Wortes, der Krieg sei eine Fortsetzung 
der Politik mit anderen Mitteln. Es ist ein Gedanke, 
den wir ablehnen, weil wir glauben, daß in unserer 
Zeit der Krieg nicht mehr ein Mittel der Politik sein 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber noch viel mehr lehnen wir den Gedanken ab, 
der Frieden sei überhaupt das Abnorme, sei die 
Fortsetzung oder die Vorbereitung der Politik des 
Krieges. So ist in den Augen des Ostens friedliche 
Koexistenz, so ist Entspannung nur eine Interimslö-
sung. 

Der frühere Oberbefehlshaber im Nordabschnitt 
der NATO, der britische General Walker, hat vor ei-
nigen Jahren gesagt: „Für den Kreml ist Entspan-
nung ein taktisches Mittel zur Bekämpfung des 
Westens bei geringstmöglichem Risiko. — Meine 
Damen und Herren, das wird doch bestätigt, wenn 
kein anderer als der Leiter der Internationalen Ab-
teilung des ZK der _KPdSU, Boris Ponomarjow, er-
klärte — ich zitiere den „Münchner Merkur" vom 23. 
April —, 

sein Land sei den Thesen Lenins über die Ent-
wicklung der Welt mit erheblichem Gewinn ge-
folgt Die Koexistenzpolitik im Sinne Lenins sei 
bisher sehr wirksam gewesen und habe zu einer 
stetigen Einengung des Spielraums der westli-
chen Staaten geführt. Ponomarjow nannte dabei 
Vietnam, Laos, Kambodscha, Angola, Mozambi-
que, Äthiopien, Südjemen, Nicaragua und 
Afghanistan. Diese Staaten seien Beispiele für 
die Verringerung des westlichen Einflusses und 
für eine Veränderung des globalen Kräftever-
hältnisses zugunsten der sozialistischen Staa-
ten. Die Zukunft gehöre den Kommunisten. 

Meine Damen und Herren, das ist doch ein er-
nüchterndes Ergebnis der bisherigen, der tatsächli-
chen Entspannungspolitik. Eine Kurskorrektur ist 
dringend notwendig, und wenn diese Regierung sie 
nicht vornehmen will, muß eben eine andere sie vor-
nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn ich habe den Eindruck, daß diese Regierung 
die wahren Probleme nicht sehen kann oder nicht 
sehen will, und sie und die Koalition erinnern mich 
mitunter an jene drei Affen, die nichts sehen, nichts 
hören und nichts sagen und damit gut durch die Zei-
ten zu kommen glauben. 

Der frühere amerikanische Präsident Nixon hat 
in seinen Erinnerungen dargestellt, der somalische 
Präsident Barre habe ihm von einem Gespräch mit 
Breschnew berichtet, der ihm gesagt habe, die So- 
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wjetunion wisse um die beiden Schatzkammern des 
Westens, den Nahen Osten mit der Golf-Region 
und das südliche Afrika mit seinen Rohstoffen, und 
sie werde in diese beiden Schatzkammern einbre-
chen und sie dem Westen wegnehmen. — Meine 
Damen und Herren, daran sollten wir denken, wenn 
wir uns etwa über die Politik in Namibia oder in 
Südafrika unterhalten. Wer das nicht sehen will, von 
dem kann man nur sagen: Wen die Götter verderben 
wollen, den blenden sie. Ich glaube, auch der Herr 
Bundeskanzler war geblendet, als er nach den Ereig-
nissen in Angola — nach dem Einmarsch der Kuba-
ner dort  — erklärt hat, das berühre ja die Politik in 
Europa nicht, und als er die Entspannung für teilbar 
erklärt hat. 

Vor wenigen Wochen habe ich hier in Bonn auf 
dem Marktplatz zu Vietnamesen gesprochen, die 
aus ihrem Vaterland fliehen mußten; die Koalition 
war dort  nicht vertreten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Bei dieser Gelegenheit habe ich, als ich in die völlig 
fremden Gesichter sah und eine völlig fremde Spra-
che hörte, doch wieder einmal die Erfahrung ge-
macht, daß diese unsere Welt eine Welt geworden 
ist, eine Welt durch den Verkehr und eine Welt 
durch die Raketen. Die Sowjetunion hat dies er-
kannt, und der globale Charakter der sowjetischen 
Politik ist nicht zu verkennen. 

Die Sicherheit ist unteilbar. Was in Afghanistan 
geschieht, können Sie nicht abtun — wie einst mit 
dem Wort  Goethes, daß weit hinten in der Türkei 
die Waffen aufeinander schlügen, und daß es ganz 
angenehm sei, dem zuzuhören. Das berührt uns. 
Denn die Golfregion ist eine Region, die mehr euro-
päische Interessen als amerikanische Interessen be-
rührt. Unsere Antwort ist — entgegen dem, was von 
der sozialdemokratischen Seite und von anderer 
Seite in der Verteidigungsdebatte der letzten Wo-
che gesagt wurde — keineswegs der Ruf nach Aus-
weitung der NATO-Grenzen. Was wir wollen, ist die 
Entwicklung einer weltweiten Perspektive der Po-
litik der NATO, die Beteiligung der Bundesregie-
rung an dieser Politik und notfalls die Bereitschaft 
zur Übernahme militärischer Lasten der Amerika-
ner in Europa. 

Im übrigen gibt es noch einen moralischen, 
menschlichen Gesichtspunkt, der gegen den Gedan-
ken der Teilbarkeit der Entspannung spricht. Ent-
spannung ist nur möglich, wenn das Mißtrauen ab-
gebaut wird, wenn das Vertrauen sich steigert. Ver-
trauen aber können Sie nicht teilen. Sie können 
nicht einem Kaufmann vertrauen, der zwar den Ein-
druck macht, als würde er mit Ihnen seine Geschäfte 
redlich erledigen, von dem Sie aber wissen, daß er 
schon ein halbes Dutzend mal andere Partner betro-
gen hat Vertrauen gegenüber einem Menschen, 
Vertrauen gegenüber einer Regierung, Vertrauen 
gegenüber einem Staat ist dem Wesen nach unteil-
bar. Deshalb ist es auch die Entspannung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn es in der ganzen Welt gewittert, können 
wir nicht hoffen, daß es eine unwetterfreie Oase ge-
rade in Mitteleuropa geben wird. Wenn uns die 

DDR ein Verkehrsabkommen anbietet, dann will 
ich in diesem Zusammenhang nicht den Nutzen-
Kosten-Effekt, der höchst zweifelhaft ist, von unse-
rem finanziellen Standpunkt aus erörtern. Aber 
glauben Sie doch nicht, daß die Vertreter der DDR 
irgend etwas hätten tun dürfen, wenn ihnen nicht 
von Moskau aus dazu grünes Licht gegeben worden 
wäre. Schließlich mußte ja auch der Herr Bundes-
kanzler erst nach Moskau fahren, ehe er sich nach 
Ost-Berlin begeben darf. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Im übrigen aber möchte ich zur Frage der Unteil-
barkeit der Entspannung einen Gedanken anfü-
gen. Ich zitiere die „Süddeutsche Zeitung" vom 
25. Januar, wo Herr Sacharow in seiner Rede, die er 
in Oslo durch seine Frau hat verlesen lassen, dié Un-
teilbarkeit der Entspannung damit begründet, daß 
Detente ohne Menschenrechte im Ostblock nichts 
sei als die Kapitulation der freien Gesellschaft vor 
der Tyrannis. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man sagt uns, zur Entspannung gebe es keine Al-
ternative. Nun, wir wollen ja gar nicht gegen die Ent-
spannung, nur gegen die konkrete Entspannungspo-
litik dieser Regierung etwas sagen. Man droht uns, 
man dürfe keine Rückkehr zum Kalten Kriege ein-
leiten. Meine Damen und Herren, ist denn bei der 
Einstellung der Sowjetunion der Kalte Krieg jemals 
beendet worden? Ist er nicht am Ende nur vom We-
sten für beendet erklärt worden? Entspannung ist 
doch für die Sowjetunion Fortsetzung des Klassen-
kampfes ohne Krieg, ein Transitorium, ein Übergang 
bis zum Einsatz der üblichen Mittel, von denen der 
Marschall gesprochen hat, nämlich des Krieges. 

Der Kommandeur der österreichischen Führungs-
akademie, General Kuntner, hat vor kurzem ge-
sagt: 

Wenn ich immer wieder das Schlagwort höre, 
daß es zur Entspannung keine Alternative gebe, 
dann möchte ich doch bemerken: Viele Men-
schen fragen sich, ob der Kalte Krieg den Men-
schen im Westen nicht mehr Sicherheit gebo-
ten hat als die Phase der Entspannung. Die Ent-
spannung hat gewiß vielen einzelnen Men-
schen humanitäre Erleichterung gebracht, aber 
ob das ein Ausgleich oder ein Ersatz ist für die 
zunehmenden Ängste und Unsicherheiten — 
das bleibt eine Frage. 

Ich möchte die Damen und Herren der Sozialdemo-
kratischen Partei bitten, diese Worte einmal in Ruhe 
zu überdenken, um so mehr als derjenige, der sie ge-
sprochen hat, Mitglied der Sozialistischen Partei 
Osterreichs ist 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wer unter diesen Umständen noch glaubt, Ent-
spannung habe einen Vorrang vor dem Problem der 
Sicherheit, der verspielt unsere Freiheit. Wer Frie-
den um jeden Preis postuliert, vergißt, daß dies ein 
Krieg wäre, den die andere Seite gewinnen würde. 

Je länger man sich von dem entfernt, was man den 
„Kalten Krieg" genannt hat, je länger man in der so-
genannten Entspannungsära lebt, um so länger hat 
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der Osten gerüstet, um so näher kommt also die Ge-
fahr eines Krieges, wenn wir nicht den Nachrü-
stungsbeschluß der NATO vollziehen. 

Der Herr Bundeskanzler hat vor einigen Wochen 
gesagt, der Westen habe keine Friedenserhaltungs-
strategie. Mich hat dieses Wort  gewundert, denn 
die Politik des Westens, die uns den Frieden erhal-
ten hat, ist doch bekannt: die Politik der Abschrek-
kung und keine andere! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Die haben wir hier gemacht 

und hier beschlossen!) 

Diese Politik, die wir mit Konrad Adenauer begon-
nen und nach ihm fortgesetzt haben, kann doch von 
einer vernünftigen Bundesregierung nicht aufgege-
ben werden. 

Sie setzt, wie Kissinger einmal gesagt hat, die Fä-
higkeit zur Abschreckung, den Willen dazu und die 
Glaubwürdigkeit der Abschreckung voraus. Und 
das bedeutet vor allem die Einheit des Bündnisses. 
Deutschland und Amerika, Europa und Amerika 
müssen eng miteinander verbunden bleiben. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Ich habe leider schon vor längerer Zeit einmal 
den Kollegen Ahlers zitieren müssen. Ich könnte 
jetzt eine ganze Reihe anderer Sozialdemokraten zi-
tieren, die die „wachsende Unabhängigkeit" 
Deutschlands oder Europas von den USA loben. 
Meine Damen und Herren, wenn dieser Kontinent 
selbständig, wenn er unabhängig von den Vereinig-
ten Staaten werden sollte, dann müßten wir uns eine 
militärische Stärke zulegen, die kein Finanzminister 
dieses Staates bezahlen könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Solange wir dies aber nicht tun können und wollen, 
so lange bedeutet größere Selbständigkeit gegen-
über den USA weniger Selbständigkeit gegenüber 
der Sowjetunion. 

Und dann lassen Sie mich doch mal ganz deutlich 
ein Wort  zu unserem Verhältnis zu den Vereinig-
ten Staaten sagen, zu einem Land, mit dem wir in ei-
ner Weise befreundet sind wie mit kaum einem an-
deren in einer Freundschaft, die für uns menschlich 
und politisch wichtig ist. Ich kann gar nicht verste-
hen: Unter Freunden betont man doch nicht die Un-
abhängigkeit, sondern die Verbundenheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir, die Fraktion der Christlich Demokratischen 
und Christlich-Sozialen Union, wünschen weiterhin 
verbunden zu sein mit den Vereinigten Staaten und 
unabhängig von der Sowjetunion. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben mit Sorgen gesehen, wie ächzend die 
angebliche Solidarität im Westen in den letzten Mo-
naten geworden ist. Und wir haben mit besonderer 
Sorge gesehen, daß unübersehbar zwischen 
Deutschland und den Vereinigten Staaten ein Ver-

ständnisbruch eingetreten ist. Der Brief Ca rters ist 
nicht aus der Welt zu schaffen, 

(Dr. Marx, [CDU/CSU]: Und er hat ja auch 
Gründe gehabt!) 

und er wird ja wohl auch eines Tages der Öffentlich-
keit bekanntwerden. Auch der Artikel des Herrn 
Bundeskanzlers in der wichtigsten Zeitung Wa-
shingtons hat seine Zeichen gesetzt. Und der Herr 
Außenminister wäre wohl nicht in die USA gereist, 
wenn es nicht vorher Mißverständnisse gegeben 
hätte. Auch seine Reise ist ein Symptom für das Un-
behagen in den Vereinigten Staaten. Wir begrüßen 
es, daß er dort  hingereist ist. Ich wünsche ihm gute 
Gesundheit, um alles das durchhalten zu können, 
was er an Reiseverpflichtungen in den letzten Mo-
naten eingegangen ist. Aber ein Zeichen der Zeit ist 
dieses doch. Diese Reise sollte sozusagen einen Ver-
band um eine Wunde legen, die man nicht weiter 
aufscheuern lassen wollte. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das Blut kommt 
schon wieder heraus!) 

Wenn man heute, wie es ja mehrfach durch sehr 
bedeutende Politiker dieses Hauses geschehen ist, 
Carter zitiert, kann man darüber ja nicht vergessen, 
wie sich verschiedene deutsche Politiker, darunter 
auch der Kanzler, früher über Herrn Carter geäußert 
haben. Nein, meine Damen und Herren, diese wech-
selnden Erklärungen, die immer wieder zu Mißdeu-
tungen, zu Dementis und zu Erläuterungen führen, 
helfen uns nicht. Uns hilft nur das, was Franz Josef 
Strauß gesagt hat: 

(Lachen bei der SPD) 

Wir werden, wenn wir an der Regierung sind, ein 
Verhältnis zu den USA schaffen, das nicht der Inter-
pretation bedarf. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein Abweichen vom Weg der Solidarität gefähr-
det die nationale Existenz jedes europäischen Staa-
tes, die Frankreichs und erst recht die der Bundesre-
publik Deutschland. Wenn ich an die Besprechun-
gen in Luxemburg, in den Ausschüssen und im 
Plenum der NATO-Parlamentarierkonferenz, der 
Nordatlantischen Versammlung, vor vier Wochen 
denke, dann sehe ich, wie das Wo rt  „Arbeitstei-
lung", das durchaus auch einen positiven Sinn ha-
ben kann, dort  mit Mißtrauen aufgenommen wurde. 
Es haben sich amerikanische Senatoren und Abge-
ordnete dahin ausgesprochen, es ginge doch nicht 
an, daß die Amerikaner die Aufgabe der Abschrek-
kung hätten und ihre Boys einsetzen müßten und 
die Europäer, die Deutschen im besonderen, nur die 
Früchte der sogenannten Entspannung genießen 
würden. 

Dann heißt es: Ja, aber wir haben besondere deut-
sche Interessen im Verhältnis zu Amerika. Welche 
besonderen Interessen haben wir denn eigentlich? 
Es gab einmal einen Hähnchenkrieg, und es gab Dis-
kussionen über den Devisenausgleich. Das sind in-
terne Dinge im Bündnis, die erledigt wurden und er-
ledigt werden werden, wenn die beiden Regierun-
gen es nur wollen. Es sind bilaterale Nebenprobleme. 
Hinsichtlich der großen Probleme unserer natio- 
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nalen Interessen haben wir aber von den Herren 
Brandt, Bahr usw. immer wieder gehört, wir müßten 
hier auf unsere Interessen, etwa auf die Ostgebiete 
oder auf den Gedanken der Unteilbarkeit Deutsch-
lands, im Zuge der internationalen Entspannung 
Verzichte leisten, das seien Opfer für höhere Ziele. 
Wenn das Bundesverfassungsgericht die Regierung 
nicht gehindert hätte, dann wären aus politischen 
Verzichten auf die Ostgebiete und auf die Einheit 
des Deutschen Reiches am Ende noch rechtliche 
Verzichte geworden. Nein, hier kann man nicht von 
besonderen Interessen sprechen, wenn man selber 
die nationalen Interessen unseres Landes nicht in 
angemessener Weise gewahrt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Besondere, spezielle deutschsowjetische Pro-
bleme, wie die Abkommen über den Kulturaus-
tausch, über die wissenschaftliche Kooperation und 
die Rechtshilfe, die bisher an der Berlin-Klausel ge-
scheitert sind, berühren erstens nicht die Amerika-
ner, und zweitens scheint der Herr Bundeskanzler 
sie auch in Moskau nicht gelöst zu haben. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Was ist mit denen? 
Das hätten wir gern gewußt!) 

Wenn man aber von Problemen aus unserer be-
sonderen Lage in Deutschland spricht, muß ich sa-
gen: Hier sehe ich gerade keinerlei Unterschied 
zwischen der amerikanischen und der deutschen 
Politik und ihren Interessen; denn die Sicherheit der 
Bundesrepublik vor einem Angriff kann nur durch 
die Waffen der Amerikaner und nur durch das 
Bündnis der NATO gewährleistet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ganz besonders höre ich mit Sorge, daß gelegent-
lich davon gesprochen wird, die Besonderheit unse-
rer Lage ergebe sich aus der Lage Berlins. Berlin ist 
keine deutsch-deutsche, Berlin ist keine deutsch-so-
wjetische Frage, sondern sie ist nur als Viermächte-
frage zu behandeln und zu lösen. Einen anderen 
Weg gibt es nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In Wirklichkeit sind also die Interessen der Ame-
rikaner und der Deutschen in Europa identisch. 
Wenn es überhaupt eine besondere Lage Deutsch-
lands im Verhältnis zu Amerika gibt, dann ist das 
nur dadurch begründet daß wir durch den Atom-
sperrvertrag nun einmal ein nichtnuklearer Staat, 
damit in einer ganz anderen Situation als  Frank-
reich und Großbritannien und damit in dreifacher 
Weise auf den Schutz der Vereinigten Staaten ange-
wiesen sind. Einen Antiamerikanismus kann sich 
unser Volk nicht leisten, und ich sehe mit großen 
Bedenken, wie er bei den Jungsozialisten um sich 
greift 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Und darüber hinaus!) 

Aber einen Antiamerikanismus haben die Amerika-
ner nach alledem, was sie am Ende des Krieges und 
was sie jetzt in diesen Jahren für uns getan haben, 
nun auch wirklich nicht verdient. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bedauere, daß der Herr Bundeskanzler offen-
bar nicht anwesend ist und es nicht für notwendig 
hält, die Rede des ersten Vertreters der Fraktion der 
CDU/CSU anzuhören; denn das, was ich jetzt sagen 
wollte, ist eigentlich besonders auch an ihn gerich-
tet. 

Mein so früh verstorbener Freund Karl Theodor 
von Guttenberg hat in seiner letzten Rede vor zehn 
Jahren in diesem Hause auch daran erinnert — ich 
zitiere ihn —, „daß auch der, der besten Willens dem 
Frieden zu dienen meinen mag, gefährlich irren 
kann". Einen solchen Irrweg hat — es wurde schon 
erwähnt — Chamberlain 1938 beschritten, ein klu-
ger Mann, ein gebildeter Mann, ein gutwilliger, auch 
ein erfahrener Mann. Er hat sich grundlegend geirrt 
und seine Vertrauensseligkeit ist ebenso wie sein 
Versprechen enttäuscht worden, wir hätten nun 
„peace in our time", Frieden für unsere Zeit Zehn 
Jahre später hat jedermann gewußt, daß seine Poli-
tik den Krieg geerntet hat Meine Sorge besteht dar-
in, daß der Bundeskanzler, dem ich gar nichts von 
seiner Persönlichkeit nehmen will, in zehn Jahren 
ähnlich beurteilt werden könnte. Er muß es nicht, 
aber er kann es. Er wird es dann nicht, wenn er oder 
die nächste Regierung endlich von der Entspan-
nungseuphorie abläßt, die Distanz zu den Vereinig-
ten Staaten beseitigt und das Bündnis festigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, an dem Münchener 

Gymnasium, das der bayerische Ministerpräsident 
und ich besucht haben, hätte man in einer so ernsten 
Stunde den klassischen Ausruf getan: Videant con

-

sules! Ins Moderne übersetzt, heißt das: Die Verant-
wortlichen mögen zusehen, mögen wachen, mögen 
handeln. Meine Damen und Herren, diesen Ruf zur 
Mahnung richte ich an die Bundesregierung und, 
wenn sie ihn nicht begreifen sollte, an den Deut-
schen Bundestag und an das deutsche Volk. 

(Langanhaltender Beifall bei der CDU/ 
CSU) . 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Meine Damen 
und Herren, ich darf diese letzte Rede des Abgeord-
neten Dr. Jaeger dazu benutzen, darauf hinzuweisen, 
daß er ebenso wie Professor Carlo Schmid 20 Jahre 
lang dem Präsidium dieses Hauses als Vizepräsident 
angehört hat, daß er von da aus mit Besonnenheit 
und wohltuend auf die Verhandlungen dieses Hau-
ses eingewirkt hat. Dafür möchte ich ihm im Namen 
des Hauses den Dank zusammen mit unseren guten 
Wünschen für die Zukunft aussprechen. 

(Beifall bei allen Fraktionen — Bundes

-

kanzler Schmidt begibt sich zu Abg. Dr. Jae

-

ger [CDU/CSU] und reicht ihm die Hand) 
Das Wort  hat Herr Abgeordneter Wehner. 

Wehner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Verehrter Herr Kollege Jaeger, auch ich be-
gleite Sie mit meinen guten Wünschen. 

Aber eines möchte ich Ihnen, nachdem Sie Ihre 
Rede gehalten haben, hier jetzt doch noch deutlich 
sagen: Entspannungseuphorie, Herr Kollege Jaeger, 
kann man dem Bundeskanzler Helmut Schmidt 
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nicht vorwerfen. Das also zu dem, womit Sie ge-
schlossen haben. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
dankt dem Bundeskanzler und dem Herrn Bundes-
minister des Auswärtigen für ihre klaren Darlegun-
gen. Sie haben damit nebulose Behauptungen und 
Entstellungen widerlegt, die durch propagandisti-
sche und sozusagen berufsmäßige Nebelwerfer er-
zeugt werden, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

indem sie die Politik der Bundesregierung und der 
sie tragenden sozialliberalen Koalition zur Siche-
rung des Friedens und der Beiträge unserer Bundes-
republik Deutschland zur Sicherung des Friedens 
deutlich gemacht haben. 

Ich möchte zusammenfassen und das in Erinne-
rung bringen, was der Bundeskanzler gegen Schluß 
seiner Regierungserklärung gesagt hat und was 
nach meiner Meinung nicht zu verwischen und 
nicht zu entstellen ist. Er sagte, welches die drei tra-
genden Elemente unserer Politik sind: erstens die 
feste Einbindung der Bundesrepublik Deutschland 
in das Atlantische Bündnis und in die Europäische 
Gemeinschaft im Wissen um die Gemeinsamkeit 
der Grundwerte und der Interessen mit den Verei-
nigten Staaten von Amerika und den anderen Ver-
bündeten; 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

zweitens die Politik der Entspannung und der Zu-
sammenarbeit mit unseren östlichen Nachbarn; drit-
tens die Politik der gleichberechtigten Partnerschaft 
mit den Staaten der Dritten Welt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der Bundeskanzler hat auch wiederholt, was er im 
Mai 1978 vor den Vereinten Nationen über die In-
ternationale Krisenbeherrschung gesagt hat, näm-
lich daß sie den politischen Willen erfordere, 
erstens Provokationen zu vermeiden, zweitens den 
anderen unsere eigenen Entscheidungsmöglichkei-
ten unmißverständlich zu erklären, drittens gefährli-
che Situationen durch Kompromißbereitschaft zu 
entschärfen und viertens den Beteiligten die Wah-
rung ihres Gesichts zu ermöglichen. 

Wir haben dem voll zugestimmt und stimmen 
dem voll zu. Ich darf mir hier wohl erlauben, zu sa-
gen: Es ist sogar dem ersten Redner der Opposition, 
nämlich dem Herrn bayerischen Ministerpräsiden-
ten Strauß, schwergefallen, gegen diese realisti-
schen Feststellungen und Darlegungen anzukom-
men. 

Der Bundeskanzler hat am Schluß seiner Rede ge-
sagt, daß das, was ich soeben zitiert habe, als theore-
tisches Konzept allgemeine Zustimmung gefunden 
hat und daß es seit Ausbruch der Krisen um Iran und 
um Afghanistan erforderlich ist, dieses Konzept in 
die Praxis umzusetzen, und er hatte völlig recht, als 
er bemüht war, deutlich zu machen: Das tut die Bun-
desregierung, nicht mit großen Worten, sondern 
durch besonnenes Handeln. Sicherheit und Friede  

werden nicht durch große Reden gewahrt, sondern 
durch tägliche Kärrnerarbeit 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Ministerpräsident, das wissen Sie ja selber: 
Der Bundeskanzler Helmut Schmidt bedarf der Be-
lehrung nicht, wenn es sich um die Fragen von Rü-
stungsbegrenzung und das Ringen um Rüstungsab-
bau handelt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Er hat eindeutig gesagt — nicht in dieser heutigen 
Rede, sondern in einem Interview nach Abschluß 
des von mir und sicher auch von vielen meiner Kol-
leginnen und Kollegen als wichtig angesehenen 
Treffens mit dem französischen Präsidenten Giscard 
d'Estaing im Februar 1980 —: „Entspannung setzt 
voraus, daß einer nicht so viel mächtiger ist als der 
andere, daß der andere fürchten muß, er könne eines 
Tages überwältigt werden. Mit anderen Worten: 
Entspannung setzt Gleichgewicht voraus, Gleich-
gewicht insbesondere der militärischen Faktoren. 
Man kann Gleichgewicht natürlich auf zweierlei 
Weise herstellen: Durch einen Rüstungswettlauf, 
daß einer versucht, mindestens so schnell zu laufen 
wie der andere — das wird eine Spirale, höchst ge-
fährlich. Man kann es auch durch beiderseitig ver-
pflichtende Begrenzung der Rüstung herstellen. 
Entspannung — hat der Bundeskanzler betont — ist 
nicht möglich ohne Gleichgewicht. Die Wiederher-
stellung des Gleichgewichts, die Stabilisierung des 
Gleichgewichts, das ist eine der wichtigsten Aufga-
ben in diesem Jahr 1980 und darüber hinaus." 

So ganz sollte man — das sage ich an die Seite der 
Opposition — bei sich selber nicht in Vergessenheit 
geraten lassen, daß z. B. im Jahr 1978 zum Abschluß 
des Besuchs des Generalsekretärs der Kommunisti-
schen Partei der Sowjetunion und Vorsitzenden des 
Präsidiums des Obersten Sowjets der Sowjetunion, 
Herrn Leonid Breschnews, vom 4. bis 7. Mai in einer 
gemeinsamen Deklaration mit Helmut Schmidt 
die ja für jeden erreichbar ist, sehr deutlich betont 
wurde, daß in Respektierung der Unteilbarkeit des 
Friedens und der Sicherheit in allen Teilen der Welt 
sie ihre politischen und wirtschaftlichen Möglich-
keiten für dieses Ziel unilateral, bilateral und multi-
lateral einsetzen werden und daß beide Seiten es als 
wichtig betrachten, daß niemand militärische Über-
legenheit anstrebt. Sie gehen davon aus, daß annä-
herndes Gleichgewicht und Parität zur Gewährlei-
stung der Verteidigung ausreichen. Ihrer Meinung 
nach würden angemessene Maßnahmen der Abrü-
stung und der Rüstungsbegrenzung im nuklearen 
und konventionellen Bereich, die diesem Grundsatz 
entsprechen, von großer Bedeutung sein. 

Damals hat ja der nunmehrige Ministerpräsident 
des Freistaates Bayern, der damalige Kollege Strauß, 
auch in seinen Gesprächen mit dem sowjetischen 
ersten Mann den Eindruck gemacht, daß er durch-
aus auch Wert auf freundliche Gespräche lege, nicht 
um  sich etwas zu vergeben — das geschieht bei 
Schmidt auch nicht —, sondern um deutlich zu ma-
chen, was wir hier bei allen Gegensätzen, die wir ha-
ben, vielleicht doch wohl übereinstimmend hätten. 
Aus seiner heutigen Rede klang eigentlich mehr die 
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Fatalität dessen heraus, der zu dieser gemeinsamen 
Art  und Weise im Grunde genommen keine Alter-
native anzubieten hat, zu dieser A rt  und Weise, in 
der Bundeskanzler und Vizekanzler die große Last 
auf sich genommen haben, in den letzten Tagen und 
Wochen — nahtlos aneinandergereiht — entschei-
dende Gespräche zu führen und sie so zu führen, daß 
man hinterher wird nachprüfen können: Das war 
nicht zur Schau, und das war nicht, um Geltungsbe-
dürfnis deutlich zu machen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich wundere mich manchmal, daß die Kollegen 
der CDU/CSU z. B. kaum Gebrauch machen — auch 
nicht einmal im Sinne dessen, daß sie uns bedrängen 
und fragen: Ja, haltet ihr denn das ein? — etwa von 
dem, was anläßlich des Besuchs unseres Bundes-
kanzlers in Paris beim französischen Präsidenten 
hinsichtlich der derzeitigen Krise — Iran und Af-
ghanistan — ganz deutlich zu Papier gebracht wor-
den ist. Da haben sie betont, 

daß die derzeitige Krise dazu angetan ist, einen 
Prozeß auszulösen, der nach und nach, selbst 
wenn das nicht beabsichtigt ist, schwerwiegend-
ste Folgen haben würde. Es ist ihr Anliegen, un-
ter diesen Umständen die Treue ihrer beiden 
Länder zum Atlantischen Bündnis und ihre Ent-
schlossenheit, dessen Verpflichtungen einzu-
halten, zu bekräftigen. 

So könnte ich Punkt für Punkt aus diesem wichtigen 
Dokument, zu dem es Entsprechendes in den 
deutsch-französischen Beziehungen lange nicht 
gegeben hat, zitieren, und Sie würden — Sie brau-
chen das ja nicht laut zu machen — in sich gehen 
können und sagen müssen: Ja, da ist schon was dran, 
daß die es doch auch ehrlich meinen. 

Der Herr Ministerpräsident hat seine Rede hier 
mit einer Art  Wertung der Persönlichkeit des Bun-
deskanzlers statt mit einer Wertung der Gespräche 
in diesem Stadium begonnen. Da ließe sich trefflich 
streiten, ob man richtig we rtet oder ob man auf der 
einen Seite etwas unterschätzt, auf der anderen 
Seite etwas Gegenteiliges überschätzt. Nein, nein, 
Ihnen, Herr Ministerpräsident, lag vorwiegend an 
der Wertung des Bundeskanzlers, d. h. seiner Per-
sönlichkeit Sie sind ja — ich kann mich in Ihre Rolle 
hineinversetzen — mit der Redezeit hinsichtlich 
dessen, was eigentlich zur Sache zu sagen war, auch 
ziemlich in Druck gekommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie haben, Herr Ministerpräsident, gegen Helmut 
Schmidt einen Vorwurf erhoben, nämlich den, daß 
er mit der SPD gegen das Soldatengesetz gestimmt 
habe. Nun, soeben hat hier der Herr Kollege Jaeger 
gesprochen. Ich verlange nicht, ich erwarte auch 
nicht, daß er jetzt hier herträte und draußen bezeug-
te, daß z. B. der hier heute Redende der war, der als 
Vertreter der Opposition mit dem armen — Herr 
Jaeger, das wissen Sie ja noch; Sie haben ihn sicher 
anders beachtet als ich — Theo Blank von Anfang an 
über das Schritt-für-Schritt-Durchführen dessen ge-
rungen hat, was im Zusammenhang mit der Unver-
meidlichkeit der Einbeziehung in das Bündnis und 
der Entwicklung der Bundeswehr nötig war. Und da  

muß ich Ihnen sagen: Helmut Schmidt war ja nun, 
solange er im Bundestag war und dann nach Unter-
brechung als Innensenator in Hamburg wieder war, 
wirklich einer, der wirklich nicht wenig zu dem zu 
sagen hatte und auch gesagt hat, was sich aus Wehr-
pflicht, aus Bundeswehr und aus Bündnis alles an 
Notwendigkeiten ergibt. 

Meine Damen und Herren, ich habe ja ebenfalls 
als der Vertreter der Opposition an dem Soldatenge-
setz mitgewirkt, und so ist es mit manchem gewesen. 
Es hat keinen Zweck, heute hier feurige Koh-
len —  

(Zuruf des Abg. Dr. Friedmann [CDU/ 
CSU]) 

— Ich bitte Sie, Sie kennen das doch gar nicht; Sie 
waren ja gar nicht dabei. Ich spreche Herrn Jaeger 
und die Herren und Damen Kolleginnen und Kolle-
gen an, die, auch wenn es heute aus dem Munde ei-
nes damals in dieser schwierigen Zeit zum Vertreter 
der Opposition verdammt Gewesenen klingt, sach-
lich genug sind und sagen: Ja, so war das. Man kann 
Ihnen vielleicht manches nachfühlen. 

Hier hat der Herr Bundesminister — nicht Bun-
desminister, er war es damals; ich meine den Herrn 
Ministerpräsidenten — davon gesprochen, daß es 
zwei Bundeskanzler gegeben habe, die denkwürdige 
Reisen unternommen hätten. Da war die Reise des 
Bundeskanzlers Adenauer 1955 nach Moskau, die 
er als „notwendig und richtig" zensuriert hat, und da 
war die Reise des Bundeskanzlers Helmut Schmidt 
jetzt nach Moskau, die er als „überflüssig und ge-
fährlich" zensuriert hat. Jeder hat seine eigenen 
Maßstäbe, Herr Ministerpräsident Nur, eines muß 
ich Ihnen sagen: Ich kenne mich ja auch aus in der 
Geschichte dessen, was sich ja für einen normalen 
und dazu auch noch in parlamentarische Verantwor-
tung gewählten Politiker nicht einfach aus der E rin-
nerung verdrängen läßt. Ich weiß noch, wie das war, 
als der Herr Bundeskanzler Adenauer in Moskau 
war. Ich war auch froh, daß es dank der Vorarbeiten, 
die geleistet worden sind — wenn Sie einmal nach-
schlagen wollen, werden Sie finden, wer alles daran 
beteiligt war — möglich war, daß er mit dem Ver-
sprechen zurückkam: 10 000 Kriegsgefangene wer-
den nun endlich von dort  aus ihren schwierigen 
Verhältnissen heraus in die Heimat zurückgehen. 
Das fand ich gut, zumal ich — ich bitte Sie um Ent-
schuldigung — 1950 im Auftrag des Bundestages 
zweieinhalb Monate bei den Vereinten Nationen 
war. Sie könnten sogar einen Kollegen, der nicht 
mehr Mitglied dieses Hauses ist, den späteren lang-
jährigen Präsidenten des Bundestages, den Herrn 
Kollegen Gerstenmaier, fragen, der die ersten elf 
Tage von meinen insgesamt zweieinhalb Monaten 
bei den Vereinten Nationen dabeigewesen ist, um 
dort  zu helfen, daß die Mitgliedstaaten USA, Groß-
britannien und Aus tralien, die einen Antrag, betref-
fend Kriegsgefangene, Kriegsverurteilte und 
Kriegsvermißte eingebracht hatten, sachkundig be-
raten würden. Das haben wir gemacht Ich danke 
heute noch den Beamten, die damals geholfen ha-
ben, und ich danke heute noch den Amerikanern, 
die damals in der Delegation der USA bei den Ver-
einten Nationen geholfen haben, daß Gespräche mit 
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der Frau Roosevelts, mit Harriman und mit anderen 
zustande kamen. Diese Kärrnerarbeit habe ich ge-
macht, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und ich war froh, daß fünf Jahre später der Bundes-
kanzler Adenauer kommen konnte. Nie waren wir 
eifersüchtig; wieso sollten wir denn eifersüchtig 
sein? Das war sehr gut. 

Nur denke ich auch daran, daß der Bundeskanzler 
Adenauer damals auch kritisch unter die Lupe ge-
nommen wurde. Ich jedenfalls mußte als ein Mann, 
der von den Botschaftern der Alliierten angespro-
chen wurde, gelegentlich mancher Ereignisse auf 
Grund meiner Aufgaben in der Fraktionsführung 
der SPD jedem der drei Botschafter nun erläutern, 
wie das eigentlich sei, daß der Bundeskanzler Ade-
nauer mit etwas zurückgekommen ist, was vorher 
zwischen den drei Westmächten und ihren Vertre-
tern und ihm nicht verabredet war: Nein, nein, diplo-
matische Beziehungen werden do rt  nicht ange-
bahnt. Glücklicherweise kam der Bundeskanzler 
Adenauer damals von Moskau zurück und sagte: 
Und nun wollen wir diplomatische Beziehungen zu-
stande bringen. Ich habe hier mitgeholfen, ihn zu 
verteidigen — er wurde auch nicht wirklich ange-
griffen — angesichts des Verhaus von Fragen der al-
liierten Botschafter. 

Aber nun kommen Sie und sagen: Die Reise 
Schmidts war „überflüssig" und „gefährlich". 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Ohne Ergeb

-

nis!) 

Wissen Sie, der Unterschied zwischen Ihnen und 
uns ist der — abgesehen vom Programmatischen; 
da gibt es vieles; das paßt jetzt hier nicht in meine 
Rede —: Adenauer hatte sich gegenüber eine Oppo-
sition, die eine — so haben wir uns jedenfalls be-
müht, haben es auch erreicht — konstruktive Op-
position war, die Opposition der SPD. Wir — ich 
meine jetzt die Regierung Helmut Schmidt — haben 
jetzt eine Kombination CDU/CSU als Opposition 
gegenüber, die das noch nicht gelernt hat. Ich 
möchte Ihnen dazu helfen, daß Sie es lernen kön

-

nen.  

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nehmen Sie das ohne Hochmut Ich weiß, wie 
schwer das ist, in Opposition zu arbeiten. Aber, bitte 
sehr, wenn, dann müssen Sie auch diskussionsfähig 
sein, und das sind Sie nicht Sie sind nur angabefä-
hig. Das ist das andere. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Nein, meine Damen und Herren, der Bundeskanzler 
verdient eine andere Opposition, als Sie darzustel-
len imstande sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Es war immerhin für mich interessant — und ich 
danke in diesem Fall sogar Herrn Strauß —, daß er 

in seiner Rede — er war in einer schwierigen Lage, 
das gebe ich zu — 

(Lachen bei der SPD) 

gesagt hat, daß die Reise des Bundeskanzlers und 
des Außenministers — ich habe mir das mitge-
schrieben — mindestens verfrüht war. Da können 
wir dann rätseln, Herr Strauß, Herr Ministerpräsi-
dent, wann denn sie hätte sein sollen, welches die 
Voraussetzungen hätten sein müssen. Wenn Sie 
dann geschlossen haben: „Gewogen und zu leicht be-
funden" — na, wissen Sie: Das war ja ein mildes Ur-
teil. Aber Sie haben es ja in Form eines Zitats ge-
braucht 

Ich möchte hier nur noch auf eines hinweisen, 
meine Damen und Herren. Als Herr Strauß Bundes-
minister der Verteidigung war, da hatte ich — es 
sind jetzt zwei Tage, drei Tage nach 20 Jahre, die da-
zwischen vergangen sind — am 30. Juni des Jahres 
1960 als der Sprecher der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion mich mit der damaligen Situa-
tion und auch mit dem damaligen Bundesminister 
der Verteidigung auseinanderzusetzen. Ich habe da-
mals auf die sehr spitzen Fragen, die Herr Strauß, 
schon bevor es hier zu dieser Plenarsitzung damals 
gekommen war, gestellt hatte, Punkt für Punkt ge-
antwortet: nämlich .was die Sozialdemokraten ge-
meinsam mit der CDU anerkennen müßten, dann, 
was sie sich von ihren alten Thesen zu distanzieren 
hätten usw. — Die Zeit ist jetzt zu kurz, um Ihnen 
das ausführlich zu zitieren. Aber Sie finden die Rede 
im Protokoll des Deutschen Bundestages vom 
30. Juni 1960 — nicht, daß ich so besonders interes-
sant wäre, aber weil Ihnen manchmal einfällt oder 
anderen, die es gar nicht wissen können, es einge-
trichtert wird — oder Sie das glauben —, wir hätten 
immer nein gesagt, zu allem Erdenklichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Nein, nein, warten Sie doch. Quäken können Sie. 
Ich habe auch nichts dagegen. Sie sind damit noch 
lange nicht Quäker, die ich sehr schätze. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Nein, nein, ich habe damals zu den einzelnen Fra-
gen des Bundesministers der Verteidigung geant-
wortet: 

Zu a). Die Sozialdemokratische Partei Deutsch-
lands geht davon aus, daß das europäische und 
das atlantische Vertragssystem, dem die Bun-
desrepublik angehört, Grundlage und Rahmen 
für alle Bemühungen der deutschen Außen- und 
Wiedervereinigungspolitik ist 

Zu b). Die Sozialdemokratische Partei Deutsch-
lands hat nicht gefordert und beabsichtigt nicht, 
das Ausscheiden der Bundesrepublik aus den 
Vertrags- und Bündnisverpflichtungen zu be-
treiben. Sie ist der Auffassung, daß ein europäi-
sches Sicherheitssystem die geeignete Form 
wäre, den Beitrag des wiedervereinigten 
Deutschlands zur Sicherheit in Europa und in 
der Welt leisten zu können. 

Zu c). Die Sozialdemokratische Partei Deutsch-
lands bekennt sich in Wort  und Tat zur Vertei-
digung der freiheitlichen demokratischen 
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Grundrechte und der Grundordnung und bejaht 
die Landesverteidigung. 

Weil es da nach dem Protokoll, in Klammern ver-
merkt, Unruhe bei der CDU/CSU gab — ich weiß 
nicht, ob, weil ich gesagt habe, „sie bejaht die Landes-
verteidigung", oder weil ich das nun wirklich auch 
da so hingehauen hätte —, habe ich damals ge-
sagt: 

Meine Damen und Herren, unterschiedliche 
Auffassungen über Zweckmäßigkeiten -auf die-
sem Gebiet, die im demokratischen Staat legi-
tim sind und die demokratisch-parlamentarisch 
ausgetragen werden, bedeuten doch nicht, daß 
die parlamentarische Opposition weniger ver-
antwortungsfreudig wäre als die Regierung. 

Ich wäre froh, wenn ich oder die Regierung — ich 
bin ja nicht Regierungsmitglied — Ihnen auch ein-
mal etwa Entsprechendes als Kompliment sagen 
könnte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich kann Ihnen Ihren Weg nicht vorzeichnen. Ich 
habe solche Ambitionen auch nicht Ich habe nur 
eine einzige Sorge: daß Sie, noch nicht genügend be-
griffen und gelernt haben, daß es nicht Aufgabe ei-
ner parlamentarischen Opposition ist — bei allen 
Gegensätzen, auch wenn sie in noch so scharfer 
Form ausgetragen werden —, in Fragen, die die aus-
wärtigen und die verteidigungspolitischen Notwen-
digkeiten betreffen, fortgesetzt genau das kaputtzu-
machen, zu stören, in Frage zu stellen oder als Lügen 
hinzustellen, was von der Regierung und der Mehr-
heit, die sie trägt, für richtig gehalten und gemacht 
wird. Da haben Sie noch eine dicke Portion hinzuzu-
lernen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich sage Ihnen das ohne Ironie. Ich weiß, wie schwer 
das ist. Ich weiß auch, wie mancher von Ihnen das 
von vornherein völlig anders begreift. Da brauchen 
wir nicht miteinander zu streiten. 

Sie werden es noch zu lernen haben — ich sage 
das ohne Schadenfreude —, und hoffentlich haben 
Sie auch allmählich Lernerfolg. Sie erwarten von 
uns ja keine Zensuren; ich würde mich auch nicht 
anheischig machen, Ihnen Zensuren zu erteilen. 
Nur, als parlamentarische Opposition hat man auch 
Pflichten gegenüber der Regierung, der man noch so 
kritisch gegenüberstehen mag. 

Ich danke Ihnen für Ihre große Geduld. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Wir haben im 
Rahmen des jetzt zur Debatte stehenden Tagesord-
nungspunktes noch eine Wortmeldung, die des Kol-
legen Mischnick. Wir gehen davon aus, daß wir den 
Tagesordnungspunkt noch vor der Mittagspause be-
enden können, mit ihr also erst etwas später begin-
nen. — Das Wort  hat der Abgeordnete Misch-
nick. V 

Mischnick (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Auch ich möchte Ihnen, 

Herr Kollege Dr. Jaeger, alles Gute für die Zukunft 
wünschen. Wir haben sehr oft sehr unterschiedliche 
Meinungen gehabt. Ich habe aber immer zu schätzen 
gewußt, daß Sie ein gradliniger Parlamentarier wa-
ren, bei dem man wußte, woran man war, und der in 
der Sache sehr hart  kämpfte, aber über diesen 
Kampf niemals vergaß, daß wir als Parlamentarier 
untereinander zusammengehören. Alles Gute für 
Ihre Zukunft! 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir Freien Demokraten wissen uns mit vielen 
Bürgern unserers Landes einig, wenn wir dem Bun

-

deskanzler und dem Bundesaußenminister Dank 
und Anerkennung für ihre couragierte Art ausspre-
chen, den gestörten Dialog zwischen West und Ost 
wieder voranzubringen. V 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie haben es mit Erfolg getan. Das internationale 
Echo bestätigt das doch. 

Nicht nur unsere Verbündeten teilen die Ansicht, 
daß mit den  deutsch-sowjetischen Gesprächen ein 
wichtiger Schritt nach vorn zur Überwindung der 
angestauten Probleme getan wurde. Der amerikani-
sche Präsident hat mit Nachdruck seine „Wertschät-
zung und Bewunderung", wie er sich ausgedrückt 
hat, geäußert. Er hat „die Festigkeit und Klarheit" ge-
lobt, mit der die Position des Westens auch in der 
Afghanistan-Frage vertreten wurde. Außenminister 
Muskie hat die Unterrichtung durch Außenminister 
Hans-Dietrich Genscher ausdrücklich als „äußerst 
nützlich für uns alle" bezeichnet. Er hat auch bekräf-
tigt, daß die deutsche und die amerikanische Posi-
tion in der Frage der atomaren Mittelstreckenrake-
ten „identisch" sei, und das alles im Zeichen einer ge-
wandelten, einer besseren Perspektive, was einen 
neuen Einstieg in die Abrüstungsgespräche an-
geht. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
wollen oder können Sie tatsächlich nicht wahrneh-
men, daß durch den mutigen Einsatz unserer Bun-
desregierung ein äußert positiver Anstoß gegeben 
worden ist? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr rich-
tig!) 

Es ist doch erschreckend zu erleben, wir Ihr Kandi-
dat, der Ministerpräsident Strauß, verzweifelt gegen 
jede konstruktive Wertung der Moskauer Gesprä-
che im In- und Ausland ankämpft, ja nahezu Amok 
läuft dagegen. Das ist doch nicht mehr zu begrei-
fen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Offenbar braucht er mittlerweile diese Schwarz-
malerei, diese Unterstellungen und sogar die Belei-
digung wie täglich Brot. Was er hier über den ameri-
kanischen Präsidenten gesagt hat, als er davon 
sprach, dieser bediene sich einer internationalen 
Gefälligkeitssprache, geht doch schon an die Belei-
digung heran. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Er ist so 
leichtfertig!) 
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seiner eigenen Fraktion jedes kritische Wo rt  auf-
greifen, das gelegentlich über den Atlantik zu uns 
herüberkommt — ich füge hinzu: Natürlich gibt es 
auch kritische Worte zurück; das ist nun einmal 
so —, so scheuen sie sich doch, die vielen Gesten der 
Übereinstimmung und der Freundschaft zwischen 
den Vereinigten Staaten und Bonn überhaupt zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Ich finde nach dem heutigen Debattenbeitrag des 
Ministerpräsidenten Strauß, daß er selbst spüren 
müßte, wie er sich bereits in dem selbstgestrickten 
Netz von dunklen, wirklichkeitsfernen Wunschträu-
men verfangen hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Herr Ministerpräsident Strauß sprach von einem 
„alten Hut". Ich hatte den Eindruck, daß es ihm so 
geht, wie es manchen Männern nachgesagt wird, die 
den alten Hut so lieben; denn er hat dann eine ganze 
Galerie von alten Hüten hier aufgefahren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Herr Kollege Wehner hat sich mit einigen die-
ser Punkte auseinandergesetzt. 

Ich habe es auch selten erlebt, daß ein — er soll es 
ja doch wohl sein — Mittelstürmer einer Mann-
schaft Eigentore am laufenden Band schießt, so daß 
die anderen, die Gegner gar nichts mehr zu tun 
brauchen, um die Niederlage sicherzustellen. Das ist 
heute geschehen. 

(Beifall von der FDP und der SPD — Zuruf 
des Abg. Kroll-Schlüter [CDU/CSU]) 

Er leugnet die Absprachen im Bündnis, obwohl 
dies hier ganz deutlich gesagt worden ist und ob-
wohl die Reaktionen aus Washington vorliegen. Er 
spricht von mangelndem Vertrauen. Merkt er denn 
gar nicht, daß er selbst das Vertrauen im Bündnis in 
Frage stellt, wenn er in der Öffentlichkeit ständig 
das Gegenteil von dem behauptet, was tatsächlich 
von dieser Bundesregierung aus geschieht? Das ist 
Schaden für das Bündnis! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es war schon eine üble Methode, über den Text 
des Bundeskanzlers, was er unter dem ersten Schritt 
versteht, so hinwegzugehen und so zu tun, als wolle 
sich die Bundesregierung, als wolle sich die Koali-
tion mit dem ersten Abzug aus Afghanistan abfin-
den. Im Gegenteil: Wir gehen davon aus, daß bis zum 
letzten Mann abgezogen werden muß, wenn dieses 
Problem wirklich gelöst werden soll. 

Aber dieser Kampf mit Pappkameraden, der heute 
hier vorgeführt worden ist, ist natürlich viel einfa-
cher, als an Ort und Stelle in Moskau selbst ha rt  um 
die Sache zu ringen und dabei — wenn auch kleine 
— Fortschritte zu erreichen. Pappkameraden umzu-
schießen, das ist eine zu billige Angelegenheit, um 
hier bestehen zu können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es klingt auch etwas merkwürdig, ausgerechnet 
aus dem Munde des Herrn Ministerpräsidenten 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Der sich 
abgesetzt hat!) 

zu hören, daß er von „Diffamierung" spricht. Ich bin 
gegen jede Art  von Diffamierung, ganz gleich, von 
welcher Seite dieses Hauses sie kommt. Aber sich 
über • Diffamierungen zu beschweren und wenige 
Sätze später wieder von „Moskau-Fraktion" zu spre-
chen, das zeigt doch, daß er sich an die eigene Nase 
fassen muß, ehe er hier an anderen Kritik übt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Er hat heute wieder einmal bewiesen, daß er wirk-
lich ein großer Künstler ist, ein Künstler in der Dar-
stellung von Schauergemälden. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr gut!) 
Sie sind immer die gleichen. Wenn ich an die Sen-
dung von Herrn Rosenthal denke, wo es immer 
„klick" macht und wieder ein Stück mehr zu sehen 
ist, um das Bild zu erkennen, dann sage ich: Bei ihm 
braucht es überhaupt nicht „klick" zu machen, denn 
wir wissen von vornherein ganz genau, wie dieses 
Bild aussieht. Es ist in den letzten zehn Jahren un-
verändert geblieben. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Seine Progno

-

sen waren aber richtig — im Gegensatz zu 
Ihnen!) 

Was mich nur wundert: Wenn die Situation so ist, 
wie er sie dargestellt hat, und wenn seine Einschät-
zung so ist, wie konnte er dann zu dem Wort kom-
men: wenn er an der Macht gewesen wäre, wäre die 
Sowjetunion nicht in Afghanistan einmarschiert? 
Mir ist heute erst bewußt geworden, welch großer 
Mann er eigentlich ist, da er dies nach diesem 
Schauergemälde allein hätte verhindern können, 
wenn er Kanzler gewesen wäre. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
Meine Damen und Herren, er will ja selbst dann 
noch in Untergangsstimmung machen, wenn es 
Chancen zur Besserung gibt. Ich will nicht mehr sa-
gen als „Chancen zur Besserung". 

(Frau Pack [CDU/CSU]: Mehr kann man 
wirklich nicht sagen 

Er gäbe in der Tat einen feinen Untergangskanzler 
ab, aber so eine Einrichtung ist in unserer Verfas-
sung gar nicht vorgesehen. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Jetzt sind Sie 
am Diffamieren! — Frau Pack [CDU/CSU]: 
Wer diffamiert denn jetzt hier? — Dr. Marx 

 [CDU/CSU]: Ein billiger Jakob! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

— Wenn Sie das als Diffamierung bezeichnen, dann 
möchte ich Ihnen in aller Deutlichkeit sagen: Die 
Untergangsstimmung, die er hier gezeichnet hat, das 
ist etwas, was die Politik dieser Regierung diffa-
miert, was unser gemeinsames Wollen diffamiert. 
Dagegen sollten Sie sich endlich einmal in den 
eigenen Reihen wenden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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und der Bundesaußenminister haben sich dafür ein-
gesetzt, 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Sie können 
sich alles erlauben! — Zurufe von der 

SPD) 

daß mit den Gesprächen in Moskau — und das ist in 
engagierter Form geschehen — erreicht werden 
soll, 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Das wird noch 
öfter aufgegriffen: „Untergangskanzler"! 

Daran wird man Sie noch erinnern!) 

daß unser Standpunkt deutlich und klar dargelegt 
wird, nicht nur in der Frage Afghanistan, sondern 
auch in der Entspannungspolitik, zur Rüstungskon-
trolle und zu den Fragen der Familienzusammen-
führung. Diese Unmißverständlichkeit in der Spra-
che und in der Sache hat nach unserer Überzeugung 
den Gesprächen mit der sowjetischen Führung er-
kennbar genutzt. Ich unterstreiche noch einmal: Da-
mit wurden Anstöße gegeben, die neue Chancen zur 
Überwindung der Verkrampfung des Ost-West-Ver-
hältnisses eröffnen. Dies gilt ganz besonders für den 
Bereich der Rüstungsbegrenzung der atomaren 
Mittelstreckenwaffen. 

Natürlich stehen wir hier an einem mühevollen 
Prozeßanfang. Der Einstieg in die Sachgespräche, 
der hoffentlich kommen wird, bringt es doch mit 
sich, daß das Aneinander-Vorbeischweigen zu Ende 
geht, ja, zu Ende gehen muß, wenn man weiterkom-
men will. Wir haben noch nie etwas erreicht, wenn 
man nicht miteinander sprach. Ich darf wiederholen, 
was ich an anderer Stelle gesagt habe: Ich hätte mir 
gewünscht, das Rote Telefon, was ja für solche 
Zwecke eingerichtet war, wäre gerade in dieser Si-
tuation öfter genutzt worden. 

Meine Damen und Herren, für die Zukunftssiche-
rung der Menschheit ist es natürlich von existen-
tieller Bedeutung, endlich das Gleichgewicht der 
Rüstung nicht weiter durch Zurüsten zu erreichen, 
sondern möglichst durch ein Absenken des 
Niveaus, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

natürlich gleichgewichtig und ausgewogen. Dies ist 
in der Tat eine Jahrhundertaufgabe. Sie wird nur 
dann gelöst werden können, wenn in Ost und West 
die Bereitschaft zur offenen Verständigung domi-
niert. Voraussetzung dafür ist natürlich ein kühler 
Kopf, vernunftorientiertes Vorgehen, eindeutige 
Darlegung der sachlichen Position und entschie-
dene Absage an jedwede Hyste rie. Es ist doch be-
drückend, daß dies ausgerechnet in der Bundesrepu-
blik Deutschland in den Unionsparteien anders ist 
Dürfen Sie nicht erkennen oder wollen Sie nicht er-
kennen, was sich hier an Entwicklungsmöglichkei-
ten ergibt, nicht in euphorischer Betrachtung, son-
dern in nüchterner sachgerechter Abwägung? Was 
sich da manche Unionspolitiker in den letzten Ta-
gen geleistet haben, war doch einfach abenteuer-
lich. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Kroll-Schlüter? 

Mischnick (FDP): Bitte. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Herr Kollege Misch-
nick, wie erklären Sie sich, daß in keinem Jahrzehnt 
so stark aufgerüstet worden ist wie in den vergange-
nen zehn Jahren? 

Mischnick (FDP): Herr Kollege, wenn das wahr 
wäre, müßte man speziell darüber diskutieren. Ich 
kenne aber Rüstungsphasen, die durchaus ähnlich, 
teilweise stärker gewesen sind. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Welche?) 
Deshalb sollten wir dies immer im Zusammenhang 
sehen und nicht einzelne Zahlen aus der Situation 
herausreißen. Dies wäre viel besser. 

Aus Ihren Reihen gab es wechselweise böse und 
billige Unterstellungen an die Adresse der Bundes-
regierung, jedoch keinen einzigen konstruktiven 
Beitrag. Ich denke nur an den „trojanischen Esel". 
Troja war es ja nicht — aber ein Esel? Das muß an an-
derer Stelle gesucht werden. 

In der Opposition hat sich eine Mischung von 
Angstlichkeit, Kleinkariertheit und Miesmacherei 
eingenistet, die doch nicht mehr im entferntesten an 
die entschlossene Gradlinigkeit eines Adenauer er-
innert. Zwar ist er beschworen worden, aber bei ihm 
war wirklich Gradlinigkeit vorhanden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wozu sprechen 
Sie eigentlich?) 

Heute hat die Union meiner Ansicht nach eine fast 
schon unheilvolle Tradition aufgebaut Seinen An-
fang hat das in den 60er und den 70er Jahren genom-
men, als eine Haltung der Defensive um jeden Preis 
sichtbar wurde. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Eine Zumutung!) 
Wie sonst hätte sich denn die Union gegen die 

Aufnahme der Bundesrepublik Deutschland in die 
Vereinten Nationen wenden können? Wie sonst 
hätte sie sich gegen die vertraglich abgesicherten 
Verbesserungen für ungezählte Menschen in 
Deutschland wenden können? Wie sonst hätte sie 
Angst vor dem Atomwaffensperrvertrag und vor der 
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa haben können? Der Entschließungsantrag 
der Unionsfraktion vom 25. Juli 1975 zur Helsinki-
Konferenz bleibt ein herausragendes Dokument po-
litischer Angstlichkeit, Angstmacherei und Gestal-
tungsunfähigkeit Nur so kann man das im nachhin-
ein doch bezeichnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
Dieselbe Union, die sich heute so gern auf Helsinki 
beruft, wollte uns damals raten, als einziges Land, als 
einziger Staat außerhalb des Kreises der Unterzeich-
ner der Schlußakte zu bleiben. Eine perfektere Selbstiso-
lierung als dies, was uns damals vorgeschlagen worden 
ist, hätte es nicht geben können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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muß man doch ab und zu in Erinnerung rufen, damit 
sichtbar wird, daß es mit der Vorausschau, die hier 
oft beschworen wird, nicht so weit her war. Es muß 
ganz einfach die Struktur sichtbar gemacht werden, 
die sich in Ihren Reihen so verändert hat und die 
heute noch diese Politik bestimmt. Es ist eine Poli-
tik, die sich unfähig zeigt, die Wirklichkeit voll 
wahrzunehmen. Sie sehen immer nur die Risiken, 
aber niemals die Chancen. Beides muß man sehen, 
Risiken wie Chancen, und daraus muß man die rich-
tigen Konsequenzen ziehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Natürlich ist es bequem, sich aufs Schwarzsehen 
zu beschränken und mutlos auf jeden Schritt nach 
vorn zu verzichten. Aber diese Art  von Bequemlich-
keit trägt doch in Wahrheit das höchste Risiko in 
sich, denn sie macht doch unfähig zur Beeinflussung 
von politischen Entwicklungen, von politischen Pro-
zessen. Die Bundesregierung hat demgegenüber 
den Mut bewiesen, in einer sehr schwierigen Situa-
tion den Weg nach Moskau zu gehen, wohl wissend, 
welche Risiken darin lagen und liegen. Aber sie hat 
diese Risiken auf sich genommen, wir, die Koalition, 
haben sie auf uns genommen, weil wir der Meinung 
sind: Genau das ist der einzige Weg, um auf Dauer 
zu einer Sicherung unseres Friedens zu kommen. 

Wir haben damit aktiv an der Friedenssicherung 
in Europa mitgewirkt. Wir haben die trostlose Ent-
wicklung des Auseinanderlebens der beiden deut-
schen Staaten am Ende der 50er und zu Beginn der 
60er Jahre gestoppt. Wir haben Verbesserungen er-
reichen können, 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Deswegen 
„1914"!) 

und wir haben die Voraussetzungen dafür geschaf-
fen, daß die Lage in und um Berlin ruhig und stabil 
wurde. Wer bezweifelt, daß die Lage heute in Berlin 
ruhiger und stabiler ist, soll sich daran erinnern, daß 
noch vor zehn Jahren die Lkw-Kolonnen für drei 
oder vier Tage gestoppt worden sind. Das ist vorbei, 
weil wir diese Politik betrieben haben, und da kön-
nen Sie hier doch nicht mit Ihren billigen Gegenar-
gumenten kommen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir haben uns auch von Rückschlägen nicht ent-
mutigen lassen — wir waren immer der Meinung, 
daß es auch Rückschläge geben wird —, sondern ha-
ben mit Ausdauer und Willensstärke um handfeste 
Fortschritte gerungen. Dabei wurden wir meistens 
von einer recht ste rilen Aufgeregtheit in der Oppo-
sition begleitet. Das war genauso wie Anfang dieser 
Woche. Ich habe das Gefühl, das rührt daher, daß 
man in den Unionsparteien den Anschluß an die 
notwendige Politik der Verständigung und der Ent-
spannung einfach nicht findet. Ich habe manchmal 
so den Eindruck: da hetzt man mit hängender Zunge 
hinter der Koalition in der Entspannungspolitik 
her; 

(Frau Pack [CDU/CSU]: Was für eine Hy

-

bris!) 

kaum glaubt man sie erreicht zu haben, da stellt 
schon wieder aus den eigenen Reihen einer ein 
Bein, man stürzt hin und muß den ganzen Wettlauf, 
um wieder Anschluß zu finden, von vorn beginnen. 
Das ist Ihre Situation. Sie kommen einfach nicht 
dazu, einmal wirklich in der Entspannungspolitik 
die Situation richtig zu erkennen. 

Wir werden diese Entspannungspolitik konse-
quent fortsetzen. Wir sind der Überzeugung, daß die 
Grundsätze der Entspannungspolitik, die wir hier in 
Europa praktiziert haben, in andere Regionen über-
greifen sollten, übergreifen müssen und dort  Gel-
tung bekommen müssen. Wir werden deshalb jegli-
che Bemühungen unterstützen, die auf eine Entstö

-

rung des Ost-West-Verhältnisses abzielen. Wir tun 
das doch nicht, um Afghanistan vergessen zu ma-
chen, sondern im Gegenteil, um Ansatzpunkte zu 
schaffen, um das, was an negativen Wirkungen dar-
aus entstanden ist, zu überwinden. 

Uns geht es darum, keine weltweite Eskalation 
daraus werden zu lassen. Das ist allerdings nur mög-
lich, wenn sich die gegensätzlichen Seiten über die 
Wirklichkeit verständigen. Die letzten zehn Jahre 
sind doch ein Beweis dafür, daß es uns gelungen ist, 
die Ansatzpunkte und die Möglichkeiten dafür 
nicht zu verschütten. Die Regierung Schmidt/Gen-
scher ist ein Garant dafür, daß dieser Weg der Frie-
denssicherung und der Entspannung weitergegan-
gen werden kann. Ohne die Entspannungspolitik 
sind ja all die schwierigen Weltprobleme, die Zu-
kunftsprobleme nicht lösbar. Natürlich ist das nur 
möglich auf einer gesicherten Verteidigungsfähig-
keit. Darüber haben wir niemals einen Zweifel ge-
lassen. Aber es ist das ständige Bemühen um eine 
gewaltfreie und politische Lösung von Konflikten. 
Die Politik der Entspannung ist im Gegensatz zu 
dem vielen Gerede nicht widerlegt, wenn sie Rück-
schläge erleidet, sondern es hat sich bewiesen, daß 
sie das einzige Mittel ist, den Frieden in Europa zu 
erhalten. Daran werden wir weiterarbeiten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
Die Regierung Schmidt/Genscher weiß, daß nur 

auf der Basis eines stabilen westlichen Bündnisses 
unsere Handlungsfähigkeit optimal genutzt werden 
kann. Deshalb haben- der Bundeskanzler und der 
Bundesaußenminister vor und nach ihrer Moskau

-

Reise eine äußerst genaue Abstimmung und Infor-
mation mit der US-Regierung vorgenommen. 

Sie stehen damit in einem nachweisbaren Gegen-
satz zu dem Herrn Spitzenkandidaten Franz Josef 
,Strauß. Der hat ja in letzter Zeit ganz besonders oft 
beteuert, daß er sagt, was er denkt, und daß er denkt, 
was er sagt. Das ist sehr erfreulich. Unerfreulich ist 
allerdings meistens dann das, was er denkt und was 
er sagt. Das ist die andere Seite. Aber von besonde-
rer Qualität war doch — dies muß ich in Erinnerung 
zurückrufen —, was er über den amerikanischen 
Präsidenten sagte, als er im Februar dieses Jahres 
ein Europa forderte, das — so Strauß wörtlich, ich zi-
tiere — „nicht am Rockzipfel der Amerikaner hängt, 
das nicht von den innenpolitischen Wechsellagen 
der amerikanischen Politik bestimmt wird, das nicht 
von wechselnden Meinungen des amerikanischen 
Präsidenten mit seinem Lebensschicksal abhängt". 
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1980. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Wer so spricht, der soll sich doch gefälligst nicht 
hier als eine Gouvernante des richtigen Be tragens 
im Bündnis aufspielen, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

sondern sich erstmal selber so verhalten, wie er es 
anderen vorschreiben will. Wer so spricht, baut auch 
nicht auf, sondern baut ab. Es ist ein Glück für unser 
Land, daß die Politik der Bundesregierung nicht von 
Aussprüchen Straußscher Manier, Straußschen Mu-
sters geprägt ist, sondern daß sie von Sachlichkeit 
und Kalkulierbarkeit geprägt ist. 

In diesem Sinne werden wir die Bundesregierung 
jetzt und später weiter unterstützen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Weitere Wort
-meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Aus-

sprache. 

Wir treten jetzt in die Mittagspause ein. Ich unter-
breche die Sitzung bis 14.30 Uhr. 

(Unterbrechung von 13.25 bis 14.31 Uhr) 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Herren, 
die Sitzung ist wieder eröffnet. 

Entsprechend der geänderten Reihenfolge rufe 
ich jetzt Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Berichts über den Stand der Ar-
beit und die Ergebnisse der Enquete-Kom-
mission „Zukünftige Kernenergie-Politik" 
— Drucksachen 8/2353, 8/2628, 8/4341 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Stavenhagen 
Ueberhorst 
Dr.-Ing. Laermann 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache und erteile das 
Wort  dem Herrn Abgeordneten Stavenhagen. 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Laut Beschluß des Bun-
destages hat die Enquete-Kommission „Zukünftige 
Kernenergie-Politik" die Aufgabe, die energiepoliti-
schen Entscheidungsmöglichkeiten und Entschei-
dungsnotwendigkeiten unter ökologischen, ökono-
mischen, gesellschaftlichen und Sicherheitsge-
sichtspunkten darzustellen und Handlungsempfeh-
lungen zu erarbeiten. 

Mit dem Kompromiß, auf den sich die Mehrheit 
der Kommission geeinigt hat, wird dieser Auftrag 
nach unserer Auffassung verfehlt, denn statt Hand-
lungsempfehlungen werden vieldeutige Worthül-
sen geboten. Die zentralen Aussagen der Kommis-
sionsmehrheit besagen einerseits, daß unter be-
stimmten Voraussetzungen ein Verzicht auf Kern-
energie möglich sein könnte. Weiter wird behaup-
tet, daß vor 1990 nicht mit breitem Konsens für oder 

gegen die Kernenergie entschieden werden könne 
und daß man erwarte, daß diese Entscheidung nach 
1990 eher möglich sei. Auf der anderen Seite wird 
erklärt, daß über die vorhandenen Kernkraftwerke 
hinaus zusätzliche, neue Kernkraftwerke im Rah-
men des Bedarfs zugebaut werden müßten, um die 
nukleare Option versorgungs- und industriepoli-
tisch zu erhalten. 

Unter dieser, wie wir meinen, Rabulistik haben 
sich Kommissionsmitglieder zusammengefunden, 
die zum Teil viel mehr Kernenergie für notwendig 
halten als wir, während andere immer noch meinen, 
das beste Kernkraftwerk sei das abgestellte Kern-
kraftwerk. Diese verschiedenen Gruppen haben sich 
nicht deswegen in dem Kompromiß geeinigt, weil 
sie sich aufeinander zu bewegt hätten, sondern weil 
es ihnen der Kompromiß erlaubt, die jeweils eigene 
Position darin — für den Bürger kaum erkennbar — 
verborgen zu wissen. Damit ist aber nach unserer 
Meinung der Akzeptanz nicht gedient und der 
Glaubwürdigkeit der Kommission Schaden zuge-
fügt. 

Wie wollen Sie, meine Damen und Herren, denn 
dem Bürger, in dessen Nachbarschaft ein Kernkraft-
werk gebaut werden soll, klarmachen, daß er dies 
akzeptieren soll? Doch sicher nicht damit, daß dies 
einer industriepolitischen Option diene. Der Betrof-
fene wird es zu Recht als blanken Hohn empfinden, 
wenn man ihm einerseits ein solches „Ding" vor die 
Nase setzt, andererseits aber behauptet, über die 
Notwendigkeit der gesamten Technik müsse erst 
nach 1990 entschieden werden. Die Bürger haben es 
einfach satt, von den Politikern mit schönen Wo rt

-hülsen umworben zu werden. Sie erwarten von uns, 
daß wir klare Positionen beziehen. Das schafft Ak-
zeptanz und sonst überhaupt nichts. 

Für die Mitglieder der CDU/CSU in dieser Kom-
mission muß ich deshalb feststellen, daß uns die Ar-
beit der letzten 12 Monate in unserer Auffassung be-
stärkt hat, daß unserem Land ohne die f riedliche 
Nutzung der Kernenergie Schaden entsteht. Die 
Bundesrepublik Deutschland steht wie auch andere 
Industrieländer einer neuen Politik der Ölländer 
gegenüber, die von Streckung der Ölreserven, Er-
haltung der Kaufkraft ihrer Öleinnahmen und An-
passung an ihre finanziellen Bedürfnisse geprägt ist. 
Diese Politik kann die Abnehmerländer sehr schnell 
dazu zwingen, ihre Öleinfuhren mangels Devisen ra-
dikal einzuschränken. Die unerwartet schnell fo rt

-schreitende Verschlechterung unserer Leistungsbi-
lanz schließt solche Befürchtungen auch für die 
Bundesrepublik Deutschland nicht aus. 

Wirtschaftliche Strukturschwächen, ungleiche 
Entwicklung ethnischer und sozialer Gruppen, ver-
stärkte Suche nach eigener Identität durch Rück-
griffe auf religiöse und kulturelle Traditionen haben 
in den Ölländern innenpolitische Auseinanderset-
zungen ausgelöst, für die diese Länder überhaupt 
nicht gerüstet sind. Die Folge ist, in den Ländern mit 
orthodox-islamisch ausgerichteten Tendenzen tre-
ten starke Kräfte für eine Beschränkung der Ölpro-
duktion, Verlangsamung des Wirtschaftswachstums 
und stärkere Orientierung der Außenpolitik auf 
regionale und nationale Interessen ein. Das Weiter- 
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schwelen des Nahost-Konflikts gefährdet die Ölver-
sorgung des Westens zusätzlich. Deshalb haben die 
Mitgliedsländer der Internationalen Energieagen-
tur am 22. Mai dieses Jahres beschlossen, bis 1985 
beträchtlich hinter den bis dato anvisierten Ölein-
fuhren zurückzubleiben. Einfuhrbeschränkungen 
können aber auch deshalb notwendig werden, weil 
die ölarmen Entwicklungsländer vorrangig, d. h. zu 
Lasten der Industrieländer, mit Öl versorgt werden 
müssen. 

Der Weltenergieverbrauch bis über das Jahr 2 000 
hinaus wird entscheidend vom Anstieg der Weltbe-
völkerung abhängen, die derzeit rund 4,5 Milliar-
den Menschen beträgt. Nach vorsichtigen Schätzun-
gen muß bis zum Jahr 2 030 mit einer Verdoppelung 
auf neun Milliarden gerechnet werden. Das Bundes-
wirtschaftsministerium kommt deshalb auch zu dem 
Schluß, daß sich der Weltenergieverbrauch selbst 
bei sehr geringem Wachstum bis zum Jahr 2 000 na-
hezu verdoppelt und bis zum Jahre 2 030 verdrei-
facht. 

Das vordringliche Weltproblem ist die Ernährung. 
12 Millionen Kinder haben das Jahr des Kindes 1979 
wegen unzureichender Ernährung nicht überlebt 
Bei dieser Lage sind es auch nicht die häufig zitier-
ten elitären Gruppen in den Entwicklungsländern, 
die deren Industrialisierung fordern, es ist ganz ein-
fach der Hunger, der diese Länder zum technischen 
und wirtschaftlichen Fortschritt verdammt Diese 
Länder benötigen vor allem zur Intensivierung ih-
rer Landwirtschaft ein Mehr an Energie, die nur 
durch Verbesserung der Schädlingsbekämpfung, der 
Düngung und der Bewässerung erreicht werden 
kann. All dies erfordert zusätzlichen Energieeinsatz 
in bisher nicht gekanntem Umfang. Ich weise aber 
auch auf die zunehmende Verstädterung gerade in den 
Entwicklungsländern hin. Nach Schätzungen der Welt-
bank werden zur Jahrhundertwende allein 40 Städe die 
Fünfmillionenmarke und 18 Städte sogar die Zehnmil-
lionenmarke überschritten haben. 

Werden diese düsteren Perspektiven auch nur als 
Möglichkeit akzeptiert, so bleibt uns gar nichts an-
deres übrig, als 01 in weit stärkerem Umfang, als bis-
her vorgesehen, zu substituieren. Dies kann nur 
durch Kohle und durch nichtfossile Energien, insbe-
sondere die Kernenergie, erfolgen. Deshalb kann 
man nach unserer Auffassung die Hände nicht bis 
1990 in den Schoß legen, sondern man muß jetzt han-
deln. 

Die Staats- und Regierungschefs sind in Venedig 
am 23. Juni deshalb auch zu dem Schluß gekommen, 
daß wir uns auf andere Brennstoffe als Erdöl verlas-
sen müssen, und hier nennen sie insbesondere und 
dezidiert Kohle und Kernkraft Sie sagen do rt  wört-
lich: „Wir unterstreichen den entscheidenden Bei-
trag, den die Kernkraft zu einer sicheren Energie-
versorgung leisten kann. Der Einsatz der Kernener-
gie muß gesteigert werden, wenn der Weltenergie-
bedarf gedeckt werden soll.' Dies sehen wir genauso. 
Deshalb haben meine Freunde und ich im Kommis-
sionsbericht folgende Empfehlungen gegeben: 

Erstens. Energiepolitik muß auf ein ausreichendes 
Angebot an Energie, das am oberen Rand der  Be-
darfserwartungen orientiert ist, ausgerichtet sein. 

Zweitens. Keine der uns zur Verfügung stehenden 
Energiequellen darf ausgeschlossen noch dürfen 
Sparmöglichkeiten außer acht gelassen werden. 

Drittens. Es müssen weitere Kernkraftwerke zu-
gebaut werden entsprechend dem Bedarf, wie wir 
ihn derzeit einschätzen, bis 1990 jährlich etwa zwei 
Kernkraftwerke vom Typ Leichtwasserreaktor. 

Ich weise darauf hin, daß vier weitere Kommis-
sionsmitglieder in ihren persönlichen Stellungnah-
men jährlich etwa zwei Kernkraftwerke ausdrück-
lich für notwendig erachtet oder durch ihre Ein-
schätzung zu den vier Energiepfaden den Bedarf so 
oder sogar höher definiert haben. 

Wer den Kommissionsbericht ganz liest, kommt 
sehr schnell zu dem Schluß, daß der Formelkompro-
miß die Meinung der Mehrheit der Kommission in-
haltlich nicht abdeckt, sondern nur als Tarnkappe 
überdeckt Diesem Formelkompromiß konnten wir 
auch deshalb nicht zustimmen, weil wir seine Vor-
aussetzungen für fragwürdig, unzutreffend und für 
nicht wünschenswert halten. Wir sind der Ansicht, 
daß für eine gesunde wirtschaftliche Entwicklung 
die energieintensive Grundstoffindustrie einen ge-
wissen Anteil an der Gesamtwirtschaft haben muß. 
Eine gesunde wirtschaftliche Entwicklung ist unver-
einbar mit einer Entwicklung, die eine Abnahme des 
wirtschaftlichen Wachstums zum erklärten Ziel hat 
oder zumindest einkalkuliert. Damit wird auch die 
Lösung sozialer Probleme erschwert; wenn nicht gar 
unmöglich gemacht Eine solche Entwicklung mit all 
ihren Konsequenzen wird von der Mehrheit unseres 
Volkes nicht gewünscht 

Wir halten es aber für notwendig und vernünftig, 
alle marktkonformen Anstrengungen zur Einspa-
rung von Energie und zur Entwicklung alternativer 
Energietechniken zu unternehmen. Auch Energie-
sparmaßnahmen müssen aber wi rtschaftlich vertret-
bar und sozial akzeptabel sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auf Grund der niedrigen Energiepreise vor der 
Ölkrise Ende 1973 waren Energieeinsparungen vom 
Markt her nicht oder kaum durchsetzbar. Nur in we-
nigen energieintensiven Wirtschaftszweigen, bei 
denen die Energie immer ein wichtiger Kostenfak-
tor war, hatten die Bemühungen um einen rationel-
len und sparsamen Energieeinsatz von jeher einen 
hohen Stellenwert Inzwischen hat der Markt aber 
auf breiter Front auf die neuen Signale in Form stei-
gender Energiepreise reagiert. Der Suchprozeß nach 
neuen Möglichkeiten der Energieeinsparung und 
der rationellen Energieverwendung ist voll in Gang 
gekommen. Es gilt, diesen Such- und Entscheidungs-
prozeß des Marktes durch staatliche Maßnahmen zu 
unterstützen und administrative Hindernisse, die 
diesem Prozeß im Wege stehen, zu beseitigen. Dafür 
haben wir einen Katalog mit 36 Maßnahmen vorge-
legt Welche Einsparraten sich tatsächlich erreichen 
lassen, hängt sowohl von den weiteren wirtschaftli-
chen Bedingungen als auch von den durchzuführen-
den energiepolitischen Maßnahmen ab. 

Die Mehrheit der Kommission hat einen Katalog 
mit über 60 Maßnahmen zur Energieeinsparung zu-
sammengestellt. Wir sind der Auffassung, daß ein 
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großer Teil dieser Maßnahmen wegen des staatli-
chen Eingriffs in Einzelentscheidungen der Ver-
braucher, wegen des Verwaltungsaufwands, der da-
mit verbundenen Kontrollen und der sehr zweifel-
haften Wirkungen nicht empfohlen werden kann. 
Neben einer generellen Geschwindigkeitsbegren-
zung, deren energiesparender Effekt völlig unbewie-
sen ist, wird eine gesetzliche Regelung für den 
Durchschnittsverbrauch von Kraftfahrzeugen gefor-
dert. Eine Abwärmeabgabe sowie eine Energiever-
brauchsordnung finden sich in dem Katalog. Vor-
schriften zum Einbau von Regelungsanlagen und 
Kontrollgeräten zur Überwachung des persönlichen 
Heizverhaltens werden empfohlen. Die Kilometer-
pauschale soll abgeschafft und es sollen Vorschrif-
ten über den zulässigen Einsatz von Haushaltsgerä-
ten eingeführt werden. Die Notwendigkeit dieser 
Maßnahmen wird vom Verbraucher zu Recht nicht 
eingesehen. Ihre Durchführung würde also staatli-
chen Zwang erfordern. Deshalb konnten wir diesen 
Vorschlägen nicht zustimmen. 

Die Kommissionsmitglieder Reuschenbach und 
Laermann haben sich ebenfalls in Fußnoten eindeu-
tig von diesem dirigistischen Katalog distanziert, 
ebenso drei Sachverständige. Einem weit überzoge-
nen Katalog zuzustimmen, um sich dann in Fußno-
ten wieder davon zu distanzieren, trägt, Herr Reu-
schenbach, nicht zur Verbesserung der Akzeptanz 
bei. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Fußnotenpolitiker!) 

Die Kommission hatte die Aufgabe, auch Wege 
ohne Kernenergie auf ihre Möglichkeiten und Kon-
sequenzen zu untersuchen. Hier brachte die Kom-
missionsarbeit, wie wir meinen, bemerkenswerte 
Klarheit. Die Pfade III und W des Berichts, also die 
Pfade ohne Kernenergie, zeigen, daß bei Verzicht 
auf Kernenergie ein Wachstum der Grundstoffin-
dustrie nicht mehr möglich ist. Das erforderliche 
Sparen wird als sehr stark bis extrem eingestuft, wo-
für nach Aussage seiner Befürworter selbst der diri-
gistische Sparkatalog der Kommissionsmehrheit 
nicht ausreicht Außerdem muß der Einsatz regene-
rativer Energiequellen bis zum Jahr 2000 wenig-
stens verfünffacht und danach verzehnfacht werden 
— was wir für völlig unrealistisch halten. Der von 
seinen Jüngern als „sanft" bezeichnete Weg ohne 
Kernenergie erweist sich bei näherem Hinsehen als 
Weg voll staatlicher Reglementierung, als totaler 
Energiesparstaat So sagt Gronemeyer in seinem 
Aufsatz „Selbstbestimmung innerhalb der Grenzen 
des Wachstums", nur eine Verteilungsdiktatur sei 
imstande, die Problemlawine abzufangen. Heilbro-
ner schreibt: 

Die intellektuelle Redlichkeit zwingt mich aber, 
einzugestehen, daß wir das bevorstehende öko-
logische Spießrutenlaufen vielleicht nur unter 
Regierungen überstehen werden, die Gehorsam 
weit wirksamer durchzusetzen vermögen, als es 
unter den demokratischen Bedingungen mög-
lich wäre. 

Und Harich spricht von rigorosen Unterdrückungs-
maßnahmen, begleitet von gesetzlich verfügten 
Massenentziehungskuren. Unabhängig vom politi-
schen Standpunkt sind die Advokaten einer selbst

-

genügsamen Wachstumsbegrenzung offenbar ein-
mütig der Auffassung, daß zur Verwirklichung die-
ses Ziels drastische, die Gesellschaftsordnung ver-
ändernde Einschränkungen der individuellen Frei-
heiten unerläßlich sind. 

Die Kernenergiegegner in der Kommission haben 
erkannt, daß auf direktem Weg die Kernenergie 
nicht zu Fall gebracht werden kann. Deshalb haben 
sie das Projekt des Schnellen Brüters in Kalkar und 
die Pläne für eine Entsorgung mit Wiederaufarbei-
tung zum Ziel ihrer Angriffe gemacht. Die Vorlage 
der Mehrheit der Kommission zum Thema Schnel-
ler Brüter bedeutet möglicherweise Verzögerung 
des Weiterbaus und der Inbetriebnahme des Pro-
jekts SNR-300 in Kalkar. Umfangreiche Studien, de-
ren Erstellung mehrere Jahre dauern wird, werden 
gefordert. Die Forderungen bergen in sich erhebli-
che, nach unserer Auffassung unberechtigte, Kritik 
an dem bisherigen Genehmigungsverfahren. Dem 
können wir uns nicht anschließen. 

Durch die Vorlage der Kommissionsmehrheit zur 
Entsorgung wird der Bau einer industriell nutzbaren 
Wiederaufarbeitungsanlage, wie er im Entsor-
gungskonzept des Bundeskanzlers und der Mini-
sterpräsidenten vorgesehen ist, möglicherweise 
nicht verhindert. Die Formulierungen sind aber un-
genau und mehrdeutig. Unserem Antrag, ausdrück-
lich zu erklären, daß die Empfehlungen der Kommis-
sion sich in grundsätzlicher Übereinstimmung mit 
dem Beschluß der Regierungschefs zur Entsorgung 
befinden, wurde nicht entsprochen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Sehr verdächtig!) 

Sowohl unserer Vorlage zum Schnellen Brüter als 
auch unserer Vorlage zur Entsorgung stimmten 
mehrere Sachverständige in Fußnoten ausdrücklich 
zu. Sie stimmten dennoch für den schwammigen 
Kompromiß, weil sie glaubten, damit zu mehr Ak-
zeptanz beizutragen. Das ist ein verhängnisvoller 
Irrtum, wie ich befürchte. 

(Zuruf des Abg. Reuschenbach [SPD]) 

Karl Steinbuch wies kürzlich darauf hin, daß unser 
Land nahe daran ist, seine technische Leistungsfä-
higkeit, sein wertvollstes Gut, zu verspielen. Daran 
wollen wir uns nicht mitschuldig machen. Wieder 
einmal haben wir die groteske Situation, daß Mit-
glieder der Regierungsparteien die Politik des Bun-
deskanzlers zu unterlaufen versuchen und die Op-
position die Haltung der Regierung in Fragen der 
Kernenergie gegen unberechtigte Angriffe in 
Schutz nehmen muß. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: So ist es! — Zurufe von der SPD) 

Wir erwarten von der Regierung, daß sie sich so-
wohl zum Mehrheitsvotum als auch zum Minder-
heitsvotum der Kommission äußert und eindeutig 
Stellung bezieht, wie es auch in unserem Entschlie-
ßungsantrag zu lesen ist. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Das Wort  hat der Herr Abge-
ordnete Ueberhorst. 
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Ueberhorst (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Mit dieser Aus-
sprache setzen wir die Diskussion in der Enquete-
Kommission fort. Es ist heute nicht der Tag, wo die 
Fraktionen — ob Koalitionsfraktionen oder Opposi-
tionsfraktion — zu dem vorgelegten Be richt bereits 
definitiv Stellung nehmen können. Meinerseits 
habe ich das vorzustellen, was die Mehrheit der 
Kommission, die Herr Stavenhagen soeben schon 
ansprach, beschlossen hat. Es ist vielleicht gut, daß 
wir uns hier im Parlament und in der Öffentlichkeit 
vergegenwärtigen, daß wir in der Kommission 15 
Mitglieder hatten und weder die drei parlamentari-
schen Mitglieder der Opposition noch die vier parla-
mentarischen Mitglieder der Koalition do rt  eine 
Mehrheit bilden konnten; wenn eine Mehrheit zu 
bilden war, war es erforderlich, Sachverständige, 
den Sachverstand zu gewinnen, und das war ein 
heilsamer Zwang bei der Arbeit dieser Kommis-
sion. 

Ich möchte deshalb an erster Stelle den Sachver-
ständigen nicht nur für ihre Mitarbeit, sondern auch 
dafür danken, daß sie sich nicht nur als Informanten, 
als Spezialisten, sondern gerade auch für den politi-
schen Dialog —, für den Dialog über Fachgrenzen 
und über Einstellungen hinaus —, für den Versuch 
zur Verfügung gestellt haben, gerade auch im Ge-
spräch zwischen Abgeordneten und Sachverständi-
gen tragfähige Kompromisse für unser Land zu erar-
beiten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das wichtigste Ergebnis in diesem Sinne ist für 
uns als Bundestag, so meine ich, daß die Sachver-
ständigen — unbeschadet ihrer unterschiedlichen 
Haltung zur Kernenergie — am 25. Juni einstimmig, 
also alle acht, ein Ergebnis tragen konnten. Was das 
in der Sache ist, wird gleich zu beschreiben sein. 
Aber daß die Sachverständigen dazu in der Lage wa-
ren und immer betont haben „Wir wollen aus dieser 
Kommission nicht so herausgehen, wie wir mit un-
seren Vorurteilen hineingegangen sind", ist die 
eigentliche Leistung. Damit haben die sachverstän-
digen Mitglieder den Arbeitsstil dieser Kommission 
geprägt, zum Guten hin geprägt. 

Nun, was ist der Inhalt? Der Hauptinhalt ist hier 
nicht in wenigen Minuten anzusprechen. Sie haben 
ja den Bericht, den 600-Seiten-Be richt vorliegen. 
Wichtig war für uns als Kommission, daß wir uns die 
Grundsatzfrage gestellt haben: Ist der Einsatz der 
Kernenergie eine Notwendigkeit oder aber eine 
Möglichkeit, auf die man auch verzichten könnte? 
Es war möglich, sich im Kreise aller Kommissions-
mitglieder auf Voraussetzungen zu einigen, mit de-
nen man diese Frage betrachten muß. Das heißt: Wir 
haben uns gemeinsam darauf geeinigt, wieviel 
Kohle man wohl voraussetzen dürfe, wieviel Öl man 
in der Zukunft wohl zur Verfügung haben werde — 
selbstverständlich sind das abnehmende, stark ab-
nehmende Ölmengen —, wieviel Uran man maximal 
importieren könne. Wir haben uns auch — das ist . 

ebenfalls wichtig — gemeinsam auf Energiedienst-
leistungen im Komfortbereich festlegen können. 
Beispielsweise haben wir festgelegt, daß die Anzahl 
der elektrischen Geräte im Haushalt bei allen Be-
trachtungen um den Faktor 3 steigt. Wir haben wei

-

ter festgelegt, daß das Energiesystem pro Person 
40 Quadratmeter beheizte Fläche anbieten muß. Un-
sere Leitlinie war also: Zunehmende Energie-
dienstleistungen für wachsenden Komfort  der Bür-
ger. Wir haben uns also alle miteinander von vorn-
herein unter diese Rahmendaten gestellt und die 
Diskussion über „Askese oder Kernenergie" gar 
nicht erst angefangen, weil niemand für Askese, je-
der aber für wachsenden Lebensstandard war, insbe-
sondere auch der unteren und mittleren Einkom-
mensschichten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das würde uns auch sehr 
schlecht bekommen!) 

— Sehr richtig. 

Was wir bearbeitet haben und was alternativ zu 
behandeln wäre, sind die Fragen: Kann man es mit 
oder ohne Kernenergie machen? Wie intensiv kann 
man sparen? Welche Sparerfolge kann man über-
haupt zeitigen? Wieviel läßt sich im Bereich der er-
neuerbaren Energieträger an Potential mobilisie-
ren? Da ist es der Kommission — ebenfalls einstim-
mig — gelungen, mit der Bandbreite, die wir in der 
öffentlichen Diskussion vorfinden, unterschiedliche 
Energiesysteme zu beschreiben und jedermann, z. B. 
demjenigen, der auf Kernenergie verzichten will, 
oder demjenigen, der bei viel Wirtschaftswachstum 
ohne neue Sparanstrengungen auskommen will, 
klar vorzurechnen, was denn die Bedingungen der 
Möglichkeit sind, seine jeweiligen Ziele zu errei-
chen. So wird z. B. für jemanden, der bis zum Jahre 
2000 mehr als 3 % und danach auch noch mehr als 
1 % Wachstum haben, aber keine neuen, zusätzli-
chen Sparanstrengungen über den Trend hinaus un-
ternehmen will, deutlich: Er braucht im Jahr 2030 
mehr als 200 Millionen Tonnen Kohle — mehr, als 
wir hier bei uns fördern können —, er braucht 
250 Millionen Tonnen 01 und Gas — weit mehr, als 
man realistischerweise voraussetzen darf; 

(Kolb [CDU/CSU]: Und bezahlen kann!) 

das ist fast noch so viel wie heute —, und er braucht 
165 Gigawatt elektrische Leistung durch Kernener-
gie. Das ist der Pfad, verehrter Herr Kollege, von 
dem es in der Zeitung „Die Welt" hieß, das sei der 
Pfad, den die Industrie gehen wolle. Ich lasse diese 
Aussage zur „Industrie" mal so stehen, weise aber 
darauf hin, daß wir mit der Erarbeitung dieser Pfade 
jedermann Gelegenheit gegeben haben — das hat 
Herr Stavenhagen soeben auch schon gesagt —, ehr-
lich zu sehen, was er leisten, was er durchsetzen 
muß, wenn er die Ziele verwirklichen will. Jeder-
mann kann sehen, welches enorme Ausmaß an 
Kernkraftwerksanlagen er bauen, durchsetzen kön-
nen muß oder aber welche enormen Sparanstren-
gungen er durchsetzen und welche Erfolge er zu-
stande bringen muß, um einen Weg ohne Kernener-
gie möglich zu machen. 

Aus diesen Analysen hat die Mehrheit der Kom-
mission ein Bild gewonnen und ist zu dem Schluß 
gekommen: Wenn die Sparerfolge stark sind, wenn 
die erneuerbaren Energiequellen stärker zum Ein-
satz kommen können und wenn ein Strukturwandel 
der Wirtschaft stattfindet, ist längerfristig ein Ver-
zicht auf Kernenergie durchaus möglich. Anderer- 
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seits ist es aber auch unsicher, ob die dazu notwendi-
gen Sparerfolge tatsächlich eintreten. 

In dieser Lageanalyse haben sich alle acht Sach-
verständigen getroffen, und vier Parlamentarier ha-
ben zugestimmt. Ich meine, es ist vernünftig darauf 
hinzuweisen, daß wir uns nicht immer in die Frage 
„Kernenergie, ja oder nein?'' hineinjagen lassen, son-
dern fragen sollten: Was ist zum richtigen Zeitpunkt 
die richtige Frage? Der Zeitpunkt für die richtige 
Frage zur langfristigen Nutzung der Kernenergie 
über Jahrhunderte ist nicht gekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Zeitpunkt kommt, wenn wir das Sparen und 
die Bemühungen in Richtung auf den Pfad III prak-
tisch intensivieren, etwa um das Jahr 1990. Für die 
Zeit bis dahin haben wir in dem Bericht ganz und gar 
nicht eine Politik beschrieben, wo etwa Hände in ir-
gendeinen Schoß gelegt werden, sondern wir schla-
gen vor: eine aktive Politik einer fairen Konkurrenz 
beider Wege, eines fairen Intensivierens des Spa-
rens und Förderns erneuerbarer Energiequellen ei-
nerseits und andererseits einer Aufrechterhaltung 
der versorgungs- und forschungspolitischen kern-
technischen Option. Dies ist ausführlich in dem Be-
richt beschrieben, und ich möchte zwei entschei-
dende Überlegungen vorstellen. 

Warum ist das für die Kommission konsensfähig 
gewesen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Für die Mehr

-

heit!) 

Man kann doch folgende Überlegung nachvollzie-
hen, Herr Gerstein. Was wir sehen müssen, ist: es ist 
keine Gesinnungsfrage hier zu entscheiden, son-
dern man muß die Probleme rational analysieren. 
Dann stellt man fest, je mehr Öl wir durch rationelle 
Verwendung und durch den Einsatz erneuerbarer 
Quellen einsparen, desto mehr Kohle bliebe für die 
Verstromung. Je mehr Kohle für die Verstromung 
bleibt, desto weniger Kernenergie ist erforderlich, 
möglicherweise null. Oder anders gesagt: Wenn die 
sehr starken Sparerfolge nicht gezeitigt werden 
können, dann kann die erforderliche Ölreduktion 
nur dadurch bewerkstelligt werden, daß auch Kohle 
verstärkt zur Ölsubstitution herangezogen wird, 
also zur Verstromung nicht mehr im ausreichenden 
Ausmaß zur Verfügung steht. Dies ist eine innere 
Logik, die wir auf eine rationale Praxis für die 80er 
Jahre umgesetzt haben. 

Ich muß in dem Zusammenhang, Herr Stavenha-
gen, zurückweisen, wenn Sie sagen, daß hier ein 
Sparkatalog mit dirigistischen Maßnahmen vorge-
schlagen worden sei. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Fußnote von 
Herrn Laermann!) 

— Auch dort  steht es nicht; er wird es gleich noch 
sagen. Wenn Sie wenigstens so weit gekommen wä-
ren, wie Kollege Laermann und Herr Reuschenbach 
in den Fußnoten! Dann hätten Sie nämlich grund-
sätzlich und tendenziell mit den Sachverständigen 
gestimmt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sachverständige wie Professor Schäfer oder 
der Vertreter des DGB Alois Pfeiffer einen solchen 
Katalog ausarbeiten und vorlegen, dann können Sie 
diesen Katalog doch nicht mit Wahlkampfvokabeln 
aus Ihrer Mottenkiste belegen. Im übrigen lesen Sie 
bitte das, was heute in der wirklich liberalen Wi rt

-schaftszeitung „Die Zeit" gestanden hat: Es ist ein 
systemkonformer, ein marktwirtschaftlicher Spar-
katalog, den man unterschreiben kann. 

Die Frage, der wir uns noch zuwenden müssen 
und die intensiv zu behandeln ist, ist die Grundsatz-
frage, die sich alle Sachverständigen gestellt haben. 
Vorab, Herr Stavenhagen: Ich bin nicht angenehm 
angetan, von der Form, in der Sie mit den Sachver-
ständigen — die wir ja wohl gemeinsam berufen ha-
ben — hier jetzt umgehen. 

(Zurufe von der SPD: Sehr gut! — Sehr 
wahr! — Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zur Grundsatzfrage: Wir haben doch in der Kom-
mission letztendlich zwei Grundhaltungen gehabt: 
Einerseits ein starkes Bemühen um einen Konsens 
und andererseits eine Haltung, die sagte: Wenn ich 
recht habe, dann mache ich keine Kompromisse. 
Nun soll man sich doch mal fragen: Ist es so 
schlecht, wenn man in der Energiepolitik eine breite 
Übereinstimmung erhalten will, ist das etwa unsach-
lich oder unpolitisch? Da sage ich Ihnen, das Bemü-
hen um Kompromisse, um tragfähige Politiken in 
diesem Bereich ist erst einmal ein demokratischer 
Grundwert. Demokratie ist mehr als nur immer 
Mehrheit und Minderheit feststellen und abstim-
men, sondern Demokratie verwirklicht sich auch in 
dem Bemühen, konstruktiv Anliegen von breiten 
Minderheiten aufzunehmen, dialogfähig zu sein 
und, wenn es geht, gemeinsame Lösungen zu su-
chen. Und dies war möglich; wenn auch nur mit 12:3 
Stimmen. 

Ich weise Sie auch darauf hin, daß Sie in Ihrem 
Kriterienkatalog, verehrter Herr Narjes, mit Ihren 
Kollegen dieses unterschrieben haben. Da haben 
wir es hineingeschrieben. Aber es ist so: Der Ziel-
wert „breiter Konsens" wird hoch aufgehängt, und 
dann wird praktisch darunter hindurchgelaufen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kolb 
[CDU/CSU]: Das machen Sie immer!) 

— Nein. 

Dann muß man auch dazu stehen. Das haben die 
Sachverständigen getan. 

Das letzte möge Sie wenigstens überzeugen. We-
nigstens das Sachargument mögen Sie doch sehen: 
Wer Energiepolitik machen will — ganz gleich, wel-
chen Weg er geht —, braucht über Jahrzehnte eine 
stabile Mehrheit, eine stabile Orientierung an ei-
nem bestimmten Konzept. Er kann dieses nicht alle 
drei Jahre wechseln. 

Zu der Fußnote, die einige Sachverständige unter 
Ihr Papier geschrieben haben: Überlegen Sie sich 
doch mal, das sagen die Sachverständigen jetzt 
schwarz auf weiß. Wir brauchen doch einen breiten 
Konsens! Deshalb enthalten wir uns hier bei diesem 
Papier, auch wenn es inhaltlich akzeptabel ist. 
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Ueberhorst 
Spätestens da hätten Sie merken müssen, daß die 

Sachverständigen Ihnen zurufen wollten: Kommt, 
laßt uns hier den breiten Konsens zu erreichen ver-
suchen und nicht in Konfrontation machen. 

(Zustimmung bei der SPD — Schäfer [Of
-fenburg] [SPD]: Das tut weh!) 

Wenn Sie dies jetzt so zum Lächeln, zum Lachen, 
zum Spaßmachen finden: Fragen Sie sich doch ein-
mal nach dem Wahlkampf, wo, wenn nicht hier im 
Deutschen Bundestag, eigentlich erfolgreich ver-
sucht werden soll, die Energiekontroverse einer 
breiten, tragfähigen Lösung zuzuführen, die auch die 
Bürger akzeptieren können, die in der Öffentlich-
keit mit unterschiedlichen Grundhaltungen disku-
tieren. Wo, wenn nicht hier? Wo soll das denn ei-
gentlich passieren? 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Wo wollen Sie die Mehrheit finden? — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Kolb, seien Sie 
lieber still! — Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: 
Lesen Sie doch, was die Presse zu dem 
Kompromiß schreibt! — Kuhlwein [SPD]: 

Springer und „Bayernkurier"?) 

— Die Mehrheit haben wir schon, verehrter Herr 
Kollege. Ich sage Ihnen, verehrter Herr Stavenha-
gen, da dies für Sie jetzt offensichtlich die Preisfrage 
ist: Wir werden bei der Bundestagswahl noch aus 
ganz anderen Gründen wieder die Mehrheit bekom-
men. 

In der Energiepolitik gehen Sie feixend und la-
chend über die Tatsache hinweg, daß acht Sachver-
ständige, die wir gemeinsam berufen haben, diesem 
Konzept zustimmen, und fragen: Wo ist die Mehr-
heit für dieses Konzept? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ich frage Sie: Könnte es nicht auch so sein — überle-
gen Sie einmal ganz ruhig —, daß acht Sachverstän-
dige 

(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU]: Es gibt 
keine Mehrheit!) 

— Sie können ruhig dazwischenrufen — richtiger 
liegen als null Sachverständige? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kolb 
[CDU/CSU] : Wenn es nach den Sachver

-

ständigen gegangen wäre, wäre nie die 
erste Eisenbahn gebaut worden!) 

Meine Damen und Herren, zu dem Punkt, daß 
diese acht Sachverständigen und die vier Abgeord-
neten der Bundesregierung in den Rücken gefallen 
wären, muß ich Ihnen sagen: Dies ist ein Witz, über 
den wir nur deshalb nicht mehr lachen, weil Sie ihn 
täglich neu erzählen. Wir stützen die Regierung, und 
Sie machen dem Bürger tagtäglich vor, daß Sie der 
Regierung ans Leder wollen; gleichzeitig wollen Sie 
dem Bürger aber vormachen, daß Sie auch noch die 
besten Schützer der Regierung wären. Wer soll das 
nun noch glauben? Das glaubt Ihnen keiner. Ich 
weiß auch: Sie glauben es selber nicht. Ich nehme zu 

Ihren Gunsten an, daß Sie dieses nach der Wahl 
nicht mehr erklären werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Ueberhorst, er-
lauben Sie eine Zwischenfrage? 

Ueberhorst (SPD): Gerne. 

Vizepräsident Leber: Bitte sehr. 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU): Wenn das ein 
Witz ist, daß Sie der Bundesregierung in den Rücken 
gefallen sind: Warum haben Sie dann nicht zuge-
stimmt, als die drei Kommissionsmitglieder der 
Union, um einen Kompromiß zu erreichen, gebeten 
haben, in das eine Papier z. B. aufzunehmen, daß die 
dort  gefundenen Formulierungen nicht hinter dem 
Beschluß des Bundeskanzlers und der Ministerprä-
sidenten zurückgeblieben sind? Darf ich Sie fragen, 
ob Ihnen noch bekannt ist, daß wir darauf hingewie-
sen haben — — 

Vizepräsident Leber: Das ist eine zweite Frage. 
(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU]: Herr Präsi

-

dent, darf ich gleich die zweite Frage stel- 
len?) 

— Nein, Sie haben nur zu einer Frage das Wort 

Ueberhorst (SPD): Verehrter Herr Kollege, ich 
sagte Ihnen schon, daß wir im Kreise der Kommis-
sionsmitglieder immer Mehrheiten, bestehend aus 
Sachverständigen und Abgeordneten, bilden müs-
sen. Das Konzept zur Entsorgungspolitik ist — 
wenn Sie bitte die erste Seite dieses Papiers lesen — 
deutlich ein Konzept, das in sich geschlossen ist, das 
zur Erörterung hier im Parlament vorgelegt worden 
ist und das nicht wortgleich — es ist in einigen 
Punkten anders angelegt — mit dem ist, was die 
Bundesregierung und die Ministerpräsidenten be-
schlossen haben. 

Nun sage ich Ihnen ganz freimütig auch — ich 
habe jetzt durch Ihre Frage mehr Zeit bekommen — 
dies:  

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist ja ganz neu» 
Wir sind doch nicht als eine parlamentarische Kom-
mission eingesetzt worden, um nach einem Jahr Ar-
beit festzustellen: Alles bleibt so, wie es ist 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
Wir sind doch wohl eingesetzt worden — und das ist 
das Recht einer parlamentarischen Kommission —, 
um auch der Bundesregierung und dem Hohen 
Hause — letzterem zuerst, da es sich um eine En-
quete-Kommission handelte — Vorschläge zu ma-
chen, die auch mithelfen können, die Politik der. 
Bundesregierung weiterzuentwickeln 

(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU]: Zurückzu

-

drehen!) 
— Sie können gerne zurückdrehen —, nicht nur im 
Bereich der Entsorgungspolitik, sondern auch in an-
deren Bereichen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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Ueberhorst 
Ich möchte zum Abschluß sagen — wir haben ja 

eine begrenzte Redezeit vereinbart —: Die Kom-
mission hat — wiederum mit den Stimmen aller 
Sachverständigen und der Mehrheit der parlamen-
tarischen Mitglieder — beschlossen, dem 9. Deut-
schen Bundestag zu empfehlen, eine Weiterarbeit 
zu ermöglichen. Das ist erforderlich, weil zum einen 
die Diskussionsergebnisse dieses vorgelegten Zwi-
schenberichts aufgenommen werden müssen und 
weil wir zum anderen jedem die Gelegenheit bieten 
möchten, nicht vorschnell zu urteilen, sondern den 
Bericht intensiv zu prüfen. Das Deutsche Atomfo-
rum hat z. B. gesagt, das werde geschehen und bis 
zum Ende des Jahres dauern. Das ist wohl etwa die 
Größenordnung, die man braucht, um das in der Öf-
fentlichkeit, in den Verbänden, in der Wi rtschaft zu 
diskutieren. 

In der nächsten Pe riode werden wir die restlichen 
Arbeitsaufgaben in Angriff nehmen müssen, insbe-
sondere auch solche Arbeitsfelder wie etwa die 
Frage der eventuellen Inbetriebnahme des Schnel-
len Brüters oder der sozialen Folgen von Energiesy-
stemen, die wir jetzt noch nicht haben behandeln 
können. 

Für den Wahlkampf wünsche ich mir: Wir sollten 
nicht vergessen, daß die Kommission mit einer brei-
ten Mehrheit einen Vorschlag gemacht hat, der 
auch über den Wahltermin hinaus trägt. Wir werden 
uns das durch die Opposition im Wahlkampf jeden-
falls nicht kaputtreden lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
Es geht jetzt auch nicht darum, immer kindisch zu 

fragen: Wer darf sich bestätigt fühlen, und wer muß 
sich in den Rücken gefallen fühlen?, 

(Kolb [CDU/CSU]: Der Bundeskanzler!) 
sondern jeder sollte sich fragen: Wer kann sich mit 
dem Konzept aufgenommen fühlen? Da lese ich das 
Urteil von Herrn Knizia aus der Wi rtschaft, da lese 
ich die Stellungnahme des DGB, da lese ich viele 
Stellungnahmen aus dem Bereich der Umweltschüt-
zer. Es beginnt also ein neuer interessanter Dialog, 
der mithelfen kann, die breite Zustimmung, die wir 
in der Kommission gefunden haben, auch in der Öf-
fentlich zu gewinnen. Hilfreich wäre es, wenn der 
Deutsche Bundestag, der durch die Einrichtung des 
Stabes bisher sehr. gute Arbeitsmöglichkeiten für 
die Kommission geschaffen hat, jetzt die Mittel be-
reitstellen würde — wie bei anderen Enquete-Kom-
missionen üblich —, um den Bericht drucken und 
jedem interessierten Bürger zuleiten zu können; 
denn für die Bürger haben wir ihn erarbeitet. Wir 
hoffen, einen guten Beitrag erarbeitet zu haben. Vie-
len Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Leber: Das Wort  hat der Herr Abge-
ordnete Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Enquete-
Kommission „Zukünftige Kernenergie-Politik'' hat 
nach rund 15monatiger Arbeit einen Bericht vorge-
legt, der nur einen Teil der Aufgaben abdeckt, die 
ihr vom Deutschen Bundestag aufgegeben wurden. 

In diesem Bericht kommt das Bemühen zum Aus-
druck, die kontroversen Diskussionen um die Nut-
zung der Kernenergie zusammenzuführen. Ich 
möchte ausdrücklich würdigen, daß die Aufgaben, 
insbesondere von den Sachverständigen mit großer 
Ernsthaftigkeit und mit sehr viel Verständnis für die 
gegensätzlichen Positionen, Einstellungen und Ar-
gumente — der Bedeutung der Kommissionsarbeit 
im Blick auf die öffentliche und politische Diskus-
sion entsprechend — behandelt wurden. Ich vermag 
die Kritik der CDU/CSU an den Sachverständigen 
überhaupt nicht zu teilen, ja, ich muß sie zurückwei-
sen. Offenbar sind die Kollegen von der Opposition 
darüber enttäuscht, daß die Sachverständigen nicht 
auf ihren parteipolitischen Kurs eingeschwenkt 
sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Mein Eindruck ist, daß die Arbeit in der Enquete-
Kommission von dem Bemühen getragen wurde, die 
Konfrontation in der öffentlichen Diskussion aufzu-
lösen. Es ist bedauerlich, daß die CDU/CSU-Mitglie-
der der Kommission, zumal in der letzten Phase, so 
sehr auf Kollisionskurs gegangen sind und sich 
grundsätzlich außerhalb der Bemühungen um einen 
breiten Konsens gestellt haben, 

(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch gar nicht!) 

und  das  in den grundlegenden Fragen gegen die 
Auffassung aller Sachverständigen. Das, verehrte 
Kollegen, war doch wohl schon Wahlkampf. Ich 
weiß nicht, ob da nicht möglicherweise schon Wei-
sungen aus der bayerischen Zentrale, der Leitstelle 
des Kanzlerkandidaten, vorgelegen haben. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das glauben Sie doch 
selbst nicht! — Gerlach [Obernau] [CDU/ 
CSU]: Wer macht denn jetzt Wahlkampf ?) 

— Das zu widerlegen, überlasse ich Ihnen. 

Der Bericht, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, war noch nicht einmal insgesamt beschlos-
sen, er lag noch nicht gedruckt vor, da wurde er 
schon von unterschiedlichen Positionen aus beur-
teilt und verurteilt. Es war unschwer festzustellen, 
daß hier ein gerüttelt Maß an Vorurteilen und an 
Oberflächlichkeit in diesen Kritiken enthalten war. 
Das wird der Arbeit und dem Bericht der Kommis-
sion keinesfalls gerecht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Bedeutung der Sache selbst, um die es geht, und 
der Leistung der Sachverständigen wegen verdient 
das Ergebnis der Kommissionsarbeit eine einge-
hende Befassung, und der wahre Gehalt des Berichts 
verdient eine objektive Würdigung. 

Da wird in der Öffentlichkeit von verpaßten 
Chancen geredet, pauschal von undemokratischen, 
dirigistischen Empfehlungen gesprochen, die zu ge-
sellschaftspolitischem Rückschritt führten, da wird 
geredet und geschrieben von der Kapitulation der 
Kommission vor den entscheidenden Fragen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: So ist es!)  
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Dr.-Ing. Laermann 
Da wird der Vorwurf erhoben, der Kommissionsbe-
richt berücksichtige z. B. nicht die Beschlüsse des 
Weltwirtschaftsgipfels. 

(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU]: Stimmt 
doch!) 

Herr Kollege Stavenhagen hat ja nur Teile der Be-
schlüsse des Weltwirtschaftsgipfels zur Energiepoli-
tik zitiert. Er hätte die ersten Teile, nämlich die Prio-
ritäten, mit zitieren sollen; dann wäre das Bild schon 
runder geworden. 

Ich möchte dazu feststellen: Erstens. Der Bericht 
der Enquete-Kommission wurde vor dem Treffen in 
Venedig erarbeitet 

(Zuruf des Abg. Gerlach [Obernau] [CDU/ 
CSU]) 

— Herr Kollege Gerlach, das mit den Fußnoten las-
sen Sie doch bitte. 

(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU]: Man wird 
doch fragen dürfen!) 

Sie hätten genügend Zeit und Gelegenheit gehabt, 
an der Arbeit der Kommission im letzten Jahr teil-
zunehmen, nicht erst in der letzten abschließenden 
Phase. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Gerlach 
[Obernau] [CDU/CSU]: Das ist doch uner-
hört, Herr Kollege! — Dr. Stavenhagen 
[CDU/CSU]: Das sind Unverschämtheiten!) 

Ich möchte zweitens feststellen: Die Kommission 
hat in ihre Arbeit die Erkenntnisse der OECD, der 
Internationalen Energie-Agentur und auch der 
Weltenergiekonferenz mit einbezogen. Dies wird 
doch wohl von niemandem bestritten. 

Ich möchte einen dritten Punkt erwähnen. Die . 
 Kommission hat sich nicht als Publikationsorgan 

des Weltwirtschaftsgipfels verstanden, und das 
sollte sie auch nicht tun. 

Viertens. Die Position des Kommissionsberichts 
stimmt im Grundansatz mit den Beschlüssen von 
Venedig zur Energiepolitik überein: Energiesparen 
bis zu Details, wie z. B. Reduzierung des Kraftstoff-
bedarfs im Verkehr, Nutzung der Kohle und erneu-
erbarer Energieträger, Zubau von Leichtwasserreak-
toren, Notwendigkeit, die Entsorgung zu sichern. 
Ich empfehle Ihnen das Studium der Beschlüsse von 
Venedig. 

(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU]: Die Kilo

-

meterpauschale haben Sie vergessen zu er

-

wähnen!) 

Dazu hat natürlich der Gipfel von Venedig keine Be-
schlüsse gefaßt. Darauf komme ich gern noch zu-
rück. 

(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU]: Aber Sie!) 

Der Auftrag der Enquete-Kommission war auch 
nicht so zu verstehen, als ob es nur darum gehen 
könne, die Politik der Regierung zu bestätigen. Aber 
im übrigen darf bei sorgfältigem Studium des Be-
richts auch festgestellt werden, daß der Bericht auf 
der Linie der Energiepolitik der Bundesregierung 
liegt. Das mußte einmal in aller Deutlichkeit festge

-

stellt und hier gesagt werden, gegen alle unqualifi-
zierte Kritik, die hier inzwischen schon geäußert 
worden ist. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Alle diese Kritiken und Vorwürfe belegen, daß die 
Verfasser sich offensichtlich noch nicht einmal die 
Mühe gemacht haben, die Vorlage sorgfältig zu le-
sen, ganz zu schweigen davon, daß sie offenbar nicht 
bereit sind, Absicht und Selbstverständnis der Kom-
mission zu erfassen, nämlich Konfrontationen, Wi-
derstände und Emotionen in der Auseinanderset-
zung um die friedliche Nutzung der Kernenergie ab-
zubauen. Nein, hier soll wieder angeheizt werden. 
Manchem paßt offenbar der Versuch nicht ins Kon-
zept, Energiepolitik in den gebotenen Sachzusam-
menhängen rational darzustellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Grundsätzlichen sind die Kommissionsemp-
fehlungen klar. Es ist im Hinblick auf die sich über 
Jahrhunderte erstreckenden Entwicklungen sicher-
lich jetzt nicht der richtige Zeitpunkt, zur Sicherung 
der Energieversorgung ausschließlich auf die Nut-
zung der Kernenergie zu setzen. Die rationelle Ener-
gieverwendung und die weitestgehende Erschlie-
ßung und Nutzung erneuerbarer Energieträger, die 
direkte und indirekte Nutzung der Sonnenenergie 
müssen vielmehr mit derselben Intensität gefördert 
und betrieben werden. Die Kommission empfiehlt, 
die Bemühungen um die rationelle Energiever-
wendung, ja, Energieeinsparungen, zu verstärken, 
um in zehn Jahren die Auswirkungen dieser Bemü-
hungen auf den Energiebedarf in der Trendentwick-
lung besser beurteilen zu können als heute. Dann 
wird sich erweisen, ob im Sinne der Vorschläge der 
Kommission Kernenergienutzung in verstärktem 
Maße unter Einbeziehung brütender oder konver-
tierender Reaktorsysteme erforderlich werden wird, 
ob die Entwicklung über den weiteren Zubau von 
Energieerzeugungskapazität, also nicht nur Strom, 
auf der Basis von Leichtwasserreaktoren laufen wird 
oder ob tatsächlich im Laufe der dann folgenden 
Jahrzehnte auf den weiteren Ausbau der Kernener-
gienutzung verzichtet werden kann. Das bedeutet — 
und dies wird in dem Bericht klar dargestellt —, daß 
aus versorgungs- und industriepolitischen Gründen 
weitere Kernkraftwerke nach dem Bedarf zugebaut 
werden, die Entsorgung gesichert werden muß ;  das 
bedeutet die zügige Erschließung eines Endlagers, 
die Sicherung der Zwischenlagerung, den Bau einer 
Wiederaufarbeitungsanlage in einer Größenord-
nung, die sich aus der Notwendigkeit der Entwick-
lung und Erprobung in technischem Maßstab ergibt. 
Gleichzeitig soll entsprechend dem Parallelansatz 
der Bundesregierung in den schon zitierten Bund-
Länder-Vereinbarungen als Alternative auch die 
Entsorgungsvariante der Konditionierung und La-
gerung abgebrannter Brennelemente ohne Wieder-
aufarbeitung zur technischen Reife entwickelt und 
eventuell erprobt werden, um Bewertungsgrundla-
gen für die sicherheitstechnisch und vorsorgungs-
politisch optimale Entsorgungskonzeption zu fin-
den, auch unter Einbeziehung der Empfehlungen 
der Internationalen Konferenz für die Bewe rtung 
von Brennstoffkreisläufen. 
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Dr.-Ing. Laermann 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen von der Op-

position, hier verstehe ich Ihre Erregung und Aufre-
gung überhaupt nicht 

(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU]: Wer regt 
sich denn auf? Sie regen sich doch auf!) 

Sie müßten einmal den Blick nach Bayern wenden. 
Da sagt der bayerische Wi rtschaftsminister Jau-
mann, Bayern sei das letzte Land, das eine Wieder-
aufarbeitungsanlage brauche, und Herr Minister-
präsident Strauß weist das Ansinnen der DWK auf 
Prüfung der Frage nach Errichtung einer Wieder-
aufarbeitungsanlage in Bayern zurück. 

(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU]: Da reden 
Sie doch Unsinn!) 

Die Begründungen sind recht interessant 

In den letzten Tagen hat sich der bayerische Um-
weltminister dazu verstanden zu behaupten, daß 
Bayern seinen Beitrag zur Entsorgung längst durch 
die Genehmigung der Kompaktlagerung erbracht 
habe. 

(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU]: Das genügt 
ja für Ihre nächsten zehn Jahre!) 

Das aus dem Munde eines Umweltministers zu hö-
ren, ist schon sehr erstaunlich. 

(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU]: Er hat sich 
nur an Ihre zehn Jahre gehalten!) 

Ich möchte Sie bitten, daß Sie nächstens bei Ihrer 
Beurteilung oder Verurteilung solcher Bemühun-
gen, wie sie innerhalb der Kommission gemacht wor-
den sind, auf die Position der bayerischen Landes-
regierung stärker Bedacht nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Die Nutzung der Kernenergie und der weitere Zu-
bau von Kernkraftwerken setzen weitere intensive 
Bemühungen und weitere Verbesserungen der Re-
aktorsicherheit voraus, und zwar über den bisher 
erreichten hohen Stand hinaus. Die Kommission hat 
dazu ein Bündel von Empfehlungen für administra-
tive und technische Maßnahmen vorgelegt, die ge-
prüft und umgesetzt werden sollten. Es entspricht 
weiterhin der Logik der Empfehlungen der Kommis-
sion, grundsätzlich, wenn erforderlich, den Weg zur 
kommerziellen Nutzung brütender Reaktorsysteme 
im Sinne der Beschlußlage des Deutschen Bundesta-
ges offenzuhalten und damit den SNR-300 in Kalkar 
weiterzubauen. Das hat nichts damit zu tun, Herr 
Stavenhagen, daß es darum geht, hier weitere Ver-
zögerungenbeim Baufortschritt hervorzubringen. 
Ganz und gar nicht! In dem Be richt kommt auch 
keine Kritik am Genehmigungsverfahren zum Aus-
druck. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hoffentlich ist 
das sol — Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Fra

-

gen Sie mal die Regierung von Nordrhein

-

Westfalen! — Kolb [CDU/CSU]: Der Herr 
Hirsch ist nicht mehr drin!) 

— Ja, nehmen Sie den Brief und die Stellungnahme 
des nordrhein-westfälischen Wirtschaftsministers 
und des Arbeits- und Sozialministers hinzu. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Lesen Sie sie 
doch!) 

Ich meine, dann wird das klar, und Sie werden se-
hen, daß Ihre Vorwürfe überhaupt nicht haltbar 
sind. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Sie können 
nicht lesen!) 

Die Kommission empfiehlt, zur Vorbereitung ei-
ner politischen Entscheidung über die Inbetrieb-
nahme parallel zum Genehmigungsverfahren, ohne 
daß dieses dadurch beeinträchtigt wird, ergänzende 
Untersuchungen und Analysen durchzuführen, um 
in einer risikoorientierten Studie einen Sicherheits-
vergleich zum Leichtwasserreaktor ziehen zu kön-
nen und die Fragen der Obergrenzen von Energie-
freisetzungen im Auslegungsstörfall in der wissen-
schaftlichen Kontroverse zu klären. Ich glaube, es 
gehörte mit zu den Aufgaben der Enquete-Kommis-
sion, und wir sollten versuchen, diese auch zu lö-
sen. 

Es kommt nun darauf an, die Empfehlungen der 
Kommission in die politischen Entscheidungen des 
Parlaments einzubeziehen und umzusetzen. Dies 
wird eine Aufgabe des 9. Deutschen Bundestages 
sein. Eine fundierte Bewe rtung schon jetzt vorzu-
nehmen, halte ich für nicht möglich und nicht ver-
tretbar, da der etwa 600 Seiten umfassende Bericht 
erst seit zwei Tagen vorliegt, die Materialien erst 
noch vorgelegt werden müssen und die Kollegen 
dieses Hohen Hauses wohl nicht in der Lage  waren 
und auch nicht sein konnten, diesen Bericht zu ver-
arbeiten. 

Alle Kommissionsmitglieder waren sich, als sie 
darangingen, einen Bericht zu erarbeiten, darüber 
im klaren, daß sie vor einer schwierigen Aufgabe 
standen. Diese Aufgabe erforderte nicht nur die Be-
fassung mit der Kernenergie und ihren Problemen, 
sondern es mußten auch die Einflußgrößen der in-
ternationalen energiepolitischen Entwicklungen — 
wie z. B. Bevölkerungsentwicklung, Wirtschafts- 
und Strukturentwicklung sowie Erkundung und Er-
schließung von Ressourcen — in ihren komplexen 
Zusammenhängen erfaßt werden. 

Der von der Kommission hinsichtlich der Ener-
giepfade betrachtete Zeithorizont umfaßt einen mit 
insgesamt 50 Jahren sehr langen Zeitraum. Er wurde 
deshalb gewählt, weil man Erkenntnisse über den 
erst nach dem Jahr 2000 relevanten Einsatz des Brü-
ters zur Energieversorgung mit in die Betrachtun-
gen einfließen lassen wollte. 

In diesem langen Zeitraum sind vielfältige, heute 
noch nicht absehbare Entwicklungsmöglichkeiten 
der Energiewirtschaft denkbar, und der Versuch, 
eine Prognose zu stellen, gerät leicht zur Prophetie. 
Ebenso aber unterliegen die zahlreichen Annahmen 
bezüglich der energieverbrauchsbestimmenden Pa-
rameter einer ständigen Veränderung. Deshalb hat 
die Enquete-Kommission vier Szenarien mit Unter-
varianten, die ein breites und zum Teil kontrovers 
vertretenes Spektrum in der Kommission abdecken, 
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als Grundlage ihrer Be trachtungen gewählt. Diese 
Strategien beinhalten jedoch Annahmen und treffen 
Aussagen für einen insbesondere hinsichtlich der 
Voraussehbarkeit der wirtschaftlichen Entwick-
lung — mit großen Unsicherheiten behafteten Zeit-
raum. 

Zudem erwecken die computersimulierten Szena-
rien den Eindruck großer Genauigkeit. Gesellschaft-
liche oder strukturpolitische Entwicklungen aber 
kann der Computer nicht erfassen. Deshalb können 
die Szenarien nur Eckwerte für die Bandbreite einer 
möglichen Entwicklung nach heutigem Kenntnis-
stand, deren Unschärfe mit zunehmendem Zeithori-
zont wächst, sein. Die be trachteten Energiepfade be-
dürfen daher, wenn man aus ihnen energiepolitische 
Handlungsempfehlungen ableiten will, einer Bewer-
tung, und für diese Bewertung muß eine Reihe von 
Kriterien herangezogen werden. 

Pfad 1 der Berichtsvorlage versucht trotz einer 
Berücksichtigung von Einspareffekten, das Ener-
gieproblem schwerpunktmäßig von der Ange-
botsseite her zu lösen. Dies führt langfristig in etwa 
zu einer Verdoppelung des Primärenergiebedarfs 
gegenüber dem heutigen Niveau und erfordert ei-
nen forcierten Ausbau der Kernenergie. Gegenüber 
anderen Pfaden bietet Pfad 1 ein höheres Wi rt

-schaftswachstum und beinhaltet geringere Eingriffe 
in das Leben der Bürger durch weitreichende staatli-
che Verordnungen beispielsweise zum Energiespa-
ren. Diese Vorteile müssen jedoch durch einen an-
haltend hohen Import  von Erdöl und Erdgas, durch 
steigende Importe von Kohle und Natururan sowie 
durch zu erwartende Akzeptanzprobleme infolge 
der forcierten Kernenergienutzung erkauft wer-
den. 

Pfad 4 dagegen versucht, die Energieprobleme 
schwerpunktmäßig von der Nachfrageseite her zu 
lösen. Die erhebliche Reduzierung des Primärener-
giebedarfs, der langfristige Verzicht auf die Kern-
energienutzung und die Reduzierung des Erdölan-
teils verringern zwar auf der einen Seite die Um-
weltprobleme, die Probleme der Akzeptanz der 
Kernenergie und die Abhängigkeit von Energieim-
porten aus politisch instabilen Regionen der Welt; 
auf der anderen Seite aber ist eine derartige Ent-
wicklung nur bei einem Rückgang der Bevölkerung, 
erheblichen Strukturveränderungen der Wirtschaft 
und einschneidenden Sparmaßnahmen realisier-
bar. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Dies führt zu neuen Akzeptanzproblemen und zu 
Konsequenzen von heute noch nicht vorhersehba-
rer Art  und Größe. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sagen Sie doch einmal 
genau, welche Folgen das hat!) 

Gemeinsam ist diesen beiden Pfaden 1 und 4 die 
mangelnde Flexibilität der energiepolitischen 
Handlungsmöglichkeiten, wenn die unterstellten 
Voraussetzungen, z. B. bezüglich der Bevölkerungs-
entwicklung, des erforderlichen Wirtschaftswachs-
tums oder der Verfügbarkeit von Erdöl, nicht oder 
nur teilweise eintreffen. Pfad 1 bietet nämlich kaum 
noch eine Möglichkeit der Verbreiterung des Ener

-

gieangebots ;  Pfad 4 dagegen läßt keine Handlungs-
spielräume mehr offen, weil die Einsparmöglichkei-
ten und die Nutzung regenerativer Energieträger 
unter Beachtung angemessener Lebensbedingun-
gen ausgeschöpft sind und weil auf Kernenergie ver-
zichtet werden soll. 

(Kolb [CDU/CSU]: Dann gegen wir zurück 
in die Höhlen!) 

— Ganz recht. 

Daher ergibt sich die Notwendigkeit, eine Ener-
giepolitik anzustreben, die einerseits die Energie-
nachfrage deutlich reduziert, anderseits aber auch 
ein diversifiziertes Energieangebot bereitstellt. 
Eine solchermaßen gestaltete Energiepolitik ist fle-
xibel und kann auf die nicht exakt einzuschätzen-
den Entwicklungen antworten. Es muß ein vorrangi-
ges Ziel dieser Energiepolitik sein, den Energiebe-
darf unter Berücksichtigung der Wiedererlangung 
und dauerhaften Sicherung der Vollbeschäftigung, 
Erhaltung der sozialen Sicherheit, Erhaltung eines 
angemessenen Wohlstandes, Erhaltung der Wi rt

-schaftskraft und Sicherung der wirtschaftlichen und 
politischen Unabhängigkeit so gering wie möglich 
zu halten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Da rin unterscheiden Sie 
sich gar nicht von uns!) 

Dazu sind alle Möglichkeiten zur rationellen Ener-
gieverwendung zu nutzen und ihre Einführung un-
ter Beachtung möglichst marktwirtschaftlicher Prin-
zipien zu fördern. Dies gilt sowohl im Bereich der 
Umwandlung von Primär- in Nutzenergie als auch 
auf der Verbraucherseite. Außerdem sind die Poten-
tiale alternativer Energiequellen weitgehend auszu-
schöpfen. 

Die Kommission nimmt zu den Notwendigkeiten 
und Möglichkeiten der Energieeinsparung in ge-
nerellen Bemerkungen Stellung. Darin wird zum 
Ausdruck gebracht, daß die Frage der Kosten, die In-
tensität und die erforderlichen Zeiträume wie auch 
die Akzeptanz von drastischen Einschränkungen 
und Umstellungen im Verbraucherverhalten nicht 
untersucht wurden. Der Katalog der Empfehlungen 
erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Viel-
mehr müssen laufende Entwicklungen und wech-
selnde Bedingungen berücksichtigt werden. Keines-
falls, so meine ich, darf die Illusion geweckt werden, 
ein Abhaken des Maßnahmenkataloges würde auto-
matisch schon zum Ziel starken Sparens führen. 

Ich muß an dieser Stelle wegen einiger unqualifi-
zierter Äußerungen — hier wende ich mich insbe-
sondere an Sie, Herr Kollege Riesenhuber, der Sie ja 
mit Ihrer letzten Presseveröffentlichung im Gegen-
satz zu den Ausführungen des Kollegen Stavenha-
gen stehen — darauf hinweisen, daß ich den Emp-
fehlungen mit dirigistischem Charakter, die nicht 
marktwirtschaftlichen Prinzipien entsprechen, aus-
drücklich nicht zugestimmt habe. Dies sind u. a. 
staatliche Energiedienste, die Abschaffung der Kilo-
meterpauschale, Energiesteuer, Wärmeabgabe und 
eine Energieanlagenverordnung. 

Herr Kollege Gerlach, das hat nichts mit Fußno-
tenakrobatik zu tun, sondern es hat etwas mit dem 
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Bemühen zu tun, weitgehend den Bericht in Kon-
sens zu verabschieden. Sie werden mir wohl gestat-
ten, daß ich zu einzelnen Teilbereichen noch diversi-
fizierende Meinungen vertrete, wie Sie es insgesamt  
nur durch Ihre Sondervoten zu allen Berichtsteilen  
getan haben.  

(Gerlach [Obernau] [CDU/CSU]: Das ist Ihr  
gutes Recht! Nur sollten Sie auch dazu ste

-

hen!)  
— Ich vertrete sie — das können Sie nachlesen, weil  
es Bestandteil des Berichtes ist — nach draußen und  
nach drinnen. Sie müssen mich erst noch überfüh-
ren, daß ich hier mit gespaltener Zunge rede.  

Es ist unsicher, in welchem Zeitrahmen und in  
welchem Umfange die Einsparziele zu erreichen  
sind. Der in Pfad 3 prognostizierte Energiebedarf als  
Zielvorstellung dürfte aus heutiger Sicht nur schwer  
zu erreichen sein. Die Ungewißheiten und Unsicher-
heiten in den Projektionen der Faktoren mit Einfluß  
auf den Energiebedarf über 20 und 50 Jahre hinweg  
lassen realistischerweise nur die Abschätzung einer  
Bandbreite der Bedarfsentwicklung zu.  

Dabei darf auch nicht übersehen werden, daß  
viele Maßnahmen zur rationellen Energieverwen-
dung und zum Energiesparen in der Durchführungs-
phase energieverbrauchsteigernd wirken werden,  
so daß das Erreichen bestimmter, auf die Jahre 2 000  
und 2 030 bezogener Zielvorstellungen in den Zwi-
schenzeiten zu erhöhtem Energiebedarf führen  
kann. Dies gilt vor allem für Strom, da bei Substitu-
tion von 01 und Gas und bei verstärktem Ausbau  
der Kraft-Wärme-Kopplung insbesondere durch den  
zunehmenden Einsatz von elektrischen Wärme-
pumpen, aber auch beispielsweise durch Elektro-
autos der Strombedarf stärker steigen wird als die  
Nachfrage nach Energiedienstleistungen insge-
samt.  

(Gerstein [CDU/CSU]: Das wollen ja viele in  
der Kommission nicht glauben, was Sie sa

-

gen!)  
— Deswegen betone ich es ja noch einmal, Herr Kol-
lege Gerstein. Ich nehme an, daß sie es auch noch  
aufnehmen.  

Die Unsicherheiten in der langfristigen Voraus-
schätzung des Energiebedarfs werden auf der Dek-
kungsseite noch durch die Ungewißheit über die  
langfristig zur Verfügung stehenden Mengen an  
Erdöl und Erdgas verstärkt. Jedes Bedarfsdek-
kungsszenario muß deshalb die Alternative einbe-
ziehen, daß Öl und Gas nur in wesentlich geringe-
rem Umfang, als im allgemeinen noch angenommen,  
zur Verfügung stehen. Da die Primärenergieträger  
Kohle — auch unter Einbeziehung der Importkohle  
— und Wasserkraft einschließlich des Potentials der  
erneuerbaren Energieträger den Bedarf nicht werden  
decken können, müssen neue Energietechniken,  
die einen wesentlichen Beitrag leisten können, ein-
geführt und genutzt werden. Die derzeit und in eini-
gen Jahrzehnten als einzige zur Verfügung ste-
hende Energietechnik ist die Kernenergie auf der  
Grundlage der Leichtwasserreaktoren. Es bleibt of-
fen, ob je nach Entwicklung des Energiebedarfs und  
unter Berücksichtigung der weltweiten Situation  

später brütende oder fortentwickelte konvertie

-

rende Reaktorsysteme eingesetzt werden müssen.  

Der politische Ansatz zur Lösung der Energie-
probleme muß deshalb auf der einen Seite den ra-
tionellen und sparsamen Einsatz von Energie, der  
auf Grund steigender Energiepreise und marktkon-
former staatlicher Anreize eintritt, beinhalten, auf  
der anderen Seite schließt dieser Ansatz auch den  
weiteren Ausbau der Kernenergie mit ein, soweit  
es der Markt verlangt. Eine derartige Politik bietet,  
meine ich, zudem die Chance, einen gesellschaftspo-
litischen Konsens für die zukünftige Energieversor-
gung zu erreichen, der eine für alle gesellschaftli-
chen Gruppen zufriedenstellende Lösung des Ener-
gieproblems ermöglicht.  

Auf einen Gesichtspunkt soll jedoch nochmals be-
sonders hingewiesen werden: Gleichgültig, welchen  
Pfad die zukünftige Entwicklung der Energiewirt-
schaft annäherungsweise auch beschreiten wird, für  
den Verbraucher, sowohl in der Industrie wie auch  
im privaten Bereich, wird der Anteil der Ausgaben  
für Energiedienstleistungen zunehmen. Dies be-
deutet ganz eindeutig, daß in anderen Bereichen am  
vorhandenen Budget Streichungen vorgenommen  
werden müssen und damit auch ein gewisser Ver-
zicht geübt werden muß. Die Maßnahmen zur Ener-
gieeinsparung und zur rationellen Energieverwen-
dung erfordern im privaten, im industriellen wie im  
öffentlichen Bereich Investitionen in derzeit nur  
grob abschätzbarer Höhe. Einige sprechen von meh-
reren hundert Milliarden Mark.  

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist nachzurechnen!) 

Dies wird auch oder gerade bei steigenden Ener-
giepreisen zu erheblichen Einsparungen p rivaten  
Konsums führen müssen.  

Andererseits darf auch nicht übersehen werden,  
daß ein stärkerer Ausbau der Kernenergie zur Ab-
deckung des Wärmemarkts und zur Substitution  
von Öl im Heizungsbereich erstens hohe Investitio-
nen im Anlagenbau und im Ausbau des Stromnetzes  

erfordert, zweitens aber wohl noch höhere Investi-
tionen im Verbrauchssektor, zur Umstellung der  

Haustechniken wie der Heizungsanlagen und Gerä-
te. Diese Ausgaben werden wohl in vergleichbarer  

Größenordnung liegen wie beim starken Sparen al-
lein. Machen wir uns keine Illusionen darüber, daß  

in jedem Fall ein derzeit noch nicht quantifizierba-
rer Aufwand an Energie, Rohstoffen und Kapital er-
forderlich ist, um in einem noch nicht darstellbaren  

Zeitraum das Potential der rationellen Energiever-
wendung zur Substitution von Öl in durchgreifen-
dem Umfang zu mobilisieren!  

Wegen der Komplexität des gesamten Themenbe-
reichs konnten nicht alle Aufgaben von der Kom-
mission erledigt werden. Gutachten und Studien  

wurden empfohlen, einige Untersuchungen in Auf-
trag gegeben. Die Ergebnisse dieser Untersuchun-
gen müssen noch erarbeitet, die nicht erledigten  

Aufgaben sollten noch erfüllt werden, damit ent-
sprechend dem Einsetzungsauftrag eine abgeschlos-
sene Stellungnahme der Enquete-Kommission vor-
gelegt werden kann.  
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Die Arbeit der Enquete-Kommission findet über 

die Grenzen unseres Landes hinaus, auch in den 
USA, ein lebhaftes Interesse und hat auch gewisse 
Erwartungen geweckt Es ist deshalb zu hoffen, daß 
der 9. Deutsche Bundestag die Fortsetzung der Ar-
beiten ermöglichen wird. Ich persönlich meine, daß 
auch hier eine Empfehlung der Kommission aufge-
nommen werden sollte. Diese Empfehlung der Kom-
mission fand die Zustimmung aller Sachverständi-
gen. Für mich ist dies Beweis und Zeichen dafür, daß 
trotz aller Auseinandersetzungen, die stets — das 
möchte ich betonen — sachlich und fair waren, die 
Arbeit in der Kommission von allen Sachverständi-
gen als notwendig und hilfreich in der Auseinander-
setzung um die zukünftige Sicherung der Energie-
versorgung bewertet wurde und wird. 

Lassen Sie mich abschließend noch eine Bemer-
kung machen. Die Enquete-Kommission hat sich 
nicht als Organ einer Regierung oder einer Behörde 
verstanden, nicht als eine A rt  oberstes Gutachter-
gremium. In dem Bemühen um Unabhängigkeit muß 
sie den Versuch der Einflußnahme auf die Formulie-
rung ihrer Aussagen und ihrer Empfehlungen ableh-
nen. Das schloß und schließt die sachliche Zuarbeit 
und Information aller möglicherweise betroffenen 
Institutionen und Organe der Exekutive — auch der 
Genehmigungsbehörde — selbstverständlich nicht 
aus. Dies ist vielmehr eine Voraussetzung für eine 
wirkungsvolle Kommissionsarbeit. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, daß der vor-
liegende Bericht von allen Interessierten in der Öf-
fentlichkeit wie vor allem in den Parlamenten und 
in den parlamentarischen Gremien mit der gebote-
nen Ernsthaftigkeit und ohne Vorurteile aufgenom-
men und diskutiert wird. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Leber: Das Wort  hat der Herr Abge-
ordnete Gerstein. 

Gerstein (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Zunächst einmal darf ich mit 
Freude feststellen, Herr Kollege Laermann, daß Sie 
mit Ihrem klaren Bekenntnis zur langfristigen Nut-
zung der Kernenergie und ihrer Ablehnung dirigi-
stischer Sparmaßnahmen gerade das bestätigt ha-
ben, was mein Kollege Stavenhagen in der ersten 
Rede dieser Aussprache hier vorgetragen hat Es ist 
nur bedauerlich, daß sich gerade dies in Ihrem Ab-
stimmungsverhalten in der Arbeit der Kommission 
nicht niedergeschlagen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Er hat für das falsche Papier ge

-

stimmt!) 

Im Rahmen dieser ersten Aussprache über den 
Bericht der Empfehlungen der Enquete-Kommis-
sion ist es, wie ich meine, notwendig, auch gerade 
mit Rücksicht auf den Beitrag des Kollegen Ueber-
horst und seine Ausführungen zu der Frage Kom-
promiß und Konsens, die Fragen der Akzeptanz der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie durch die 
Bevölkerung noch einmal zu vertiefen. In diesen 
Zusammenhang gehören auch einige Bemerkungen 
über die Bedeutung der von der Kommission ent

-

wickelten Kriterien zur Bewe rtung von Energiesy-
stemen. 

Akzeptanz ist als politische Aufgabe, wie ich 
meine — dies haben wir auch bei der Arbeit der 
Kommission gemeinsam gespürt —, in erster Linie 
eine Folge von Glaubwürdigkeit, Wahrheit und 
Klarheit. Aber, Kollege Ueberhorst — hierin stim-
men wir nicht überein —, der Forderung nach einer 
solchen Glaubwürdigkeit, Wahrheit und Klarheit 
müssen sich auch die Kompromisse unterordnen, 
und Kompromisse, die nicht glaubwürdig sind, ver-
dienen nicht die in sie investierte Arbeit. Dies ist 
das zentrale Problem und das Ergebnis unserer Ar-
beit 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daher frage ich erstens — ich will das an einigen 
Beispielen klarmachen —: Ist es wirklich glaubwür-
dig, wahr und klar, wenn der Kommissionsbericht 
mit seiner Mehrheitsmeinung den Anschein er-
weckt, es gebe wirklich eine Möglichkeit zum lang-
fristigen Verzicht auf Kernenergie ohne entschei-
dende Änderungen unserer freiheitlichen Gesell-
schaftsordnung? Die Mehrheit der Kommission ist 
in Wirklichkeit, wie es sich jedenfalls aus den Proto-
kollen und den Vorlagen der einzelnen Kommis-
sionsmitglieder ergibt, der Auffassung, daß die Mög-
lichkeit des Ausstiegs aus der Kernenergie ganz und 
gar nicht vorhanden ist Nach dem Protokoll und 
den Vorlagen einzelner Mitglieder ist die Mehrheit, 
wie es einer der Sachverständigen zum Ausdruck 
gebracht hat, der Auffassung, daß nur mit Hilfe der 
Kernenergie ein Überleben möglich ist Alle Sach-
verständigen haben jedoch den Empfehlungen, nach 
denen ein langfristiger Verzicht auf Kernenergie für 
möglich gehalten wird, zugestimmt Ich frage: Ist 
dies glaubwürdig, ist dies wahr, und ist dies klar? Ich 
glaube, die Antwort darauf ist klar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich frage zweitens: Ist es wirklich glaubwürdig, 
wahr und klar, wenn die Mehrheit der Kommission 
umfangreiche Sparmaßnahmen vorschlägt und den 
Eindruck erweckt, als ergäben sich bei ihrer Ver-
wirklichung keine Einschränkungen persönlicher 
Freiheit, als ergebe sich bei ihrer Verwirklichung 
kein Komfortverzicht und als sei zu ihrer Verwirkli-
chung keine staatliche Überwachung möglich. Die 
Mehrheit der Kommission ist, wie es sich ebenfalls 
aus den Protokollen und den Einzelvoten ergibt — 
wir haben vom Kollegen Laermann gerade eines ge-
hört —, 

(Kolb [CDU/CSU]: Das hat er gerade bestä-
tigt, genau!) 

in Wahrheit ganz anderer Auffassung. Sie ist — ich 
zitiere wiederum einen Sachverständigen — davon 
überzeugt, daß sehr starkes Sparen das Ende unse-
rer gesellschaftlichen und staatlichen Seinsweise, 
wie wir sie kennen, bedeutet. 

(Kolb [CDU/CSU]: Er hat bestätigt, daß wir 
in die Höhlen sollen!) 

Ein anderer Sachverständiger sagt: Es muß ent-
schieden allen Bestrebungen widersprochen wer-
den, die die persönliche Freiheit um des Energiespa- 
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rens willen drastisch einengen, soziale und humane 
Belange hintanstellen und alles Handeln in der 
menschlichen Gemeinschaft nur noch auf Kalorien-
jagd ausrichten. Das ist sehr richtig, aber ich frage 
auch hier wieder: Sind auf dieser Basis die Empfeh-
lungen der Kommission eigentlich wahr, klar und 
glaubwürdig? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich frage drittens: Ist es wirklich glaubwürdig, 
wahr und klar, die Entwicklung der Energieversor-
gung -für die nächsten Jahrzehnte so darzustellen, 
als hatten wir noch bis zum Jahre 1990 Zeit für Ent-
scheidungen? Ist es nicht vielmehr in Wahrheit so, 
daß die Zeit im Bereich der Energieversorgung an-
gesichts einer rasant ansteigenden Weltbevölke-
rung — Kollege Stavenhagen hat darauf hingewie-
sen —, angesichts der Knappheit der Energieres-
sourcen und angesichts der politischen Schwierig-
keiten das allerknappste Gut bei der Energieversor-
gung geworden ist? 

Viele Mitglieder der Kommission sind, wie sich 
ebenfalls aus den Protokollen und den einzelnen 
Vorlagen der Kommissionsmitglieder ergibt, in der 
Tat auch dieser Meinung: Jeder Tag, der ohne Ent-
scheidung zur Energiepolitik verrinnt, ist ein Ver-
lust an Sicherheit der Versorgung und bringt uns 
dem Energiemangel ein gutes Stück näher. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Möglicherweise auch dem Nahrungs

-

mangel!) 

— Auch dies. 

Ich frage viertens: Ist es wirklich glaubwürdig, 
wahr und klar, wie es die Mehrheit der Kommission 
in ihren Empfehlungen behauptet, daß es nicht mög-
lich sei, einen von der Mehrheit getragenen Kon-
sens zugunsten der friedlichen Nutzung der Kern-
energie zu finden? Die Europäische Gemeinschaft, 
die OPEC-Länder, die Länder des Ostblocks, die In-
ternationale Energieagentur, die INFCE, die Welt-
energiekonferenz und zuletzt der Weltwirtschafts-
gipfel, alle nationalen und internationalen Gremien, 
die zur Zeit Verantwortung für diese Welt oder für 
Teile davon tragen, stimmen doch völlig darin über-
ein, daß eine verstärkte Nutzung von Kernenergie 
notwendig und zu verantworten ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben die vor 
zwei Jahren schon gesagt!) 

Meine Damen und Herren, es gibt kaum eine Welt-
frage in dieser Welt großer Zerrissenheit, in der es 
eine größere Übereinstimmung, in der es mehr Kon-
sens gibt als in der Frage nach der Notwendigkeit 
vermehrter friedlicher Nutzung der Kernenergie. 

Auf dieser Basis frage ich wieder: Ist es dann 
eigentlich glaubwürdig, wahr und klar, wenn die 
Kommission zu einer anderen Auffassung kommt, 
obwohl sich auch hier aus den Protokollen und Ein-
zelvorlagen der Kommissionsmitglieder ein breiter 
Konsens zugunsten der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie ergibt? 

So betrachtet haben eben — das bedauern wir sehr — 
die  Empfehlungen der Mehrheit der Enquete

-

Kommission, die mit der wahren Meinung der 

Sachverständigen nicht übereinstimmen, nur einen 
geringen Wert. Der Öffentlichkeit wird insgesamt 
ein Bild vorgezeichnet, das die Mitglieder der Kom-
mission im einzelnen gar nicht vertreten. 

Ich komme auf die Akzeptanz zurück. Es ist aber 
doch unmöglich, ohne Klarheit, ohne Wahrheit und 
ohne Glaubwürdigkeit das Vertrauen in die Kern-
energie und ihre Nutzung zu verbessern. Ich fürchte, 
auf Grund der Empfehlungen wird das Gegenteil der 
Fall sein. 

Es ist schon angesprochen worden, daß die Ergeb-
nisse der Enquete-Kommission auch im Wider-
spruch zu dem stehen, was die sieben Staats- und 
Regierungschefs der größten Industrieländer der 
Welt in Venedig beschlossen haben. Nach unserer 
Meinung läßt sich auf der Basis der Empfehlungen 
der Enquete-Kommission keines der dort formulier-
ten Ziele im Hinblick auf die vermehrte Nutzung 
der Kernenergie erreichen. 

Herr Kollege Laermann hat gerade den Versuch 
gemacht, die Ergebnisse und Empfehlungen der En-
quete-Kommission so zu we rten, als trügen sie eben 
doch den dringlichen Beschlüssen des Weltwirt-
schaftsgipfels in Venedig zur vermehrten Nutzung 
der Kernenergie voll Rechnung. Sie haben — dafür 
habe ich Verständnis — aus taktischen Gründen 
eine Brücke gebaut, Herr Laermann. Aber es fällt 
mir sehr schwer, in dieser Brücke mehr zu sehen als 
eine Seufzerbrücke, die nicht in der Lage ist, den Ab-
grund zwischen Sicherstellung der Energieversor-
gung mit Hilfe von Kernenergie einerseits und dem 
zu erwartenden Energiemangel ohne Kernenergie 
andererseits zu überwinden. Was bleiben wird, wer-
den die Seufzer über zu wenig und zu teuere Energie 
sein, die wir jeden Tag deutlicher vernehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Herr Abgeordneter, erlau-
ben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Laer-
mann? — Bitte sehr. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Kollege Gerstein, 
stimmen Sie mir zu, daß ich richtig zitiert habe oder 
mich richtig auf die Beschlüsse zur Energiepolitik 
des Weltwirtschaftsgipfels bezogen habe, wenn ich 
sage, daß sich diese nicht nur mit der Notwendigkeit 
des weiteren Ausbaus der Kernenergie befassen, 
sondern in erster Priorität die rationelle Energiever-
wendung, Erschließung erneuerbarer Energiequel-
len und die verstärkte Nutzung der Kohle beinhal-
ten? 

Gerstein (CDU/CSU): Herr Kollege Laermann, ich 
stimme Ihnen zu, wenn Sie die Ergebnisse des Welt-
wirtschaftsgipfels so sehen, daß sie sich nicht nur 
mit der vermehrten Nutzung der Kernenergie be-
schäftigt haben, sondern natürlich auch die anderen 
Möglichkeiten sehr ernsthaft mit in das Protokoll 
einbezogen haben. Aber Sie werden mir zustimmen 
müssen, daß gerade die Frage der vermehrten Nut-
zung der Kernenergie in mehreren Passagen dieser 
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1 Erklärung einen ganz hohen Stellenwert auf dem 

Weltwirtschaftsgipfel gehabt hat. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Und zwar 
jetzt, nicht 1990!) 

Ich muß noch ein Wort  zu den sogenannten Krite-
rien sagen, die wir in der Kommission entwickelt 
haben, um Energiesysteme bewerten zu können. 
Hier gab es am Anfang sehr unterschiedliche Auf-
fassungen auch über die Bedeutung der Energie 
überhaupt. Zum Beispiel wurde in einer der ersten 
Vorlagen der Eindruck erweckt — sehr abwer-
tend —, Energie sei nur notwendig, um zivilisatori-
sche Annehmlichkeiten — Originalton: warmes 
Wasser aus der Wand zu schaffen. Wir haben 
sehr viel Mühe gehabt, unsere Auffassung durchzu-
setzen, die sicher in breitem Konsens auch die 
Mehrheit unserer Bevölkerung vertritt, wonach 
Energie Grundlage unseres Lebens ist. 

Immerhin — ich muß dies abkürzen —: Der Krite-
rienkatalog für die Bewe rtung von Energiesystemen 
ist nach wesentlichen Änderungen verabschiedet 
worden. Er ist, glaube ich, das einzige Papier, das in 
dieser Kommission einstimmig verabschiedet wor-
den ist. Vier Kriterien sind es: Wi rtschaftlichkeit, in-
ternationale Verträglichkeit, Umweltverträglichkeit 
und Sozialverträglichkeit, die heute nach diesen Än-
derungen eine sachliche und vorurteilsfreie Beurtei-
lung verschiedener Energiesysteme ermöglichen. 
Für die Arbeit der Kommission sollten, wie es auch 
im Vorwort heißt, diese Kriterien auf allen Arbeits-
feldern zugrunde gelegt werden. 

Dies ist aber nicht geschehen. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Offenbar hatten einige nach den Veränderungen 
der Kriterien kein Interesse mehr daran. Denn bei 
sachlicher Anwendung der Kriterien ergibt sich 
zum einen eindeutig die Überlegenheit der Kern-
energie gegenüber anderen Energiesystemen, 

(Lachen bei der SPD) 

insbesondere — worauf es ankommt — dafür, den 
Energiemangel auf dieser Welt zu beseitigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich komme zum Schluß. Die Kriterien zeigen, rich-
tig angewendet, auch, daß nichts unwirtschaftlicher, 
nichts international gefährlicher, nichts umwelt-
feindlicher und nichts unsozialer als der Energie-
mangel ist. Dies wäre unsere Aufgabe gewesen: et-
was zu tun, um den Energiemangel der Zukunft zu 
verhindern. Wir bedauern es, daß die Empfehlungen 
der Mehrheit der Kommission zur Lösung dieser 
zentralen Aufgabe nur wenig beitragen. 

Die Fülle der im Laufe der Arbeit der Kommission 
gewonnenen Erkenntnisse über die Notwendigkeit 
und Verantwortlichkeit der Nutzung der Kernener-
gie hätten nach unserer Auffassung auch im Be-
wußtsein der Grenzen dieser Erkenntnisse heute 
klare Entscheidungen ermöglicht. 

Kant hat bemerkt: Die Notwendigkeit, zu entschei-
den, ist stets größer als das Maß unserer Erkenntnis-
se. Ich wünsche mir, daß zumindest diese Einsicht 
bewirkt, daß die erforderlichen Entscheidungen für 

die friedliche Nutzung der Kernenergie trotz der 
Empfehlungen der Enquete-Kommission getroffen 
werden, ehe es zu spät ist. — Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Das Wort  hat der Herr Abge-
ordnete Reuschenbach. 

Reuschenbach (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Bei einer der letzten energiepolitischen Diskussio-
nen hatte Herr Gerstein ein andere Zitat, nämlich 
eines von Golo Mann, verwendet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war aber 
auch gut!) 

— Ich schätze den Kollegen Herrn Gerstein ja auch 
durchaus. Sie brauchen mich da gar nicht sonderlich 
zu ermuntern. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Wir wissen 
es!) 

Jenes Zitat stammte aus Golo Manns Wallenstein-
Biographie. Ich glaube, es paßt für unsere Diskus-
sion — jetzt nicht persönlicher Art, sondern von der 
Mehrheit zur Opposition — besser. Das damalige Zi-
tat lautete: 

Daß Wallenstein langfristige Ansichten pflegte, 
unterscheidet ihn von den meisten Politikern, 
welche heute dies schwatzen, morgen das, um 
den Widerspruch zwischen dem einen und dem 
anderen sich gar nicht kümmern und gar nichts 
im Kopf haben als Taktik und Augenblick. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Sprechen Sie 
von der FDP?) 

Da muß ich Ihnen wirklich sagen, daß es wirklich 
ein Jammer und schade für die Arbeit der Kommis-
sion und im Grund auch für die Bewertung und Ein-
schätzung des Berichts ist, daß Sie in der letzten 
Phase aus der Arbeit ausgestiegen sind. Das ging bis 
zum März und April, nicht immer harmonisch, aber 
durchaus so, daß man auf vielen Feldern weitge-
hende Annäherung hätte finden können; 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

wenn man sich bemüht hätte. Zu einem bestimmten 
Zeitpunkt, der vor dem 11. Mai dieses Jahres lag, sind 
Sie ausgestiegen, da haben Sie Ihre eigenen Papiere vor-
gelegt und keine Mühe mehr darauf verwandt, noch mit 
allen übrigen oder mit einem großen Teil Übereinstim-
mung zu finden. Dies hat seinen Niederschlag ja doch 
auch darin gefunden, daß Sie sich nicht einmal dazu ver-
stehen . konnten, daß nach einem Jahr Arbeit in dieser 
Kommission alle Mitglieder der Kommission — ein-
schließlich der Sachverständigen, einschließlich der von 
Ihnen benannten Sachverständigen — diese Arbeit in 
einer gemeinsamen Pressekonferenz der Öffentlicheit 
gemeinsam präsentieren. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Fragen Sie 
einmal, wann Ihre Herren die Pressekonfe-

renz vereinbart haben!) 

Sie konnten das Wasser ja überhaupt nicht mehr 
halten. Nachts um 1 Uhr haben wir die Beratungen 
abgeschlossen, und am anderen Morgen um 10 Uhr 
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mußten Sie unbedingt Ihre Pressekonferenz veran-
stalten 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 
— können Sie das denn nicht nachher austra

-
gen? —, 

(Kolb [CDU/CSU]: Nein, weil das nicht 
stimmt, was Sie sagen!) 

Ihre gesonderte Veranstaltung durchführen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vier Stunden 
nach Ihnen!) 

Ich finde es auch völlig unangebracht, daß Sie die-
ser Kommission — Herr Lenzer hat hier schon im 
Vorfeld vor einem Jahr gesagt, das sei wohl eine 
Spielwiese linker Phantasten; Herr Stavenhagen hat 
gemeint, das seien alles schreckliche, faule Formel-
kompromisse —, daß Sie 15 erwachsenen Men-
schen, die in ihrem Leben mehr oder minder eine 
Menge Verantwortung tragen — ich meine jetzt in 
erster Linie gar nicht uns Politiker, sondern die Leu-
te, die in Betrieben, in Universitäten und wissen-
schaftlichen Instituten tätig sind —, ein solches Ur-
teil auf die Stirn drücken wollen. Das ist alles andere 
als sachlich gerechtfertigt und der Arbeit angemes-
sen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kolb 
[CDU/CSU]: Die Zeit wird es erweisen!) 

Es gibt da eine ganz flotte Formulierung, die Sie 
mit Fleiß in die Welt setzen. Sie lautet: Bis 1990 soll 
ja alles halb tot oder ganz tot sein, und dann soll ent-
schieden werden, — — 

(Gerlach  [Obernau] [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch auch!) 

Ich weiß, daß Sie das mit Fleiß in die Welt setzen, 
weil es eine Chance ist, darzustellen — — 

(Gerstein  [CDU/CSU]: Aber „Die Welt" 
schreibt das von selbst! — Heiterkeit bei 

der CDU/CSU) 
— Ich weiß, nachdem Sie diesen Tenor in Ihrer Pres-
sekonferenz hineingebracht haben. — Aber das 
stimmt deshalb nicht, weil in diesen zehn Jahren — 
da gibt es in der Kommission ja kaum gravierende 
Meinungsverschiedenheiten — nach der Empfeh-
lung der Kommission alles gemacht wird, was nötig 
und möglich ist. Das betrifft auch den bedarfsge-
rechten Zubau von Leichtwasserreaktoren. 

Nun sagen Sie: Da ist aber nicht hineingeschrie-
ben worden, wieviel pro Jahr gebaut werden sollen. 
Die persönlichen Einschätzungen des einen oder an-
deren spielen dabei gar keine Rolle. Nach dem Ener-
giewirtschaftsgesetz wird darüber entschieden, wie-
viel Leichtwasserreaktoren — und wenn ja, wo — 
gebaut werden. Da müssen die von Ihnen und von 
uns gestellten Landesregierungen Anträge behan-
deln und im Genehmigungsverfahren bescheiden. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Wieviel ha

-

ben Sie für notwendig gehalten? Zwei 
Stück!) 

— Ich habe meine Auffassung, meine Einschätzung. 
Aber dies kann doch keine verbindliche Empfeh-
lung einer ganzen Kommission oder am Ende sogar 

des Deutschen Bundestages an die Landesregierun-
gen sein: 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Das haben 
wir auch nicht gesagt!) 

Ihr müßt oder ihr dürft nur so viel pro Jahr genehmi-
gen. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Wo steht 
das!) 

Hier ist das Energiewirtschaftsgesetz anzuwenden. 
Jede Landesregierung muß da ihre eigene Einschät-
zung an den Tag legen. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Richtig! Und 
Sie meinen, es müßten zwei sein!) 

Der zweite Weg wird von Ihnen im Prinzip doch 
auch für richtig und nötig gehalten, nämlich alles zu 
tun, um den Energieverbrauch so viel wie möglich 
zu drosseln bzw. um so viel wie möglich an Energie 
einzusparen. Sie sagen nur: Das machen wir alles 
auf eine ganz wunderschöne Art  und Weise. Da gibt 
es dann diesen wirklich überflüssigen S treit über 
Markt oder nicht Markt in der Energiewi rtschaft. 

Die Energiewirtschaft hierzulande ist seit Jahr-
zehnten und auch in jüngerer Zeit überhaupt nicht 
von der Jungfräulichkeit der Marktwirtschaft ge-
prägt. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Wie so vieles 
andere auch! — Gerstein [CDU/CSU]: Wir 
sprechen von der Sozialen Marktwirt-

schaft!) 

Sie selbst haben doch mit Ihren Freunden z. B. der 
letzten Novelle des Kartellgesetzes zugestimmt, in 
der Wettbewerb für leitungsgebundene Energie-
wirtschaft ausdrücklich abgelehnt und verworfen 
wird. Sie haben doch mit uns gemeinsam dafür plä-
diert, daß der Bau von Heizölkraftwerken verboten 
wird. Dies ist doch nicht alles Markt. Es ist doch 
Staatsdirigismus in allerhöchster Potenz zu sagen: 
eine bestimmte Form von Kraftwerken darf nicht 
gebaut werden. Oder wenn im Gesetz steht, es darf 
ein Kraftwerksunternehmen mit dem anderen nicht 
in Konkurrenz treten. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Warum ha-
ben  Sie  nach Ihrer Fußnote nicht mit uns 

zugestimmt?!) 

— Weil das ein völlig anderer Sachverhalt ist, den 
ich da angesprochen habe. 

(Widerspruch des Abg. Dr. Stavenhagen 
[CDU/CSU]) 

— Nein! Der Sachverhalt, den ich angesprochen 
habe, ist die Frage, ob man insbesondere aus den öf-
fentlichen Haushalten genug Geld aufbringen kann, 
um viele von den im Katalog stehenden Maßnah-
men finanzieren zu können. Das ist meine entschei-
dende Frage. Die ganze Kommission hat gesagt: Die-
ses und anderes werden wir miteinander noch sorg-
fältig besprechen müssen. 

Ich finde, das ist ein fairer Weg, der in diesem Be-
richt vorgeschlagen ist: rationeller, sparsamer Um-
gang soweit wie nur irgend möglich, in dieser Zeit 
alles tun, um Technologie weiterzuentwickeln und zu 
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erhalten, Wiederaufarbeitungsanlagen zu bauen, 
SNR 300 zu Ende bauen und dann im Bundestag eine 
Stellungnahme abgeben und Kraftwerke, auch 
Leichtwasserreaktoren nach Bedarf zuzubauen. Das 
ist in sich logisch, hat keine Brüche und wird von Ih-
ren Freunden gelegentlich auch so beurteilt. Herr 
Riesenhuber hat ja letztens mal gesagt: Auch die 
notwendigen Entscheidungen für die Großtechnolo-
gien selbst sind nur dann und nur in dem Maße 
durchsetzbar, wie der Bürger weiß, daß wir auch die 
Alternativen geprüft haben, daß wir ihnen eine 
Chance geben in der Förderung der Forschung und 
beim Start  im Markt. Völlige Übereinstimmung! 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Richtig! Aber 
nicht augenzwinkernd Maßnahmen be

-

schließen, die man gar nicht ernst meint!) 

Sie, Herr Riesenhuber, haben die Linie des Kommis-
sionsberichtes offensichtlich vorausgeahnt. 

Auch zum Schnellen Brüter haben Sie sich in be-
merkenswerter Klarheit geäußert: Kalkar ist ein Ex-
periment, und ein Experiment kann auch scheitern. 
„Selbst wenn es technisch gelingt, haben wir erst in 
15 Jahren — Sie sprechen von 15 Jahren, wir sind 
optimistischer und sagen 10 Jahre — zu entschei-
den, ob wir den Brüter aus wi rtschaftlichen Gründen 
brauchen oder ob er überhaupt vertretbar ist." Sie 
gehen sehr weit. So weit wagten die Sozialdemokra-
ten in ihrem Bericht kaum zu formulieren. 

Ich muß schon sagen, daß es besser gewesen wäre, 
wir hätten nicht in dieser Zeit zwischen zwei und 
drei Wahlen unsere Arbeit zu Ende bringen müssen, 
sondern dies zu anderer Zeit hätten tun dürfen. 

Es gibt noch eine Stellungnahme, einen Ent-
schließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU. 
Ich halte nicht für vertretbar, was hier gefordert 
wird, daß die Bundesregierung bald zum Bericht der 
Enquetekommission Stellung nehmen soll. Der Be-
richt der Enquete-Kommission ist nicht an die Bun-
desregierung gerichtet, sondern an den Deutschen 
Bundestag, und die Ausschüsse des Deutschen Bun-
destages haben sobald wie möglich — beginnend 
Ende dieses, Anfang nächsten Jahres — sich mit den 
dort  gemachten Vorschlägen zu befassen und dem 
Bundestag zu empfehlen, dieses oder jenes in Form 
von Initiativen, von Vorschlägen an die Bundesre-
gierung auf den Weg zu bringen. Deshalb bitte ich 
Sie, diesen Antrag abzulehnen. Der Deutsche Bun-
destag wird die Bundesregierung später auffordern, 
zu seinen Vorschlägen Stellung zu nehmen. Es ist 
nicht Sache der Enquete-Kommission, die Bundes-
regierung zu Stellungnahmen aufzufordern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kolb 
[CDU/CSU]: Das wäre schon richtig bei der 

starken Ministerialbürokratie!) 

Vizepräsident Leber: Das Wort  hat der Herr Abge-
ordnete Gruhl. 

Dr. Gruhl (fraktionslos): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir führen 
heute eine Debatte über die Zukunft der Bundesre-
publik Deutschland; denn die Atomenergiepolitik 
stellt entscheidende Weichen in alle Bereiche des 
Lebens und Überlebens. 

Die Enquete-Kommission hat sehr viele Details 
zusammengetragen und eine langfristige Prognose 
bis 2030 — also auf 50 Jahre — versucht. Um der to-
talen Unsicherheit doch Rechnung zu tragen, wer-
den vier denkbare Pfade der Energieentwicklung 
ausgebreitet. Dies hilft aber noch nicht viel, weil ein-
heitlich von der Grundannahme ausgegangen wird, 
daß 2 % sogenanntes wi rtschaftliches Wachstum bis 
zum Jahre 2000 und 1,1 % danach anhalten werden; 
bei Pfad 1 werden sogar noch 3,3 bzw. 1,4 % Wachs-
tum angenommen. Dieses angenommene Wi rt

-schaftswachstum muß mit einem dicken Fragezei-
chen versehen werden. Außerdem ist die Frage der 
Koppelung von Wirtschaftswachstum und Energie-
verbrauch noch längst nicht geklärt. 

Daß die tatsächliche Entwicklung völlig anders 
verlaufen kann, beweisen die totalen Fehlprogno-
sen des Energieprogramms der Bundesregierung 
von 1973. Demnach hätte von 1973 bis 1979 eine 
Steigerung von 378 Millionen t Steinkohleeinheiten 
auf 490 Millionen t eintreten sollen. Der wirkliche 
Verbrauch betrug aber im Jahre 1979 nur 408 Millio-
nen t Steinkohleeinheiten. Es gab also innerhalb von 
sechs Jahren nur eine Steigerung von insgesamt 8 %, 
statt der erwarteten 30 %. Dies ist eine Abweichung 
um 73 % nach unten. 

Schon Ende 1977 sah sich die Bundesregierung 
zur zweiten Fortschreibung des Energieprogramms 
veranlaßt. Auch dieses geht in den sechs Jahren bis 
1985 immer noch von einer Steigerung um 18 % aus, 
die ebensowenig erreicht werden wird. 

Beim Stromverbrauch lagen die Annahmen der 
zweiten Fortschreibung des Energieprogramms bis-
her nicht so weit daneben, aber auch zu hoch. Dabei 
ist jedoch zu berücksichtigen, daß es in diesen Jah-
ren eine Anschaffungswelle bei elektrischen Gerä-
ten in den Haushalten gab. Dieser Markt nähert sich 
der Sättigung. Zweitens erfolgten viele Umstellun-
gen auf Elektroheizung. Dies ist aber gerade die Art 

 von Heizung, die den größten Primärenergieeinsatz 
benötigt, deren Verwendung aus Gründen der Ver-
schwendung also nicht erhöht werden darf. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Die Bundesregierung hat seit 1977 das illusionäre 
Energieprogramm nicht erneut fortgeschrieben. An-
gesichts der realen Verbrauchsentwicklung hätte 
sie es erneut reduzieren müssen. Die Bundesregie-
rung hat aber der faktischen Entwicklung des Ener-
gieverbrauchs wenigstens insofern Rechnung ge-
tragen, als sie den Bau von Kraftwerken nicht be-
sonders forciert hat. 

Gerade gegen dieses vorsichtige Verhalten der 
Bundesregierung polemisiert nun die Opposition in 
jeder Energiedebatte geradezu heftig. Hier wird mit 
umgekehrten Vorzeichen gefochten. Gerade dieje-
nigen, die sich sonst als Gralshüter der Marktwirt-
schaft gebärden, drängen auf Planerfüllung. Sie sind 
für ein rücksichtsloses Vorgehen auch beim Bau von 
Atomkraftwerken. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: So ein Un-
sinn!) 

So sprechen sich auch die CDU/CSU-Kommissions-
mitglieder für den Pfad 1 aus. Seine Verfolgung 
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würde bedeuten, daß wir in 50 Jahren 165 Atom-
kraftwerke, davon 84 Brüter, in Be trieb haben müß-
ten. Auf 1 455 qkm käme dann ein Großkernkraft-
werk.  

Das heißt, bei gleichmäßiger Verteilung stünde im 
Jahre 2030 alle 38 km im Quadrat ein Atomkraft-
werk. 

Womit sich die Kommission überhaupt nicht be-
schäftigt hat, ist die Frage der Kühlung dieser Wer-
ke. Selbst bei Einführung der sogenannten Trocken-
kühlung, für die auch Wasser benötigt wird, reichen 
die Kühlkapazitäten der deutschen Gewässer auch 
nicht entfernt, um den Anforderungen zu entspre-
chen. Dies träfe allerdings auch auf die 120 Werke 
— nach dem Pfad 2 — zu. Solche gewaltigen Abwär-
memengen würden auch über Veränderungen der 
Luft zu klimatischen Veränderungen von beträchtli-
chen Größenordnungen führen, die niemand verant-
worten kann. 

Zu den unabsehbaren Folgen einer solchen Ener-
giepolitik würde auch eine weitere gigantische In-
dustrialisierungs- und Betonierungswelle in der 
Bundesrepublik Deutschland gehören. Auch damit 
hat sich die Enquete-Kommission nicht befaßt Das 
wird aber der Sachverständigenrat für Umweltfra-
gen sehr gründlich und dringend tun müssen. 

Ich kann heute in 15 Minuten nicht die vielen un-
gelösten und risikoreichen Probleme der Kernener-
gie behandeln. Aber auf ein bisher ständig vertusch-
tes Riesenproblem muß ich eingehen: auf die Konse-
quenzen, die sich aus den zahlreichen atomaren An-
lagen im Kriegsfall ergeben. Ich habe die Bundesre-
gierung am 22. Januar 1976, also vor über vier Jah-
ren, gefragt, wann sie die Verträglichkeit zahlrei-
cher Reaktoren mit der militärischen Strategie 
überprüfen will. Darauf ist innerhalb von vier Jah-
ren keine Antwort gekommen. Ja, man hat nicht ein-
mal etwas davon gehört, ob sich die Bundesregie-
rung, der Verteidigungsausschuß des Bundestages 
oder ein anderer Ausschuß damit überhaupt be-
schäftigt hat. 

Der Kollege Dr. Mertes (Gerolstein) hat die 
Bundesregierung im September 1977 gefragt — 
wörtlich —: 

Hält die Bundesregierung es für möglich, daß 
der Betrieb von Kernkraftwerken auf dem Ter-
ritorium der Bundesrepublik Deutschland ein 
Umdenken in der s trategischen Planung der 
NATO insofern notwendig macht, als die bei ei-
nem — zwar unwahrscheinlichen, aber fährba-
ren und insofern denkbaren — konventionellen 
Angriff des Warschauer Pakts drohende Ver-
nichtung derartiger Anlagen und die damit ver-
bundene Freisetzung atomaren Zerstörungspo-
tentials auf jeden Fall eine Situation schaffen 
würde, die den Übergang zu einer Auseinander-
setzung mit taktisch-nuklearen, dann strate-
gisch-nuklearen Waffen im Ergebnis erheblich 
wahrscheinlicher macht, d. h. mit anderen Wor-
ten, daß ein solcher konventioneller Angriff per 
se nichtkonventionelle Folgen hervorrufen 
muß? 

Soweit die Frage. 

Darauf antwortete der Parlamentarische Staatsse-
kretär von Bülow u. a., daß ausgesuchte schwere 
konventionelle Waffen oder atomare Waffen so ein-
gesetzt werden könnten, daß alle diese Beton- und 
Stahlhüllen durchschlagen und zerstört würden. Da-
mit würde das radioaktive Potential freigesetzt, wie 
von Bülow zugibt. Die Folgen für unser Land brau-
che ich wohl nicht zu beschreiben. 

In der Antwort der Bundesregierung heißt es 
dann wörtlich: 

Es muß jedoch als wenig wahrscheinlich beur-
teilt werden, daß der potentielle Gegner — in 
der Absicht, die Bundesrepublik Deutschland 
zu besetzen, um deren Wirtschaftspotential 
möglichst unbeschädigt zu nutzen — mit sehr 
hohem Aufwand versuchen wird, Kernkraft-
werke bevorzugt anzugreifen, um durch Freiset-
zung radioaktiver Substanzen eine Geländever-
strahlung zu erzielen. 

Was geschieht aber, wenn die NATO-S trategie 
des Roll back funktioniert und der Gegner zum 
Rückzug gezwungen wird? Der Gegner dürfte bei ei-
ner gescheiterten Eroberung überhaupt kein Inter

-

esse mehr daran haben, daß das Wirtschaftspoten-
tial der Bundesrepublik unbeschädigt bleibt. Er 
könnte dann beim Rückzug gerade mit konventio-
nellen Waffen atomare Anlagen zerstören und so 
große Landstriche verwüsten. 

In der Antwort der Bundesregierung heißt es 
dann weiter: 

Eine Zerstörung eines Kernkraftwerkes mit der 
Freisetzung radioaktiver Substanzen, die ein be-
stimmtes Gebiet verstrahlen würden, hätte für 
die militärische Führung keinen entscheiden-
den Einfluß auf die Auftragserfüllung, da die 
Streitkräfte in Ausbildung und Ausstattung oh-
nehin auf Bewegungen in verstrahlten Gebieten 
eingestellt sind. 

Der versteckte Zynismus dieser Antwort ist un-
überbietbar. Auf die Zivilbevölkerung wird nicht 
ein einziger Gedanke verschwendet. Anderenfalls 
hätte man nämlich sofort feststellen müssen, daß 
kaum ein Bürger dieses Landes ausgebildet oder 
entsprechend ausgestattet ist, um sich im verstrahl-
ten Gelände zu bewegen. Ich persönlich habe sogar 
große Zweifel, ob alle Truppenteile der Bundeswehr 
so ausgestattet sind — wie behauptet wurde —, daß 
sie sich in verstrahlten Gebieten bewegen können. 

Viel wichtiger als diese s trategischen Überlegun-
gen ist aber die bleibende radioaktive Verseu-
chung des Landes auch nach der Beendigung von 
Kampfhandlungen, und zwar auf eine nicht ab-
schätzbare Zahl von Jahren. 

Erwähnen möchte ich noch, daß der sowjetische 
Marschall Gretschko in einer Studie, die vom US-Se-
natskomitee für Justiz veröffentlicht wurde, Nukle-
arreaktoren in Deutschland als dritte von fünf Ziel-
kategorien für sowjetische Raketen angibt. Nun 
kann sich diese Zielprojektion geändert haben; sie 
kann sich auch künftig ändern. Das eine aber dürfte 
feststehen: Daß eine von atomaren Anlagen überzo-
gene Bundesrepublik Deutschland verteidigungsun- 
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fähig ist, selbst in einem begrenzten Krieg mit kon-
ventionellen Waffen. 

Es war sicherlich nicht die Aufgabe der Enquete

-

Kommission, auch die verteidigungspolitischen 
Aspekte ihrer Vorschläge zu untersuchen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Kommt noch!) 
Aber es ist die Aufgabe der Bundesregierung und 
des Bundestags, alle und somit auch diese gefähr-
lichsten Aspekte einer deutschen Energiepolitik 
voll in Rechnung zu stellen. 

Der vorliegende Bericht der Enquete-Kommis

-

sion ist darum so dick, weil es kein gemeinsamer Be-
richt ist. Es ist aber auch kein Mehrheits- und Min-
derheitsbericht. Es fühlten sich mehrere Gruppen 
und sogar einzelne Mitglieder der Kommission be-
müßigt, ihre höchstpersönliche Stellungnahme ab-
zugeben und gesondert drucken zu lassen. Warum 
hat man dann überhaupt eine Kommission einge-
setzt? Man hätte doch von vornherein die einzelnen 
Personen zu einer Stellungnahme auffordern und 
diese Stellungnahmen dann in einem Sammelband 
drucken können. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Haben Sie den 
ganzen Bericht gelesen?) 

— Den ganzen Bericht zu lesen war mir innerhalb 
von 48 Stunden nicht möglich. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Einverstanden! 
Deswegen Ihr Urteil so!) 

Darum möchte ich auch, Herr Kollege Schäfer, die 
Arbeit der Mitglieder der Kommission keineswegs 
schmälern, sondern diese Arbeit anerkennen. 

Ich stehe nicht allein mit der Auffassung, daß be-
reits die Gefahr der langfristigen Unbewohnbarkeit 
unseres Landes genügt, idas vorliegende Kernener-
gieprogramm abzulehnen, in diesem Falle den 
Pfad 1 und den Pfad 2. 

(Breidbach [CDU/CSU]: Schlimm, daß hier 
solche Horrorgeschichten erzählt werden 

können!) 
Wir sind längst noch nicht am Ende der Auseinan-
dersetzung über die Kernenergie und über die Zu-
kunft dieses Landes angelangt, eher am Anfang. 

Ich habe in diesem Hause meine Beiträge dazu zu 
leisten versucht. Da dies voraussichtlich meine 
letzte Rede von dieser Stelle ist, bedanke ich mich 
bei den Präsidentinnen und Präsidenten dafür, daß 
ich als fraktionsloser Abgeordneter eine faire Be-
handlung erfahren habe. Ich bedanke mich auch bei 
den Kolleginnen und Kollegen aller Fraktionen da-
für. 

Ich verabschiede mich mit einem Wo rt  des von 
mir verehrten Dichters Rainer Maria Rilke: Sei al-
lem Abschied voran! 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Ich rufe den Entschließungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU auf Drucksache 8/4378 auf. Wird das 

Wort  zur Begründung gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Wird weiter das Wo rt  gewünscht? — Das 
ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Ent-
schließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf 
Drucksache 8/4378 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenstimmen? — 
Stimmenthaltungen? — Der Entschließungsantrag 
ist abgelehnt. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 
Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wi rtschaft (9. 
Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Lenzer, Dr. Probst, Pfeifer, Benz, Engelsberger, 
Gerstein, Dr. Hubrig, Dr. Riesenhuber, Dr. 
Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Laufs, Pfef-
fermann, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Walz und 
der Fraktion der CDU/CSU 
Rationelle und sparsame Energieverwen-
dung 
— Drucksachen 8/1963, 8/4355 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Wolfram (Recklinghausen) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wo rt? — 
Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. 

(Dr. Narjes [CDU/CSU]: Es sind alle vier 
Punkte aufzurufen» 

— Es ist nicht verbundene Debatte vereinbart wor-
den. Das müßte dann der neueste Stand sein. 

Ich rufe dann als weiteren Punkt den Tagesord-
nungspunkt 12 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wi rtschaft (9. 
Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Riesenhuber, Dr. Narjes, Dr. Dollinger, 
Pfeifer, Lenzer, Dr. Probst, Benz, Breidbach, 
Engelsberger, Gerstein, Dr. Hubrig, Dr. Laufs, 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Pfeffer-
mann, Dr. Stavenhagen und der Fraktion der 
CDU/CSU 

Energiepolitisches Programm 

zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Dollin-
ger, Dr. Narjes, Pfeifer, Dr. Riesenhuber, Len-
zer, Dr. Waigel, Dr. Laufs, Gerstein, Kolb, Dr. 
Czaja, Dr. Probst, Engelsberger, Dr. Hubrig, 
Pfeffermann, Dr. Freiherr Spies von Bülles-
heim, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Walz, von 
Hassel, Benz, Dr. Jenninger und der Fraktion 
der CDU/CSU 

Sicherung der Energieversorgung und Zu-
kunftsorientierung der deutschen Energie-
politik 

zu dem Entschließungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU zur Beratung der Großen An-
frage der Abgeordneten Dr. Dollinger, Pfeifer, 
Dr. Riesenhuber, Dr. Narjes, Lenzer, Benz, En-
gelsberger, Gerstein, Dr. Hubrig, Dr. Probst, 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Laufs, 
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Pfeffermann, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Walz 
und der Fraktion der CDU/CSU 

Beitrag der Kernenergie zur Sicherung der 
Energieversorgung 
— Drucksachen 8/1394 (neu), 8/2961 (neu), 
8/3434, 8/4354 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Narjes 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wo rt? 

(Dr. Narjes [CDU/CSU]: Nein!) 

— Das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aus-
sprache zu den Tagesordnungspunkten 11 und 12. 
Das Wort  hat der Abgeordnete Dr. Dollinger. 

Dr. Dollinger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die hier zur Be-
ratung stehenden Anträge der CDU/CSU-Fraktion 
wurden in den Jahren 1977, 1978 und 1979 einge-
bracht. Sie waren sachbedingt und haben nichts mit 
dem bevorstehenden Wahlkampf zu tun. 

(Lachen bei der SPD und der FDP) 

— Ja, meine Herren, wenn Sie 1977 auch schon 
Wahlkampf gemacht haben, gut, das ist dann eine 
andere Sache. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die kommen nie aus dem 
Wahlkampf heraus!) 

Die Versorgung der Bundesrepublik Deutsch-
land mit Energie in ausreichenden Mengen bei 
möglichst gesicherten Lieferbeziehungen zu tragba-
ren Preisen ist für das kommende und für die näch-
sten Jahrzehnte nach menschlichem Ermessen 
ernsthaft bedroht. Die wi rtschaftlichen Ziele, das so-
zial und politisch in den Nachkriegsjahren Erreich-
te, die Zukunftschancen der jungen Generation und 
die Stabilität des Staates und damit unserer Demo-
kratie sind bei mangelnder Energieversorgung 
ebenfalls ernsthaft gefährdet. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Dies ist die Dimension des Problems. 

Die Bundesregierung hat, auch verunsichert 
durch die Parteitagsbeschlüsse ihrer Parteien, die 
sie ja eigentlich tragen sollten, zwar lebhaft disku-
tiert, Absichtserklärungen abgegeben, aber letztlich 
die Probleme nicht gelöst. Sie blieb in ihren Hand-
lungen sogar hinter ihrer eigenen zweiten Fo rt

-schreibung des Energieprogramms zurück. Hier 
muß deshalb vom Versagen der SPD/FDP-Bundes-
regierung gesprochen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Das ist jetzt keine 

Wahlrede?) 

— Das ist eine Sachfeststellung. 

Unsere Importabhängigkeit bei Energie wie üb-
rigens auch bei vielen anderen Rohstoffen, ist seit 
dem Ölschock von 1973/74 entgegen den Ankündi-
gungen der Regierung nicht verringert worden, son-
dern im Gegenteil gestiegen: 1973 208,9 Millionen 
Tonnen SKE Öl, 1979 210 Millionen Tonnen. 

Zu den knappsten volkswirtschaftlichen Voraus-
setzungen, über die wir zur Lösung des Energiepro-
blems verfügen, gehören Zeit und Kapital. Nutzen 
wir sie richtig, können wir uns und anderen, insbe-
sondere der Dritten Welt, helfen. Dann können wir 
notwendige strukturelle Veränderungen Schritt 
für Schritt, evolutionär, erreichen und so Übergangs-
schwierigkeiten und Brüche vermeiden. 

Die Union hat in ihren Programmen und An trä-
gen klare Grundlinien für eine zukünftige, weit-
sichtige Energiepo litik, bei der besonders die lan-
gen Vorlaufzeiten bei allen Formen und Bereichen 
zu beachten sind, vorgelegt. Es gibt keine Alterna-
tive zu der von uns aufgezeigten Politik. Wir haben 
den einzig möglichen Weg zur Lösung der Probleme 
beschrieben. 

(Zuruf von der SPD) 

Der lebensnotwendige Energiebedarf — und 
Energie bedeutet letzten Endes Leben — kann ange-
sichts der zunehmenden Verknappung bei traditio-
nellen Energien nur durch Förderung und Nutzung 
möglichst vieler Energieformen sichergestellt wer-
den. 

Wir müssen erstens zu einer rationelleren und 
sparsameren Energieverwendung kommen. Der 
Wärmemarkt bietet mit einem Mineralölanteil von 
70 % das größte Potential zum Ersatz von Importöl. 
Er umfaßt über 50 % des gesamten Primärenenergie-
verbrauchs. Es bietet sich an, hier Energie einzuspa-
ren. Das heißt aber darüber hinaus, mit weniger Pri-
märenergie durch Innovationen jeglicher Art und 
Investitionen die gleiche Menge Nutzenergie ver-
fügbar zu machen. 

Sparen heißt daher nicht einfach nur Verzicht auf 
nutzbare Energie und damit Wachstumseinschrän-
kung. Energiesparen ist wichtig, ist aber nur eine 
Teilstrategie zur Erreichung energiepolitischer Zie-
le. Es ist vor allem keine Alternative zum weiteren 
Ausbau der Versorgungsanlagen, insbesondere der 
Kraftwerke. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ich nenne zweitens den verstärkten Einsatz von 
Kohle. In den heute zur Debatte stehenden An trä-
gen haben wir eine offensive Kohlepolitik gefor-
dert. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Seit 
wann denn?) 

— Es muß Sie doch freuen, wenn ich das sage! Ich 
wiederhole es: Wir fordern eine offensive Kohlepo-
litik. Meine Damen und Herren, ich sage dies ganz 
bewußt als ein Vertreter des süddeutschen Raumes, 
der durch die Unterbrechung der Verbindungswege 
in die Reviere Oberschlesiens in den Nachkriegsjah-
ren ganz besonders gelitten hat. 

Eine offensive Kohlepolitik beinhaltet die zukünf-
tige Kohleförderung in Deutschland. Der Kohle-
Strom-Vertrag, der eine Zunahme der zur Verstrom-
ung bestimmten Steinkohlemenge von derzeit 
33 Millionen t auf bis zu 50 Millionen t im Jahre 
1995 vorsieht, wird von uns begrüßt, und zwar auch 
deshalb, weil er eine Voraussetzung für die Weiter-
entwicklung der Fördermöglichkeiten war. 
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Die Wirtschaftlichkeit von Alternativen stellt 

sich — das gilt auch für andere Energieformen — 
nach der Ölkrise 1973/74 und bei steigenden Prei-
sen verändert dar. Nach Auffassung der Kohlewirt-
schaft kann 1990 über ein Förderpotential von 
100 Millionen t Steinkohle — gegenüber 90 Millio-
nen t heute — verfügt werden. Die Arbeitsmarkt-, 
Umwelt- und Kapitalprobleme, die dabei in erhebli-
chen Größenordnungen auftreten werden, sind nach 
unserer Meinung bei zielstrebiger Vorbereitung lös-
bar. 

Mit der vorgesehenen Menge sind aber die Gren-
zen für die inländische Kohle absolut erreicht 
Selbst auf dieser großzügigen Basis ist für eine Zeit-
spanne von 15 Jahren erst ein Viertel der deutschen 
Stromversorgung durch deutsche Steinkohle gesi-
chert. 

Deshalb muß meines Erachtens eine offensive 
Kohlepolitik auch die Erhöhung der Kontingente 
für Importkohle und vor allem die Sicherung der 
Märkte und der Bezugswege beinhalten. Hier ist 
viel versäumt worden. Die Chancen, an der Er-
schließung neuer Kohlelagerstätten in Übersee 
mitzuwirken, sind praktisch vertan. Vergessen wir 
auch nicht, daß die deutsche Kohle in Krisenzeiten 
der deutschen Verfügbarkeit nach A rt. 59 des 
EGKS-Vertrages entzogen ist 

Offensive Kohlepolitik bedeutet auch die Ver-
wirklichung von Maßnahmen zur schnelleren und 
großtechnischen kommerziellen Nutzung der Ver-
gasungs- und Verflüssigungstechniken bei Stein-
und Braunkohle. Auch der Sachverständigenbeirat 
beim Bundeswirtschaftsministerium hat das betont 
und hat die künftige Rolle der Kohle als eines petro-
chemischen Rohstoffs und Substituts für Mineralöl 
hervorgehoben. 

Die Förderung von Forschung und Wirtschaft ist 
hier angebracht Die Vergasung und die Verflüssi-
gung von Stein- und Braunkohle tragen langfristig 
zur Verbreiterung unserer Energie- und Rohstoff-
versorgungsbasis bei und eröffnen der beteiligten 
Industrie Exportchancen für Anlagen der Kohlever-
edelung. Damit werden auch Arbeitsplätze gesi-
chert. Aber bitte halten wir uns vor Augen: Jede 
Tonne Kohle kann nur einmal verwertet werden: 
entweder im Kraftwerk oder bei der Verflüssigung 
oder bei der Vergasung. 

(Kolb [CDU/CSU]: So ist es!) 

Drittens. Für die Veredelungs- und Vergasungs-
prozesse sind jedoch erhebliche Mengen von Ener-
gie, von Prozeßwärme, notwendig. Der Energiebe-
darf der Stromwirtschaft wird 1995 etwa 210 Mil-
lionen t SKE betragen. Da nur 24 % dieser Menge 
durch Steinkohle und 32 % durch Braunkohle, 
Heizöl und Erdgas gedeckt werden können, müssen 
44 % anders bestritten werden. Hierfür ist der Ein-
satz von Kernenergie die einzige Lösung. Auch bei 
größtmöglichen Anstrengungen kann es auf andere 
Weise nicht gelingen, die Energien bereitzustellen, 
die für Vollbeschäftigung und angemessenes 
Wachstum notwendig sind. 

Die Bundesregierung schiebt die Entscheidungen 
hinaus, bis Deutschland auch auf dem Gebiet der 

Kernenergie draußen ist. Das bedeutet dann erstens 
eine weitere Gefährdung von Arbeitsplätzen, zwei-
tens den Verlust des Know-how dieser Technik und, 
damit zusammenhängend, drittens das Ende der 
Wettbewerbsfähigkeit am Weltmarkt bezüglich 
kerntechnischer Anlagen. Durch den billigen Kern-
energiestrom anderer Länder — ich verweise auf 
Frankreich — wird unsere Wettbewerbsfähigkeit 
am Weltmarkt auch bei anderen stromintensiven 
Produkten verringert Damit werden tendenziell 
weitere Arbeitsplätze gefährdet Deshalb haben wir 
uns klar und eindeutig für Kernenergie ausgespro-
chen, bei Vorrang der Sicherheit vor Wirtschaftlich-
keit. 

Kernenergiegegner, auch die in den Reihen von 
SPD und FDP, bringen gern humanitäre und soziale 
Erwägungen vor. Sie übersehen dabei: die Deckung 
des steigenden Weltenergiebedarfes ist ohne 
Kernenergie nicht möglich. Gerade Industrieländer 
müssen deshalb diese hochwertige Technologie an-
wenden, um fossile Energieträger zu schonen und 
ihren Preis möglichst niedrig zu halten. Vielleicht 
können die reichen Länder auch einen höheren 
Preis bezahlen, aber die Entwicklungsländer können 
es nie und nimmer. Viele sind bereits jetzt, vor allem 
durch die gestiegenen Ölrechnungen, praktisch zah-
lungsunfähig geworden. 450 Millionen Menschen, 
ein Zehntel der Erdbevölkerung, vegetieren am 
Rande des Existenzminimus. Angesichts dieser Ent-
wicklung ist die Energieversorgung der Entwick-
lungsländer ein entscheidendes Problem für die ge-
samte Welt 

Angesichts dieser Zusammenhänge — risikobe-
grenzter Kernenergieausbau einerseits, sicherer 
Hungertod vieler Hunderttausender, vielleicht so-
gar Millionen Menschen in den Entwicklungslän-
dern andererseits — finde ich es ungeheuerlich, daß 
Kernenergiegegner humanitäre und soziale Erwä-
gungen für sich in Anspruch nehmen und uns die 
moralische Verantwortung abzusprechen versu-
chen. Aber satte und guternährte Bürger nehmen 
den Mund leicht und gerne voll. Ich habe Respekt 
vor jedem, der sich ernsthaft und verantwortungsbe-
wußt mit den Problemen der Kernenergie auseinan-
dersetzt Aber es sollte auf eine ehrliche Trennung 
zu den politischen Hetzern und ideologischen Agi-
tatoren geachtet werden. 

Die Bundesregierung, die aus Schwäche zögert, 
trägt ihre Schuld an dieser Entwicklung. Was sollen . 

die Bekundungen und Bekenntnisse des Bundes-
kanzlers zur Energiepolitik und zur Kernenergie in 
Venedig bedeuten, wenn er zu Hause handlungsun-
fähig ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe Ihnen die wesentlichen Alternativen des 
„weg vom Öl", vor allem des „weg vom OPEC-Öl' auf-
gezeigt: Kohle und Kernenergie — diese Kombina-
tion bringt die optimale Lösung —und sparsame 
Energieverwendung. Andere, weitere Energiefor-
men werden nützlich sein, aber über eine beschei-
dene Rolle in absehbarer Zeit nicht hinauskom-
men. 
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Unsere Anträge zu einer vernünftigen, weitsichti-

gen und notwendigen Energiepolitik liegen vor. Die 
Bundesregierung ist aufgefordert, zu handeln, um 
Schaden zu vermeiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat der Abgeord-
nete Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen, meine Herren! Nach-
dem in der vorigen Runde nur die Mitglieder der 
Enquete-Kommission "Kernenergie" gesprochen 
haben, möchte ich namens der SPD-Fraktion noch 
einmal allen Mitgliedern der Enquete-Kommission, 
vor allem auch unseren Kollegen aus dem Parla-
ment, recht herzlich für ihre Arbeit danken.. Ich 
möchte die Bitte daran knüpfen, daß der 9. Deutsche 
Bundestag möglichst schnell die Voraussetzungen 
für die Weiterarbeit und für die Beendigung der 
Kommissionsarbeit schafft. 

In dieser Runde beschäftigen wir uns mit vier Pa-
pieren, die uns von der CDU/CSU vorgelegt worden 
sind. Verehrter Herr Kollege Dr. Dollinger, eigent-
lich müßte man diese Papiere als „alte Hüte" be-
zeichnen. Sie haben selbst und zu Recht darauf hin-
gewiesen, daß sie aus den Jahren 1977 und 1978, der 
Rest aus 1979 stammen. Ich will nicht das Wo rt  „Pla-
giat" anwenden. Aber wenn Sie einmal kritisch prü-
fen und vergleichen, werden Sie feststellen, daß sie 
in vielen Punkten deckungsgleich und inhaltsgleich 
mit dem sind, was die Bundesregierung längst vor-
her als ihr Energieprogramm verkündet und prakti-
ziert hat.  

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 
Sie wollen mit diesen vier Papieren am Ende dieser 
Legislaturpeirode 

(Dr. Dollinger [CDU/CSU]: 1977/19781) 
den Eindruck eines besonderen Aktivismus auf 
energiepolitischem Gebiet erwecken, den Sie doch 
viel besser zu Zeiten der Wi rtschaftsminister Erhard 
und Schmücker entfaltet hätten. Drei der vier jetzt 
zur Beratung anstehenden Vorlagen sind nämlich 
längst überholt, und Sie haben das auch anerkannt, 
meine Damen und Herren von der Opposition. 

Der Antrag ,.Rationelle und sparsame Energie-
verwendung" stammt aus dem Jahre 1978. Darin 
wird die Bundesregierung aufgefordert, bis zum 
1. Juli 1980 einen Be richt über die quantitativen Er-
gebnisse der Einsparungsmaßnahmen vorzulegen. 
Wir konnten uns im Wirtschaftsausschuß mit einem 
Teil der Fragen nicht einverstanden erklären, weil 
sie nämlich zu wenig aussagekräftigen Antworten 
geführt hätten. Es mußten auch noch Gutachten in 
Auftrag gegeben werden, deren Ergebnisse noch 
nicht vorliegen. Auch der Termin war unrealistisch. 
Wir haben deshalb einen Änderungsantrag vorge-
legt, der heute zur Abstimmung ansteht. 

Da wir uns offensichtlich im ganzen Hause in der 
Einschätzung der Bedeutung des rationellen und 
sparsamen Umgangs mit Energie einig sind und wir 
alle ein Interesse haben, die Ergebnisse unserer 
Sparpolitik zu überprüfen und ins öffentliche Be-

wußtsein zu rufen, wird heute vorgeschlagen, daß 
die Bundesregierung möglichst bis zum 30. Juni 
1981 — das ist kein fest verpflichtender Termin — 
einen Bericht vorlegt Die sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion wird diesem Antrag, der im Wi rt

-schaftsausschuß einstimmig verabschiedet worden 
ist, ihre Zustimmung geben. 

Ich möchte dann einige Worte zu dem sogenann-
ten energiepolitischen Programm der CDU/CSU 
sagen. Herr Dollinger, dieses Programm stammt 
vom 20. Dezember 1977. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Von wann stammt das letzte Pro

-

gramm der Bundesregierung?) 

Sie haben richtig gehört. Das erste CDU/CSU-Pro-
gramm in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland stammt aus dem Jahre 1977, nicht 
etwa aus dem Jahre 1957, als die CDU/CSU 
regierte. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Aber da wurde Energiepolitik prakti

-

ziert, Herr Kollege Wolfram!) 

Dieses erste CDU/CSU-Energieprogramm wurde 
4V2  Jahre nach dem ersten Energieprogramm einer 
deutschen Bundesregierung, nämlich der Bundesre-
gierung der sozialliberalen Koalition, vorgelegt Die 
Opposition hat acht Jahre gebraucht, bevor sie zu 
diesem wichtigen Thema öffentlich Stellung genom-
men hat. Das sind die Fakten. Die Opposition hat 
dieses Programm vorgelegt, nachdem die Bundesre-
gierung bereits die zweite Fortschreibung ihres 
Energieprogramms fertiggestellt hatte. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Auf die dritte warten wir schon seit 

Jahren !) 

Das war am 14. Dezember 1977. Ich brauche mich 
mit diesem Programm der CDU/CSU nicht kritisch 
auseinanderzusetzen. Ich habe eingangs betont: Es 
entspricht weitgehend der erfolgreich praktizierten 
Energiepolitik der Bundesregierung und ist späte-
stens seit der zweiten Fortschreibung überholt 

Verehrter Herr Kollege Dr. Dollinger, wenn Sie 
sagen, die Bundesregierung habe nur Absichtserklä-
rungen abgegeben und keine Probleme gelöst, dann 
wissen Sie doch, daß diese Aussage vorn und hinten 
nicht stimmt Sie wissen doch, daß, seitdem es diese 
Bundesregierung gibt, energiepolitisch geplant und 
energiepolitisch gehandelt wird. Sie wissen doch 
auch, daß wir die Energiepolitik nicht von Bonn aus 
dirigistisch steuern können und auch nicht steuern 
wollen, sondern daß wir auf den guten Willen und 
auf die aktive Mitwirkung vieler am Wirtschaftspro-
zeß Beteiligter angewiesen sind, auf die Einsicht der 
Energieverbraucher — ob im privaten oder im indu-
striellen Bereich —, auf die Erkenntnisse und die 
Handlungen der Energieversorgungsunternehmen, 
auf die Bundesländer — auch auf die CDU/CSU-ge-
führten Bundesländer. 

Wenn Sie heute ein solches Bekenntnis zur 
Kohle abgeben, dann frage ich Sie: Warum haben 
Sie das nicht Ende der 50er und Anfang der 60er 
Jahre getan? Damals haben wir Ihnen vorausgesagt, 
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was heute der Fall ist: Öl unbegrenzt auf den deut-
schen Markt zu lassen, die Kohle zu verdrängen 
wird zu den Konsequenzen führen, die wir in diesem 
Jahr mit 70 Milliarden DM Aufwand für die  Ölim

-porte teuer, teuer bezahlen müssen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Herr Kollege, Ihre Leute 
waren doch auch dabei! Das waren wir 

nicht allein!)  

Hätten Sie schon damals auf uns gehört, wäre uns 
manches erspart geblieben. Nicht wir sind für die 
Abhängigkeit vom Importöl verantwortlich, sondern 
die Fehler, die von den von Ihnen geführten Bundes-
regierungen in der zweiten Hälfte der 50er und in 
der ersten Hälfte der 60er Jahre gemacht wurden. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Sie vergessen ganz, daß Sie schon elf 

Jahre an der Regierung sind!) 

Meine Damen und Herren, ich empfehle also Ab-
lehnung dieses Ihres Programms, weil es überholt 
ist. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie lassen es drei Jahre 
liegen, und dann ist es überholt! — Zuruf 

von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

— Das mag für Sie unglaublich sein; für uns ist es 
ganz logisch und verständlich. 

Lassen Sie mich ein Wo rt  zu dem CDU/CSU-Pa-
pier zur Sicherung der Energieversorgung und Zu-
kunftsorientierung der deutschen Energiepolitik 
sagen. Die Opposition hat mit diesem Antrag vom 
12. Juni 1979 eine Neufassung der Energiepolitik bis 
zum 1. Oktober 1979 gefordert. Innerhalb von gut 
drei Monaten wollten Sie also eine Neufassung ha-
ben, obwohl Sie wissen müssen: Es geht gar nicht um 
eine Neufassung, sondern es geht um die Kontinui-
tät, es geht um die kontinuierliche Fortsetzung einer 
bislang nachweislich erfolgreichen Energiepolitik in 
diesem Lande. Meine Damen und Herren, Sie wer-
den doch nicht bestreiten können, diese Bundesre-
publik Deutschland ist wie kaum ein anderer Staat 
mit den Problemen, die durch die Ölkrise entstan-
den sind, sehr gut fertig geworden. Wir sind doch in 
einer Lage, daß wir im Vergleich zu vielen anderen 
Ländern, insbesondere im Vergleich zu den Ent-
wicklungsländern, mit den Problemen am besten 
fertig geworden sind. 

(Kolb [CDU/CSU]: Es wäre auch schlimm, 
wenn es nicht so wäre 

In den einzelnen Punkten dieses Antrages haben 
Sie Fragen angesprochen, die schon damals Inhalt 
der Energiepolitik der Bundesregierung waren. Spä-
testens seit der Regierungserklärung vom 4. Juli 
1979 ist auch dieser CDU/CSU-Antrag als erledigt 
anzusehen. Im übrigen hatte die Opposition damals 
dieser Feststellung nicht widersprochen. Ich emp-
fehle auch in diesem Punkte Ablehnung. 

Zu Ihrem Antrag „Beitrag der Kernenergie" vom 
27. November 1979 darf ich kurz in Erinnerung ru-
fen, daß Sie mit diesem Entschließungsantrag als Er-
gänzung Ihrer Großen Anfrage eine Debatte vor 
dem Berliner Parteitag der SPD erzwingen wollten. 
Wir sind Ihnen gern gefolgt. Sie haben Ihre Debatte 
bekommen. Ihre Hoffnungen und Erwartungen sind  

nicht in Erfüllung gegangen. Wir konnten Ihnen 
nachweisen, daß wir klare energiepolitische Vor-
stellungen haben und daß die SPD-Bundestagsfrak-
tion hinter der Bundesregierung und ihrer Energie-
politik steht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Narjes [CDU/CSU]) 

— Ich freue mich, Herr Dr. Narjes, daß Sie das offen-
sichtlich zustimmend zur Kenntnis nehmen, 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

denn Sie haben die ganze Zeit zustimmend ge-
nickt. 

Auch dieser Antrag der Opposition ist durch un-
sere praktische Politik längst überholt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, was das Einsparen be-
trifft, haben wir getan, was bisher möglich war. Hier 
kann man nur erwarten, daß sich auch andere Bun-
desländer, insbesondere Schleswig-Holstein, dem 
anschließen, wenn es darum geht, Bund-Länder-Ver-
einbarungen abzuschließen." 

Was die Kohlepolitik anbetrifft, Herr Dollinger, 
stelle ich fest, daß wir die von uns gesteckten Ziele 
erreicht haben. Der heimische Bergbau ist dank un-
serer Politik aus einer hoffnungslosen Lage und mit 
beachtlichen öffentlichen Mitteln über eine Tal-
sohle in eine neue Aufschwungphase gebracht wor-
den. 

Seit es sozialdemokratische Forschungsminister 
gibt, gibt es in Bonn Kohleforschungsförderung, 
Herr Dr. Dollinger. Ich freue mich, daß Sie für Kohle-
veredelung sind. Aber prüfen Sie einmal nach, wann 
diese Förderung eingeführt worden ist! In den 70er 
Jahren, als Sozialdemokraten die Forschungsmini-
ster stellten. Seitdem gibt es Kohleforschung. Heute 
sind wir so weit, daß wir kurz vor der großtechni-
schen Anwendung der Kohlevergasung und der 
Kohleverflüssigung stehen. 

Ich stelle weiter fest: Wir haben das Prinzip „Vor-
rang der Kohle in der Verstromung" dank der Ko-
operationsbereitschaft der Elektrizitätswirtschaft 
und des heimischen Bergbaus verwirklicht. 

Ich wiederhole: Mit diesem Argument kann ein 
begrenzter Zubau an Kernkraftwerken bei Vorlie-
gen der bekannten Prämissen nicht mehr abgelehnt 
werden. 

Wir haben inzwischen auch eine Regelung für die 
Kohleimporte gefunden, die im Interesse unserer 
Volkswirtschaft liegt und die die Möglichkeiten des 
Weltmarktes ausschöpfen wird. Ich warne aller-
dings einmal mehr auch an dieser Stelle vor über-
triebenen Erwartungen. Auch auf dem Weltmarkt 
ist das Kohleangebot begrenzt. Jetzt wird einer Ver-
doppelung, möglicherweise sogar Verdreifachung 
der Weltkohleförderung das Wo rt  geredet. Neue 
Kohlenlagerstätten müssen aber erst erschlossen 
werden. Die Infrastruktur in weiten Bereichen, z. B. 
in Australien, muß erst geschaffen werden. Wenn 
Energie insgesamt knapper wird, dann wird auch die 
Kohle auf dem Weltmarkt nicht billiger, sondern 
teurer. Das veranlaßt mich einmal mehr zu der 
Schlußfolgerung: In jeder Stunde sollten wir alle 
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daran denken: Die beste Leistung, die wir gemein-
sam für die Energiepolitik bringen können, ist, daß 
wir in der Tat verantwortungsbewußt und sparsam 
mit der Energie umgehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, soweit der Entschlie-
ßungsantrag der CDU/CSU die internationalen 

Aspekte behandelt, sind sie durch die im Bereich 
der EG und der Internationalen Energieagentur ge-
schaffenen Systeme der Bevorratung und des Kri-
senmanagements weitgehend abgedeckt und gere-
gelt. 

Mit dem ehrgeizigen Ziel, den Anteil des Öls auf 
40 % des Primärenergieverbrauchs zu senken, unter-
streichen wir nachdrücklich unsere Politik „weg 
vom Öl". 

Was die Erklärung zur Entsorgung in dieser Ent-
schließung betrifft, so ist sie — das werden Sie nicht 
bestreiten — inzwischen weitgehend überholt. Des-
halb empfehle ich Ablehnung auch dieses Antrags. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich unab-
hängig von diesen Vorlagen feststellen, daß ich den 
Versuch der Opposition, auch die Energiepolitik in 
den parteipolitischen Tagesstreit einzubeziehen, 
eigentlich bedaure. Gerade in einer so schwierigen 
Situation, wie sie die Lage auf dem Weltenergie-
markt bietet, wäre ein hohes Maß an Übereinstim-
mung aller demokratischen Kräfte dieses Hauses 
nötig, das um so mehr, als es zur Energiepolitik der 
Bundesregierung, Herr Dollinger, wirklich keine Al-
ternativen gibt; jedenfalls haben Sie uns keine auf-
gezeigt 

(Kolb [CDU/CSU]: Aber zur Energiepolitik 
der SPD gibt es Alternativen!) 

Vielleicht wird Herr Kollege Dr. Narjes so freund-
lich sein, den Versuch noch in einer zweiten Runde 
zu übernehmen. 

Es gibt eine einzige Ausnahme. Sie plädieren für 
einen unbegrenzten, undifferenzie rten Ausbau der 
Kernenergie. Ich erinnere mich, daß Sie uns am 
14. Dezember 1978 zumuten wollten, die Landesre-
gierung von Nordrhein-Westfalen anzuweisen, dies 
und jenes zu tun, statt daß Sie mit uns der Meinung 
sind: Hier muß man, wie es der Zwischenbericht der 
Enquete-Kommission Zukünftige Kernenergiepoli-
tik" empfiehlt, behutsam und vernünftig gemeinsam 
mit allen am Wirtschaftsprozeß Beteiligten das 
Richtige tun. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Aber nicht bis 1999 
warten!) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
wir bieten Ihnen erneut eine sachliche Zusammen-
arbeit auf energiepolitischem Gebiet an. Es gibt 
doch im Wirtschaftsausschuß weite Strecken, wo 
wir das praktizieren. Lassen Sie uns um die besseren 
Mittel und Methoden zur Verwirklichung der not-
wendigen energiepolitischen Ziele miteinander 
wetteifern! Lassen Sie uns Sachargumente vorbrin-
gen, mit denen wir uns auseinandersetzen können! 
Verfallen Sie nicht in die Gefahr, grobschnitzig zu 
versuchen, die Energiepolitik in den parteipoliti-
schen Streit zu ziehen! 

Ich stelle abschließend fest: Wir haben eine ver-
nünftige Energiepolitik betrieben, angefangen mit 
dem ersten Energieprogramm, mit der ersten Fo rt

-schreibung über die zweite Fortschreibung und den 
zwischenzeitlich getroffenen Beschlüssen bis zu vie-
len Gesetzen, die wir in diesem Hause mit großer 
Mehrheit verabschiedet haben. Wir wissen, welche 
schwierigen Probleme vor uns stehen. Ich würde 
mich freuen, wenn wir gemeinsam an die Lösung 
dieser Aufgaben im kommenden Jahrzehnt gehen. 
— Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat Herr Abge-
ordneter Professor Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte mich 
zunächst zu dem Tagesordnungspunkt ;,Rationelle 
und sparsame Energieverwendung" äußern und aus-
drücklich begrüßen, daß wir über dieses Thema sei-
ner Bedeutung angemessen in diesem Hohen Hause 
wieder sprechen können. 

Es ist zwar nur ein Schlagwort, aber doch sehr ein-
gängig: Energiesparen — unsere beste Energiequel-
le. Man muß sich vor Augen führen, welches Poten-
tial zur Deckung des Endenergiebedarfs noch vor-
handen ist, wenn wir mit dem angebotenen Energie-
potential auf der Primärenergieseite wie aber auch 
auf der Nutzenergieseite vernünftiger umgehen. 
Hier gibt es eine ganze Reihe von Möglichkeiten, 
die es auszuschöpfen gilt Ich möchte hier wieder-
holt betonen, daß es sich dabei um eine ausdrückli-
che Position der Freien Demokraten handelt, die wir 
in diesem Hause seit Jahren vertreten, auch, Herr 
Kollege Dollinger, in Übereinstimmung mit den Par-
teitagsbeschlüssen. Hier können Sie keinen Wider-
spruch konstruieren. Ich bitte Sie, in dieser Reihe 
einmal zu verfolgen, was wir gemacht haben. 

In die rationelle Energieverwendung beziehen 
wir auch die Möglichkeiten zur Nutzung erneuer-
barer Energieträger ein. Ich meine, daß diese Be-
schlußlage und diese Einstellung in Übereinstim-
mung mit dem Energieprogramm und der Energie-
politik der Bundesregierung steht, die in ihrer Fo rt

-schreibung die Priorität auf die rationelle Energie-
verwendung gelegt hat 

Ich wiederhole mich, wenn ich jetzt davon spre-
che, daß dieses Energiesparen und diese Nutzungs-
möglichkeiten nur mit marktkonformen Mitteln zu 
erreichen sind, daß wir dirigistische Maßnahmen ab-
lehnen 

(Zustimmung des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

und daß es nicht darum geht, staatliche Kontrolle 
des Verbraucherverhaltens einzuführen. Nein; dies 
lehnen wir ab. 

Aber wir sind der Meinung, daß wir sehr viel stär-
ker und intensiver auf die Sparmöglichkeiten abhe-
ben müssen. Dies und die Nutzung dieser Möglich-
keiten geht nur mit Einsicht und nur, wenn der Ver-
braucher die möglichen Maßnahmen akzeptiert. 
Nur dann ist dieses Ziel zu erreichen. 
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Dafür gibt es einige Voraussetzungen. Die erste 

Voraussetzung ist eine weitgehende Information 
und Aufklärung der Verbraucher. Die zweite ist 
eine Verbesserung auf dem Sektor der Ausbildung 
von Planern, d. h. von Architekten und Ingenieuren, 
und von Ausführenden — hier müssen wir nämlich 
auch die Handwerker einbeziehen —, damit sie Er-
fahrungen gewinnen und Kenntnis von den techni-
schen Möglichkeiten, die heute schon gegeben sind, 
erhalten und in die Lage versetzt werden, dies um-
zusetzen. 

Es ist notwendig, Anreize zur verstärkten Ener-
gieeinsparung durch Umstellung in der Haustech-
nik und im Kraftfahrzeug- und Verkehrsbereich zu 
geben: 

(Kolb [CDU/CSU]: Da liegt der Hund begra

-

ben!) 

steuerliche Vergünstigungen, Investitionszulagen 
— Anreize statt Gebote und Verbote. 

Ein weiteres ist notwendig. Dies betrifft die öf-
fentliche Hand; zwar nicht den Bundestag, der wie-
derholt auf die Notwendigkeit hingewiesen hat, hier 
Aktivitäten zu entwickeln, aber die Landesregierun-
gen und die Kommunen. Es geht darum, administra-
tive Hemmnisse abzubauen. Vorwiegend handelt es 
sich dabei um die Novellierung von Bauvorschriften, 
die der Nutzung erneuerbarer Energieträger entge-
genstehen. 

Schließlich ist es notwendig, daß die öffentlichen 
Hände — auch hier sind besonders die Kommunen 
gefordert — beispielhaft vorangehen, wenn es 
darum geht, die Möglichkeiten zu rationellen Ener-
gieverwendung zu nutzen. Das könnte sich positiv 
auch auf die Betriebskosten und damit die Sach-
haushalte der Kommunen auswirken. Im Bereich 
der öffentlichen Hände müssen die Möglichkeiten 
stärker als bisher ausgeschöpft werden. 

Diese Notwendigkeiten begleitend, muß die För-
derung der Forschung zur Entwicklung neuer 
Techniken und neuer Systeme auf dem Ver-
brauchssektor weitergeführt  werden. Es geht um 
Forschung und deren Förderung auch auf dem Ge-
biet der Nutzung erneuerbarer Energieträger. 

Aber lassen wir bei uns keine Illusion, über den 
Umfang der kurzfristig zu nutzenden Einsparpoten-
tiale aufkommen. Die Erschließung dieser Poten-
tiale ist ein langer Prozeß, der sich über Jahrzehnte 
hin vollziehen wird. Er wird einen hohen investiven 
Aufwand erfordern. Die Kosten sind jedenfalls zur 
Zeit nur annähernd abschätzbar. Wir haben keine 
schlüssigen Informationen darüber, wie groß der Be-
darf an Energie und Rohstoffen ist, die einzusetzen 
sind, um diese Möglichkeiten voll zu nutzen. 

Bei den Überlegungen über den Zeitraum, in dem 
diese Einsparpotentiale zu erschließen sind, müssen 
wir uns drittens über die Kapazität des Baugewer-
bes, des Sanitärgewerbes und des Heizungsgewer-
bes klar werden. Hier haben wir schon heute einen 
erheblichen Facharbeitermangel zu beklagen. Wir 
müssen uns mit diesen Fakten auseinandersetzen. 
Daher wird es schwer sein, die Sparpotentiale für 
einen definierten Zeitrahmen zu quantifizieren. 

Dennoch ist es notwendig und wichtig, die Trends 
aufzuzeigen und die Entwicklung zu verfolgen. 

Deswegen begrüßen wir ausdrücklich die Emp-
fehlung des Wirtschaftsausschusses, hier einen Be-
richt von der Bundesregierung zu fordern. Denn die 
Erkenntnisse, die dort  aufgeführt werden mögen, 
können Grundlage für weitere energiepolitische 
Entscheidungen sein. 

Dazu gehört, daß die Fortsetzung bzw. Verlänge-
rung entsprechender Programme vorgesehen wird. 
Ich denke z. B. an das Wohnungsbaumodernisie-
rungsprogramm, dieses 4,35-Milliarden-Programm. 
Dazu ist anzumerken, daß nicht nur die Förderung 
von Wärmedämmung, sondern verstärkt auch die 
Umstellung von Heiztechniken und Heizungsanla-
gen einbezogen werden müssen. Es ist zu überlegen, 
ob die Förderungsbeträge erhöht werden können. 
Ich denke auch an das Programm zum Ausbau der 
Fernwärme und zur Kraft-Wärme-Kopplung. 

Es ist zu hoffen, daß die von der CDU/CSU regier-
ten Länder in der Auseinandersetzung mit dem 
Bund über die Steuerneuverteilung nicht gerade an 
diesen aus gesamtwirtschaftlichen und energiepoli-
tischen Gründen unverzichtbaren Programmen ihr 
Mütchen kühlen wollen. Hier muß die Opposition 
geständig sein, ob sie ihre eigenen energiepoliti-
schen Aussagen ernst nimmt. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Vom Sparen verste- 
hen die CDU/CSU-Länder mehr als die an- 

deren!) 

Lassen Sie mich zum Bericht ergänzend bemer-
ken: Auch die Auswirkungen auf die Arbeitsplät-
ze, auf neue Arbeitsplätze, auf die Struktur der Wirt-
schaft, auf die Chancen für kleine und mittlere Un-
ternehmen, auf den Expo rt  und die positiven Wir-
kungen auf die Umwelt, d. h. auf die Immissionen, 
sind in diesem Zusammenhang mit zu überdenken. 
Ich meine, daß es hier positive Effekte gibt, die auch 
in einen solchen Bericht durchaus aufgenommen 
werden können und aufgenommen werden sollten. 

Herr Kollege Dollinger, die Bundesregierung ist 
über die Parteitagsbeschlüsse von FDP und SPD 
mit Sicherheit nicht verunsichert. 

(Kolb [CDU/CSU]: Oh!) 

Für meine Partei kann ich jedenfalls deutlich fest-
stellen, daß unsere Beschlußlage mit den Fortschrei-
bungen des Energieprogramms, mit den energiepoli-
tischen Aussagen durchaus übereinstimmt. Die 
Handlungen der Regierung sind auch nicht hinter 
der zweiten Fortschreibung zurückgeblieben. 
Schließlich ist hier ja nicht nur Handeln der Regie-
rung vorausgesetzt, sondern auch die Industrie hat 
ihren Teil zu übernehmen. Wir sind ja kein Staatsbe-
trieb, und wir wollen ihn wohl auch nicht. 

Nun haben Sie darauf abgehoben, daß die Impo rt
-abhängigkeit der Bundesrepublik vom Öl zur Dek-

kung des Energiebedarfs noch zugenommen habe; 
Sie haben das in absoluten Zahlen angegeben. Aber 
ich bitte Sie doch, zur Kenntnis zu nehmen, Herr 
Kollege Dollinger, daß der Anteil des Öls am Ener-
gieverbrauch von mehr als 55 % im Jahre 1972 auf 
51 % im Jahre 1979 kontinuierlich zurückgegangen 



18648 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 229. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 3. Juli 1980 

Dr.-Ing. Laermann 
ist und 1980 voraussichtlich — das zeigen Hochrech-
nungen nach dem ersten Vierteljahr — auf etwa 
46 % zurückgehen wird. Wollen Sie dies bitte zur 
Kenntnis nehmen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Herr Kollege, wieviel ha
-ben wir durch Kernkraft substituiert?) 

— Wir haben im Bereich der Stromerzeugung durch 
Kernkraft einiges substituiert, so daß der Anteil des 
cgs an der Stromerzeugung derzeit wohl nur noch 
6 % beträgt Aber das zeigt auch die derzeitige 
Schwäche der Kernenergie, daß sie nämlich im Au-
genblick nichts als S trom liefern kann. Wir müssen 
fragen, ob wir damit allein in ausreichendem Maße 
Öl substituieren können. Ich habe da meine Beden-

ken, die ich aber im einzelnen nicht noch einmal 
ausführen will. Denn der stärkere Einstieg des 
Stromes in den Wärmemarkt setzt erhebliche Inve-
stitionen voraus. Der Einsatz solchen Kapitals wird 
sich über einige Jahre, wenn nicht Jahrzehnte hin-
weg vollziehen und nur vollziehen können. 

(Kolb [CDU/CSU]: Es gibt aber sehr revier

-

ferne Gegenden!) 

Es kommt darauf an, die Kernenergie fortzuent-
wickeln, sie nämlich nicht nur im Bereich der S trom-
erzeugung, sondern auch im Bereich der Prozeß-
wärme einzusetzen; hier stimme ich Herrn Dollin-
ger ausdrücklich zu. Aber, meine verehrten Kolle-
gen, dies ist eine Frage, die noch langfristige Ent-
wicklungen voraussetzt. Wenn wir die Situation, die 
Möglichkeiten nicht allzu optimistisch einschätzen, 
dann werden wir die Prozeßwärme in größerem, 
d. h.: in kommerziellem Umfang nicht vor zwei Jahr-
zehnten zur Kohleveredelung einsetzen können. So 
jedenfalls sieht die Entwicklung aus. Das setzt vor-
aus, daß wir auch eine Industriegruppe finden, die 
bereit ist, neben der staatlichen Förderung das erfor-
derliche Kapital aufzubringen, um diese Entwick-
lungen fortzusetzen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Hoffentlich können wir 
es dann noch!) 

Das kann und soll die öffentliche Hand nicht alleine 
machen. Wir sind auch hier schließlich kein Staats-
betrieb und wollen auch keinen. 

Diesen Einwand muß ich auch vorbringen, wenn 
hier der Vorwurf gegen die Bundesregierung gerich-
tet wird, sie habe die Chancen vertan, sich an der 
überseeischen Erschließung von Kohlevorräten zu 
beteiligen. Soll das denn der Staat machen? Dies 
kann nur die Industrie machen; sie ist auf dem 
Wege, dies zu tun. Denn nur über solche Beteiligun-
gen werden wir unseren Importkohleanteil in Zu-
kunft auf Dauer sichern können. 

Ich meine also, daß es hier nicht darum geht, Kri-
tik an der Regierung zu üben, während Sie gleichzei-
tig eigene Programmvorschläge vorlegen, die durch 
das Regierungsprogramm in weiten Teilen abge-
deckt sind. Daher lehnen wir Ihre Anträge ab und 
stimmen dem Berichtsantrag über die rationelle 
Energieverwendung zu. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Narjes. 

Dr. Narjes (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Herr Kollege 
Wolfram, ich habe Ihre Rede mit großem Interesse 
gehört. Gestatten Sie mir bitte zwei Bemerkungen. 

Die erste: Wenn Ihr Gewissen über die vergange-
nen vier Jahre so gut ist, wie Sie es hier vorgetragen 
haben, wundere ich mich, warum Sie nicht dafür wa-
ren, daß in diesem Hause an dieser Stelle heute eine 
Abschlußberatung über die zweite Fortschreibung 
des Energieprogramms der Bundesregierung 
stattfindet. Das wäre die angemessene Grundlage 
für diese Debatte gewesen. 

Meine zweite Bemerkung bezieht sich auf Ihren 
Appell zum Konsens. 1976 wurde das letzte Stück 
Gemeinsamkeit in der Kernenergiepolitik aufge-
geben, ohne daß wir bis heute die Sachgründe wis-. 
sen,  warum Sie sie aufgegeben haben. Alle natio-
nalen und internationalen Untersuchungen in der 
Zwischenzeit haben die gemeinsame Position, die 
wir bis 1976 gehabt haben, bestätigt Es steht dem 
nichts im Wege, wieder zu Ihrer alten, d. h. gemein-
samen Position zurückzukehren. Jedenfalls reicht es 
nicht aus, daß wir versuchen, die Geschichte neu zu 
schreiben oder die Vergangenheit zu verdrängen. 
Wenn wir schon die Kohlegeschichte der 50er und 
60er Jahre schreiben wollen, dann vergessen Sie 
bitte auch nicht den Anteil, den etwa Professor 
Schiller für Sie gehabt hat und andere Namen, die 
andere Positionen vertreten haben, als Sie es heute 
gern gehabt hätten. 

Meine Bemerkungen sollen sich mit wenigen 
Stichworten zur Bilanz der Energiepolitik der Bun-
desregierung befassen und dabei herausheben, daß 
nach unserer Vorstellung zwei entscheidende Män-
gel die Energiepolitik der vergangenen Legislatur-
periode kennzeichnen: Erstens eine grundlegend 
andere und unseres Erachtens falsche Beurteilung 
unserer importabhängigen Versorgungslage und 
zweitens eine Handlungs- und Entscheidungs-
schwäche der Bundesregierung und der sie tra-
genden Koalitionsparteien in einer Lebensfrage un-
seres Volkes. 

Zu Beginn der zweiten Irankrise hatten wir fünf 
kostbare Jahre unwiderbringlich verloren, und die-
ses Zeitversäumnis wird die gesamte Energiepolitik 
der 80er Jahre mit einer schweren Hypothek bela-
sten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Die Übereinstimmung zwischen Regierung und Op-
position beschränkt sich auf die Beurteilung der all-
gemeinen, das heißt der durch Machtfaktoren un-
verfälschten geologischen und wi rtschaftlichen Si-
tuation auf den Öl- und Gasmärkten und den sich 
daraus ergebenden Konsequenzen für Angebot und 
Nachfrage. Sie bezieht sich auch auf die Erkenntnis, 
daß wir die Versorgung unserer Volkswirtschaft mit 
Energie unter dem Leitziel „weg vom Öl" umzuorien-
tieren haben. 

Schon weniger klar ist die Übereinstimmung, 
wenn die Politik der drastischen Drosselung der Öl-
produktion durch die Produzentenstaaten der 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 229. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 3. Juli 1980 	18649 

Dr. Narjes 
letzten vier Jahre mit ins Bild gezogen wird. Diese 
Politik bedeutet nämlich immerhin, daß das Ange-
bot auf den Weltölmärkten in den 80er und 90er 
Jahren jährlich bis zu 1 Milliarde Tonnen hinter dem 
zurückbleibt, was wir noch 1974 — vielleicht auch 
1975 — annehmen durften. 

Grundlegend unterscheiden wir uns von der Bun-
desregierung in der Beurteilung der politischen 
und strategischen Lage im Hauptversorgungsge-
biet Nah- und Mittelost, von dem unsere Ölversor-
gung unverändert  zu 65 % abhängt, und vor allem 
unterscheiden wir uns in den sich aus dieser Lage-
beurteilung ergebenden Konsequenzen. 

Zusätzlich zu den vom Kollegen Stavenhagen an-
gezogenen Gründen weise ich darauf hin, daß die 
politische und soziale Stabilität in den einzelnen 
Förderländern und auch in der ganzen Region un-
verändert gefährdet ist. Der Iran-Fall braucht kein 
Einzelereignis zu bleiben. 

Die strategische Absicht der Sowjetunion — um 
ein zweites Argument zu nehmen —, auf die Produk-
tion und die Verteilung des Öls aus dem Mittleren 
Osten einen kontrollierenden Einfluß zu nehmen, 
wurde lange Zeit — offensichtlich weil unbequem 
— aus den Regierungsanalysen schlicht verdrängt. 
Selbst nach Afghanistan wurde zuweilen noch so ge-
tan, als ob es diese Gefahr nicht gäbe. Ich verweise 
auf die Beweisführung für diese Gefahren, die am 
heutigen Morgen an dieser Stelle geboten wurde. 

Im übrigen haben wir schon mehrfach auf die 
Warnung des früheren amerikanischen Ministers 
Schlesinger hingewiesen, daß die Sowjetunion 
durch eine Kontrolle des Mittelostöls in die Lage 
käme, von dort  aus die NATO in Europa aus den An-
geln zu heben. Unsere eigene Sicherheit, Unabhän-
gigkeit, politische und soziale Stabilität können mit-
hin durch eine falsche Energiepolitik lebensgefähr-
lich bedroht werden, oder bestehende Bedrohungen 
können lebensgefährlich verlängert werden. 

Die Bundesregierung weiß schließlich auch wie 
wir, daß unkontrollierbare Entwicklungen im Span-
nungsbereich um Israel auf unsere Ölversorgung 
durchschlagen können. Dabei geht es nicht allein 
um das Sabotagepotential der PLO gegen die Ölpro-
duktionsanlagen und Öltransportleitungen im Mitt-
leren Osten. Vor allen Dingen drohen politische Lie-
fersperren, falls der militärische Konflikt wieder 
auflebt. Unter dem Gesichtspunkt des möglichen 
schlimmsten Falles muß die Bundesregierung für ei-
nen solchen Konflikt auch auf die Möglichkeit eines 
isolierten Boykotts gegen Deutschland gefaßt sein. 

Die Bundesregierung hat hingegen während ihrer 
ganzen Amtszeit dieses enorme Gefahrenpotential 
verdrängt. Sie ist anscheinend immer noch der An-
sicht, daß uns der Zugang zum Mittelostöl noch für 
Jahrzehnte zu zumutbaren Bedingungen offensteht, 
und will nicht wahrhaben, daß unsere Ölversorgung 
derzeitig auf tägliche Kündigung angelegt ist. 

(Kolb [CDU/CSU]: Genau das ist der wunde 
Punkt!) 

Dies ist besonders leichtsinnig, weil die Umstellung 
der Ölversorgung aus Mittelost auf andere Öquel

-

len oder auf andere Energieträger sehr lange Vor-
laufzeiten benötigt. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Auf wel-
che denn?) 

Zahlenbeispiele aus dem Vergleich mit anderen 
Staaten würden die Versäumnisse der Bundesregie-
rung offenlegen. Ich darf nur darauf hinweisen, daß 
Frankreich 1973 zu 65 % vom Ölimport abhängig 
war. 1990 wird es nur noch zu 30 % davon abhängig 
sein, seine Abhängigkeit in 17 Jahren also um mehr 
als die Hälfte verringert haben. Im gleichen Zeit-
raum beläuft sich die Verringerung des deutschen 
Anteils auf etwas mehr als 20 % — nach der gelten-
den Planung der Bundesregierung. 

Die Vereinigten Staaten, auf die man gerne ein-
drischt, wenn es um Energiepolitik geht, werden 
1990 in der Lage sein, ihren Restölbedarf außerhalb 
von Nah- und Mittelost zu decken. 

Mit anderen Worten: Unsere beiden wesentlich-
sten Bündnispartner in Europa und Übersee haben 
auf Grund derselben Lagebeurteilung, die die Oppo-
sition seit sechs Jahren der Bundesregierung hier an 
dieser Stelle entgegenhält, erfolgversprechend ge-
handelt. Sie waren in der Lage, ihren nationalen In-
teressen gemäß und rechtzeitig zu handeln. Beide 
Staaten werden in etwa zehn Jahren nicht mehr le-
bensentscheidend vom Öl aus dem Mittleren Osten 
abhängig sein. Daraus ergibt sich für uns eine wei-
tere Belastung der Sicherheit unserer Versorgung; 
denn mit dem Ende der eigenen Abhängigkeit vom 
Mittelostöl ändert sich zwangsläufig auch die Quali-
tät ihres Interesses an der militärischen Sicherung 
dieser Region. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Sie haben uns doch 
erst in diese Abhängigkeit gebracht! — 
Kolb  [CDU/CSU]: Lassen Sie ihn doch aus-

reden!) 

Wir haben die Bundesregierung schon vor einem 
Jahr an dieser Stelle aufgefordert, aus dieser Lage 
endlich Konsequenzen zu ziehen und alles daranzu-
setzen, um unsere Versorgung aus dieser Region in 
einer nationalen Anstrengung in den kommenden 
zehn Jahren entscheidend zu verringern. Die Ant-
wort  war Schweigen. 

Ich wiederhole deshalb: Angesichts unserer exi-
stenzgefährdenden Abhängigkeit von der Ölversor-
gung aus dem Mittleren Osten kommt dem Ziel, uns 
von dieser Erpreßbarkeit zu lösen, absolute Priorität 
zu. Andere Ziele haben sich dem unterzuordnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Sagen Sie doch mal, 

wie Sie es machen wollen!) 

Alles, was ich zur Sicherung der benötigten Im-
portmengen gesagt habe, wird in seiner Dringlich-
keit noch durch die Preisexplosion der letzten 18 
Monate unterstrichen, in denen das Öl fast um 150 % 
teurer geworden ist. Darüber hinaus diskutieren die 
Ölproduzenten für künftige Preissteigerungen eine 
Index-Formel, die darauf hinausläuft, daß das gegen- 
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wärtige Ölpreisniveau nominal in den nächsten sie-
ben Jahren abermals verdoppelt wird. 

(Kolb [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wie gut stünden wir heute in Deutschland da, 
auch im Blick auf die Dritte Welt, hätte die Bundes-
regierung die Politik des Weg vom Öl ernsthaft und 
mit dem von der Opposition immer wieder geforder-
ten Nachdruck betrieben. Wir wären weniger er- 
preßbar und hätten die reale Chance, von der Men-
genseite her mit der Preisexplosion besser fertig zu 
werden, als das heute zu befürchten ist. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 
doch Theorie! — Kolb [CDU/CSU]: Das ist 

keine Theorie» 

Gemessen an den versorgungsstrategischen Ziel-
vorgaben unserer Energiepolitik ist die Liste der 
Versäumnisse der Bundesregierung so lang, daß 
eine Plenarrede nicht ausreichen würde, sie darzu-
stellen. Nur einige Beispiele: Die Anstrengungen 
zur Umverlagerung unserer Versorgungsströme in 
versorgungsstrategisch sichere Regionen waren un-
zureichend, Beispiel: Nordsee, Stichwort: zuwenig 
und zu spät. 

Oder: Das Instrument DEMINEX leidet immer 
noch unter Entscheidungsschwäche, Strukturmän-
geln und unzulänglicher Finanzausstattung. Diese 
Gesellschaft war auf Grund ihrer fehlerhaften Kon-
struktion im vergangenen Jahr nicht in der Lage, 
sich ein verfügbares großes kalifornisches Ölfeld zu 
sichern. 

Oder: Die Vorkehrungen zur Sicherung gegen 
kurzfristige Versorgungsstörungen waren ungenü-
gend. Als die Iran-Krise ausbrach, war unsere na-
tionale Ölreserve nur zu 60 % aufgefüllt — schlicht: 
ein mittlerer Skandal. 

Oder: Die Vorräte der allgemeinen Vorratshal-
tung übersteigen zwar die international vereinbar-
ten Ziele. Diese selbst aber sind für unsere Situation 
nicht angemessen. Sie reichen bei schweren Versor-
gungsstörungen nicht aus, um selbst unter Not-
standsbedingungen unsere Versorgung umzustruk-
turieren; schon gar nicht reichen sie aus, um Spiel-
räume für politische Verhandlungen zu eröffnen. 

Oder: Als einen besonders schweren Mangel ver-
zeichnen wir die völlige Passivität in der Sicherung 
des Zuganges zu den Lagerstätten für das soge-
nannte unkonventionelle Öl: Teersände, Schweröl, 
Ölschiefer. Die Weltvorräte an diesen Ölen sind 

größer als die Vorräte an konventionellem Öl. Sie 
haben den Vorteil, daß sich ihre Lagerstätten über-
wiegend in Nord- und Südamerika, also außerhalb 
der OPEC befinden und damit eine wesentlich bes-
sere Versorgung garantieren müßten. Gerade diese 
Unterlassungen können als ein Beispiel für Ent-
scheidungsschwäche, Risikoscheu und Mangel an 
Weitsicht herangezogen werden. 

In dieses Bild unbedachter Vorsorge paßt übri-
gens vortrefflich die gegenwärtige Bereitschaft der 
Bundesregierung, völlig unvertretbare Risiken der 
Gasversorgung aus der Sowjetunion einzugehen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sind Sie 
denn dagegen?) 

Würde die Opposition nicht härtesten Widerstand 
anmelden, liefen wir Gefahr, die Abhängigkeit vom 
OPEC-Kartell heute durch eine entsprechende Ab-
hängigkeit von einem durch die Sowjetunion ge-
führten Kartell in den 90er Jahren bei unserer Gas-
versorgung zu ersetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Sie sind also gegen 

den Gasvertrag?) 

— Ich bin gegen alle Bezugsverhältnisse zur Sowjet-
union, die die 20-Prozent-Grenze überschreiten. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Deutliche Kritik müssen wir an der unterlassenen 
Lagerstättensicherung zur Bef riedigung unseres Be-
darfs an Importkohle anmelden. Seit Jahren ist der 
große Umfang unserer künftigen Abhängigkeit von 
Importkohle bekannt. Wir wissen auch, daß sich nur 
wenige Gebiete der Welt als Kohlelagerstätten für 
eine sichere Versorgung Deutschlands anbieten. 
Um so schärfer ist unsere Rüge, daß auch in diesem 
Punkte nichts geschehen ist und daß das, was er-
reichbar ist, wesentlich teurer geworden ist, als es 
gewesen wäre, wenn wir rechtzeitig zugegriffen hät-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Sie wollen doch die 
Importkohle an Stelle der deutschen 

Kohle!) 

Die Aufgaben unserer Energiepolitik unter den 
vorgegebenen externen Bedingungen hat der Sach-
verständigenrat in seinem letzten Bericht unter der 
Überschrift „Substitution und Sparen" präzise be-
schrieben. Ich stimme diesem Bericht in seinen 
Grundzügen ebenso zu wie dem vorzüglichen Gut-
achten des Wissenschaftlichen Beirates des Bundes-
wirtschaftsministeriums vom 7. Dezember des ver-
gangenen Jahres. Es ist bezeichnend, daß beide 
Schlüsseldokumente für unseren energiepolitischen 
Handlungsbedarf von der Bundesregierung konse-
quent heruntergespielt werden. Die Absicht ist of-
fenkundig: Das Energiethema soll gegenüber der 
Öffentlichkeit in seiner ganzen Tragweite eher ver-
schleiert werden, damit kein allgemeines Problem-
bewußtsein entsteht und die Bürger nicht auf den 
Gedanken kommen, der Regierung unliebsame Fra-
gen zu stellen. Wir werden diese Entwicklung selbst 
dann nicht zulassen, wenn die Monopolmedien die 
Regierung dabei kräftig unterstützen sollten. 

(Zuruf von der SPD: Welche Monopolme-
dien?) 

Regierung und Koalition betreiben im übrigen 
seit Jahren ein energiepolitisches Verwirrspiel, in-
dem sie die ratsuchende und nach Führung fragende 
Öffentlichkeit mit drittklassigen Fragen zu beschäf-
tigen und von den eigentlichen Problemen abzulen-
ken versuchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Als Beispiel sei das Dauerthema von der Begren-
zung der Höchstgeschwindigkeit auf Autobahnen 
erwähnt. Für mehr als 90 % unserer Straßen beste-
hen Höchstgeschwindigkeitsgrenzen. Die Einfüh-
rung einer Höchstgeschwindigkeit auf Autobahnen 
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— sei es bei 130, 120 oder 100 km/h — brächte be-
stenfalls eine Einsparung in der Größenordnung ei-
nes Bruchteils eines Prozentes unseres gesamten 
Primärenergiebedarfs. 

(Kolb [CDU/CSU]: Aber einen sehr großen 
Kontrollapparat!) 

Der gutgläubige Bürger, der den ehrgeizigen Bun-
desforschungsminister — wie wir wissen, ein Tech-
nokrat mit sozialistischem Gardemaß — zu diesem 
Thema hört, muß indessen annehmen, daß es sich 
hierbei um eine Schlüsselfrage der deutschen Ener-
giepolitik handelt. Ähnliches gilt für den Wind, den 
dieser Technokrat mit der Windenergie und ande-
ren regenerativen Energiequellen in der Öffentlich-
keit zu erzeugen sich bemüht. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie ver

-

nebeln und erzeugen nur Schaum!) 

Ein anderes Verwirrspiel wird mit dem Verhältnis 
der Energiesparpolitik zu der Substitutionsaufgabe 
getrieben. Sparen allein bringt keine Lösung unse-
rer Probleme. Es gibt keine vernünftige Gesamtkon-
zeption unserer Energieversorgung, die allein mit 
dem Sparen auskäme. Auch die Enquete-Kommis-
sion hat dazu nichts gebracht, es sei denn, man be-
fürchtet eine Verzichtdiktatur. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: 
Schlimm!) 

Herr Kollege Ueberhorst, der große Unterschied 
zwischen uns ist: Nach unserer Auffassung gibt es 
die „strategische Zeit" gar nicht, die Sie noch haben 
wollen, um zehn Jahre lang zu prüfen, was das Spa-
ren bringt, um danach zu entscheiden, ob man noch 
zu anderen Energien übergehen muß. Das ist der 
entscheidende Unterschied zwischen Ihnen und 
uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Ich versage es mir aus Zeitgründen, die schrillen 
Töne der Uneinigkeit im Regierungslager über das 
Thema Marktwirtschaft und Dirigismus, die uns vier 
Jahre lang begleitet haben, hier im einzelnen noch 
einmal nachzuvollziehen. Ich sehe nur den Vertre-
ter der Marktwirtschaft; der Herr Vertreter des Di-
rigismus ist heute offensichtlich an Energiepolitik 
nicht mehr interessiert. 

Ein Wort  noch zur Enquete-Kommission. Sie ist 
kein Entscheidungsorgan, sondern ein Beratungs-
gremium. Ihre Beratungswirkung hängt letztlich 
von der Qualität ihrer Empfehlung ab. Eine erste 
Durchsicht der Arbeitsergebnisse und der heutigen 
Diskussion über diese Ergebnisse weist auf Mängel 
in der Arbeit dieser Kommission hin. 

Erstens. In ihren wi rtschaftspolitischen Aussagen 
bleibt die Kommission deutlich hinter den schon er-
wähnten Empfehlungen des Sachverständigenrates 
und des wissenschaftlichen Beirates des Bundes-
wirtschaftsministeriums zurück. Von ihrer Zusam-
mensetzung her kann dieser Mangel nicht einmal 
überraschen. 

Zweitens. In den entscheidenden versorgungs-
strategischen Zielvorgaben an die Energiepolitik 

werden die wesentlichsten Daten — wenn über-
haupt — nur am Rande zur Kenntnis genommen. 
Die Prioritäten der Enquete-Kommission entspre-
chen deshalb nicht der Entscheidungslage der Bun-
desregierung, schon gar nicht der Entscheidungs-
lage des Bundestages. 

Drittens. Die Empfehlungen der Enquete-Kom-
mission sind offenkundig von dem Bemühen um ei-
nen politischen Kompromiß über die Nutzung der 
Kernenergie getragen. Sie geben deshalb Verhand-
lungsergebnisse und keine gesicherten Erkennt-
nisse wieder. Insbesondere wird dieser Gesichts-
punkt deutlich, wenn man erkennt, daß der Vor-
schlag auf Vertagung einer Kernenergie-Entschei-
dung auf das Jahr 1990 mit keiner plausiblen Be-
gründung versehen ist. Die Kommissionsarbeit spie-
gelt vielmehr die Gründungsgeschichte der Kom-
mission wider. Sie war halt nur ein Behelf, um der in 
der Kalkar-Debatte zerstrittenen und handlungsun-
fähigen Koalition bis zur Bundestagswahl 1980 Zeit 
zu verschaffen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Warum 
haben auch Sie dann in einem Antrag eine 

solche Kommission gefordert?) 
— Herr Kollege Wolfram, die Enquete-Kommission 
war eine besonders kostspielige Veranstaltung zur 
Fortbildung der Kernenergiegegner in Ihrer Frak-
tion. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Sie haben sie doch 
gefordert! — Wehner [SPD]: Was heißt 
denn das? Lassen Sie das doch sein!  — 
Wolfram  [Recklinghausen] [SPD]: Sie haben 
sie in einem Antrag mit gefordert und mit 

beschlossen!) 
Ich hätte es sehr begrüßt, wenn Sie den Ministerprä-
sidenten Rau und Ihre Fraktionsführer in Hannover 
und in Stuttgart  gleich mit in die Kommission ge-
schickt hätten. Dann hätten sie das in einer Tour 
auch lernen können. 

(Zuruf des Abg. Wehner [SPD]) 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Abge-
ordneter! Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Reuschenbach? — Im übrigen ist Ihre 
Redezeit um. 

Dr. Narjes (CDU/CSU): Die „gequetschte" Zeit, 
Herr Präsident — Sie weisen mich darauf hin —, läßt 
das leider nicht mehr zu. 

(Wehner [SPD]: Ja, erst andere anfetzen und 
dann sagen: keine Zeit mehr!) 

Vizepräsident Wurbs: Ich bitte Sie, zum Schluß zu 
kommen; Ihre Redezeit ist um. 

Dr. Narjes (CDU/CSU): Wenn wir die energiepoli-
tische Bilanz der Bundesregierung an Hand nur we-
niger Stichworte ziehen wollen, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Dann ist 
sie erfolgreich!) 

so können wir angesichts der fundamentalen Unter

-

schiede in der Bewe rtung der versorgungsstrategi- 
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schen Lage nur zu dem Ergebnis kommen, daß diese 
Bilanz niederschmetternd ist. Die Bundesregierung 
hat ihre Pflicht nicht erfüllt und kostbare Jahre ver-
streichen lassen, weil ihr offensichtlich das Inter-
esse an der Machterhaltung wichtiger war als das 
Gemeinwohl, dem sie verpflichtet gewesen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Sie sind doch ein 
Spaßvogel! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat der Bundes-
wirtschaftsminister. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt
-schaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-

men, meine Herren! Ich habe heute in einer 
Wochenzeitung den Ausspruch gelesen — er wurde 
unserem Parlamentskollegen Hoppe zugeschrie-
ben —: „Im Ausschuß diskutieren wir kollegial, und 
im Plenum diskutieren wir brutal.' 

(Kolb [CDU/CSU]: Das haben wir heute wie- 
der festgestellt!) 

Ich will mir das nicht zu eigen machen. Aber es gibt 
ja ein Rollenverständnis und die Aufgabe, hier im 
Plenum für die Öffentlichkeit noch einmal die Ge-
gensätze und Widersprüche deutlich zu machen. 
Nur, Herr Kollege Narjes, ein bißchen übertrieben 
war das wohl, was Sie soeben geboten haben. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Ein biß

-

chen?) 

— Herr Wolfram, man ist hier vieles gewohnt. Ich 
habe dem Kollegen Narjes schon vor sieben Jahren 
gesagt, er rede hier immer so, als ob er die Industrie- 
und Handelskammer in Neumünster einweihen 
wollte. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD — Dr. Ritz [CDU/CSU]: Das war aber 
billig! — Kolb [CDU/CSU]: Sie reden drau

-

ßen häufig auch anders als hier! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Inzwischen, meine Damen und Herren, ist er längst 
zur großen Oper übergegangen. Im übrigen, Herr 
Narjes und Herr Dollinger, Sie enttäuschen alle un-
sere Rollenerwartungen von Nordlicht und Südlicht, 
wenn man Sie nacheinander sprechen hört. 

(Erneute Heiterkeit und Beifall bei der FDP 
und der SPD) 

Herr Narjes, was veranlaßt Sie eigentlich hier im 
Plenum zu der Behauptung, daß Bundesregierung 
und Opposition in den grundlegenden Fragen der 
Beurteilung der Risiken der Mineralölversorgung 
der Bundesrepublik Deutschland unterschiedlicher 
Auffassung seien? Tiber die geopolitischen und geo-
strategischen Gegebenheiten und Gefahren gibt es 
keine Unterschiede in der Beurteilung. Auch wir 
wissen, daß die Region, die unser Hauptversor-
gungsgebiet ist, aus den verschiedenen Gründen, 
die Sie dargestellt haben, eine gefährdete Region ist. 
Herr Narjes, es war Ihre Partei, aus deren Reihen 
ich, als ich im Frühjahr aus Saudi-Arabien zurückge-
kommen bin und davon gesprochen habe, daß wir 

alle miteinander in der westlichen Welt in den 
nächsten zehn Jahren, was die Mineralölversorgung 
anbelangt, am Rande des Abgrunds leben müssen 
und daß wir erpreßbar bleiben werden, Kritik zu die-
sen Bemerkungen und zu dieser Sachstandsschilde-
rung hören mußte, die sich doch mit dem deckt, was 
Sie hier vorgetragen haben. Da gibt es keine wesent-
lichen Meinungsverschiedenheiten. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Narjes? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt
-schaft: Bitte sehr. 

Dr. Narjes (CDU/CSU): Herr Bundesminister, sind 
Sie bereit, auf Ihre Frage nur die Antwort entgegen-
zunehmen: Die Unterschiede ergeben sich aus Ihrer 
Politik und den Konsequenzen, die Sie aus der unter 
Umständen gleichlautenden Lagebeurteilung zie-
hen? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Jetzt kommt die Frage nach den Konsequen-
zen; ich war gerade dabei, sie zu behandeln. 

Herr Kollege Narjes, was zunächst einmal die Ab-
hängigkeit von der Erdöleinfuhr — Sie haben 
Frankreich, die Bundesrepublik und die USA er-
wähnt — anlangt, so stellte sich jedenfalls im Jahre 
1978 die Ausgangsposition so dar, daß Frankreich 
mit 61 % seiner Energieversorgung vom Erdöl ab-
hängig war und wir mit 52 %. Wir haben uns gemein-
sam in drei internationalen Konferenzen dazu ver-
pflichtet, bis zum Jahre 1990 auf 40 % herunterzufah-
ren. Daß im übrigen, Herr Kollege Narjes, in einem 
Zentralstaat manches leichter durchzusetzen ist als 
in einem föderativen Staat, das will ich hier als Er-
gebnis meiner Erkenntnis durchaus vermerken; daß 
sich die Vereinigten Staaten von der Region, die für 
uns wesentlich ist, durch ihren Zugang zu mexikani-
schem und venezolanischem Erdöl leichter unab-
hängiger machen können, als wir das können, ergibt 
sich ebenfalls. 

Im übrigen wird die Behauptung, Herr Kollege 
Narjes, dieses Thema habe absolute Priorität — das 
haben Sie hier mehrfach unterstrichen —, von Ihren 
eigenen Fraktionskollegen selbstverständlich nicht 
getragen. Niemand kann für sein eigenes Arbeitsge-
biet und für sein eigenes Interessengebiet die abso-
lute Priorität vor allen anderen Problemen und Ge-
fahren und Aufgaben in Anspruch nehmen; Sie kön-
nen es nicht, und wir können es nicht. 

Ich frage Sie, Herr Kollege Narjes: Hätten Sie bei 
den Mitgliedern des Haushaltsausschusses Ihrer 
Fraktion wohl dafür gesorgt, daß der endgültige 
Kaufpreis für die Belridge-Transaktion, die Sie er-
wähnt haben, in Höhe von 3,5 Milliarden US-Dollar 
auf den Tisch gelegt worden wäre? Ich sehe das bei 
unseren Haushaltsverhältnissen nicht. Reden wir 
doch über Dinge, die machbar sind; reden wir doch 
über Dinge, die wir auch finanzieren können, und 
spielen wir uns hier nicht auf als Gernegroß der Erd-
ölgeschichte und der Erdölwelt mit Sachen, die 
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überhaupt nicht in den Rahmen hineinpassen, der 
für die Bundesrepublik darstellbar ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Kolb 
[CDU/CSU]: Aber an die OPEC-Staaten 

zahlen wir kräftig!) 

Wenn Sie davon sprechen, Herr Kollege Narjes, 
daß die Vorräte nicht angemessen angelegt worden 
seien, dann stimme ich Ihnen zu. Es wäre uns lieber 
gewesen, wir hätten die Haushaltsmittel zur Verfü-
gung gehabt, um Erdölvorräte in größerem Umfang 
kaufen zu können. Ich kritisiere die Mitglieder des 
Haushaltsausschusses deswegen nicht, aber ich 
weise doch auf die Gegebenheiten hin, die sich aus 
der finanziellen Situation der Bundesrepublik und 
dem von Ihnen ja dauernd behaupteten Staatsbank-
rott und Staatskonkurs, der so ungefähr kurz vor der 
Tür stehen soll, für uns alle ergeben. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Sie haben den 
Rahmen nicht ausgeschöpft, den Ihnen der 

Haushaltsausschuß bewilligt hat!) 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Narjes? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt
-schaft: Nein, das tut mir leid; ich bin auf Ihre Bitte 

hin auf eine Redezeit festgelegt worden. Ich bitte 
deswegen um Verständnis. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Sie haben den 
Rahmen nicht ausgeschöpft, der Ihnen zu

-

gestanden worden ist!) 

— Wenn Sie den Rahmen ausschöpfen wollen, 
meine Damen und Herren, gegen die internatio-
nalen Vereinbarungen, daß keine Vorratskäufe ge-
tätigt werden sollen, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das ist etwas 
anderes!) 

wie wir das mit unseren amerikanischen Partnern 
auf den Weltwirtschaftsgipfeln besprochen haben, 
weil wir gesagt haben: „Wir kaufen nicht auf den 
Spotmärkten; wir treiben die Preise nicht hoch", 
dann werden Sie der Bundesregierung wohl nicht 
vorhalten können, daß sie vertragsbrüchig werde 
und daß sie ihre Absprachen nicht einhalte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD-Kolb 
[CDU/CSU]: Dann können Sie aber den 

Haushaltsausschuß nicht rügen!) 

Was den Haushaltsausschuß anbelangt, so geht 
es um die 3,5 Milliarden Dollar der Belridge-Trans-
aktion, mit der DEMINEX in eine Schweröltechno-
logie hätte einsteigen können und mit der sie die 
Felder einer bestehenden Erdölgesellschaft hätte 
aufkaufen können. 

Herr Narjes, Sie sagen, wir sollten uns in den Be-
reichen Teersände, Ölschiefer und Schweröle mehr 
betätigen, und dort  investieren. Dies wird nur im 
Rahmen einer Preisentwicklung geschehen, die eine 
solche Tätigkeit wirtschaftlich sinnvoll, wirtschaft-
lich vernünftig und auf die Dauer. rentabel macht. 
Wie wollen Sie denn das vorher erreichen? Wie wol-
len Sie das vorher tun? 

Ich sagte vorhin, daß wir heute in einer ganz ande-
ren Tonart miteinander diskutieren als bei der Ge-
staltung der Energiepolitik in den Ausschüssen und 
in der praktischen Arbeit des Parlaments. Ich habe 
allen Anlaß — ich sage das auch an die Adresse der 
Opposition durchaus mit Dankbarkeit — festzustel-
len, daß sämtliche energiepolitischen Gesetze, die 
die Bundesregierung in den vergangenen vier Jah-
ren ins Parlament gebracht hat, mit Zustimmung der 
Opposition im Bundestag und im Bundesrat verab-
schiedet worden sind. Dies betrifft die Energieein-
sparungsgesetze, die Verstromungsgesetze, das Ge-
setz über die Förderung regionaler Erdgasleitungen, 
das Bundesberggesetz, die Investitionszulagen, das 
Energiesicherstellungsgesetz und das Kohlezoll-
kontingentgesetz. Alle unsere Verordnungen, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedurften — wo 
bekanntlich Sie die Mehrheit haben —, sind gebil-
ligt worden. Nicht eine ist hängengeblieben. Es gibt 
also eine Kooperation, Herr Kollege Narjes, auf dem 
Gebiete der Energiepolitik, die Sie hier mit solchen 
Beiträgen doch nicht einfach wegwischen können. 
Wenn Sie davon sprechen, daß das eine nationale 
Verantwortung und Verpflichtung ist, dann müssen 
Sie auch sagen, daß wir sie im wesentlichen gemein-
sam wahrgenommen haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Spielen Sie hier nicht denjenigen, der Gegensätze 
darstellen will, die in Wahrheit überhaupt nicht be-
standen haben. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wir hätten aber etwas 
mehr tun können!) 

Ich frage Sie, Herr Narjes, ob die absolute Priorität 
der Energiepolitik von Ihren Parteifreunden in dem 
Land, aus dem Sie kommen, nämlich aus dem Bun-
desland Schleswig-Holstein, eingehalten wird oder 
nicht, wenn das Fernwärmeprogramm verhindert 
wird. Hat sie absolute Priorität, ja oder nein? 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Dies ist der einzige entscheidende Punkt energiepo-
litischer Maßnahmen, der in dieser Legislaturpe-
riode nicht durchgeführt werden kann, und er schei-
tert an den finanzpolitischen Einwänden des Regie-
rungschefs Ihres Bundeslandes und an niemand an-
derem. 

(Dr. Narjes [CDU/CSU]: Machen Sie einen 
vernünftigen Vorschlag!) 

Fordern Sie von uns nicht „absolute Priorität", ziehen 
Sie nicht die Fahne nationaler Verantwortung und 
moralischer Entrüstung auf und sparen dann die 29,4 
Millionen DM in Kiel. 

(Kolb [CDU/CSU]: Warum denn soviel Po-
panz jetzt? — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Im übrigen hat Herr Kollege Dollinger am Anfang 
seiner Darlegungen mit vollem Recht die Formulie-
rung gebraucht: „Letztlich sind die Probleme nicht 
gelöst." Wer kann letztlich die Probleme einer Ent-
wicklung lösen, die uns in den nächsten 10 bis 15 
Jahren unentwegt mit der Frage der größeren Unab-
hängigkeit vom Erdöl und von Primärenergien auch 
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anderer Art  konfrontiert? Wir sind uns doch völlig 
im klaren darüber, daß auch Erdgas, das zur Zeit ge-
legentlich als Ersatz benutzt wird, keine dauerhafte 
Grundlage sein darf und kann, auf die wir uns ewig 
verlassen könnten. Selbst das, was wir auf dem 
Kohlegebiet tun — sei es bei der Importkohle oder 
sei es bei der deutschen Steinkohle —, kann uns 
keine Garantie dafür bieten, auf Dauer in Sicherheit 
zu leben. 

Deswegen wird es auch weiter unsere Aufgabe 
sein, uns mit diesen Problemen zu beschäftigen und 
die energiepolitischen Fragen zu beantworten. 

Ich stimme Herrn Narjes zu, wenn er zur Energie-
einsparpolitik sagt: „Sparen allein reicht nicht." Das 
ist richtig. Selbstverständlich bedeutet das aber den-
noch, daß jeder in diesem Lande — das hat Herr 
Wolfram vorhin richtig gesagt — aufs sparsamste 
mit der Energie umgehen muß, die uns zur Verfü-
gung steht. Wir setzen im übrigen über eine sich 
verteuernde Primärenergie, und zwar über einen 
Wärmepreis und nicht nur über Benzinpreise oder 
Preise für leichtes Heizöl, den wirksamsten Sparan-
reiz, ja sogar Sparzwang. Er ist für viele nicht ange-
nehm und bedeutet für viele eine bittere Erfahrung. 
Es ist gesagt worden — Herr Laermann war es, 
glaube ich —, das Familienbudget muß in vielen 
deutschen Haushalten in bezug auf Mehrausgaben 
für Energie umgestellt werden. Das ist die Konse-
quenz dieser Entwicklung. 

Dies alles wissen wir. Energieeinsparen ist not-
wendig und bleibt unerläßlich. Auch hier besteht in 
den internationalen Diskussionen volle Überein-
stimmung. 

Wir wissen weiter, daß wir die alternativen Ener-
giequellen, die regenerierbaren Energiequellen zu 
entwickeln haben. Bei realistischer Be trachtung 
müssen wir ja wohl zugeben, daß sie einen Beitrag 
leisten, aber das Problem nicht in einem Zeitraum 
lösen können, in dem es gelöst werden muß. 

So bleibt uns also im wesentlichen als Antwort 
der Energiepolitik der Bundesrepublik Deutschland 
der kombinierte Einsatz  von Kohle, und zwar so-
wohl deutscher Kohle wie Importkohle, auf der ei-
nen Seite und die friedliche Nutzung der Kern-
energie auf der anderen Seite. Wir haben, wie Sie 
wissen, den Kohlevertrag zum zweiten Mal mit Ver-
längerung und Aufstockung der Mengen geschlos-
sen und damit auch die von diesem Pult von ver-
schiedenen Seiten abgegebene Erklärung in die Tat 
umgesetzt und die Voraussetzung erfüllt: der Vor-
rang der deutschen Steinkohle in der Energiepolitik 
der Bundesrepublik Deutschland ist gesichert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das gibt uns die Bewegungsfreiheit, auf dem Ge-
biete der Importkohle, auf dem Gebiete der Kern-
energie dieses Hindernis jedenfalls beiseite ge-
räumt zu haben, diese Frage im positiven Sinne be-
antwortet zu haben. Deswegen die Verstromungsge

-

setze, und deswegen das Kohlezollkontingentge-
setz. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das hat der Wolfram nur 
nicht zur Kenntnis genommen!) 

In der Frage der Kernenergie sage ich nur ein 
Wort  zu dem Thema der Enquete-Kommission. Ich 
finde es ungerecht, Herr Kollege Narjes, die Arbeit, 
die dort  geleistet worden ist — was immer man von 
dem Ergebnis halten mag, positiv oder weniger posi-
tiv —, in dem Sinne abqualifizieren zu wollen, wie 
Sie es getan haben, zumal Sie ja nicht nur die Kolle-
gen aus dem Parlament damit treffen, sondern auch 
die Sachverständigen, die ebenfalls einen großen 
Zeit- und Arbeitsaufwand in  diese  Angelegenheit 
gesteckt haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber eines möchte ich denn doch sagen. Ich weiß in 
der Bundesrepublik Deutschland niemanden, der 
ein größeres Interesse am Bau eines Leichtwasserre-
aktors hat als der Vorsitzende des Vorstandes der 
Vereinigten Elektrizitätswerke Westfalen. Er hat 
mit der Mehrheit der Kommission diesen Entschei-
dungen zugestimmt und hat sich gestern in einem 
Zeitungsinterview noch einmal ausdrücklich zu 
dem Ergebnis der Kommissionsarbeiten bekannt, 
nämlich dem Ergebnis, daß auch in den nächsten 
Jahren Leichtwasserreaktoren gebaut werden müs-
sen. Dies bestätigt dann ja auch die Haltung der 
Bundesregierung, die diese Meinung vertritt und 
vertreten hat und die die Voraussetzungen dafür ge-
schaffen hat, die selbstverständlich auf dem Gebiete 
der Entsorgung geschaffen werden müssen. Denn 
darüber werden wir uns einig sein: der Be trieb von 
Kernkraftwerken ohne die Sicherung und Lösung 
der Entsorgungsfrage ist nicht verantwortbar. 

(Beifall bei der FDP) 

Da ist der parallele Ansatz. Daß er aufrechterhalten 
wird in der Frage der Entsorgung und der Wieder-
aufbereitung, ist aus meiner Sicht positiv zu we rten, 
solange die Bestrebungen, die eingeleitet worden 
sind, nämlich der Bau einer Wiederaufbereitungsan-
lage im kleineren Maßstab, als ursprünglich in Gor-
leben vorgesehen, dadurch nicht behindert wer-
den. 

Infolgedessen geht die Bundesregierung davon 
aus, daß dieser Bericht im wesentlichen hilfreich 
und nützlich ist und das, was die Bundesregierung in 
der zweiten Fortschreibung zu Papier gebracht und 
dem Hause vorgelegt hat, unterstützt und in keiner 
Weise behindert. Er paßt sich auch in das ein, was 
wir international verabredet und vereinbart haben. 

Hier kann doch überhaupt gar kein Zweifel daran 
sein, daß die energiepolitische Linie, die die Bundes-
regierung in den letzten Jahren gefahren hat, und 
die Ergebnisse, die dabei erzielt worden sind, inter-
nationale Anerkennung gefunden haben und daß 
wir die Ansätze unserer Energiepolitik gerade in 
diesem Jahr über den Energieministerrat der Euro-
päischen Gemeinschaft in Brüssel, über den Mini-
sterrat der Internationalen Energie-Agentur von Pa-
ris von Ende Mai dieses Jahres in das Kommuniqué 
des Weltwirtschaftsgipfels von Venedig einge- 
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bracht haben. Wer sich insbesondere die Hand-
lungsanweisungen für praktische Energiepolitik 
durchliest, die uns endlich von der Frage der Ziele 
abführt, die noch in Tokio und in den Monaten nach 
Tokio die Diskussion beherrscht hat, der wird nicht 
übersehen, daß dies wesentlich und erstrangig die 
Handschrift der Energiepolitik der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland ist. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Wir sagen das nicht, weil wir der Meinung wären, 
daß wir anderen vorschreiben müßten oder vor-
schreiben sollten, was sie energiepolitisch zu tun ha-
ben. Aber wir sagen es deswegen, weil wir der Ober-
zeugung sind, daß wir den internationalen Konsens 
zur Lösung dieser Probleme brauchen, weil wir wis-
sen, daß wir in den Gefahren leben — Herr Narjes, 
ich betone das noch einmal —, die Sie in einer 
Weise dargestellt haben, wie auch wir sie in der 
Analyse durchaus sehen, und weil wir nur gemein-
sam diesen Gefahren begegnen können. Denn kein 
Land in der Welt — und das bitte ich zu sehen —, 
das in Bündnis- und Partnerschaftabhängigkeiten 
lebt, wie wir das tun und wie wir das auch wollen, 
kann hier etwa versuchen, für sich allein Wege zu 
gehen, sich ohne Rücksicht auf andere zu versorgen, 
eine Beggar-my-neighbour-Politik zu betreiben,  die 

 ihm schlecht anstehen und schlecht bekommen 
würde, wenn wir auch die anderen Sicherheitsinter-
essen und die übrigen Interessen der Bundesrepu-
blik Deutschland sehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Unsere Energiepolitik fügt sich in die Wirt-
schaftspolitik der Bundesregierung ein. Unsere 
Energiepolitik schafft auch Chancen und Anreize 
für die nächsten zehn Jahre, industrielle Chancen 
und Anreize sowohl für die Einsparung als auch für 
neue Technologien. Ich bin allerdings der Meinung, 
daß die nächsten zehn Jahre deutscher Konjunktur- 
und Wirtschaftspolitik wohl eher Investitionspolitik 
als Konsumpolitik sein müssen — als Konsequenz 
und als Antwort auf diese Herausforderung, gerade 
wenn man an die Milliardenbeträge denkt, von de-
nen ja auch hier gesprochen worden ist. Dies ist eine 
in sich geschlossene Konzeption. Sie ist marktwirt-
schaftlich fundiert. Sie erfolgt in engster Abstim-
mung mit unseren Verbündeten. 

Und Alternativen, Herr Narjes, außer Kritik an 
dem, was angeblich nicht geschehen sei, und einem 
lautstarken Vortrag über angeblich unterschiedli-
che Beurteilungen der Analyse, die in Wahrheit gar 
nicht bestehen, habe ich dazu nicht gehört. Es gibt 
wahrscheinlich auch gar keine durchgreifenden Al-
ternativen. Jedenfalls ist fraglich, ob Sie angesichts 
dieser Lage eine haben. Sie sind sicherlich keine. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse über die 
Vorlagen unter den Punkten 11 und 12 der Tages-
ordnung getrennt abstimmen. 

Zunächst zu Punkt 11 der Tagesordnung. Der Aus-
schuß empfiehlt auf Drucksache 8/4355 unter Zif-
fer I die Annahme einer Entschließung. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses ist angenom-
men. 

Der Ausschuß empfiehlt außerdem auf Drucksa-
che 8/4355 unter Ziffer II, den Antrag auf Drucksa-
che 8/1963 für erledigt zu erklären. Ist das Haus 
hiermit einverstanden? — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung zu Punkt 
12 der Tagesordnung. Der Ausschuß empfiehlt, die 
Anträge auf den Drucksachen 8/1394 (neu) und 
8/2961 (neu) sowie den Entschließungsantrag auf 
Drucksache 8/3434 abzulehnen. Wer damit einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Die Beschluß-
empfehlung ist damit angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 der heutigen Tages-
ordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der SPD und FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Neuordnung des 
Rechts der Kriegsdienstverweigerung und 
des Zivildienstes (Kriegsdienstverweige-
rungs-Neuordnungsgesetz — KDVNG —) 
— Drucksache 8/3019 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 

— Drucksache 8/4250 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Prinz zu Sayn-Wittgen-
stein-Hohenstein 

bb) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Ausschuß) 

— Drucksache 8/4222 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Biermann 

(Erste Beratung 163. Sitzung) 

b) Zweite Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Neuordnung des Rechts der 
Kriegsdienstverweigerung und des Zivildien-
stes (Kriegsdienstverweigerungs-Neuord-
nungsgesetz — KDVNG —) 
— Drucksache 8/3020 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 

— Drucksache 8/4250 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Prinz zu Sayn-Wittgen-
stein-Hohenstein 
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Vizepräsident Wurbs 
bb) Beschlußempfehlung und Bericht des 

Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Ausschuß) 

— Drucksache 8/4222 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Biermann 

(Erste Beratung 163. Sitzung) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wo rt? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort  nach § 30 
der Geschäftsordnung hat der Abgeordnete Kühba-
cher. 

Kühbacher (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich mache einen letzten verzweifelten 
Versuch, eine Sache zu heilen, von der ich glaube, 
daß sie so, wie sie im Moment läuft, nicht gut läuft. 
Ich möchte den Antrag stellen, den Tagesordnungs-
punkt, der eben aufgerufen worden ist, auf einen 
Zeitpunkt nach dem 5. Oktober zu vertagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich bin nach vielen Gesprächen, die ich geführt 
habe, sicher, daß es eine große Mehrheit im Hause 
gibt, die gerne eine unter allen Parteien in diesem 
Hause einvernehmliche Regelung in dieser schwie-
rigen Frage wünscht. Es gibt eine große Mehrheit, 
die diesen Wunsch hat. Ich meine, wegen des Wahl-
termins am 5. Oktober kommen wir nicht zu einer 
solchen einvernehmlichen Regelung. Meine herzli-
che Bitte ist — ich kann sie an keinen adressie-
ren —, daß sich dieses Parlament von Wahlkämpfen 
freimacht, weil es in dieser Sache — ich brauche das 
sicherlich denjenigen nicht zu sagen, die damit mehr 
befaßt sind als ich — um Menschenschicksale geht. 
Wir sollten uns von Wahlterminen frei machen. 

Ich kann Ihnen in der Sache kein Angebot ma-
chen, weil ich mich dazu auch nicht berechtigt fühle. 
Ich habe an den Ausschußberatungen nicht teilge-
nommen. Ich kann Ihnen kein Angebot machen, 
welche Lösung gefunden werden soll. Ich meine, daß 
man die Gewissensprüfung abschaffen kann, wenn 
man im Rahmen der vom Bundesverfassungsgericht 
gezogenen Grenzen die Zivildienstzeit entspre-
chend verlängert. Ich meine, daß das eine breite 
Mehrheit in diesem Hause finden könnte, aber lei-
der nicht vor dem 5. Oktober. 

Das ist nun alles in die Tagesordnung einsortiert, 
die Fraktionen haben beschlossen. Es nimmt alles 
seinen Lauf. Dennoch bitte ich Sie, daß wir das Herz 
nehmen und sagen: In der Sache sollten wir nach 
dem 5. Oktober, unbelastet vom Wahlkampf, abstim-
men. 

Ich werde hier nicht gegen meine Fraktion stim-
men. Ich werde mit der Fraktion stimmen. Ich kann 
das gar nicht anders. Aber ich finde, wir werden der 
Sache nicht gerecht. Unsere Fraktion bietet einen 
Kompromiß an, dem der Pa rtner fehlt. Ihr Antrag 
geht meines Wissens darüber hinaus; Sie finden hier 
keine Zustimmung. Wir wollen gemeinsam für die 
jungen Leute ein glaubwürdiges Parlament darstel

-

len, können es im Moment aber nicht, weil wir 
Wahlkampf haben. Ich meine, in der Sache kann 
nach dem 5. Oktober entschieden werden. Meine 
Bitte wäre, die Beratung zu vertagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Zur Geschäftsordnung hat 
der Abgeordnete Porzner das Wort. 

Porzner (SPD): Herr Präsident! Meine verehrten 
Damen und Herren! Herr Kühbacher hat aus der 
Sorge heraus gesprochen, daß das Gesetz eventuell 
nicht mehr zustande kommt. Diese Motive muß man 
ernst nehmen. Wir haben aber schon in der letzten 
Sitzungswoche diesen Punkt von der Tagesordnung 
abgesetzt, um uns noch einmal interfraktionell um 
eine Verständigung zu bemühen. Diese Verständi-
gung ist uns nicht gelungen. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat 
sich am Dienstag in ihrer Fraktionssitzung lang und 
intensiv mit dem Thema befaßt und beschlossen, es 
in dieser Woche auf die Tagesordnung des Bundes-
tages zu setzen und zu behandeln. 

Ich denke auch an diejenigen, die aus Gewissens-
gründen beantragt haben und beantragen werden, 
als Wehrdienstverweigerer anerkannt zu werden. 
Ich weiß nicht, ob wir bei ihnen Verständnis finden 
würden, wenn wir diesen Punkt jetzt wieder absetz-
ten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
Das Gesetzgebungsverfahren ist mit dem heuti-

gen Tag nicht abgeschlossen. Wir können die zweite 
und dritte Lesung des Bundestages vornehmen. Es 
handelt sich um ein Gesetz, das der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. Ich habe die Hoffnung, daß der 
Bundestag und auch der Bundesrat am Ende zu ei

-nem Ergebnis kommen, das dem gerecht wird, was 
im Grundgesetz verankert ist, daß nämlich diejeni-
gen ihr Recht bekommen, die aus Gewissensgrün-
den den Wehrdienst verweigern und Zivildienst lei-
sten wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat Herr Abge-
ordneter Dr. Jenninger. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Kühbacher, ich bitte Sie sehr um Verständnis dafür, 
wenn ich sage, daß die CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion den Wunsch hat, daß über den Gesetzentwurf 
heute abgestimmt wird. 

Wir haben uns seit drei Jahren der Mühe unterzo-
gen, dieses Problem der Neuordnung des Kriegs-
dienstverweigerungsrechts im Parlament und in den 
Ausschüssen zu beraten, und sind zu Ergebnissen 
gekommen. Wir haben uns in den letzten Wochen 
ernsthaft bemüht, eine einvernehmliche Regelung, 
die wir alle gewünscht haben, zu erreichen. Wir ha-
ben sie in zwei wesentlichen Punkten leider nicht 
erreichen können. Aber zu einem Einvernehmen, zu 
einem Kompromiß gehört eben auch, daß von bei-
den Seiten nachgegeben wird. 
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Dr. Jenninger 
Wir bedauern, daß unsere Bemühungen, ein Ein-

vernehmen herbeizuführen, leider deshalb keinen 
Erfolg hatten, weil uns die Koalitionsfraktionen von 
SPD und FDP in einem Punkt nicht entgegengekom-
men sind. 

Wenn Sie Probleme haben, meine sehr verehrten 
Damen und Herren von der SPD, wenn Sie sich der 
Mehrheitsmeinung nicht anschließen können, dann 
bieten wir von der CDU/CSU Ihnen an, daß Sie un-
serem Alternativgesetzentwurf Ihre Zustimmung 
geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Dann können wir heute sicher eine Mehrheit errei-
chen. 

Lassen Sie mich zum Schluß folgendes sagen. Ich 
glaube, dies ist kein Thema des Wahlkampfes. Un-
sere Jugend erwartet nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts aus dem Jahre 1977 von uns, 
daß wir in dieser Frage, und zwar noch vor Ende der 
Legislaturperiode, in diesem Hause endlich eine 
Entscheidung treffen. 

Deswegen möchte ich Sie herzlich um Verständ-
nis dafür bitten, daß wir Ihrem Antrag nicht entspre-
chen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat Herr Abge-
ordneter Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
glaube, es ist nur wenigen Gesetzen beschieden ge-
wesen, mit einem solchen Aufwand an Mühe und 
Bemühungen um einen tragfähigen Kompromiß im 
Deutschen Bundestag und in den Ausschüssen be-
handelt zu werden. Deswegen meint meine Frak-
tion, daß der Deutsche Bundestag hier heute ent-
scheiden sollte und muß. 

Wir wollen denjenigen, die davon betroffen sind, 
die Chance geben, wenigstens die Verbesserungen, 
die in diesem Entwurf vorgesehen sind, zu nutzen, 
wenn sie uns auch nicht optimal erscheinen. 

Deswegen werden wir den Antrag von Herrn 
Kühbacher ablehnen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Wird zur Geschäftsordnung 
weiterhin das Wart  gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Meine Damen und Herren, nach § 30 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung muß der Antrag auf Vertagung 
von so viel anwesenden Mitgliedern des Bundesta-
ges unterstützt werden, wie es einer Fraktionsstärke 
entspricht, d. h. von mindestens 26 Mitgliedern. Um 
festzustellen, ob diese Mindestzahl gegeben ist, bitte 
ich diejenigen, die den Antrag unterstützen wollen, 
um das Handzeichen. — Meine Damen und Herren, 
ich darf diejenigen, die den Antrag unterstützen 
wollen, bitten aufzustehen und die anderen bitten, 
sich hinzusetzen; sonst ist das Zählen unmöglich. — 
Das Präsidium ist sich nach dreimaligem ge trennten 
Zählen einig, daß der Antrag nur von 24 Abgeordne

-

ten unterstützt wird. Der Antrag hat damit keine 
ausreichende Unterstützung gefunden. 

Wir fahren daher jetzt in der Beratung des Zusatz-
tagesordnungspunkts fort Das Wo rt  hat Herr Abge-
ordneter Biermann. 

BIermann (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Die Neuregelung des 
Grundrechts der Kriegsdienstverweigerung und des 
Zivildienstes ist zum Leidwesen der betroffenen jun-
gen Menschen und gegen den ausdrücklichen und 
bekannten Willen der Sozialdemokraten zu einem 
Dauerproblem geworden. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Abge-
ordneter, einen Augenblick! Meine Damen und Her-
ren, ich bitte, doch Platz zu nehmen und etwas mehr 
Ruhe zu wahren. Ich bitte fortzufahren. 

Biermann (SPD): Schönen Dank, Herr Präsident. — 
Was an Vordringlichkeiten zu einer. Reform der 
Ausgestaltung des Grundrechts auf Kriegsdienst-
verweigerung erforderlich war, konnten wir bereits 
in den ersten Jahren der sozialliberalen Koalition 
durchsetzen. Die optimalen Vorstellungen der SPD 
können Sie in jenem Gesetz aus dem Jahr 1977 nach-
lesen, dem zwar die Mehrheit der gewählten Abge-
ordneten dieses Deutschen Bundestages zustimmte, 
das aber auf Antrag der Opposition vom Bundesver-
fassungsgericht verworfen wurde. Nur der Respekt 
vor diesem höchsten Gericht unserer Republik, das 
u. a. die Zustimmung des Bundesrats — ich meine 
jetzt den Bundesrat mit seiner bekannten konserva-
tiven Mehrheit — festschrieb, hat uns veranlaßt, in 
mühevollen interfraktionellen Beratungen nach ei-
nem verfassungsrechtlich tragbaren Ausweg zu su-
chen. 

Es ist nicht das Verschulden meiner Fraktion, daß 
am Ende dieser Mühen die Vertreter der CDU sich 
dem Veto der CSU und damit praktisch einem Dik-
tat der CSU beugen mußten 

(Pfui-Rufe bei der SPD) 
und sich von dem von ihnen selber mitgetragenen 
Kompromißentwurf distanzieren mußten. 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Abge-
ordneter, daß ich Sie  nochmals unterbreche. Meine 
Damen und Herren, ich bitte, doch Platz zu nehmen. 
Es ist unmöglich, dem Redner zuzuhören, und es ist 
unzumutbar, in diesem Krach zu reden. Ich bitte 
fortzufahren, Herr Abgeordneter. 

Biermann (SPD): Dies macht wieder einmal deut-
lich, daß die Opposition zu einem Kompromiß weder 
fähig noch willens ist, Herr Dr. Jenninger. 

(Seiters [CDU/CSU]: Also doch Wahl

-

kampf!) 
Nur in Würdigung dieser Vorgeschichte kann der 

jetzt zur Verabschiedung anstehende Gesetzent-
wurf objektiv und gerecht beurteilt werden. 
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Biermann 
Der von den Koalitionsfraktionen danach einge-

brachte Gesetzentwurf enthält trotz der schwierigen 
Vorgeschichte eine Reihe von Verbesserungen des 
geltenden Rechts, die in der ersten Lesung im Bun-
destag am 27. Juni 1979 der Sprecher unserer Frak-
tion, mein Kollege Gerhard Jahn, ausführlich darge-
legt hat. 

Am Anfang der Beratungen des federführenden 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung stand, 
wie es der besonderen Bedeutung dieses Gesetzes 
entspricht, eine von meiner Fraktion beantragte öf-
fentliche Anhörung. Dabei ging es uns darum, de-
nen, die sich in den Kirchen, in den Wohlfahrtsver-
bänden, in den Organisationen der Kriegsdienstver-
weigerer und anderen Bereichen um die Belange 
der Kriegsdienstverweigerer bemühen, Gelegenheit 
zu geben, ihre Auffassungen, Vorstellungen und 
Wünsche zur Neugestaltung des Rechts auf Wehr-
dienstverweigerung vorzutragen. 

Als wesentliches Ergebnis dieser Anhörung ist 
festzuhalten: Erstens. Die CDU/CSU, die auf einem 
Prüfungsverfahren bisher grundsätzlich bestand 
und auch noch besteht, mußte von den anwesenden 
Verfassungsrechtlern erfahren, daß ein wie auch im-
mer geartetes Anerkennungsverfahren vom Bun-
desverfassungsgericht nicht zwingend gefordert 
ist. 

Zweitens. Die Vertreter der beiden großen Kir-
chen, besonders der Sprecher des Kommissariats 
der Deutschen Bischöfe, waren einmütig der Auffas-
sung, daß Gewissen nicht prüfbar ist. Der Sprecher 
des Kommissariats hat dies auch erläutert und ge-
sagt — ich darf es sinngemäß wiedergeben —, die 
Unbedingtheit des Gewissens erlaube auch nicht, 
daß die Echtheit der Gewissensentscheidung an der 
Elle von Sinn und Zweck gemessen werde. Auch 
wenn die Begründung eines Antrages nach allge-
meinen Wertvorstellungen nicht sinnvoll erscheine, 
berechtige dies nicht zu einem Urteil über das Ge-
wissen. Die Folgen der Prüfungsentscheidung seien 
zudem viel weitgehender als selbst das Urteil eines 
Strafrichters. Im Gegensatz zum Strafverfahren 
werde der junge Mensch ja nicht nur gezwungen, et-
was zu unterlassen, was nicht die allgemeine Billi-
gung findet, sondern hier sogar gezwungen, etwas zu 
tun, nämlich die Ableistung des Wehrdienstes, was 
genau seine Gewissensnot ausmacht. 

Die Vertreter der Betreuungsverbände der 
Kriegsdienstverweigerer beklagen die negativen 
Auswirkungen der Prüfungsverfahren auf den An-
tragsteller selbst und auf seine Umgebung. Für viele 
junge Menschen bringt das Prüfungsverfahren 
schwere Belastungen mit sich, zumal dann, wenn die 
Entscheidung über die Anerkennung faktisch in das 
freie Ermessen der Prüfungsgremien gestellt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Hinsichtlich einiger Entscheidungen, meine Damen 
und Herren, möchte ich Sie fragen, ob Sie selbst die 
tragen möchten. 

Wenn man allerdings die CDU/CSU-Presseerklä-
rung über diese Anhörung nachliest, kann man sich 
bei allem Bemühen des Eindrucks nicht erwehren, 
daß sich die Vertreter der Opposition auch den Ar

-

gumenten der Kirchen verschlossen haben. Man 
könnte auch anfügen: Man kann das Gefühl gewin-
nen, man habe in einem falschen Saal gesessen. 

Bei dieser Gelegenheit sei mir darum eine Frage 
erlaubt: Wie glaubwürdig sind eigentlich die Spre-
cher der Opposition, die auf der einen Seite die an-
geblichen Wehrdienstverweigerer der DDR zu Hel-
den hochstilisieren, auf der anderen Seite aber den 
Kriegsdienstverweigerern in ihrem eigenen, in unse-
rem Land hier die Inanspruchnahme eines Grund-
rechts in unerträglicher Weise erschweren wollen 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU]: Es ist doch uner-
hört, das parallel zu setzen!) 

und diese jungen Menschen sogar als Drückeberger 
diskriminieren? 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU]: Unerhört ist das, 
was Sie hier sagen! Unglaublich!) 

Wer gehofft hatte, die Opposition werde ihre seit 
Jahren geübte Voreingenommenheit gegen Kriegs-
dienstverweigerer nach dieser Anhörung überden-
ken, wurde in den weiteren Ausschußberatungen 
enttäuscht. — Und noch eines will ich Ihnen sagen: 
Wenn Sie sich den Auftritt Ihres Kandidaten in Ber-
lin zu diesem Thema einmal vor Augen führen — le-
sen Sie es bitte einmal nach —, dann stellen Sie fest, 
daß selbst in dem, was er dort  gesagt hat, nämlich, 
daß die Kriegsdienstverweigerer dann uns, die SPD, 
wählen sollten, für die Kriegsdienstverweigerer 
praktisch eine Diffamierung liegt. 

Doch durch diese Enttäuschung haben sich die 
Abgeordneten der Koalition in den beteiligten Aus-
schüssen nicht entmutigen lassen und in sorgfälti-
gen Einzelberatungen — unter Berücksichtigung 
der Ergebnisse der öffentlichen Anhörung — die in 
allen Gesetzgebungsverfahren unvermeidlichen 
und erforderlichen Änderungsanträge formuliert. 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Abge-
ordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Würzbach? 

Biermann (SPD): Ja. 

Würzbach (CDU/CSU): Meinen Sie nicht, Herr 
Kollege, daß Sie den gerade angestellten Vergleich 
zwischen den unter Einsatz ihres Lebens und im 
Wissen, daß Sie ins Zuchthaus müssen, antragstel-
lenden Wehrdienstverweigerern in der DDR und 
denen bei uns im Interesse aller korrigieren soll-
ten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Biermann (SPD): Nein, ich bin nicht der Meinung, 
daß ich dieses korrigieren sollte oder korrigieren 
kann. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Denn ich habe mir sorgfältig einiges von dem durch-
lesen können, was beispielsweise in München in 
diesem Zusammenhang passiert und do rt  auch ge-
sagt worden ist. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wie bitte? Sie stellen 
also München mit der DDR gleich?) 
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Ich fahre fort : Von dem so verbesserten Gesetz-

entwurf können als echte materielle Verbesserun-
gen des geltenden Rechts folgende herausgestellt 
werden. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Kolb [CDU/ 
CSU]) 

— Hören Sie doch einmal zu! 

Erstens. Es wird keine Verlängerung des Zivil-
dienstes geben; es bleibt bei 16 Monaten. Meine Da-
men und Herren von der Opposition, schauen Sie 
sich einmal Ihren Antrag an, der dem Hause ja vor-
liegt, in dem Sie 18 Monate festschreiben wollen. Ich 
bin mir nicht sicher — und ich bin mir auch nicht 
klar darüber —, wie Sie diese 18 Monate fordern 
können, wenn es beispielsweise rein rechnerisch für 
die Mannschaften der Reserve nur um dreieinhalb 
Wehrübungstage im Jahr geht. Ich weiß nicht, ob 
man hier gleich eine sogenannte S trafe einbauen 
möchte. 

Zweitens. Nach dem Willen der Koalition soll die 
schriftliche Glaubhaftmachung der Verweige-
rungsgründe im Regelfall ausreichen. Demgegen-
über beharren Sie, wie Ihr Antrag zeigt, darauf, daß 
praktisch zunächst einmal jeder, der den Kriegs-
dienst mit der Waffe verweigern will, persönlich vor 
einen Ausschuß gezerrt wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Gezerrt?) 

— Ich höre aus Ihren Reden viel schlimmere Töne. 
Ich weiß gar nicht, warum Sie sich bei mir so aufre-
gen. 

Drittens. Die Vorsitzenden der Ausschüsse und 
Kammern für Kriegsdienstverweigerer sollen künf-
tig nicht mehr vom Bundesminister der Verteidi-
gung berufen werden, sondern dafür wie für die ge-
samte Ausführung des Gesetzes soll der Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung zuständig 
sein. Einem Antrag von Ihnen entnehme ich, daß Sie 
dies beispielsweise beim Verteidigungsministerium 
belassen wollen. Ich erinnere nochmal an die Anhö-
rung, in der eine völlig andere Auffassung der do rt 

 Befragten laut wurde. 

Viertens. Die Beisitzer in den Ausschüssen müs-
sen nach diesem Gesetz die Voraussetzungen der 
Berufung zum Amt eines Jugendschöffen erfüllen; 
sie sollen über die erforderliche Lebenserfahrung 
und Menschenkenntnis verfügen. 

Fünftens. Während der vollen Dauer des Aner-
kennungsverfahrens — das heißt, bis zur Unan-
fechtbarkeit einer Entscheidung — soll nach unse-
rem Willen kein Kriegsdienstverweigerer mehr 
zum Wehrdienst einberufen werden, sofern er sei-
nen Antrag auf Anerkennung vor Erhalt der Einbe-
rufung, der schriftlichen Benachrichtigung und der-
gleichen gestellt hat. 

Sechstens. Der Vorrang des sozialen Bereichs für 
den Einsatz der anerkannten Kriegsdienstverweige-
rer ist in diesem Entwurf festgeschrieben. 

Siebentes. Wenn ein mündliches Verfahren un-
vermeidbar wird, kann jeder Kriegsdienstverweige-
rer einen Beistand seiner Wahl für das Verfahren 
,bestimmen, wobei die Beistände selbstverständlich 

auch Vertreter der Kirchen und Religionsgemein-
schaften sein können. 

Dieses Ergebnis muß — so scheint es mir jeden-
falls — gegen eine seltsame Koalition verteidigt 
werden. Einmal sind es die vom Verfassungsgericht 
enttäuschten Freunde in meinen eigenen Reihen, 
die am liebsten den verworfenen Gesetzentwurf — 
wenn auch mit Änderungen — von 1977, der auf je-
des inquisitorische Prüfungsverfahren verzichtete, 
erneut einbringen möchten. Zum anderen sind es 
jene „kalten Krieger", die mit markigen Appellen an 
nationalistische Gefühle jeden Kriegsdienstverwei-
gerer in ein Strafbataillon — sofern vorhanden — 
kommandieren möchten. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Pfui! — Mein 
Gott!) 

Diesen vereinigten Kritikern sei mit Nachdruck in 
Erinnerung gerufen: Die Sozialdemokraten in die-
sem Land werden dem Versuch, das Grundrecht der 
Kriegsdienstverweigerung einschränken zu lassen, 
bei jeder Gelegenheit entgegentreten und jede 
kleine Chance wahrnehmen, bei der es um die Ver-
besserung dieses Gesetzes geht. Den Spekulanten in 
der Opposition sage ich: Geben Sie sich keiner Täu-
schung hin. Von diesen — wenn auch für viele unbe-
friedigenden — Verbesserungen des vorliegenden 
Gesetzentwurfs werden sich die Sozialdemokraten 
im Vermittlungsausschuß kein Komma abhandeln 
lassen. Uns geht es darum, den in Gewissensnot be-
findlichen jungen Menschen wirkliche Hilfe zu brin-
gen. Sie sind nicht mit wohlklingenden Worten ab-
zuspeisen. Uns ist es Ernst — und ich wünschte, vie-
len anderen auch — mit dem Kernsatz unserer Ver-
fassung: Die Würde des Menschen ist unantastbar. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat der Herr Ab-
geordnete Berger. 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die heu-
tige Debatte ist — und das scheint auch das Vorge-
plänkel noch einmal bestätigt zu haben — der vor-
läufige Höhepunkt des langen Leidensweges eines 
Gesetzes, auf das weite Teile der Öffentlichkeit und 
insbesondere die betroffene Jugend mit großer Auf-
merksamkeit warten. Ich spreche vom Leidensweg, 
weil offensichtlich die Mehrheit dieses Bundestages 
auch jetzt noch außerstande scheint, eine der Sache 
angemessene, mit der Verfassung in Einklang ste-
hende und von den Betroffenen akzeptierte Lösung 
zu finden — und dies, nachdem bzw. obwohl bereits 
eine Novelle, die die Mehrheit dieses Bundestages 
gegen die Stimmen der Opposition und gegen die 
Mehrheit des Bundesrates unter Vernachlässigung 
wichtiger Verfassungsgebote und politischer Erfor-
dernisse erzwungen hatte, am Einspruch des Verfas-
sungsgerichtes gescheitert ist. Dies, meine Damen 
und Herren, ist kein Beweis für die Lösungskompe-
tenz der jetzigen Koalition in dieser schwierigen 
Frage. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer noch in Erinnerung hat, mit welcher Betrof-
fenheit die Koalition und einzelne ihrer Sprecher 
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auf das Urteil des Verfassungsgerichtes reagiert 
haben, als ihrer abenteuerlichen Postkartennovelle 
eine Abfuhr erteilt worden ist, wie sie mit einer Mi-
schung aus Trotz und Resignation reagiert haben, in-
dem sie — wie es einer ihrer Sprecher auszudrücken 
beliebte — auf andere politische Zeiten hofften, für 
den ist es nicht verwunderlich, daß am Ende dieses 
Leidensweges der Koalition nichts Besseres einfällt 
als ein Gesetzentwurf, der in seinen Auswirkungen 
der Postkartennovelle von 1977 gefährlich nahe-
kommt Ihn müssen wir deswegen auch ablehnen. Er 
dürfte in dieser Form deshalb wohl auch vor dem 
Bundesrat kaum Bestand haben. 

Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, 
haben die Abschaffung des Prüfungsverfahrens 
gewollt Sie schlagen uns nun in Konsequenz Ihrer 
ursprünglichen Absicht ein Prüfungsverfahren vor, 
das eine Farce  ist.  Entspricht es wirklich dem politi-
schen Willen Ihrer Parteien, nachdem der 7. Deut-
sche Bundestag eine Regelung nicht zustande ge-
bracht hatte, nachdem Ihr erster Versuch im 8. Deut-
schen Bundestag am Verfassungsgericht scheitern 
mußte, nun wiederum ein Gesetz zu verabschieden, 
das, wenn es scheiterte, zu nichts anderem führte, 
als daß alles beim alten bliebe? Glauben Sie, meine 
Damen und Herren von der Koalition, ernsthaft, daß 
dies für Sie eine vertretbare Position ist? Glauben 
Sie wirklich, in einer Art Schwarzer-Peter-Spiel die 
Opposition und die Mehrheit des Bundesrates dafür 
verantwortlich machen zu können, daß Ihre verfas-
sungswidrige Novelle gescheitert ist und deswegen 
nun ein Gesetz weiter gilt, das eigentlich niemand 
mehr will? 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Renger) 
Das Recht auf Kriegsdienstverweigerung, meine 

sehr geehrten Damen und Herren, ist eines der 
Grundrechte, die unsere Verfassung als eine der 
freiesten der Welt ausweisen. Niemand in diesem 
Hause will eine Einschränkung dieses Grundrech-
tes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Niemand bestreitet demjenigen, der auf Grund der 
Ernsthaftigkeit und Unausweichlichkeit seiner Ge-
wissensentscheidung den Kriegsdienst mit der 
Waffe verweigert, das Recht dazu. Aber jeder, der 
dies tut, muß wissen, daß er dabei ein Grundrecht in 
Anspruch nimmt, das letztlich nur so lange erhalten 
bleibt, wie es ausreichend geschützt ist. Es wird nur 
so lange ausreichend geschützt bleiben, solange wir 
durch funktionsfähige Streitkräfte die Verteidi-
gungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland im 
Rahmen des Bündnisses sicherstellen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Diese Streitkräfte beruhen nach dem Willen des Ge-
setzgebers und nach Lage der Dinge auf einer funk-
tionierenden Wehrpflicht Nach den Ausführungen 
des Bundesverfassungsgerichtes hat diese deshalb 
auch Verfassungsrang. 

Dem allgemeinen Gebot der Wehrpflicht steht 
also in einem Spannungsverhältnis das individuelle 
Recht zur Kriegsdienstverweigerung aus Gewis-
sensgründen gegenüber. Dabei ist — ich wiederhole 
das — die ausreichend erfüllte Wehrpflicht gera

-

dezu eine Bedingung dafür, daß das Ausnahmerecht 
auf Kriegsdienstverweigerung auf Dauer in An-
spruch genommen werden kann. Wehrpflicht 
schützt also auch Kriegsdienstverweigerung. Des-
wegen war es töricht, vom zivilen Ersatzdienst als 
dem alternativen Friedensdienst zu sprechen. Wer 
jener Begriffsverwirrung Vorschub geleistet hat — 
und es waren viele —, hat keinen Beitrag zur Lösung 
unseres Problems geleistet 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Im Gegenteil: Er hat damit auch jenen das Hand-

werk erleichtert, die im Instrument der Kriegs-
dienstverweigerung nichts anderes gesehen haben 
als ein Vehikel, um den von ihnen ungeliebten Staat 
Bundesrepublik Deutschland treffen zu können; 
Kräfte, die zum Teil Gewaltfreiheit predigen, wäh-
rend sie z. B. in Bremen durchaus dazu bereit gewe-
sen sind, in anderer Konstellation und zu anderem 
Zweck Gewalt anzuwenden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Lassen Sie mich deswegen für die CDU/CSU-Bun-

destagsfraktion feststellen: Wehrdienst ist für uns 
Friedensdienst. Weil wir auf die Wehrpflicht der 
Bürger unseres Landes, auf die Wehrbereitschaft 
der Jugend angewiesen sind, möchte ich noch hin-
zufügen: Wehrdienst ist die Grundpflicht, das Recht 
auf Kriegsdienstverweigerung ist die Ausnahme. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Die Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland, die Sicherung unseres Staates nach 
außen haben für, uns höchste Priorität. Deswegen 
mußten wir geradezu gegen jene Postkartennovelle 
klagen, die Sie von der Koalition zu verantworten 
hatten, weil sie nämlich die Wehrpflicht quasi abge-
schafft hätte. Deshalb betrachten wir es auch als 
eine Zumutung, daß Sie nun in Ihrem Gesetzentwurf 
eine Regelung vorschlagen, die die Postkarte durch 
den Einschreibebrief ersetzen soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ihr vorrangig schriftliches Verfahren bedeutet 

nämlich nichts anderes; denn niemand wird aus-
schließen können, daß die Begründung, die der je-
weilige Antragsteller dem Ausschuß schriftlich vor-
legt und die dann zur Entscheidung nach Aktenlage 
führt, aus fremder Feder stammt Können Sie sich 
nicht vorstellen, daß es einschlägige Praxen und 
ganze Agenturen geben könnte, die nichts anderes 
tun, als dem Antragswilligen seine Papiere vorzube-
reiten? Damit wäre im übrigen demjenigen, der sei-
nen Antrag wirklich aus Überzeugung und Gewis-
sensnot stellt, am wenigsten zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Wörner 
[CDU/CSU]: Schreibbüros würden einge

-

richtet!) 
Wenn schon gesagt wird, das mündliche Verfah-

ren begünstige denjenigen, der besser artikulieren 
könne — eine oft zitierte Behauptung, die im übri-
gen im Anhörverfahren, wie ich meine, überzeugend 
widerlegt worden ist —, dann ist es doch um so of-
fenkundiger, daß sich bei einem schriftlichen Regel-
verfahren erst recht derjenige durchsetzen könnte, 
der sich entweder schriftlich besser zu äußern ver- 
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mag — was wohl schwieriger ist — oder aber sich 
rechtzeitig die eilfertigen Dienste sichern kann, die 
ihm nützlich erscheinen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch Ihr Angebot, meine Damen und Herren von 
der Koalition, bei einem vorrangig schriftlichen Ver-
fahren auf Antrag nur eines Beisitzers eine mündli-
che Anhörung vorzuschreiben, hätte daran wenig 
geändert. Wäre dieser Beisitzer, der so etwas zu be-
antragen wagte, nicht rasch als der ewige Querulant 
abgestempelt? 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wäre er nicht auch schon alleine deswegen einem 
erheblichen psychologischen Druck ausgesetzt, weil 
er einen solchen Antrag gegen die Mehrheit stellen 
müßte — und dies, zumal ja nach Ihrem Gesetzent-
wurf die Zuständigkeit für die Rechtsaufsicht geän-
dert werden soll? 

Nein, meine Damen und Herren, für das mündli-
che Verfahren gibt es kein Ersatz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur dieses mündliche Verfahren wird sicherstellen 
können, daß der Antragsteller in seiner gesamten 
Persönlichkeit — und dazu gehört wesentlich die 
persönliche Ausstrahlung — vor der Entscheidung 
gewürdigt werden kann. Ich vertraue darauf, daß 
derjenige, der eine für sich zwingende Gewissens-
entscheidung getroffen hat, auch in der Lage sein 
wird, diese seine Entscheidung zu begründen und 
glaubhaft zu machen. 

Damit dies ganz klar wird — auch in der Diskus-
sion eben wurde wieder einige Begriffsverwirrung 
gestiftet —: Hier handelt es sich nicht um eine Ge-
wissensprüfung, wie viele es zum Schaden der Sa-
che immer wieder behauptet haben. Dies hat eben-
falls das Anhörungsverfahren gezeigt: Ein Gewissen 
ist nicht prüfbar. Die Gewissensentscheidung des 
einzelnen entzieht sich der Prüfung durch Außen-
stehende. Aber die Folgen einer solchen Gewissens-
entscheidung sind nachvollziehbar; die Motive und 
Gründe dafür können bewertet werden. Wer, wie im 
Falle der Antragstellung auf Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer aus Gewissensgründen, 
mit diesem Antrag die Freistellung von einer allge-
meinen und im Interesse der Allgemeinheit, im In-
teresse des Gemeinwohls auch notwendigen Pflicht-
erfüllung beantragt, der muß diesen Antrag nach 
seinem persönlichen Ausdrucksvermögen einleuch-
tend begründen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, in der Botschaft des 
Bundesrats der Schweiz, die zur Einführung eines 
zivilen Ersatzdienstes dort führen sollte, heißt es — 
ich zitiere —: 

Beweispflichtig für den geltend gemachten Ge-
wissenskonflikt ist der Wehrpflichtige, der dar-
aus Anspruch auf eine Sonderbehandlung ablei-
tet. 

Im nächsten Absatz heißt es: 

Wer Anspruch auf Zulassung zum Ersatzdienst 
und auf Befreiung von der Militärdienstpflicht 
erhebt, hat einen Antrag zu stellen und diesen 
zu begründen. Die Anerkennung des Gewis-
sensentscheids hängt davon ab, ob der Gewis-
senskonflikt und seine religiöse oder ethische 
Motivierung vom Gesuchsteller überzeugend 
dargelegt werden kann, d. h. ob dieser für seine 
Haltung Glauben findet. Für diesen Nachweis 
sollen strenge Maßstäbe gelten. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Hört! Hört» 

Meine Damen und Herren, es lohnt sich schon, 
auch bei einer solchen Frage einmal über den Zaun 
zu schauen und zu beobachten, wie eine der ältesten 
Demokratien in dieser Frage die Pflicht vor das 
Recht stellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch die Schweiz hatte ein mündliches Verfahren 
vorgesehen, und zwar vor einem Ausschuß, der aus 
fünf Mitgliedern bestehen sollte, unter denen sich 
mindestens ein Arzt, ein Jurist und — man höre und 
staune — ein erfahrener Truppenkommandant be-
finden sollten. In der schon zitierten Botschaft heißt 
es in den einleitenden Formulierungen: 

Entschieden abgelehnt wurde vom Rat die freie 
Wahl zwischen der Dienstleistung in der Ar-
mee und dem Ersatzdienst. Eine solche würde 
nicht nur zu einer Schwächung der Landesver-
teidigung führen, die in der heutigen Zeit nicht 
verantwortet werden könnte. 

Einig waren sich schließlich alle Sprecher da rin, 
daß der zu schaffende zivile Ersatzdienst kein 
Ausweg für Bequeme und Drückeberger sein 
dürfe. Diese Forderung könne mit einer Dienst-
dauer im Ersatzdienst erfüllt werden, die ohne 
weiteres länger sein dürfe als der Militär-
dienst. 

Angesichts dieser Botschaft an die schweizeri-
sche Nation bei deren großartiger demokratischer 
Tradition brauchen sich CDU und CSU der Substanz 
ihres Gesetzentwurfs keineswegs zu schämen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir bieten mit unserem Gesetzentwurf eine auch 
für die Betroffenen faire Lösung an, welche die Fä-
higkeit zur Verteidigung ebenso berücksichtigt wie 
den Schutz der Gewissensentscheidung. Auch in 
Anbetracht des hervorragenden sozialen Engage-
ments vieler Zivildienstleistender — nicht aller üb-
rigens — auf oft schwierigen Dienstplätzen — es 
gibt, wie wir wissen, auch andere — sollte bei allen 
Versuchen, die Belastungen des Wehrdienstes und 
des Ersatzdienstes zu vergleichen oder gar anzuglei-
chen, eines nicht übersehen werden: Der härtere 
Dienst, der härteste Dienst, das höchste Opfer wird 
vom Wehrpflichtigen verlangt, nämlich der Einsatz 
des eigenen Lebens. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Er-
eignisse des letzten halben Jahres im Ausland, im 
Bündnis, auch bei uns im Inland haben gezeigt, daß 
die Bundesrepublik Deutschland auf die Verteidi-
gungsfähigkeit des Bündnisses und der Bundeswehr 
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im Bündnis angewiesen bleibt. Wir sind darauf an-
gewiesen, daß auch in Zukunft — und das wird 
schwieriger werden — 230 000 Wehrpflichtige be-
reit sind, ihren Grundwehrdienst für das Vaterland 
zu leisten und in anschließenden Reserveübungen 
ihr Können zu vertiefen und zu erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das neue Konzept des Heeres, die Heeresstruktur 4, 
ist, wie wir alle wissen, in viel größerem Umfange als 
bisher auf die Mobilmachungsfähigkeit auch von 
Reservisten und damit auf deren In-Übung-Halten 
angewiesen. Nicht weniger Wehrübungen wird es 
in Zukunft geben, sondern, auch nach dem Willen 
der Bundesregierung, mehr Wehrübungen. 

Der Respekt vor der Verfassung und vor der Ge-
wissensentscheidung derer, die sich auf Grund ihres 
persönlichen, ethisch oder moralisch begründeten 
Gewissenszwangs nicht in der Lage sehen, Kriegs-
dienst mit der Waffe zu leisten und deswegen im 
Frieden zum Wehrdienst bereit zu sein, gebietet es, 
daß der Gesetzgeber eine praktikable Lösung findet, 
die unter Beachtung des Verfassungsgebotes der Si-
cherheit unseres Staates und der Erhaltung des Frie-
dens die Gewissensentscheidung des einzelnen 
schützt und gleichzeitig einen Mißbrauch dieses 
vornehmen Grundrechts verhindert. Ich hätte er-
wartet, daß, nachdem das Verfassungsgericht ge-
sprochen hatte und seine Gründe allen zugänglich 
waren, die Regierung in dieser wichtigen Frage 
eigene Vorstellungen entwickelt hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hat die Bundesregierung tatsächlich keine Aufgabe 
darin gesehen, im Interesse der Landesverteidigung 
einerseits und im Interesse der Wahrung der Gewis-
sensfreiheit unserer jungen Bürger andererseits 
eine Lösung zu suchen und vorzuschlagen? Die Be-
gründung, die dafür zu hören war, daß sich die Re-
gierung in Zurückhaltung übte, weil nämlich die No-
velle aus dem Jahre 1977 ein Initiativgesetz gewe-
sen sei, ist mehr als fadenscheinig. Es galt, eine wich-
tige Aufgabe zu lösen, doch die Regierung hat erst 
einmal abgewartet, zum einen vermutlich, um zu se-
hen, wohin der Hase läuft, 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

aber andererseits wohl auch, um der Schwierigkeit 
zu entgehen, mit den eigenen Linken ins reine kom-
men zu müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dafür haben wir heute im Entree dieser Debatte 
wiederum ein Beispiel erlebt. Dies aber bedeutet, 
daß die Regierung, statt zu führen, das Feld den or-
ganisierten Kriegsdienstgegnern und deren politi-
schem Umfeld überließ, während sie gleichzeitig das 
Erfordernis und die Bedeutung des Wehrdienstes in 
der Öffentlichkeit nicht mehr genügend darstellte. 
So nur konnte es dazu kommen, daß ganze Schul-
klassen den Wehrdienst verweigerten. Es ist auch 
jetzt nicht verwunderlich, daß trotz Afghanistan und 
trotz Bremen oder vielleicht sogar gerade wegen 
Afghanistan und auch infolge des Krisengeredes des 
Bundeskanzlers die Zahlen im letzten Vierteljahr 
wieder dramatisch gestiegen sind. 

Der Regierung scheint es am politischen Willen 
zur Lösung dieses Problems gefehlt zu haben, was 
Wunder auch, wenn z. B. der derzeitige Bundesver-
teidigungsminister kurz nach der Veröffentlichung 
des Karlsruher Urteils nichts anderes zu äußern hat-
te, als daß für ihn Gewissen nicht prüfbar sei. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Beschämend ge-
nug!) 

Das war sein einziger Beitrag zu dieser Debatte. Das 
war letztlich nicht zum Nutzen des Ganzen. Das war 
auch nicht dadurch zu korrigieren, daß schließlich 
im interfraktionellen Arbeitskreis die Beamten sei-
nes Hauses sehr fruchtbar mitgearbeitet haben. 

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: 

Erstens. Die Postkartennovelle aus dem Jahre 
1977, ein Herzstück sozialliberaler Politik dieser Le-
gislaturperiode, ist gescheitert. 

(Zuruf von der SPD: Das wußten wir schon! 
Das brauchen Sie uns nicht noch einmal zu 

erzählen!) 

Zweitens. Die Regierung hatte nicht den politi-
schen Willen, in dieser schwierigen Frage eine wirk-
liche Lösung zu finden. Sie hat auf eine Regierungs-
vorlage verzichtet. 

Drittens. Die Bemühungen der Fraktionen, in in-
tensiven interfraktionellen Verhandlungen eine ge-
meinsam zu tragende Lösung zu finden, sind bisher 
an wenigen miteinander unvereinbaren Vorstellun-
gen gescheitert. Für uns ist das vorrangige schriftli-
che Verfahren als ein unpersönliches Verfahren bei 
einer nur persönlich erfahrbaren Glaubwürdig-
keitsprüfung nicht akzeptabel. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist der entscheidende Punkt. Alles andere ist 
diskutabel und ist es auch — einschließlich der 
Frage der Dauer des Zivildienstes — während der 
Verhandlungen immer gewesen. Sie wissen — und 
auch der Herr Kollege Biermann, der hier eben Kri-
tik geübt hat, weiß dies —, daß wir in diesen Fragen 
immer zum Kompromiß bereit gewesen sind. 

(Frau Traupe [SPD]: Nach Ihrer Rede glaube 
ich das nicht!) 

Viertens. Gerade die Entwicklung in den letzten 
Monaten zeigt uns erneut, wie wichtig es ist, einen 
Mißbrauch des Grundrechts auf Kriegsdienstver-
weigerung aus Gewissengründen auszuschließen, 
um die Funktionsfähigkeit unserer Landesverteidi-
gung erhalten zu können. 

Fünftens. Die Union achtet jeden, der dieses 
Grundrecht begründet für sich in Anspruch nimmt, 
aber unsere jungen Bürger müssen wissen, daß wir 
es nur so lange schützen können, wie junge Men-
schen auch zum Friedensdienst mit der Waffe bereit 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang ab-
schließend — weil auch die katholischen Quellen 
hier vorhin zitiert worden sind — eine Textstelle 
des Konzils zitieren, die für meine persönliche Ge- 
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wissensentscheidung als Soldat immer von besonde-
rer Bedeutung gewesen ist. Ich zitiere: 

Wer als Soldat im Dienst des Vaterlandes steht, 
betrachte sich als Diener der Sicherheit und 
Freiheit der Völker. Indem er diese Aufgabe 
recht erfüllt, trägt er wahrhaft zur Festigung des 
Friedens bei. 

Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort  hat der Herr Abgeordnete Höl-
scher. 

Hölscher (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Sehr verehrter Herr Kollege Berger, am 
Schluß Ihrer wirklich sachlich vorgelesenen vertei-
digungspolitischen Rede haben Sie mit einem Zitat 
geendet. Gerade weil Sie die Notwendigkeit der 
Funktionsfähigkeit der Bundeswehr so sehr in den 
Vordergrund gestellt haben — das war ja der rote 
Faden —, möchte ich mit einer Feststellung begin-
nen: 

„Art. 4 Abs. 3 hat den verfassungsrechtlichen Primat 
über die allgemeine Wehrpflicht. Art. 4 Abs. 3 ist da-
her als Verfassungsnorm der allgemeinen Wehr-
pflicht vorgegeben und kann infolgedessen als 
Grundrecht einem einfachen Gesetz gegenüber 
kein Ausnahmerecht sein. Die verfassungsrechtli-
che Frage muß daher immer lauten: Verstößt das 
Wehrpflichtgesetz gegen A rt. 4 Abs. 3?, nicht dage-
gen umgekehrt: Ist Art. 4 Abs. 3 mit der allgemeinen 
Wehrpflicht vereinbar? Die Entscheidung muß zu-
gunsten der Gewissensfreiheit fallen, weil der 
Zwang zum Kriegsdienst gegen das Gewissen mit 
Sicherheit die Menschenwürde verletzt, während 
mit dem Verzicht auf Verteidigung anderer Güter 
ein entsprechender Verletzungsvorgang zunächst 
einmal nicht notwendig verbunden ist." 

An dieser Stelle möchte ich die Herren des Steno-
graphischen Dienstes bitten, das, was ich eben ge-
sagt habe, in Anführungsstriche zu setzen, denn dies 
sind nicht meine Gedanken, dies sind auch nicht die 
Gedanken des Vorsitzenden , der Jungsozialisten 
oder derjenigen der Jungdemokraten und auch 
nicht die des Verbandes der Kriegsdienstverweige-
rer, sondern dies ist eine Feststellung, die Dr. Hein-
rich Geißler in seiner Disse rtation getroffen hat. Ich 
wollte hier nur einmal deutlich machen, wie man 
Grundrechte bewerten kann. Für meine Fraktion 
oder für mich persönlich möchte ich gar nicht so 
weit gehen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der FDP — 
Abg. Dr. Wörner [CDU/CSU] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage) 

— Herr Dr. Wörner, ich weiß, ich habe Sie schon ein-
mal empört. Ich habe das Zitat schon einmal ge-
bracht, und das ist im Protokoll nachzulesen. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Hölscher (FDP): Nein. An einer anderen Stelle 
können wir uns darüber gerne unterhalten. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Ich bedaure das 
sehr!) 

Vizepräsident Frau Renger: Jetzt also keine Zwi-
schenfrage! 

Hölscher (FDP): Ich weiß, Sie werden sagen: Das 
war eine Jugendsünde. Aber Dr. Geißler heißt noch 
Dr. Geißler und ist sogar zusätzlich Ihr Generalse-
kretär geworden. Möglicherweise gibt er einmal den 
„Doktor" ab, ich weiß es nicht; vielleicht schämt er 
sich. Distanziert hat er sich davon jedenfalls nicht. 
Ich persönlich halte dies für einen sehr klugen Ge-
danken, aber für so weitgehend, daß es möglicher-
weise sogar den Verfassungsschutz interessieren 
könnte, wenn jemand solche Gedanken äußerte und 
dann auch noch die Absicht hätte, in den öffentli-
chen Dienst zu gehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Lenz? 

Hölscher (FDP): Herr Dr. Lenz, ich möchte zur Sa-
che kommen; meine Redezeit ist sehr beschränkt. — 
Nein, nein, bitte, Sie dürfen fragen. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, Herr Kollege, 
fahren Sie in Ihrer Rede fo rt ! 

(Dr. Lenz '[Bergstraße] [CDU/CSU]: Herr 
Kollege, sind Sie dann bereit, zur Kenntnis 

zu nehmen . 

 - 

Sie haben das Wort, Herr Kollege Hölscher. 
(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]:... daß 

diese Dissertation aus einer Zeit 
stammt ...!) 

— Verzeihen Sie, Sie haben nicht das Wo rt  zu einer 
Zwischenfrage, soweit ich das verstanden habe! 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]:... wo die 
Rechtslage eine andere war, als sie es heute 

ist?) 
— Herr Kollege, fahren Sie in Ihrer Rede fo rt ! 

Hölscher (FDP): Ich gestehe doch dem Kollegen 
Dr. Geißler das Recht auf Irrtum zu. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Nein, 
Herr Kollege, das ist gar nicht die Frage!) 

— Ich gestehe Ihrer ganzen Fraktion das Recht auf 
Irrtum zu. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Die 
Rechtslage hat sich inzwischen geändert!) 

— In dieser Frage haben Sie sich immer geirrt. Hier 
haben Sie ein gespanntes Verhältnis zur Verfas-
sung. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Es ist in-
tellektuell unredlich, was Sie hier tun!) 

— Das zu sagen, Ist Ihr gutes Recht. 

Meine Damen und Herren, Ziel meiner Fraktion 
bleibt jedenfalls die Abschaffung der Prüfungsver-
fahren. Das möchte ich hier in aller Deutlichkeit sa- 
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gen. Das Gewissen ist für uns nicht überprüfbar. Wir 
sind zwar der einzige Staat der Welt, der das Grund-
recht auf Kriegsdienstverweigerung in seiner Ver-
fassung verankert hat; aber wir sind leider auch der 
einzige Staat der Welt, der die Wahrnehmung eines 
Grundrechts vom erfolgreichen Bestehen einer 
staatlichen Prüfung abhängig macht. Dies ist ja wohl 
in sich widersprüchlich. Ich möchte einmal Ihre Be-
wertung hören, wenn man. die Wahrnehmung des 
Rechts auf freie Religionsausübung vom erfolg-
reichen Bestehen einer Prüfung abhängig machte. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das ist doch ein 
Schmarren!) 

Wir finden uns in dieser Position nicht allein. 
Nein, wir haben die besten Zeugen, die Sie sonst 
gerne anrufen. Es gab bei der Sachverständigenan-
hörung keinen einzigen Sachverständigen, der etwa 
die Beibehaltung eines förmlichen Anerkennungs-
verfahrens, einer Gewissensprüfung für richtig ge-
halten hätte. Ich möchte nur einen Sachverständi-
gen zitieren, nämlich den Vertreter der katholi-
schen Kirche, Herrn Professor Dr. Böckle, der in drei 
Punkten festgestellt hat, was die Position der 
katholischen Kirche ist, nämlich erstens: 

Gewissen ist nicht prüfbar. Eine Gewissensent-
scheidung ist eine höchstpersönliche innere 
Entscheidung, die sich jeder objektiven Über-
prüfung durch staatliche Verfahren entzieht. 

Zweitens: 
Ein Staat, der über das Gewissen seiner Bürger 
urteilt, 

— so Professor Böckle für die katholische Kirche — 
maßt sich göttliche Befugnisse an und hebt fak-
tisch das Grundrecht der Gewissensfreiheit 
wieder auf. 
(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Drittens — ich zitiere weiter —: 
Statt einer Prüfung sollen jungen Menschen 
Hilfen angeboten werden, ihre persönliche Ein-
stellung in einer Kriegsdienstsituation zu er-
kennen, um sie so zu einer bewußten, selbstver-
antwortlichen Entscheidung zu befähigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Berger? 

Hölscher (FDP): Ich habe dem, was der Vertreter 
der katholischen Kirche in der Sache erklärt hat, 
nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, machen 
Sie es mir doch nicht so schwer! Ich kann nicht hö-
ren, ob Sie ja oder nein sagen, wenn Sie es nicht 
deutlich sagen. Gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Hölscher (FDP): Ich gestatte; nur wollte ich den 
Satz zu Ende sprechen. 

Vizepräsident Frau Renger: Das kann ich auch 
nicht wissen, wann er zu Ende ist. 

Hölscher (FDP): Bitte, Herr Kollege Berger! 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU): Herr Kollege Höl-
scher, darf ich Sie darauf aufmerksam machen, daß 
Herr Professor Böckle, den Sie soeben zitiert haben, 
in derselben Anhörung gesagt hat: 

Worüber man sich aber in begründeter Weise 
selbst Rechenschaft gibt, darüber ist man grund-
sätzlich auch seinen Mitmenschen gegenüber 
rechenschaftsfähig. Besonders bei Inanspruch-
nahme einer Freistellung von einer allgemei-
nen Forderung ist man dazu nach dem Prinzip 
der sittlichen Selbstbestimmung, nach dem Ver-
allgemeinerungsprinzip ethisch auch verpflich-
tet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Würden Sie dem auch zustimmen? 

Hölscher (FDP): Aber selbstverständlich stimme 
ich dem zu, Herr Kollege Berger! Diese äußere Be-
reitschaft, für diese Gewissensentscheidung etwas 
zu tun, wird durch die Verpflichtung zum Zivildienst 
deutlich. Derjenige, der einen Antrag auf Anerken-
nung als Kriegsdienstverweigerer stellt, entzieht 
sich ja nicht einer Dienstpflicht, sondern er leistet 
seine Dienstpflicht, nur eben auf andere Art. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wer sich drücken will — das muß ich auch noch ein-
mal sagen —, der sollte nicht den Weg der Kriegs-
dienstverweigerung beschreiten, denn er wird, 
wenn er tauglich ist, mit Sicherheit einberufen, wäh-
rend die Chance, daß er bei der Bundeswehr gar 
nicht benötigt wird, relativ groß ist. 

Ich denke, wir müssen noch einen Blick in die 
Vergangenheit tun, um Legendenbildungen vorzu-
beugen. Was war eigentlich politisch machbar? Ein 
Verzicht auf die Prüfungsverfahren war auch nach 
dem Verfassungsgerichtsurteil noch machbar, denn 
das Verfassungsgericht hat gesagt: Der Gesetzgeber 
kann auf ein förmliches Prüfungsverfahren dann 
verzichten, wenn er den Zivildienst als Test für die 
Gewissensentscheidung ausgestaltet. 

Die Koalitionsfraktionen — dies möchte ich ganz 
bewußt an die Adresse einiger SPD-Kollegen sagen 
— sind in die interfraktionellen Verhandlungen mit 
der Forderung an die Opposition gegangen, unter 
Verzicht auf ein Prüfungsverfahren durch eine 
nichtdiskriminierende Ausgestaltung des Zivildien-
stes eine Lösung zu suchen. Die Vertreter der Oppo-
sition haben uns bereits in der ersten Sitzung er-
klärt — dies will ich gar nicht abwertend verstan-
den wissen —, daß die Beibehaltung eines förmli

-

chen Anerkennungsverfahrens eine unabdingbare 
Forderung der Opposition sei, die nicht disponibel 
sei. Wir haben uns, wie ich denke, redlich und kolle-
gial darauf geeinigt, daß dann eben der Verhand-
lungsrahmen von der Frage bestimmt wird: Wieviel 
Prüfung brauchen wir? Wieviel Ausgestaltung ist 
nötig? Das war der Rahmen, der vorgegeben war. 
Man sollte jedoch nicht so tun, wie das hier und da 
geschieht, als wenn das Verfassungsgericht uns ver-
boten hätte, auf die Prüfungsverfahren zu verzich-
ten. Diese Vorschrift ist aus Karlsruhe nicht gekom-
men. 
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Die interfraktionelle Arbeitsgruppe — ich will 

mich bei dieser Gelegenheit bei Herrn Dr. Kraske, 
Frau Tübler, Frau Krone-Appuhn und auch bei 
Herrn Dr. Jaeger von der CSU kollegial bedanken — 
hat  sich in monatelangen Verhandlungen redlich 
bemüht, zu einem Kompromiß zu gelangen, der im 
Grunde genommen alle Interessen berücksichtigt: 
die politischen Interessen und die Fragen der Mach-
barkeit, auch rechtlicher Art. 

Ich finde, es ist kein Zufall — Herr Kollege Ber-
ger, das ist nicht als persönliche Abwertung zu ver-
stehen —, daß nicht Frau Tübler, obwohl sie hier ist, 
daß nicht Herr Dr. Kraske, obwohl er hier ist, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sie sind doch 
da!) 

daß nicht Frau Krone-Appuhn als Redner hier die 
Opposition vertreten. Ich habe volles Verständnis 
dafür, daß sie dies möglicherweise auch nicht woll-
ten, denn was mit ihnen geschehen ist, ist für keinen 
Parlamentarier erfreulich. Das wäre für mich, wenn 
wir so etwas in meiner eigenen Fraktion passieren 
würde, auch nicht erfreulich. Wir hatten uns ja in al-
len Punkten geeinigt; die Koalitionsfraktionen ha-
ben das zähneknirschend übernommen. Die CSU 
hat es Ihnen verweigert, und die CDU durfte dem-
entsprechend auch nicht zustimmen. Wir wissen es 
-- ich nenne hier keine Namen —, und auch Sie wis-
sen, daß es so ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie wissen, daß es so ist; dies haben Sie auch optisch 
dadurch dargestellt, daß in der ersten Lesung Herr 
Althammer, der sich mit der Sache noch nie befaßt 
hatte, hier nach oben geschickt wurde, um, wie wir 
jetzt in der Erfüllung von Sonthofen gemerkt haben, 
noch einmal deutlich zu machen, wer für die Bun-
deswehr ist, wählt CDU/CSU und wer für die 
Kriegsdienstverweigerung und Zivildienst ist 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das sind Pflichtübungen, die Sie 

da machen!) 

— so hat ja Franz Josef Strauß die Auseinanderset-
zung zum 5. Oktober in dem Bereich begonnen —, 
der wählt SPD/FDP. 

(Kolb [CDU/CSU} Jetzt kommen Sie aber 
wieder einmal auf den Boden!) 

Ich denke — die Kollegen, mit denen wir in elf Sit-
zungen zusammengesessen haben, werden es ja be-
stätigen —, wir haben im Rahmen des Möglichen 
gute Arbeit geleistet. Wir haben die Entscheidung 
nach Aktenlage ermöglicht. Ihre Kollegen haben 
doch zugestimmt; ich will Sie doch gar nicht denun-
zieren. Sie wissen doch, daß Sie der Entscheidungs-
möglichkeit nach Aktenlage zugestimmt haben. Wir 
haben die Herausnahme der Anerkennungsverfah-
ren aus der Zuständigkeit des Bundesverteidigungs-
ministeriums in der Arbeitsgruppe einvernehmlich 
beschlossen. Sie sollten im Rahmen der Bundesauf-
tragsverwaltung durchgeführt werden. Da war nicht 
mehr der Bundesverteidigungsminister zuständig, 
sondern der Arbeitsminister bzw. die Länderverwal-
tungen. So wundert mich doch sehr Ihr Änderungs-
antrag, den Sie heute eingebracht haben und mit 

dem Sie diesen Konsens noch zusätzlich verlassen, 
indem Sie sagen: Der Verteidigungsminister soll zu-
ständig bleiben. Wir haben uns längst geeinigt, und 
zwar nicht formell auf die Bundesverwaltung — es 
hat sich erst nach einer Umfrage in den Ländern er-
geben, daß dies nicht möglich war —, sondern wir 
waren uns einig, daß dies aus der Zuständigkeit des 
Bundesverteidigungsministers herausgenommen 
werden soll. 

Wir haben gemeinsam mit Ihrer Hilfe die auf-
schiebende Wirkung gesetzlich geregelt, daß also 
niemand zur Bundeswehr einberufen werden kann, 
solange sein Verfahren noch läuft. Wir haben auch 
gemeinsam für eine bessere Qualifikation der Bei-
sitzer, die die Fähigkeiten von Jugendschöffen ha-
ben sollen, gesorgt. 

Dies, was wir hier gemeinsam ausgehandelt ha-
ben, ist von Ihrer Fraktion nicht gebilligt worden. 
Ich kann dies nur bedauern. Ich weiß gar nicht, wie 
Sie eigentlich noch die 18monatige Dauer des Zivil-
dienstes mit der zeitlichen Belastung wehrdienstlei-
stender Soldaten begründen können. Ich gebe zu: 
Der Verteidigungsminister hat sich hier und da ge-
sperrt, auf klare Fragen klare Antworten zu geben, 
aber wir haben es vor etwa zwei Wochen doch 
schriftlich bestätigt bekommen. Ich zitiere: „Rein 
rechnerisch ergibt sich für alle Reservisten ein Mit-
tel von sieben Wehrübungstagen, für Mannschaften 
der Reserve dreieinhalb Wehrübungstage." Das wä-
ren nur ein paar Tage, nur ein paar Sonnenaufgänge 
und Sonnenuntergänge mehr als 15 Monate, und Sie 
sagen: Wegen dieser dreieinhalb Tage oder sieben 
Tage muß der Zivildienst aber drei Monate länger 
seih. 

Wissen Sie, was Sie tun? Sie bestrafen Menschen, 
die ein Grundrecht wahrnehmen wollen, indem Sie 
sie sinnbildlich nicht nur vor den Kadi schleppen, 
sondern ihnen auch noch eine längere Zivildienst-
pflicht auferlegen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Glauben Sie ja nicht, daß so etwas nur von unseren 
Wählern registriert wird; es wird auch von Ihren 
Wählern registriert. Ich kenne eine ganze Reihe von 
Kriegsdienstverweigern persönlich, die nicht SPD 
wählen, die nicht FDP wählen, sondern, weil sie be-
sonders religiös motiviert sind, CDU wählen und die 
ihre eigene Partei auch nicht mehr verstehen. 

Das Argument jedenfalls, als Ausgleich für die 
zeitlichen Belastungen bei der Bundeswehr müßte 
der Zivildienst um drei Monate verlängert werden, 
ist doch wohl in der Luft verpufft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Fragen Sie mal 
Ihren Minister, was er dazu meint!) 

Nun zur Entscheidung nach Aktenlage! Auch 
hier hat es keine Einigung gegeben. Herr Berger, Sie 
sagen, da würden jetzt vorfabrizierte Begründungen 
geliefert, da würde man etwas abschreiben, und das 
hätte im Grunde genommen dann nur noch so eine 
Art  Postkartencharakter. Dazu möchte ich einen Ih-
rer Kollegen zitieren, der in der interfraktionellen 
Arbeitsgruppe ein Plädoyer für diese Möglichkeit 
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der Entscheidung nach Aktenlage mit der Begrün-
dung geliefert hat, er möchte denen, die sich nicht so 
gut und in einer möglichen Anhörung vielleicht 
noch weniger ausdrücken können, eine Chance ge-
ben. Herr Dr. Kraske — entschuldigen Sie, wenn ich 
ausnahmsweise einmal einen Namen nenne — hat 
gesagt — da bin ich mit ihm völlig einer Meinung —, 

wenn er Beisitzer wäre, dann würde er dem Haupt-
schulabgänger, der sich nicht so auszudrücken ver-
mag, bei dem man aber den Eindruck hat, er habe 
sich eigene Gedanken gemacht, nach Aktenlage 
eher anerkennen, als den Abiturienten, der in gefäl-
liger Form seine vom Inhalt her bekannte Darstel-
lung seiner Motivation wählt. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Kraske ? 

Hölscher (FDP): Bitte schön! 

Dr. Kraske (CDU/CSU): Herr Kollege Hölscher, 
wenn Sie — was Ihr gutes Recht und ein interessan-
ter Beitrag ist — aus den Arbeiten unserer Arbeits-
gruppe berichten, müssen Sie dann dem Hause nicht 
auch sagen, daß wir uns in der interfraktionellen 
Arbeitsgruppe immer einig waren, daß ein schriftli-
ches Verfahren ausschließlich für die Fälle in Frage 
käme, bei denen es eben nicht nur um eine Begrün-
dung, um Darstellung der Motive, sondern um zu-
sätzliche Beweise ginge, und daß das nach geschlos-
sener Meinung der Arbeitsgruppe immer der Aus-
nahme- und nicht der Regelfall sein sollte? 

Hölscher (FDP): Ja gut, was man sich unter Beweis 
vorstellt: die Tatsache etwa, daß jemand in der 
Schule — oder wo auch immer — oft Aktivitäten ge-
zeigt hat, indem er sich z. B. gesellschaftlich enga-
giert hat. Die Beweise können so oder so sein. Ich 
gestehe Ihnen zu, daß die schriftliche Begründung 
— allein als Blatt Papier — in vielen Fällen mögli-
cherweise bei der Entscheidung nach Aktenlage 
noch nicht ausreicht. Herr Dr. Kraske, wir waren uns 
doch einig, daß jeder Kriegsdienstverweigerer die 
Chance haben muß, auch ohne dem psychologischen 
Druck einer mündlichen Anhörung ausgesetzt zu 
sein, sein Recht nach der von ihm schriftlich einge-
reichten Begründung zu erfahren. 

Ich möchte fortfahren und auf einige Verbesse-
rungen hinweisen, die wir in den Ausschußberatun-
gen erreicht haben. Dies soll gar nicht verschwiegen 
werden. Die Anhörung — hier hat sich der Sinn der 
Anhörung bestätigt — hat zu Korrekturen geführt. 

Wir haben die Wiederherstellung des Vorrangs 
im sozialen Bereich beschlossen. Wir haben Marge-
stellt, daß die kirchlichen Beistände nach wie vor 
ihre Rechte haben. Wir haben sogar die zweite In-
stanz der Prüfungskammer wieder eingeführt. Wir 
wollten hier keine Rechtsverkürzung, sondern eine 
Beschleunigung der Verfahren; wir haben es den-
noch getan, weil dies bei den Betroffenen auf Kritik 
stieß. 

Wir haben den Begriff der Unausweichlichkeit 
bei der Prüfung der Gewissensentscheidung heraus-
genommen. 

Dies ist ein besonderes bitteres Beispiel dafür, daß 
es Ihnen in der letzten Phase weiß Gott nicht mehr 
um die Sache, sondern um Konfrontation ging. Es 
gibt einen Brief des Ratsvorsitzenden der Evange-
lischen Kirche Deutschlands, Bischof Lohse, an die 
Vorsitzenden aller drei Bundestagsfraktionen. In 
diesem Brief heißt es u. a.: 

Der wichtigste Punkt ist für uns jedoch die Fra-
ge, was Aufgabe der geplanten Prüfungsverfah-
ren sein kann. So wenig wie das Gewissen 
selbst, ist die Unausweichlichkeit einer Gewis-
sensentscheidung von Menschen überprüfbar. 
Unausweichlichkeit ist ein wesentliches Merk-
mal jeder Gewissensentscheidung. Wer die Un-
ausweichlichkeit prüfen will, will damit Gewis-
sensentscheidung selber prüfen. 

Und der Ratsvorsitzende fährt fo rt : 

Ich möchte mich in meinem heutigen Schreiben 
auf diesen einen Punkt beschränken, zumal Ih-
nen unsere weiteren Überlegungen schriftlich 
und mündlich des öfteren mitgeteilt wurden. 
Ich betone: die Evangelische Kirche ist bereit, 
sich damit abzufinden, wenn eine Reihe ihrer 
richtigen Petita von Ihnen nicht aufgenommen 
würden. In der Frage der Gewissensentschei-
dung bzw. der Überprüfung der Unausweich-
lichkeit der Gewissensentscheidung können 
wir keinen Kompromiß eingehen. 

Obwohl Ihnen dieser fast dramatisch abgefaßte Ap-
pell bekannt war, haben Sie in den letzten entschei-
denden Sitzungen des Arbeits- und Sozialausschus-
ses sogar diesen Antrag abgelehnt, den wir — wenn 
Sie so wollen —, weil er uns überzeugt hat, für die 
EKD eingebracht haben. Ich finde, dies macht deut-
lich, daß Sie einfach nicht mehr wollten, und zwar 
mehr aus wahltaktischen als aus Gründen, die in der 
Sache liegen. 

Nun werden wir heute über unseren Gesetzent-
wurf abstimmen, der im Grunde genommen der in-
terfraktionelle Entwurf ist; denn ein Entwurf, der 
unsere Koalitionshandschrift getragen hätte, hätte 
natürlich anders ausgesehen. Er hätte kein Prü-
fungsverfahren mehr zum Inhalt gehabt. 

Hier werden einige scheinheilige Versuche un-
ternommen, der Koalition den Schwarzen Peter zu-
zuschieben. Ich habe hier einen B rief der Jungen 
Union Deutschlands an den Vorsitzenden der sozi-
aldemokratischen Fraktion mit einer Kopie an mei-
nen Fraktionsvorsitzenden. In diesem Brief wird mit 
„Bestürzung davon Kenntnis genommen, daß der in-
terfraktionelle Versuch, eine Neuregelung der 
Wehrdienst- und der Ersatzdienstzeit zu schaffen, 
abermals gescheitert ist". Man spricht hier „nicht nur 
für die Junge Union, sondern für die ganze junge Ge-
neration". Man tut so — das ist für mich der Gipfel 
der Scheinheiligkeit —, als ob die Koalition schuld 
sei, wenn es nicht zu einem Inkrafttreten des Geset-
zes komme. Kein Wort  über die Tatsache, daß die 
eigene Fraktion 18 Monate Zivildienst will, und kein 
Wort  über die Tatsache, daß die Oppositionsfraktion 
die Entscheidung nach Aktenlage nur als Ausnahme 
— sprich: für Jehovas Zeugen — billigen will. Ich 
denke, wir sollten dieses Spielchen durchkreuzen. 
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Ich schaue mich im Saal um und frage: Wo sind 

die Vertreter der Jungen Union? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wo ist Herr Langguth? Wo ist Herr Wissmann? Wo 
sind sie? Wie werden sie abstimmen? Wenn schon 
die Junge Union versucht, anstatt Discosound Poli-
tik zu machen, dann sollte sie es redlich tun und das 
Parlament und die Öffentlichkeit nicht mit solchen 
Türken übers Ohr hauen. Ich denke, die Mitglieder 
der Jungen Union werden sich dafür interessieren, 
wie die Präsenz ihrer Mandatsträger in dieser De-
batte ist. 

Lassen Sie mich — sicher nicht mit Schärfe, aber 
doch mit einem Wort  des Bedauerns — noch etwas 
zu dem angekündigten Abstimmungsverhalten 
von Kollegen aus der SPD sagen. Diesem Punkt 
wird sich vor allem Herr Kollege Dr. Zumpfort in der 
zweiten Runde für meine Fraktion widmen. 

Ich denke, es ist nicht gut, wenn der Opposition 
aus den Reihen der SPD Munition für die Verdre-
hung der Tatsachen geliefert wird. Wir, die FDP, 
möchten, daß jeder CDU/CSU-Abgeordnete die 
Chance erhält, Farbe zu bekennen, wie er denn nun 
endgültig zu dem mit seinen Vertretern ausgehan-
delten Minimalkompromiß steht. 

Wir möchten aber auch, daß bei einem Scheitern 
gerade im Interesse der Glaubwürdigkeit unserer 
Parteien die Schuldigen feststehen. Wir möchten 
des weiteren durch die Verabschiedung in der zwei-
ten und dritten Lesung vor allem dem Bundesrat die 
Chance geben — vielleicht gibt es noch eine reale 
Chance —, mit uns gemeinsam die immerhin vor-
handenen Verbesserungen in Kraft zu setzen. 

Das Vermittlungsverfahren wird stattfinden müs-
sen. Ich darf für meine Fraktion — damit komme ich 
zum Schluß — feststellen, daß wir uns nicht vorstel-
len können, daß in folgenden Punkten ein Kompro-
miß möglich ist; denn der Kompromiß — das Ergeb-
nis der monatelangen Beratungen — liegt ja auf dem 
Tisch. Die Entscheidung nach Aktenlage muß blei-
ben. Die Zivildienstdauer von 16 Monaten muß blei-
ben. Die Herausnahme der Anerkennungsverfahren 
aus dem Zuständigkeitsbereich des Bundesverteidi-
gungsministeriums muß erhalten bleiben. Der Vor-
rang der sozialen Dienste muß sichergestellt sein. 
Auch die aufschiebende Wirkung — keine Einberu-
fung zur Bundeswehr bei laufenden Verfahren — 
muß erhalten bleiben. 

Unser politisches Ziel ist mittelfristig nach wie 
vor die Abschaffung der Prüfungsverfahren, weil wir 
es als Liberale nicht für vertretbar halten, daß sich 
der Staat das Recht nimmt, Vorgänge zu bewe rten, 
die zu den internsten gehören, die im Menschen 
vorgehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Jungmann. 

Jungmann (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Wir haben gerade von dem Kollegen 
Berger hier mehr einen verteidigungspolitischen 
Beitrag zur Frage der Kriegsdienstverweigerung 

und des Zivildienstes gehört, weniger einen Beitrag 
zu den Nöten der jungen Menschen, die sich dem 
Anhörungsverfahren vor den Ausschüssen stellen 
müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Berger, Sie haben hier einige Behaup-
tungen aufgestellt, die richtiggestellt werden müs-
sen. 

Zum ersten haben Sie behauptet: Der abenteuerli-
chen Postkarten-Novelle — so Ihre Aussage —, die 
1977 verabschiedet wurde, folgte jetzt eine abenteu-
erliche Novelle, die das Abmelden von der Pflicht 
zum Grundwehrdienst-Leisten durch einen Ein-
schreibbrief ermöglicht. Wir haben damals in dem 
Gesetzentwurf, der vom Bundesverfassungsgericht 
für verfassungswidrig erklärt worden ist, die Mög-
lichkeit der Wiedereinführung eines Anerken-
nungsverfahrens für den Fall vorgesehen, daß die 
Deckung des personellen Bedarfs der Streitkräfte 
nicht mehr sichergestellt werden kann. Auch das 
muß hier einmal deutlich gemacht werden. 

Wenn Sie, Herr Kollege Berger, sagen, es gebe 
keine Alternative zum Prüfungsverfahren, dann 
muß ich Ihnen sagen, daß Sie das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts nicht richtig gelesen haben. 
Diese Alternative gibt es nur deshalb nicht, weil Sie 
sie nicht wollen und nicht wollen dürfen, weil die 
CSU Ihnen von der CDU das nicht erlaubt. Das ist 
der Punkt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben — das hat der Kollege Hölscher schon 
deutlich gemacht —, als wir vor zweieinhalb Jahren 
die Verhandlungen begonnen haben, unsere Grund-
position zu dieser Frage der Abschaffung der Gewis-
sensprüfung und der Erschwerung des Zivildienstes 
deutlich gemacht. Bei Ihnen war in dieser Frage 
kein Spielraum. Wir sind Ihnen in fast allen Punkten 
entgegengekommen. 

Wir haben ein Verfahren bis zu einem gewissen 
Punkt mitgemacht. Wir haben in unserem Gesetz-
entwurf die Dauerdes Zivildienstes auf 16 Monate 
festgelegt. Herr Kollege Berger, wenn Sie ehrlich 
gewesen wären, hätten Sie auch die Möglichkeit der 
Staffelung angedeutet, die in diesem Gesetzentwurf 
steht: Wenn die Dauer der Reserveübungen sich 
verlängert, dann wird die Dauer des Zivildienstes 
um die jeweilige Zeit der Verlängerung der Rese rve-
übungen angehoben. Dies ist alles drin. 

Eines hat mich sehr betroffen gemacht, Herr Kol-
lege Berger: daß Sie hier die nicht beweisbare und 
den Beweis schuldig bleibende Behauptung aufge-
stellt haben, daß bei den Krawallen in Bremen an-
erkannte Kriegsdienstverweigerer Gewalt ange-
wendet hätten. Den Beweis dafür sind Sie schuldig 
geblieben. Das müssen Sie hier beweisen. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion und 
ihr Koalitionspartner haben von ihrer Grundposi-
tion Kompromißbereitschaft bis fast zur Selbstauf-
gabe gezeigt. Aber Sie waren in der Frage der Dauer 
des Zivildienstes nicht einen Millimeter bewegbar. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Natür-
lich!) 



18668 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 229. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 3. Juli 1980 

Jungmami 
Die Kolleginnen und Kollegen, die in der Gruppe 
mitgearbeitet haben — Herr Kollege Berger, Sie wa-
ren ja leider nicht dabei; ich weiß nicht, warum —, 
müssen ehrlich zugeben, daß wir in dieser Arbeits-
gruppe uns am letzten Tag über die Dauer des Zivil-
dienstes einig waren und nur Sie dann zusätzlich 
eine Sitzung verlangt haben, in der der Kollege 
Althammer erschienen ist und ganz klar deutlich 
gemacht hat, welchen Bewegungsspielraum die CSU 
der CDU in der Frage der Dauer des Zivildienstes 
ermöglicht 

(Wehner [SPD]: Hört! Hört! — Beifall bei 
der SPD und der FDP) 

So und nicht anders war es. 

Unsere Grundposition, die wir Sozialdemokraten 
haben, ist deutlich geworden. Sie sagen, wir müssen 
eine für die Betroffenen akzeptable Lösung finden. 
Wir haben versucht, diese für diese Betroffenen ak-
zeptable Lösung zu finden. Nur, Sie verhindern sie 
mit Ihren Mangel an Kompromißbereitschaft und 
Kompromißfähigkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kolb 
[CDU/CSU]: Weil wir Ihnen nicht zustim

-

men!) 
— Das ist Ihr Problem, nicht meines. 

Ich muß noch ein Wort  zu den Fragen sagen, die 
vorhin von einigen Kollegen meiner Fraktion ange-
sprochen worden sind. Die Kollegen meiner Frak-
tion, die bei diesem Gesetzentwurf Bedenken haben, 
haben die Menschen im Auge, deren Gewissen ge-
prüft werden soll. Sie dagegen haben hier häufig von 
dem Gewissen derer, die prüfen müssen, gespro-
chen. Das ist sehr einseitig und wird dem Ernst der 
Lage nicht gerecht. Herr Kollege Berger, ich glaube, 
Sie sind — das hat sich bei dem Zitat gezeigt, das Sie 
mit ihren letzten Worten vorgetragen haben — gar 
nicht bereit, den Zivildienst als einen Dienst anzu-
erkennen, der gleichrangig neben dem Wehrdienst 
geleistet wird. Sie haben nämlich nur den Wehr-
dienst als Friedensdienst hingestellt und damit alle 
Zivildienstleistenden, die Sie in Ihrem letzten Zitat 
nicht erwähnt haben, diffamiert. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Ich glaube, daß der Gesetzentwurf, der hier von 
der SPD/FDP-Koalition zur zweiten und dritten Le-
sung vorgelegt worden ist, sicher nicht das ist, was 
wir wollten, sondern ein Minimum dessen, was man 
für die Zivildienstleistenden oder für die Antrag-
steller an Verbesserungen erreichen kann. Trotz-
dem werden wir diesem Gesetzentwurf zustimmen 
und darauf hoffen, daß bei Ihnen irgendwo doch 
noch die Einsicht siegt und im Bundesrat ein Kom-
promiß in unserer Richtung möglich ist Ich gebe die 
Hoffnung nicht auf, daß der Weg zu einem Kompro-
miß, was die Dauer des Zivildienstes angeht, bei Ih-
nen noch offen ist, damit wir das — von Ihnen so be-
schriebene — leidige Verfahren endlich beenden 
können, damit die Betroffenen — nicht nur die Zivil-

dienstleistenden, sondern auch die, die in den Aus-
schüssen arbeiten, die Vorsitzenden — 

(Kolb [CDU/CSU]: Und die Wehrdienstlei-
stenden!) 

endlich wissen, woran sie sind. Ich hoffe, daß Sie sich 
dem nicht verweigern werden. — Schönen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kolb 
[CDU/CSU]: Sie stellen die Dinge auf den 

Kopf!)  

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat Frau Ab-
geordnete Tübler. 

Frau Tübler (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Kollege 
Hölscher, zuerst möchte ich auf Sie eingehen und 
Ihnen sagen: Ihre Freude kam zu früh und war zu 
groß. Sie glaubten, hier den Eindruck erwecken zu 
sollen, als seien wir alten Sachkenner dieser Mate-
rie von unserer Fraktion abgehalftert worden. Dem 
ist nicht so, lieber Herr Kollege Hölscher. Nur, wir 
sind der Meinung, daß auch die jungen Kollegen 
ihre Meinung hierzu zu sagen haben. Sie wissen 
ganz genau, daß es heute das letzte Mal ist, daß ich 
hier nach 11 Jahren auf diesem Podium stehe. Ich 
glaube, ich kann auch für mich in Anspruch nehmen, 
mir in den vergangenen Jahren nicht nur Kenntnis-
se, sondern auch Sachkenntnisse auf diesem Sektor 
erworben zu haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Im übrigen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, kann ich nur sagen, wie sich die Bilder glei-
chen, und zwar von 1972 über 1973 und 1974 bis zum 
Jahre 1980: Immer kurz vor Beendigung einer Wahl-
periode haben wir dieses Thema auf dem Tisch. 

Aber nun zu den Ausführungen meiner Herren 
Vorredner: Herr Hölscher, ich verstehe Sie eigent-
lich nicht. Sie haben hier doch selbst zugegeben, daß 
wir in der interfraktionellen Arbeitsgruppe eine 
weitgehende Einigung erzielt haben. Ich glaube, wir 
waren alle sehr glücklich darüber, ob es nun Herr 
Dr. Kraske, Herr Dr. Jaeger, Herr Biermann oder 
Herr Jungmann war. Ich habe auch begrüßt, daß von 
der SDP-Fraktion das erste Mal ein „Verteidiger" da-
bei war. Sie, meine Damen und Herren von den Ko-
alitionsfraktionen, haben vorhin den Kollegen Ber-
ger angegriffen, daß er hier als Soldat spreche. Das 
zeigt doch nur, daß wir von der CDU/CSU-Fraktion 
die Sache nach wie vor aus der Sicht der Verteidi-
gung sehen. Gewissensfreiheit kann nur in An-
spruch genommen werden, wenn Gewissensfreiheit 
gewährleistet ist. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch 
folgendes sagen: Auch junge Menschen, die ein 
Grundrecht für sich in Anspruch nehmen, haben ge-
genüber dieser Gemeinschaft, in der wir leben, eine 
Verpflichtung: die Ernsthaftigkeit ihrer Gewissens-
entscheidung zu begründen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich verstehe nicht, daß hier nach wie vor von der 
Gewissensprüfung gesprochen wird. Das Bundes- 
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verfassungsgericht hat eindeutig klargestellt, daß 
es hier um Anerkennungsverfahren gehe und daß 
die Wehrpflicht die Regel sei, die Verweigerung des 
Kriegsdienstes aber die Ausnahme sein müsse. 

Herr Hölscher, in diesem Zusammenhang muß 
ich mich noch einmal an Sie wenden: Die Juristen 
Ihrer eigenen Fraktion und die juristisch vorgebilde-
ten Mitglieder Ihrer Partei haben sich schon sehr 
häufig über Ihre eigenartige Rechtsauffassung ge-
wundert, die Sie hier als Nichtjurist — auch ich bin 
keine Juristin — immer von sich geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Kollegin, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Hölscher? — Bitte, Herr Hölscher, Sie haben das 
Wort 

Hölscher (FDP): Frau Kollegin Tübler, ich will Sie 
bei Ihrer letzten Rede — diesen Umstand bedaure ich 
übrigens — nicht irritieren. Aber sollten Sie nicht 
mitbekommen haben, daß die von Ihnen als eigen-
artig bezeichnete Rechtsauffassung nicht meine ist, 
sondern daß ich Herrn Dr. Geißler zitiert habe? 

Frau Tübler (CDU/CSU): Herr Kollege Hölscher, 
jetzt stehen wir wieder vor dem Problem, daß wir bei 
Adam und Eva anfangen müssen. Soviel ich weiß, 
hat Heiner Geißler in den 50er Jahren seine Disser-
tation über Verfassungsrecht geschrieben. Herr Ber-
ger hat über die Wehrpflicht als Regel und über den 
Ersatzdienst als Ausnahme gesprochen. Das sind 
zwei Paar Schuhe, Herr Hölscher. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich muß noch eines zu Ihnen sagen, bevor ich zu 
Herrn Biermann komme. Ich habe das Gefühl, Sie 
haben das Verfassungsgerichtsurteil noch nicht 
mal richtig gelesen. Außerdem waren Sie während 
der Verhandlungen in Karlsruhe nicht anwesend; 
das habe ich ohnehin bedauert 

Nun aber zu Ihnen, Herr Biermann. Ich bedaure 
außerordentlich, nachdem wir etliche Jahre im Be-
reich der EKD im Ausschuß für Kriegsdienstverwei-
gerer und Friedensdienste zusammengearbeitet ha-
ben, daß Sie heute diesen Ton hier angeschlagen ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sagen, die Opposition sei zum Kompromiß nicht 
fähig. Sie sagen, Prüfungsverfahren seien nicht 
zwingend nötig. Sie zweifeln sogar unsere Glaub-
würdigkeit an. Dafür fehlt mir jegliches Verständ-
nis. 

Die Redner beider Fraktionen reiten immer auf 
der Zeitdauer herum. Meine Damen und Herren, le-
sen Sie doch mal bitte in Ihrem eigenen Weißbuch 
von 1975/76 nach, in dem auf Seite 162 steht — ich 
gebe immer gern die Quellen bekannt, damit keine 
Mißverständnisse entstehen —, daß eine Dauer des 
Zivildienstes von 18 Monaten erforderlich und ge-
rechtfertigt ist. Es heißt do rt  weiter: „Der Wehr-
dienst umfaßt die Verfügungsbereitschaft von 12 
Monaten und für Wehrübungen neben den 15 Mo-
naten der Wehrpflichtzeit." 

Nun möchte ich versuchen, noch in einen anderen 
Punkt Klarheit hineinzubringen. Es wird immer von 
der Unmöglichkeit der mündlichen Verfahren ge-
sprochen und von der Benachteiligung der jungen 
Menschen, die geistig nicht so wendig sind, wie dies 
eventuell bei Abiturienten der Fall ist Herr Bier-
mann, ich glaube, Sie haben das Protokoll des 
Hearings nur so gelesen, daß die Ihnen genehmen 
Stellen für Sie zitierbar waren. Ich möchte aber den 
Praktiker Dr. Blaschek zitieren, der in aller Deut-
lichkeit sagt: 

Was nämlich den Ausschüssen bisher vorge-
worfen worden ist, daß einer, der sich gut auszu-
drücken weiß, gegenüber dem bevorzugt wird, 
der weniger gewandt ist und nur Volksschulab-
schluß hat, kann ich aus meiner Praxis in kei-
nem einzigen Fall bestätigen. Ich würde eher sa-
gen, daß das fast hilflose Gestammel eines we-
nig Gebildeten oft überzeugender wirkt als eine 
perfekte logische Begründung. 

Dann sagt er weiter: 

Bei einem rein schriftlichen Verfahren, in dem 
dieser persönliche Eindruck wegfällt, wird die 
Benachteiligung für einen weniger Gebildeten 
viel, viel größer sein. 

Meine Damen und Herren von den Regierungsko-
alitionsfraktionen, nehmen Sie bitte zur Kenntnis, 
das ist auch genau mein Eindruck als gewählter Bei-
sitzer einer Prüfungskammer ;  das ist meine Erfah-
rung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun meine ich aber, daß ich noch auf einiges ein-
gehen muß, was bei dieser Beratung von ungeheurer 
Wichtigkeit ist. Wir erleben über die Jahre hinweg 
immer wieder in dem Moment, in dem in den Aus-
schüssen und im Bundestag das Thema Kriegs-
dienstverweigerung diskutiert wird, ein rapides 
Steigen der Kriegsdienstverweigerungszahlen. Das 
ist auch von Januar bis Mai dieses Jahres wieder der 
Fall gewesen. Wir hatten bis einschließlich Mai 
29 223 Anträge; das ist im Vergleich zum Vorjahr 
eine Steigerung um 23,3 %. Was mich besonders be-
sorgt macht, ist, daß die Soldatenfälle im Mai 1980, 
verglichen mit dem Mai 1979, dabei mit 189,9 % zu 
Buche schlagen. 

(Würzbach [CDU/CSU]: Bei den Offizieren 
der Bundeswehrhochschule noch höher!) 

— Bei den Offizieren der Bundeswehrhochschulen 
noch höher. — Ich glaube, diese Tatsache, meine Da-
men und Herren, sollten wir auch bei der zweiten 
und dritten Beratung nicht außer acht lassen. 

Wir reden auch nicht erst seit der 6. Wahlperiode 
über dieses Thema, sondern bereits 1968 hat die 
Adorno-Kommission hier schon Stellung bezogen. 
Nur nannten wir es damals nicht „Kriegsdienstver-
weigerung", sondern wir nannten dieses Thema 
„Wehrgerechtigkeit". 

Meine Damen und Herren, ich komme noch ein-
mal auf diese unglückliche zweite und dritte Lesung 
am 17. März 1977 zurück, wo Sie mit Ihrer Mehrheit 
Ihre Vorstellungen, die nachher in Karlsruhe ge-
scheitert sind, durchgepeitscht haben. Ich habe Ih- 
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nen damals gesagt — und ich möchte es noch einmal 
in diesem Raum sagen; ich zitiere, Frau Präsidentin, 
mit Ihrer Genehmigung —: 

... Sie wissen doch selbst, daß es in Ihren 
eigenen Reihen genug Kollegen gibt, die unsere 
Befürchtungen teilen und der Ansicht sind, daß 
diese Gesetzentwürfe nur mit breiter demokra-
tischer Mehrheit verabschiedet werden dürfen. 
Wie ist es aber zu erklären, daß Sie diesen Ge-
setzentwurf, 

— und da beziehe ich mich auf den Gesetzentwurf 
der vorherigen Wahlperiode — 

den  wir abgelehnt haben, nun schon zum zwei-
tenmal — mit rein formalen Änderungen — ein-
bringen, ohne auf unsere Bedenken Rücksicht 
zu nehmen? 

Dann sagte ich ganz deutlich, meine Damen und 
Herren: 

Ich will es Ihnen sagen: Weil Sie, die Initiatoren 
dieses Gesetzentwurfs, immer ein Potential von 
linken Wählern haben, die unsere Demokratie 
von Grund auf ändern wollen, von Männern, die 
aus anderen als aus Gewissensgründen unseren 
Rechtsstaat, unsere freie Demokratie nicht ver-
teidigen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jetzt möchte ich ganz besonders die älteren Kol-
legen, mit denen ich in den letzten Tagen viele ern-
ste Gespräche geführt habe, und alle verantwor-
tungsbewußten Parlamentarier noch einmal aufru-
fen — das habe ich 1977 getan, und das mache ich 
heute wieder —, ihr Gewissen zu prüfen, ob sie die-
sem Gesetzentwurf, der uns auch heute wieder vor-
liegt, überhaupt zustimmen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich hatte auch einen 
kleinen Hoffnungsschimmer, als die interfraktionel-
len Beratungen begannen. Nur, Herr Biermann, hier 
müssen wir von vornherein der Legendenbildung, 
die wir in der letzten Zeit gewohnt sind, entgegen-
treten. Herr Dr. Kraske hat schon durch eine Zwi-
schenfrage klargemacht, daß es bei uns in dieser 
Arbeitsgruppe nie einen Zweifel gegeben hat, daß 
das schriftliche Verfahren die Ausnahme bleiben 
muß und daß das mündliche Verfahren Vorrang hat 
und auch die Einstimmigkeit beim schriftlichen Ver-
fahren selbstverständlich sein muß. 

Deswegen haben wir auch den Antrag gestellt. Ich 
darf hinzufügen, daß die Anträge, die wir einge-
bracht haben, in meiner Rede mitbegründet wer-
den. 

Wir waren uns auch einig — und das gebe ich 
ganz offen zu, meine Damen und Herren —, daß wir 
den Versuch machen wollten, die Verfahren zu 
neutralisieren. Sie wissen, daß ich selbst in früheren 
Reden gesagt habe, es wäre ideal, wenn man die Prü-
fungsverfahren aus dem Bereich des Verteidigungs-
ministeriums herausnehmen könnte. Nur habe ich 
für eines kein Verständnis — das möchte ich auch in 
aller Deutlichkeit sagen —: daß man diese Verfah-
ren aus einem angeblich befangenen Ministerium 

herausnimmt, um sie einem anderen, meiner Mei-
nung nach in der Sache genauso befangenen Mini-
sterium beizuordnen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

zumal in der Ausschußberatung noch nicht einmal 
das eingetreten ist, was wir alle gehofft haben, daß 
vielleicht eine Möglichkeit bestünde, bei Ihnen, 
Herr Minister Ehrenberg, diese Verfahren im Rah-
men der Arbeitsverwaltung durchzuführen. Aber so-
viel ich weiß, haben Sie das abgelehnt 

Sie haben unter Benutzung Ihrer Mehrheit diese 
Verfahren dem Bundesamt für Zivildienst beige-
ordnet. Nur, meine lieben Kollegen und Kollegin-
nen, die wir uns so manches Mal in Fragestunden 
und auch sonstwo über die mangelnde Funktionsfä-
higkeit dieses Amtes unterhalten haben — ich 
räume ein, es hat sich in der letzten Zeit etwas ge-
bessert —, ausgerechnet diesem Amt soll alles, was 
mit Anerkennungsverfahren zu tun hat, auch noch 
aufgehalst werden. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Das ist ein glatter 
Witz!) 

Dieses Amt ist doch personell nicht einmal in der 
Lage, die bisherigen Aufträge zu erfüllen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und jetzt sollen diese Dinge noch zusätzlich bewäl-
tigt werden. Woran haben Sie eigentlich gedacht? 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Das zeigt nur die 
mangelnde Ernsthaftigkeit dieses Vor-

schlags!) 

Vor allen Dingen kommt noch eines hinzu — 
Herr  Dr. Wörner, damit gehe ich auch auf Ihren Ein-
wurf ein —: Sie können doch keinen Beamten aus 
der Wehrbereichsverwaltung zwingen, einer Ver-
setzung zuzustimmen. Sie kommen in genau die-
selbe Not, in der Sie sich vor einigen Jahren befun-
den haben: Der Stau der Antragsteller wächst an, 
weil Sie dieses Problem personell und organisato-
risch überhaupt nicht verkraften können. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das wollen 
die gerade!) 

Ich muß Ihnen recht geben, Herr Dr. Wörner: 
Manchmal kommt mir auch der Verdacht, daß das 
beabsichtigt ist 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich muß Ihnen ehrlich sagen, Herr Kollege: Dafür 
habe ich allerdings kein Verständnis. 

Wenn vorhin gesagt worden ist — ich nehme das 
wörtlich wieder auf, was Herr Biermann ausgespro-
chen hat —, die Würde des Menschen sei unantast-
bar, dann gilt das nicht nur für eine Gruppe unserer 
Gesellschaft, sondern dann gilt das bitte, meine Da-
men und Herren Kollegen von allen Fraktionen, für 
alle Bürger dieser Gesellschaft 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann Ihnen nur bescheinigen, daß Sie dieselben 
Fehler machen, die Sie auch im Jahr 1977 gemacht 
haben. 
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Herr Kollege Berger hat — deswegen ist er ange-

griffen worden — von dem verfeinerten Postkarten-
verfahren gesprochen. Ich möchte es sogar noch et-
was krasser nennen: Es ist ein verschleiertes Post-
kartenverfahren. Es wird nämlich jetzt nur mit dem 
Etikett „per Einschreiben" versehen, und die Po rto-
kosten werden etwas teurer. Die jungen Leute müs-
sen jetzt nicht mehr nur eine 50-Pfennig-Marke auf 
eine Postkarte kleben, sondern sie müssen das B rief-
porto und zusätzlich noch die Einschreibgebühren 
bezahlen. Das ist aber alles. Herr Jungmann, wenn 
Sie so zuversichtlich sind, daß das durch den Ver-
mittlungsausschuß geht, so kann ich nur sagen: Ich 
habe die Hoffnung, daß dort  einige Staatsrechtler 
sitzen, die diesen Punkt sehr genau prüfen werden. 
Ich habe darüber hinaus die Hoffnung, daß nicht nur 
die Vertreter der von uns regierten. Länder, sondern 
auch Ihre Vertreter erhebliche Bedenken äußern 
werden, zumal sie hinsichtlich der Frage der Neu-
tralisierung — das bedauern wir, glaube ich, alle — 
keine Aufgaben übernehmen wollten. Darin waren 
sich ja alle Länder einig. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ich betone noch einmal: Wir haben das dumme 
Gefühl — deswegen kann ich auch den Kollegen 
verstehen, dem ich die Ernsthaftigkeit seines An tra-
ges in keiner Weise absprechen möchte —, daß hier 
wieder etwas durch die Maschinerie gejagt wird, 
was uns hinterher leid tut. Nur, Sie können von uns 
nicht erwarten, daß wir Ihrem Entwurf zustimmen, 
wo wir doch bis zur letzten Minute — der Kollege 
Dr. Jenninger hat das im Rahmen der Geschäftsord-
nungsdebatte noch einmal zum Ausdruck gebracht 
— kompromißbereit waren. Ich kann Ihnen zusagen, 
daß wir auch jetzt noch in der Frage der Zeitrege-
lung kompromißbereit sind. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Sie haben vorhin richtig bemerkt, Herr Hölscher, 
daß ich damals mit der Mehrheitsentscheidung mei-
ner Fraktion nicht glücklich war. Ich habe in der 
Zwischenzeit allerdings dafür gearbeitet, daß meine 
Fraktion Kompromißbereitschaft zeigt. Nur, Sie ha-
ben sie nicht genutzt, sondern Sie haben Ihre Mei-
nung dickköpfig durchgesetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich glaube, viele Kollegen, die in meinem Lebens-
alter oder etwas älter sind, aber vielleicht auch ei-
nige derer, die jünger sind als ich, werden mit mir 
das ungute Gefühl haben, daß hier etwas passiert, 
was wir alle mit Blick auf die Zukunft nicht verant-
worten können. 

Meine große Bitte zum Schluß lautet, daß wir uns 
alle überlegen, bevor wir in der dritten Lesung zur 
namentlichen Abstimmung kommen, die ich hier im 
Namen meiner Fraktion beantrage, und noch einmal 
in unserem Herzen bewegen, was hier eigentlich ge-
schieht Ich möchte abschließend noch einmal mei-
nen Kollegen Dr. Kraske zitieren, denn er hat in der 
ersten Lesung dieser Gesetzentwürfe das gesagt, 
was wir uns alle, aber auch alle hinter die Ohren 
schreiben sollten. Er sagte wörtlich: 

Eines aber sollten wir bei dieser ersten Bera

-

tung bis zur Schlußabstimmung und darüber 

hinaus im Auge behalten: daß es in allen Dis-
kussionen draußen, in Jugendversammlungen, 
unter Kriegsdienstverweigerern, auf Kirchenta-
gen in dieser Frage zu allerletzt um die unter-
schiedliche Auffassung von CDU/CSU, SPD, 
FDP, um unterschiedliche Auffassungen hier in 
diesem Hause geht. Da geht es viel eher um die 
Frage nach dem Staat, in dem wir alle miteinan-
der leben. Da geht es viel eher um die Frage, ob 
wir bereit sind, mit Recht und Gesetz, mit der 
allgemeinen Wehrpflicht auch do rt, wo wir da-
für weder Zustimmung noch sehr viel Verständ-
nis finden, ernst zu machen. 

Meine Damen und Herren, dem habe ich über-
haupt nichts hinzuzufügen. Ich meine, wir sollten 
über diese Worte noch einmal nachdenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin sehr froh, daß bei aller Uneinigkeit über 
die Verabschiedung der Gesetzentwürfe eines we-
nigstens klargestellt ist, und zwar auf Anregung ei-
nes Kollegen meiner Fraktion, allerdings bedingt 
durch den Antrag Ihrer Fraktion, Herr Wehner, und 
der FDP-Fraktion, nämlich die Gleichstellung der 
Zivildienstleistenden mit den Wehrpflichtigen im 
Alter von 28 bis 32 Jahren. Diesem Antrag werden 
wir zustimmen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch ein-
mal an Ihre Vernunft appellieren. Ich darf hier aber 
gleichzeitig für meine Fraktion erklären, daß wir 
dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung nicht 
zustimmen können und daß wir für die dritte Lesung 
namentliche Abstimmung beantragen werden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Ab-
geordnete Dr. Zumpfort 

Dr. Zumpfort (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Es ist zu erwarten, daß einige SPD-
Abgeordnete, zwar aus anderen Gründen, aber ge-
meinsam mit den Abgeordneten der CDU/CSU das 
vorliegende Gesetz zur Neuordnung des Rechts der 
Kriegsdienstverweigerer ablehnen werden. Für 
meine Fraktion möchte ich dazu folgende Feststel-
lungen treffen. 

Nach Auffassung meiner Fraktion wird das heute 
zu beschließende Gesetz in seiner derzeitigen Fas-
sung der Forderung der FDP nicht gerecht, die Ge-
wissensprüfung für die Kriegsdienstverweigerer 
abzuschaffen. Das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts macht leider jede Neuregelung von der Zu-
stimmung des Bundesrats abhängig. 

(Dr. Kraske [CDU/CSU]: Was heißt hier „lei-
der''? — Zuruf von der CDU/CSU: Gott sei 

Dank!) 

Die CDU/CSU hat verhindert, daß der interfraktio-
nelle Kompromiß einen Verzicht auf die Gewissens-
überprüfung vorsieht. 

Da die in der Sache engagierten Verbände über-
wiegend das Gesetz zwar für schlecht, aber doch für 
besser als die derzeit geltende Rechtslage halten 
und nach der Meinung meiner Fraktion das Gesetz 
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die einzige derzeit erreichbare Verbesserung für die 
Betroffenen darstellt, werden alle Abgeordneten  
meiner Fraktion trotz unserer Bedenken dem Kom-
promiß zustimmen; denn es entspricht nicht unse-
rem Verständnis von Abgeordnetentätigkeit, sich 
demonstrativ durch ein Nein der Mitverantwortung 
für einen gemeinsam erzielten Kompromiß zu ent-
ziehen, in der Gewißheit, daß andere durch ihr Ja die 
in dem Gesetz enthaltenen Verbesserungen Realität 
werden lassen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wer diesem Kompromiß nicht zustimmt, der kann 
unter Umständen auch sein Scheitern erreichen. Er 
nimmt in Kauf, unter anderem folgende Verbesse-
rungen zu verhindern: daß das Anerkennungsver-
fahren aus der Zuständigkeit des Bundesverteidi-
gungsministeriums herausgenommen wird, daß statt 
der heute vorgeschriebenen mündlichen Überprü-
fung von Kriegsdienstverweigerern die Möglichkeit 
der Entscheidung nach Aktenlage eingeführt wird 
und daß die Einberufung zur Bundeswehr ausgesetzt 
wird, solange noch ein Anerkennungsverfahren 
läuft. Wir, die Liberalen, wollen diesen Fortschritt, 
und ich fordere meine Kolleginnen und Kollegen in 
der SPD auf, ihre Entscheidung auch unter überge-
ordneten Gesichtspunkten noch einmal zu überden-
ken. 

Nach unserer Zustimmung wird es dann am Bun-
desrat liegen, ob wenigstens diese Verbesserungen 
in Kraft treten können. Wir fordern die CDU-regier-
ten Länder auf, im Interesse unserer jungen Staats-
bürger verantwortungsvoll zu handeln und dem Ge-
setz zuzustimmen und sich nicht auch noch wie die 
CDU-Abgeordneten im Deutschen Bundestag zu 
Hilfstruppen der Konfrontationspolitik der CSU ma-
chen zu lassen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD — Zuruf von der CDU/CSU: Lauter 

Phrasen!) 

Es bleibt jedoch nach wie vor unser politisches 
Ziel, sobald wie möglich die Gewissensprüfung für 
Kriegsdienstverweigerer abzuschaffen; denn es ist 
für uns unbestreitbar, daß das Gewissen des Men-
schen nicht überprüfbar ist, und die Wahrnehmung 
eines verfassungsmäßigen Grundrechts nicht an das 
Bestehen eines Gesinnungstestes gebunden werden 
darf. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Herr 
Bundesminister Dr. Ehrenberg. 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das im Grundgesetz garantierte Recht auf 
Kriegsdienstverweigerung wird mit der Verfas-
sungswirklichkeit nur übereinstimmen, wenn es bei 
den Anerkennungsverfahren fair und zumutbar 
zugeht. Es wäre der Bedeutung dieses Verfassungs-
gebots angemessen gewesen, wenn die notwendige 
Neuregelung von allen im Deutschen Bundestag 

vertretenen Parteien hätte ge tragen werden kön-
nen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ritz [CDU/CSU]) 

Höchst bedauerlich, Herr Ritz, ist es, daß es nicht 
möglich war, die Übereinstimmung, die in der inter-
fraktionellen Arbeitsgruppe nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts erreicht worden war, 
aufrechtzuerhalten. Es ist leider so, daß dieses nicht 
möglich war. 

Ich möchte trotzdem die Hoffnung auf Annahme, 
auch im Bundesrat, nicht aufgeben, weil ich glaube, 
daß die vielen jungen Menschen, die hier ihr Recht 
wahrnehmen wollen, auf dieses Gesetz im Sommer 
des Jahres 1980 warten und nicht zu einem späteren 
Zeitpunkt. 

Die Regierungsfraktionen verdienen Dank für 
den vorliegenden Gesetzentwurf, der den Spiel-
raum, den das Bundesverfassungsgericht gegeben 
hat, voll ausschöpft. Wir glauben, es ist wichtig, daß 
erstmals die Grundsätze für die Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer ebenso wie der gesamte 
Verfahrensablauf in Gesetzesform festgeschrie-
ben werden. Es geht hier um ein faires, um ein zu-
mutbares Anerkennungsverfahren. 

Ich weiß, daß der vorliegende Gesetzentwurf 
nicht alle Wünsche erfüllt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei weitem 
nicht» 

Er ist darauf angelegt, einen Minimalkonsens, auch 
mit der Bundesratsmehrheit, möglich zu machen. Er 
versucht, die gröbsten Unzulänglichkeiten des prak

-

tizierten Verfahrens zu beseitigen. Neben vielem 
anderen bleibt zwischen den Fraktionen vor allem 
umstritten, auf welche Weise die Ernsthaftigkeit ei-
ner Gewissensentscheidung festgestellt werden 
kann. Die Auffassung der Koalitionsfraktionen, daß 
es in vielen Fällen möglich sein wird, angesichts der 
vorliegenden schriftlichen Unterlagen eine Gewis-
sensentscheidung eindeutig und hinreichend sicher 
anzunehmen und auf eine persönliche Anhörung zu 
verzichten, verdient den Vorzug. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wird von Auftragsbüros 
erledigt» 

Es muß auch Verständnis dafür geben, daß viele 
Kolleginnen und Kollegen bei dieser sehr schwieri-
gen Frage, ob es überhaupt möglich ist, die Glaub-
würdigkeit einer Gewissensentscheidung festzu-
stellen, ein anderes Verfahren bevorzugen. Ich 
glaube nur, jeder, der etwas anderes will, muß vor 
sich selber die Frage beantworten, wie eine Nicht-
entscheidung, wie ein Nichtzustandekommen die-
ses Gesetzes auf jene rund 70 000 Antragsteller, de-
ren Anträge noch nicht beschieden sind, und auf 
jene etwa 40 000 bis 50 000 jungen Menschen, die 
Jahr für Jahr als Antragsteller zu erwarten sind, wir-
ken wird. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Unterstützen Sie 
unsere Alternative!) 

Der hier vorgelegte Minimalkonsens würde diese 
jungen Menschen von dem heutigen, von jedermann 
als unzulänglich angesehenen Verfahren befreien. 
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Ich glaube, diese jungen Menschen haben darauf ei-
nen Anspruch. Jeder, der ein noch offeneres Verfah-
ren will, muß sich überlegen, daß es, wenn dieser 
Entwurf nicht verabschiedet wird, bei dem jetzt gel-
tenden unzulänglichen Verfahren bleibt. 

Ich denke, diese jungen Menschen haben einen 
Anspruch darauf, daß dieses Gesetz noch in diesem 
Sommer zustande kommt, und ich bitte das Haus im 
Interesse dieser jungen Menschen um Annahme des 
vorliegenden Gesetzentwurfs. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Herr 
Abgeordnete Lutz. 

Lutz (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Heute ist über ein Gesetz zur Neuordnung 
des Rechts der Kriegsdienstverweigerung zu befin-
den. Die Mehrheit meiner Fraktion und die FDP ver-
sprechen sich von der Verabschiedung dieses Ge-
setzes spürbare Verbesserungen für den jungen 
Menschen. Einige Freunde und ich können diese 
Auffassung nicht teilen. Wir halten dieses Gesetz 
für einen Schritt in die falsche Richtung. Wir fürch-
ten, daß die erkennbaren Mängel die wenigen Ver-
besserungen deutlich überwiegen, und wir meinen, 
daß der Deutsche Bundestag einen neuen, einen an-
deren Anlauf machen sollte. 

(Kolb [CDU/CSU]: Verteidigung ist ja für 
Sie nicht notwendig!) 

Dieser Gesetzentwurf findet — das hat sich im 
Anhörungsverfahren deutlich gezeigt — bei den  Be-
troffenen eine so eindeutige, eine so einhellige Ab-
lehnung, daß schon allein aus diesem Grunde sorg-
fältig bedacht werden sollte, ob nicht in der Tat die 
Kritik zu einer Verbesserung des Gesetzes führen 
müßte. 

Es hätte noch einen Hauch von Rechtfertigung für 
das Vorhaben geben können, wenn die Vorlage 
sichtbarlich eine interfraktionelle Kompromißlö-
sung darstellen würde, aber selbst das scheidet, wie 
hier heute von den Sprechern der Opposition deut-
lich gemacht wurde, aus. 

Der Gesetzentwurf wird so vermutlich den Bun-
desrat nicht passieren, und wenn er ihn in -  einer 
noch weiter veränderten, in einer noch weiter ver-
wässerten Fassung passieren sollte, würden die 
Mängel der Vorlage noch viel deutlicher. 

Nun wissen wir aus leidvoller Erfahrung, daß 
nicht jedes Gesetz, das von diesem Parlament be-
schlossen wird, die Summe aller gemachten positi-
ven Erkenntnisse darstellt Wir wissen, daß im Inter-
esse der Betroffenen Kompromisse eingegangen 
werden müssen, daß der Fortschritt oft auf leisen 
Sohlen einherschleicht, daß der gerade Weg zum 
Ziel oftmals verbaut ist und Umwege eingeschlagen 
werden müssen. Aber — und das unterscheidet an-
dere Gesetze doch sehr erheblich von dieser Vor-
lage — es ist meist wenigstens noch das Ziel sicht-
bar, und der Umweg ist erkennbar. Wir befürchten, 
daß diese Vorlage in eine Sackgasse mündet, und 

dies macht uns unsere Zustimmung zu dem Gesetz 
unmöglich. 

Hauptpunkt unserer Kritik ist die Tatsache, daß 
auch weiterhin an dem unmöglichen Institut der Ge-
wissensüberprüfung festgehalten wird. Dabei wis-
sen wir alle — und dies nicht nur aus dem Anhö-
rungsverfahren —, daß man ein Gewissen nicht prü-
fen kann. Wir alle wissen aus der täglichen Spruch-
praxis der Prüfungsausschüsse, daß es immer wieder 
zu unerträglichen Entscheidungen kommt. Ja, wir 
wissen, daß es ein pures Spiel mit dem Zufall ist, ob 
die Gewissensentscheidung des jungen Menschen 
nun die Billigung des Ausschusses findet oder 
nicht. 

Die Vertreter beider Kirchen haben uns in ein-
dringlichen Worten klargemacht, daß man ein Ge-
wissen nicht prüfen kann. Allenfalls, so meinten sie, 
könne man die Ernsthaftigkeit einer Gewissens-
entscheidung erkennen. Selbst dies erscheint mir 
fraglich. Ich halte es schlicht für eine Anmaßung des 
Staates, über die Gewissen seiner Bürger richten zu 
wollen. 

Ich halte auch nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts die Gewissensüberprüfung nicht für 
geboten. Die Karlsruher Richter haben uns selbst 
den Ausweg aus dem Dilemma gewiesen. Ihrer Ent-
scheidung zufolge könnte von einer Gewissensüber-
prüfung dann abgegangen werden, wenn Dauer und 
Ausgestaltung des Zivildienstes eine Entschei-
dung des jungen Menschen für die Kriegsdienstver-
weigerung glaubhaft machen. Wir haben den Bun-
desjustizminister gefragt, wie lange denn der Karls-
ruher Entscheidung zufolge der Zivildienst sein 
müsse. Der Justizminister hat geantwortet, seiner 
Meinung nach müsse eine zwei an der ersten Stelle 
stehen, mit anderen Worten: wenn der Gesetzgeber 
den Zivildienst auf 20, 22 oder 24 Monate festsetzte, 
wenn der Dienst so als lästige Alternative erschiene, 
dann könnte mit dem unwürdigen Theater vor den 
Prüfungsausschüssen Schluß gemacht werden. 

Meine Freunde und ich wären bereit, selbst einer 
Verlängerung des Dienstes auf 20 Monate zuzu-
stimmen, wenn die Gewissensüberprüfung in Weg-
fall käme. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Wir würden die sicher auch dann lautwerdende 
Kritik aus den Kreisen der Betroffenen nicht scheu-
en, weil unserer Meinung nach der Vorteil einer sol-
chen Regelung überwöge. 

(Kolb [CDU/CSU]: Dann schauen Sie sich 
mal die Erfahrungen in der Schweiz an!) 

Aber wir haben uns leider nicht durchsetzen kön-
nen. 

Wir mußten zu unserem Bedauern feststellen, daß 
nicht einmal ein sehr bedenkenswerter Vorschlag 
des Kommissariats der katholischen Bischöfe einer 
näheren Prüfung durch alle Fraktionen dieses Hau-
ses unterzogen worden ist. Die Bischöfe hatten vor-
geschlagen, bei Beibehaltung der Gewissensüber-
prüfung dem abgelehnten Kriegsdienstverweigerer 
dann wenigstens auf dem Gnadenwege den Zivil-
dienst bei verlängerter Dienstzeit zu ermöglichen. 



18674 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 229. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 3. Juli 1980 

Lutz 
Es ist schlicht unverständlich, daß auch dieser Rat 
der Bischöfe auf taube Ohren stieß. 

Was mich und meine Freunde an der heutigen 
Abstimmungslage so betroffen macht, ist folgendes. 
Keiner in der Fraktion der SPD und gewiß auch 
nicht die Mehrheit in der Fraktion der FDP und 
ganz bestimmt auch einige Kolleginnen und Kolle-
gen in der Fraktion der CDU wollen nicht die Beibe-
haltung der Gewissensprüfung. Aber wir werden 
das heute beschließen. Keiner in der sozialliberalen 
Koalition will dieses Gesetz so wirklich. Jeder wüß

-

te bessere und überzeugendere Lösungen. Und doch 
wird man ihm heute zustimmen. Ich weiß nicht, ob 
uns allen bewußt ist, daß es ungeheuer schwierig 
sein wird, einem jungen Staatsbürger ein solches 
Abstimmungsverhalten zu verdeutlichen. 

Einige meiner Freunde werden aus wohlüberleg-
ten politischen Gründen zu dieser Fraktionsvorlage 
der sozialliberalen Koalition nein sagen. Einige — 
und zu denen zähle ich mich — werden aus tiefster 
innerer Überzeugung die Zustimmung verweigern 
müssen. Wir wissen sehr wohl, daß es heute nicht 
um das Gewissen der Parlamentarier geht, sondern 
um das Gewissen der Betroffenen. Aber gerade das 
macht es uns unmöglich, ja zu sagen. Es ist, wie einer 
meiner Fraktionskollegen deutlich formulierte, zu-
dem politisch und moralisch kaum vertretbar, die 
Gewissensprüfung als politischen Willen von SPD 
und FDP zu präsentieren. Es ist ja auch nicht der 
wirkliche politische Wille der Koalition. Um so be-
denklicher ist es, daß sie sich heute zu diesem 
Schritt genötigt sieht. 

Schließlich — das soll mein letztes Argument sein 
— wird sich bei Verabschiedung des Gesetzes auch 
die Praxis der Ausschüsse zum Negativen hin ver-
ändern. Das fürchten wir. Die Ausschüsse sind bei 
Vorrang des schriftlichen Verfahrens gehalten, alle 
ihnen notwendig erscheinenden Beweise zu erhe-
ben. Es ist nicht auszuschließen, daß wildgewor-
dene Prüfungsausschüsse künftig fröhlich Beweis 
erheben: beim Jugendamt, in den Schulen, bei der 
Polizei, beim Verfassungsschutz und sonstwo. Der 
Bund könnte eine solche exzessive Erhebungsme-
thode nicht einmal stoppen, denn die Ausschüsse 
sind an Weisungen nicht gebunden. Ich weiß nicht, 
ob wir eine solche neue Möglichkeit der Gesin-
nungsschnüffelei auch nur andeutungsweise zulas-
sen dürfen. 

Wir hatten am vergangenen Dienstag eine einge-
hende Aussprache in unserer Fraktion, die von ho-
hem sachlichen Ernst und von großer Fairneß getra-
gen war. Dafür sind meine Freunde und ich dankbar. 
Wir glauben nicht, daß wir deswegen, weil wir heute 
nein sagen, vielleicht bessere Sozialdemokraten 
seien als andere, die heute zustimmen. Wir wissen, 
daß uns von der Meinung der Mehrheit unserer Kol-
legen nichts trennt außer der Tatsache, daß sie eine 
Zustimmung zum Gesetz aus politisch-taktischen 
Gründen für geboten hält. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Kolb 
[CDU/CSU]: Sie wären ein schöner Demo

-

krat!) 

Wir teilen diese Meinung nicht, aber wir respektie-
ren sie ebenso vorbehaltlos, wie unsere Fraktion un-
sere abweichende Meinung respektiert hat. Wir ent-
scheiden über eine Gewissensfrage erfreulicher-
weise in jener Gewissensfreiheit, die diesem Ab-
stimmungsprozeß angemessen ist, und dafür be-
danken wir uns ausdrücklich bei unseren politi-
schen Freunden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung des von den Fraktionen 
der SPD und FDP eingebrachten Gesetzentwurfs in 
der Ausschußfassung auf Drucksache 8/4222. 

(Anhaltende starke Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte Sie alle, Platz 
zu nehmen, sonst können wir nicht übersehen, wie 
die Abstimmungen verlaufen. 

(Wehner [SPD]: Da muß man sie hammel-
springen lassen! Hammelsprung!) 

Meine Damen und Herren, ich rufe Art. 1 §§ 1 und 
2 in der Ausschußfassung auf. Wer diesen Vorschrif-
ten zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei einer Enthaltung angenommen. 

Ich rufe Art. 1 § 3 auf. Hierzu liegen zwei Ände-
rungsanträge der Fraktion der CDU/CSU vor. 

Ich rufe zuerst den Änderungsantrag zu § 3 Abs. 2 
auf Drucksache 8/4379 auf. Wer diesem Änderungs-
antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe jetzt den Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU zu § 3 Abs. 4 auf Drucksache 8/4380 
auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe? — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist mit der gleichen Stimmenzahl abge-
lehnt. 

Meine Damen und Herren, wer Art.  1 § 3 in der 
Ausschußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Art. 1 § 3 in der Ausschußfassung ist da-
mit angenommen. 

Ich rufe Art.  1 § 4 in der Ausschußfassung auf. 
Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Mit großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Art. 1 § 5 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
8/4381 ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU vor. Wer diesem Änderungsantrag zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Dieser Antrag ist 
abgelehnt. 

Wer Art 1 § 5 in der Ausschußfassung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Art. 1 § 5 ist mit 
Mehrheit angenommen. 
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Ich rufe Art. 1 §§ 6 bis 8, Art. 2 Nr. 2 bis 5, 7 bis 9 b, 
11, 13 bis 16 und 18 bis 20 in der Ausschußfassung 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Diese Bestim-
mungen sind angenommen. 

Ich rufe Art. 2 Nr. 21 auf. Hierzu liegen zwei Än-
derungsanträge vor. 

Ich rufe zuerst den Änderungsantrag der Fraktio-
nen der SPD und FDP auf Drucksache 8/4373 zu 
Nr. 21 Buchstabe a auf. Wer diesem Änderungsan-
trag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Dieser Antrag ist angenommen. 

Ich rufe nunmehr den Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU zu Nr. 21 Buchstabe b auf, Druck-
sache 8/4382. Wer diesem Änderungsantrag der 
CDU/CSU zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Der Antrag ist abgelehnt 

Wer Art. 2 Nr. 21 in der Ausschußfassung mit der 
vorhin beschlossenen Änderung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — So angenommen. 

Ich rufe auf Art.  2 Nr. 22 und 23, 26 bis 28, 30, 31, 33 
und 34, 36, 40, 42 und 43, 46 bis 49, 52 a und 53, Art 3 
bis 5, Einleitung und Überschrift in der Ausschußfas-
sung. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Gesetzent-
wurf ist in zweiter Beratung angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir treten in die 

dritte Beratung 
ein. 

Hierzu wird das Wort  nach § 59 der Geschäftsord-
nung von Herrn Abgeordneten Klaus Immer ge-
wünscht 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Frau Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zur Abstimmung über 
das Kriegsdienstverweigerungs-Neuordnungsge-
setz gebe ich folgende Erklärung ab. 

Ich werde dieses Gesetz ablehnen. Meine Begrün-
dung: Nach meiner evangelischen Glaubensüber-
zeugung sind das Gewissen selbst und Gewissens-
entscheidungen nicht nachprüfbar. Die Reformation 
hat der Teilbarkeit des Menschen in Leib, Seele und 
Geist, also der Selektierbarkeit, die Ganzheit des 
Menschen und seine unantastbare Würde entge-
gengesetzt. Weder Inquisition damals noch Gehirn-
wäsche irgendwelcher Mächte heute haben es ver-
mocht, die evangelische Auffassung von der Unteil-
barkeit des Menschen zu zerstören. 

Danach darf sich kein Mensch anmaßen, darüber 
zu entscheiden, welche Qualität das Gewissen und 
welche Qualität eine Gewissensentscheidung hat, 
oder anders ausgedrückt, zu entscheiden, was gewis-
senhaft und was gewissenlos ist 

Kein Gesetzgeber sollte also veranlassen, daß 
Menschen das Gewissen anderer überprüfen müs

-

sen und damit möglicherweise schuldig werden und 
daß das Gewissen von Menschen geprüft wird. 

Ich werde mich weiterhin für eine Lösung einset-
zen, die meiner Überzeugung entspricht Für meine 
ablehnende Haltung zur Gewissensprüfung nehme 
ich in Anspruch, nach meiner eigenen Gewissens-
überzeugung entscheiden zu dürfen. — Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort wird nicht weiter begehrt Wir 
kommen zur Schlußabstimmung. Es wird namentli-
che Abstimmung verlangt Der Antrag ist ausrei-
chend begründet 

Meine Damen und Herren, wir können mit der 
Auszählung beginnen. Ich eröffne die Auszählung. 
— Meine Damen und Herren, sind alle Stimmkarten 
abgegeben worden? — Ich schließe die Abstim-
mung. 

Ich bitte Sie, Platz zu nehmen, weil wir während 
der Auszählung die anderen Tagesordnungspunkte, 
für die keine Debatte vorgesehen ist, beraten und 
über sie abstimmen wollen. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll die 
heutige Tagesordnung um die Beratungspunkte, die 
in der Ihnen vorliegenden weiteren Liste „Zusatz-
punkte zur Tagesordnung" aufgeführt sind, ergänzt 
werden: 

5. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des Verteidi-
gungsausschusses (12. Ausschuß) zum Jahresbericht 1979 des 
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages 
— Drucksachen 8/3800,8/4374 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Weiskirch (Olpe) 
Horn 

6. Beratung der Sammelübersicht 77 des Petitionsausschusses 
(2. Ausschuß) über Antrage zu Petitionen 
— Drucksache 8/4375 —

— Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Ich 
danke Ihnen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Gerlach 
(Obernau), Handlos, Dr. Dregger, Dr. Wörner, 
Dr. Marx, Dr. Miltner, de Terra, Spranger, 
Weiskirch (Olpe), Biechele, Dr. Laufs, Frau 
Krone-Appuhn, Dr. Kraske, Dr. Riedl (Mün-
chen), Gerster (Mainz), Dr. Waffenschmidt, 
Biehle, Broll, Regenspurger, Dr. Friedmann. 
Frau Pieser, Dr. Hüsch, Dr. Meyer zu Bentrup 
und der Fraktion der CDU/CSU 

Gesamtverteidigung 
— Drucksachen 8/2295, 8/4340 —

Berichterstatter: 
Abgeordnete Gerlach (Obernau) 
Dr. Nöbel 
Dr. Wendig 

Das Wort  wird nicht erbeten. 

Der Ausschuß empfiehlt auf der Drucksache 
8/4340, den Antrag auf Drucksache 8/2295 in der 
vom Ausschuß vorgelegten Fassung anzunehmen. 
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Erhebt sich dagegen Widerspruch? — Das ist nicht 
der Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 
Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Dr. Narjes, Dr. Marx, Dr. Mertes (Gerol-
stein), Dr. Dollinger, Dr. Stercken, Dr. von Gel-
dern, Kittelmann, Dr. Klein (Göttingen), Dr. 
Hoffacker, Hüsch, Sick, Dr. Voss, Hartmann, 
Dr. Wittmann (München), Dr. Hupka, Kunz 
(Berlin), Dr. Ritz, Amrehn, Broll, Dr. Hornhues, 
Schetter, Seiters, Graf Huyn, Hanz, Dr. Köhler 
(Wolfsburg), Dr. Hammans, Dr. Möller, Berger 
(Lahnstein), Würzbach, Werner, Dr. Sprung, 
Schröder (Wilhelminenhof), Dr. Wulff, Redde-
mann, Bahner, Frau Berger (Berlin) und der 
Fraktion der CDU/CSU 
III. VN-Seerechtskonferenz 
Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
Dritte Seerechtskonferenz der Vereinten 
Nationen 
— Drucksachen 8/3760, 8/3910, 8/4328 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Rapp (Göttingen) 
Dr. Narjes 

Auch hier wird das Wort  nicht gewünscht. 
Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 

empfiehlt auf Drucksache 8/4328 die Annahme von 
Entschließungen. Erhebt sich dagegen Wider-
spruch? — Das ist nicht der Fa ll. 

Ich rufe Zusatzpunkt 2 zur Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Dr. Narjes, Grunenberg, Anger-
meyer, Dr. Corterier, Ewen, Dr. von Geldern, 
Kittelmann, Rapp (Göppingen), Dr. Wittmann 
(München) und Genossen eingebrachten Ent

-

wurfs eines Gesetzes zur vorläufigen Rege-
lung des Tiefseebergbaus 
— Drucksache 8/2363 — 
Beschlußempfehlung und Be richt des Aus

-

schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 8/4359 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. von Geldern 
Dr. Jens 
(Erste Beratung 128. Sitzung) 

Das Wort  wird nicht begehrt. 
Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-

mung in zweiter Beratung. Ich rufe die §§ 1 bis 21, 
Einleitung und Überschrift in der Ausschußfassung 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? Die aufgerufenen 
Vorschriften sind in zweiter Beratung angenom-
men. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein. 

Das Wort  wird nicht begehrt. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz im Ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist in dritter Beratung gegen 
eine Anzahl von Stimmen angenommen. 

Wir haben noch über die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses auf Drucksache 8/4359 unter Ziffer 
2 abzustimmen, die eingegangenen Eingaben für er-
ledigt zu erklären. — Dagegen erhebt sich kein Wi-
derspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 3 zur Tagesordnung 
auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP 

Sportförderung in den Entwicklungslän-
dern 
— Drucksache 8/5357 —

Das Wort  wird nicht begehrt Wer diesem inter-
fraktionellen Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! —
Enthaltungen? — Dieser Antrag ist einstimmig an-
genommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft (18. Ausschuß) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Frau Dr. Wilms, Pfeifer, 
Rühe, Schedl, Frau Benedix-Engler, Pieroth, 
Hasinger, Daweke, Prangenberg, Dr. Horn-
hues, Frau Krone-Appuhn, Voigt (Sonthofen), 
Berger (Lahnstein), Dr. Blüm, Dr. George, Frau 
Dr. Wisniewski, Dr. Möller, Frau Karwatzki, 
Neuhaus, Dr. Laufs, Dr. Langguth, Hauser 
(Krefeld), Josten, Würzbach, Dr. Jenninger 
und der Fraktion der CDU/CSU 

Berufliche Fortbildung in Betrieben und 
überbetrieblichen Einrichtungen 
— Drucksachen 8/2884, 8/4294 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Vogelsang 
Frau Dr. Wilms 

Das Wort  wird dazu nicht begehrt. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 8/4294 die Annahme ei-
ner Entschließung. Wer diesem Antrag zur An-
nahme einer Entschließung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Der Entschließungsantrag ist 
angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 5 zur Tagesordnung 
auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Verteidigungsausschusses (12. 
Ausschuß) zum Jahresbericht 1979 des 
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundes-
tages 
— Drucksachen 8/3800, 8/4374 — 
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Berichterstatter: 
Abgeordnete Weiskirch (Olpe) 
Horn 

Das Wort  wird auch hier nicht begehrt. 
Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 

empfiehlt auf Drucksache 8/4374 unter den Ziffern 1 
bis 3, den Jahresbericht 1979 des Wehrbeauftragten 
zur Kenntnis zu nehmen und dem Wehrbeauftrag-
ten für seine Arbeit im Berichtsjahr zu danken sowie 
eine Entschließung anzunehmen. Erhebt sich dage-
gen Widerspruch? — Nein. Der Dank ist ausgespro-
chen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
Ich rufe Zusatzpunkt 6 zur Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 77 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Antrage 
zu Petitionen 

- Drucksache 8/4375 — 
Das Wort  wird nicht begehrt. Wer der Beschluß-

empfehlung des Petitionsausschusses auf der 
Drucksache 8/4375, die in der Sammelübersicht 77 
enthaltenen Anträge anzunehmen, zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Dies ist einstimmig 
so angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe jetzt das vor-
läufige Ergebnis der namentlichen Schlußabstim-
mung über das Kriegsdienstverweigerungs-Neu-
ordnungsgesetz bekannt: Von den voll stimmbe-
rechtigten Mitgliedern des Hauses haben 429 ihre 
Stimme abgegeben. Ungültige Stimmen: keine. Mit 
Ja haben 210 Abgeordnete, mit Nein 218 Abgeord-
nete gestimmt. Ein Abgeordneter hat sich der 
Stimme enthalten. 16 Berliner Abgeordnete haben 
ihre Stimmen abgegeben. Ja: 8, Nein: 8. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 428 und 17 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 	210 und 9 Berliner Abgeordnete 
nein: 	217 und 8 Berliner Abgeordnete 
enthalten: i 

Ja 
SPD 
Adams 
Amling 
Dr. Apel 
Arendt 
Augstein 
Baack 
Bahr 
Frau Dr. Balser 
Dr. Bardens 
Batz 
Becker (Nienberge) 
Biermann 
Bindig 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Brandt (Grolsheim) 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort  

Dr. Bußmann 
Collet 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Czempiel 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Eickmeyer 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Frau Erler 
Esters 
Ewen 
Dr. Fischer 
Franke (Hannover) 
Gerstl (Passau) 

Gertzen 
Glombig 
Gobrecht 
Grobecker 
Grunenberg 
Gscheidle 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Heyenn 
Hofmann (Kronach) 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger  
Jahn (Marburg)  
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Jungmann 
Junker 
Kaffka 
Kirschner 
Klein (Dieburg) 
Konrad 
Dr. Kreutzmann 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lattmann 
Leber 
Lemp 
Lenders 
Frau Dr. Lepsius 
Leuschner 
Liedtke 
Dr. Linde 
Mahne 
Marschall 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Matthöfer 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meininghaus 
Menzel 
Möhring 

 (Bayreuth) 
Müller (Nordenham) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Neumann (Stelle) 
Dr. Nöbel 
Offergeld 
Oostergetelo 
Paterna 
Pawelczyk 
Peiter 
Dr. Penner 
Pensky 
Peter 
Polkehn 
Porzner 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Rohde 
Rosenthal 
Sander 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Offenburg) 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Schirmer 

Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schulte (Unna) 
Dr. Schweitzer 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sieler 
Simpfendörfer 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Dr. Steger 
Frau Steinhauer 
Stockleben 
Stöckl 
Sybertz 
Thüsing 
Frau Dr. Timm 
Topmann 
Frau Traupe 
Ueberhorst 
Urbaniak 
Dr. Vogel (München) 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Walther 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Wiefel 
Wilhelm 
Wimmer (Neuötting) 
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 

Bühling 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dr. Dübber 
Egert 
Löffler 
Männing 
Mattick 
Frau Schlei 
Schulze (Berlin) 

FDP 

Angermeyer 
Cronenberg 
Eimer (Fürth) 
E gelhard 

Gärtner 
Gallus 
Gattermann 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Hölscher 
Hoffie 
Jung 
Kleinert 
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Dr.-Ing.  Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Ludewig 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Frau Matthäus-Maier 
Merker 
Mischnick 
Paintner 
Schäfer (Mainz) 
Schleifenbaum 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Wendig 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 
Dr. Zumpfort 
Zywietz 

fraktionslos 

Dr. Gruhl 

Nein 

CDU/CSU 
Dr. Abelein 
Dr. Aigner 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Benedix-Engler 
Benz 
Berger (Herne) 
Berger (Lahnstein) 
Besch 
Biechele 
Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Blügel 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Braun 
Breidbach 
Broll 
Bühler (Bruchsal) 
Carstens (Emstek) 
Dr. Czaja 
Damm 
Daweke 
Dr. Dollinger 
Dr. Dregger 
Dreyer 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Erpenbeck 
Ey 
Eymer (Lübeck) 
Feinendegen 
Frau Fischer 
Francke (Hamburg) 
Franke 
Dr. Friedmann 
Frau Geier 
Geisenhofer 
Dr. von Geldern 
Dr.  George 

 Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Gierenstein 
Glos 
Haase (Kassel) 
Haberl 
Dr. Häfele 
Dr. Hammans 
Hanz 

Hartmann 
Hasinger 
Hauser (Bonn- 

Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 
Helmrich 
Dr. Hennig 
von der Heydt Freiherr 

von Massenbach 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Dr. Hubrig 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Dr. Jaeger 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jahn (Braunschweig) 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
Dr. Jobst 
Josten 
Frau Karwatzki 
Kiechle 
Dr. Klein (Göttingen) 
Klein (München) 
Klinker 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Köster 
Dr. Kohl 
Kolb 
Krampe 
Dr. Kraske 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lampersbach 
Landré 
Dr. Langguth 
Dr. Langner 
Dr. Laufs 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Link 
Lintner 
Löher 
Dr. Luda 
Frau Männle 
Dr. Marx 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Dr. Müller-Hermann 
Dr. Narjes 
Neuhaus 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing.  Oldenstädt 
Frau Pack 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Picard 
Pieroth 
Dr. Pinger 
Pohlmann 
Prangenberg 
Dr. Probst 
Rainer 

Rawe 
Regenspurger 
Dr. Reimers 
Frau Dr. Riede (Oeffingen) 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Dr. Ritz 
Röhner 
Dr. Rose 
Rühe 
Russe 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Prinz zu Sayn-

Wittgenstein-Hohensteir 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schetter 
Schmidt (Wuppertal) 
Schmöle 
Dr. Schneider 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Lüneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Dr. Schulte (Schwäbisch 

Gmünd) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seiters 
Sick 
Dr. Freiherr Spies von 

Büllesheim 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stommel 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
de Terra 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Voigt (Sonthofen) 
Volmer 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 

Dr. von Wartenberg 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Weiskirch (Olpe) 
Dr. von Weizsäcker 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wimmer 

(Mönchengladbach) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissebach 
Wissmann 
Dr. Wittmann (München) 
Dr. Wörner 
Baron von Wrangel 
Würzbach 
Dr. Zeitel 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Amrehn 
Bahner 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Gradl 
Kunz (Berlin) 
Müller (Berlin) 
Frau Pieser 
Straßmeir 

SPD 

Coppik 
Gansel 
Hansen 
Hoffmann (Saarbrücken) 
Immer (Altenkirchen) 
Lutz 
Meinike (Oberhausen) 
Schreiber 
Frau Simonis 
Waltemathe 

Enthalten 

SPD 

Krockert 

Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt 
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Herr Abgeordneter Dr. Jenninger, Sie haben zur 
Geschäftsordnung das Wort. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Namens der CDU/CSU-  
Bundestagsfraktion bitte ich um Unterbrechung der 
Sitzung. 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, es ist selbstverständlich, daß man diesem 
Begehren stattgibt Herr Jenninger, wieviel Zeit 
brauchen Sie? — Die Sitzung ist unterbrochen; der 
Wiederbeginn wird noch bekanntgegeben. 

(Zurufe) 
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— Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Frak-
tion hält eine Fraktionssitzung ab. Es ist nicht anzu-
nehmen, daß wir noch heute zur weiteren Beratung 
dieses Gesetzentwurfs oder anderer Punkte kom-
men. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Freitag, den 4. Juli, 9.30 
Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.01 Uhr) 
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Anlage zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. van Aerssen * 4. 7. 
Dr. Ahrens ** 4. 7. 
Dr. Aigner * 4. 7. 
Alber ** 4. 7. 
Dr. Bangemann * 3. 7. 
Dr. Barzel 4. 7. 
Baum 4. 7. 
Dr. Blüm * 4. 7. 
Blumenfeld * 3. 7. 
Frau von Bothmer ** 4. 7. 
Büchner (Speyer) ** 4. 7. 
Dr. Evers ** 4. 7. 
Fellermaier * 4. 7. 
Flämig ** 4. 7. 
Frau Dr. Focke * 4. 7. 
Friedrich (Würzburg) * 4. 7. 
Dr. Fuchs * 4. 7. 
Dr. Geßner ** 4. 7. 
von Hassel * 4. 7. 
Dr. Holtz ** 3. 7. 
Hoppe 4. 7. 
Katzer * 4. 7. 
Dr. h. c. Kiesinger 4. 7. 
Kittelmann ** 4. 7. 
Dr. Klepsch * 4. 7. 
Lagershausen ** 4. 7. 
Lenzer ** 4. 7. 
Lücker * 4. 7. 
Luster * 4. 7. 
Dr. Mende ** 4. 7. 
Dr. Müller ** 4. 7. 
Dr. Pfennig * 4. 7. 
Reddemann ** 4. 7. 
Scheffler ** 4. 7. 
Frau Schleicher * 4. 7. 
Schmitz (Baesweiler) 4. 7. 
Dr. Schwencke (Nienburg) * 4. 7. 
Seefeld * 4. 7. 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim ** 4. 7. 
Dr. Sprung 4. 7. 
Ueberhorst ** 4. 7. 
Dr. Vohrer ** 4. 7. 
Walkhoff 4. 7. 
Frau Dr. Walz * 4. 7. 
Weber (Heidelberg) 4. 7. 
Wischnewski 3. 7. 
Dr. Wulff 4. 7. 
Zebisch ** 4. 7. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par-
laments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 




	229. Sitzung
	Bonn, Donnerstag, den 3. Juli 1980
	Inhalt
	Redetext
	Anlage zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1




